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Erlauterungen

Allgemeiner Teil
Hauptgesichtspunkte des Entwurfs:

Am 27. April 2016 wurde die Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABL. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1 (in der Fassung
der Berichtigung ABI. Nr. L 314 vom 22.11.2016 S. 72), beschlossen. Die Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) ist am 25. Mai 2016 in Kraft getreten, kommt ab 25. Mai 2018 zur Anwendung und hebt mit
25. Mai 2018 die Richtlinie 95/46/EG auf.

Der sachliche Anwendungsbereich der DSGVO ist umfassend. Die DSGVO gilt gemaf3 Art. 2 Abs. 1 fiir
die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie fiir die nicht
automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder
gespeichert werden sollen. Gemdl3 Art. 2 Abs. 2 lit. d gilt die DSGVO nicht fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die zustindigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung.

Wenngleich die DSGVO unmittelbare Geltung erlangt, bedarf sie in zahlreichen Bereichen der
Durchfiihrung ins innerstaatliche Recht (zB die Errichtung der Aufsichtsbehdrde nach Art. 51 Abs. 1 iVm
Art. 54 Abs. 1 lit.a DSGVO). Dariiber hinaus enthdlt die DSGVO auch Regelungsspielrdume
(,,Offnungsklauseln®), die fakultativ von den Mitgliedstaaten genutzt werden konnen. Wihrend die
notwendige Durchfithrung der DSGVO iiberwiegend im Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. 1
Nr. 165/1999, in der Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBIL. I Nr. 120/2017, erfolgt,
werden Offnungsklauseln nur zu einem geringen Teil direkt im DSG geregelt.

Der iiberwiegende Teil der Offnungsklauseln fillt nicht in den Bereich der allgemeinen Angelegenheiten
des Datenschutzes, deshalb werden diese nicht im DSG geregelt. Jedoch kann — soweit erforderlich — in
spezifischen Materiengesetzen eine entsprechende Festlegung erfolgen (siche dazu den Bericht des
Verfassungsausschusses zur Regierungsvorlage des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 (1761 BIgNR
25. GP 1), welcher zB auf Art. 23 DSGVO hinweist, wonach durch Rechtsvorschriften der Union oder
der Mitgliedstaaten die Pflichten und Rechte gemél den Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO unter bestimmten
Voraussetzungen gesetzlich beschrinkt werden konnen).

Aus diesen Griinden sind umfassende Anderungen im innerstaatlichen Datenschutzrecht erforderlich, die
hinsichtlich der allgemeinen Angelegenheiten des Datenschutzes bereits durch die Erlassung des
Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 vorgenommen wurden, im Hinblick auf die spezifischen
Datenverarbeitungen in den jeweiligen Materiengesetzen jedoch noch ausstehen und nun gesammelt im
gegenstindlichen  Sammelgesetz  erfolgen sollen. Dabei sollen die materienspezifischen
Datenschutzregelungen mit der neuen datenschutzrechtlichen Terminologie in Einklang gebracht werden
sowie die sonstigen formellen und inhaltlichen Adaptierungen erfolgen. Im Hinblick auf das
unionsrechtliche  Transformationsverbot sollen jedoch nur die unbedingt erforderlichen
Durchfiihrungsreglungen zur DSGVU erlassen werden bzw. sollen Abweichungen nur im Falle
materienspezifischer Notwendigkeit erfolgen.

Die Mitgliedstaaten konnen zudem gemiB Art. 6 Abs. 2 DSGVO spezifischere Bestimmungen zur
Anpassung der Anwendung der Vorschriften der DSGVO in Bezug auf die Verarbeitung
personenbezogener Daten zur Erfiillung von Art. 6 Abs. 1 lit.¢c und e DSGVO beibehalten oder
einflihren, indem sie spezifische Anforderungen fiir die Verarbeitung sowie sonstige Malnahmen préziser
bestimmen, um eine rechtmifBige und nach Treu und Glauben erfolgende Verarbeitung zu gewéhrleisten,
einschlieBlich fiir andere besondere Verarbeitungssituationen gemaf} Kapitel IX der DSGVO.

Die materienspezifischen Anpassungen an die DSGVO sollen gleichzeitig mit der Anwendung der
DSGVO und dem Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 am 25. Mai 2018 in Kraft treten.

Weiters wurde mit dem Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 im DSG die — am gleichen Tag wie die
DSGVO beschlossene — Richtlinie (EU) 2016/680 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten durch die zustindigen Behdrden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates, ABI. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 89,
ins innerstaatliche Recht umgesetzt.



2 von 195

Im 3. Hauptstiick des DSG finden sich explizite Regelungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten
durch zustdndige Behdrden zum Zweck der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir
die offentliche Sicherheit, sowie zum Zweck der nationalen Sicherheit, des Nachrichtendienstes und der
militdrischen Eigensicherung (§§ 36 ff). Wie im Bericht des Verfassungsausschusses (1761 BIgNR
25. GP 18) ausdriicklich klargestellt wird, gehen die einschldgigen materienspezifischen Regelungen zu
Datenverarbeitungen als leges speciales den allgemeinen Regelungen des 3. Hauptstiicks des DSG vor.
Die Anpassungen dieser materienspezifischen Regelungen erfolgen ebenfalls im Rahmen des
gegenstindlichen  Sammelgesetzes (siche etwa die vorgesehenen Regelungen in  der
Strafprozeordnung 1975 (StPO), BGBI. Nr. 631/1975, oder im Gerichtsorganisationsgesetzes (GOG),
RGBI. Nr. 217/1896).

Die vorgesehenen Anpassungsbestimmungen sollen durchwegs mit 25. Mai 2018 in Kraft treten. Nur in
Einzelfillen ist ein fritheres (zB bei redaktionellen Anderungen der der Kundmachung folgende Tag) oder
ein spateres (bei Anpassung noch nicht in Kraft stehender Bestimmungen) vorgesehen.

Kompetenzgrundlagen:

Die Kompetenzgrundlagen der vorgeschlagenen Regelungen entsprechen im Wesentlichen jenen der
zahlreichen geédnderten Bundesgesetze und umfassen daher verschiedenste Tatbestinde der
Kompetenzartikel der Bundesverfassung. Sie sind ausnahmsweise jeweils im Besonderen Teil angefiihrt.

Besonderer Teil

Zum 1. Hauptstiick (Bundeskanzleramt)

Allgemeines:

Aufgrund der im Allgemeinen Teil genannten neuen datenschutzrechtlichen Vorgaben haben die
gesetzlich geregelten Datenverarbeitungen ab dem 25.Mai 2018 den durch die Datenschutz-
Grundverordnung geénderten Anforderungen zu geniigen, weshalb etliche Materiengesetze, die in den
legistischen Zusténdigkeitsbereich des Bundeskanzleramtes fallen, anzupassen sind. Da geméill § 69
Abs. 8 DSG — im Rahmen der europa- und verfassungsrechtlichen Vorgaben — vom DSG abweichende
Regelungen in Bundes- und Landesgesetzen zuldssig sind, sollen die einschligigen materienspezifischen
Regelungen im Bereich des Datenschutzes als leges speciales den allgemeinen Regelungen des neuen
DSG vorgehen.

Im Hinblick auf die Verbote der speziellen Transformation, der inhaltlichen Prézisierung sowie der
inhaltlichen Wiederholung einer EU-Verordnung sollen nur die unbedingt erforderlichen Regelungen der
Verordnung durchgefiihrt werden bzw. sollen Abweichungen nur im Falle materienspezifischer
Notwendigkeit erfolgen. Das bisher vorgesehene Datenschutzniveau soll dabei jedoch keinesfalls
unterschritten werden.

Insbesondere ist beabsichtigt, die derzeitigen Anforderungen fiir Datenverarbeitungen — z. B. im Hinblick
auf Verarbeitungszweck und offentliches Interesse — zu konkretisieren, um die RechtmiBigkeit der
Verarbeitung gemél Art. 6 Abs. 1 lit. e der Datenschutz-Grundverordnung zu gewihrleisten. Dariiber
hinaus soll der in der Verordnung normierte Grundsatz der Transparenz fiir die Betroffenen in den
Regelungen Beriicksichtigung finden. Zudem ist beabsichtigt, die in den Materiengesetzen vorgesehenen
Ubermittlungsnormen an die neuen Vorgaben anzupassen.

Die in den Materiengesetzen vorgesehenen Datensicherheitsmaflnahmen werden zudem im Hinblick auf
die neuen Datensicherheitsbestimmungen in Art. 32, die im Anwendungsbereich der Datenschutz-
Grundverordnung unmittelbar zur Anwendung gelangen, angepasst.

Uberdies sollen die materienspezifischen Datenschutzregelungen mit der neuen datenschutzrechtlichen
Terminologie in Einklang gebracht werden sowie eine Adaptierung der bisherigen Verweise erfolgen.

Zum 1. Abschnitt (Kunst und Medien)

Zu Art. 1 (Anderung des Bundesarchivgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 13 (wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv- und Bibliotheksdienst, Angelegenheiten der
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kiinstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen und Einrichtungen des Bundes), Art. 10 Abs. 1 Z 16
(Einrichtungen der Bundesbehdrden und sonstigen Bundesdmter), Art. 17 und soweit sich der
Gesetzentwurf auf die durch Bundesgesetz eingerichteten juristischen Personen o6ffentlichen Rechts
bezieht, stiitzt er sich auf die entsprechende Kompetenzbestimmung, auf der das betreffende Gesetz
beruht, mit dem die betreffende Einrichtung errichtet wurde,

Zu Art. 1 Z 1 bis 6 (§ 5 Abs. 2 und 3, 7 Abs. 1 und 4, 8 Abs. 5 sowie § 11 Abs. 1):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Gemail Art. 4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung sind ,,personenbezogene Daten* alle Informationen,
die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natiirliche Person beziehen; als identifizierbar wird
eine natiirliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer
Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu
einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physiologischen,
genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identitit dieser natiirlichen Person
sind, identifiziert werden kann.

Die vorgeschlagene Ergénzung des § 5 Abs. 3 1. Satz stiitzt sich auf Art. 5 Abs. 1 lit. b der Datenschutz-
Grundverordnung, wonach personenbezogene Daten grundsétzlich nur fiir die Zwecke verwendet werden
diirfen, fiir die sie erhoben wurden, Die Verwendung dieser Daten fiir im 6ffentlichen Interesse liegende
Archivzwecke, fir wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke ist jedoch mit den
urspriinglichen Zwecken vereinbar.

Weiters sind gemif Art. 5 Abs. 1 lit. e der Datenschutz-Grundverordnung die personenbezogenen Daten
in einer Form zu speichern, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange ermoglicht, wie
es fur die Zwecke, fiir die sie verarbeitet werden, erforderlich sind; personenbezogene Daten diirfen
jedoch fiir im o6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke oder fiir wissenschaftliche und historische
Forschungszwecke linger gespeichert werden.

Die Ergéinzung des § 5 Abs. 3 2. Satz ist zur Klarstellung in Bezug auf den Datenschutzverantwortlichen
erforderlich, da Bundesdienststellen dem Osterreichischen Staatsarchiv vielfach Schriftgut tibergeben,
dieses aber nicht zur Ubernahme anbieten.

Verantwortliche gemidl Art. 4 Z7 iVm Art. 26 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung sind die
natiirliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam
mit anderen iiber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet. Das
Osterreichische Staatsarchiv darf erst nach Ubernahme des betreffenden Schriftgutes iiber dessen
Verarbeitung entscheiden.

Die vorgeschlagene Anderung des Einleitungssatzes im § 7 Abs. 1 ist erforderlich, da das mit 25. Mai
2018 in Kraft tretende Datenschutzgesetz, BGBI I Nr. 120/2017 generell kein Auskunftsrecht der
betroffenen Personen normiert. Dieses Recht ergibt sich unmittelbar aus Art. 15 der Datenschutz-
Grundverordnung. Nach Artikel 89 Abs.2 und 3 der Datenschutz-Grundverordnung konnen die
Auskunfts- und Informationsrechte der betreffenden Personen zu personenbezogenen Daten durch die
Mitgliedstaaten eingeschrinkt werden, wenn diese fiir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke
oder fiir wissenschaftliche und historische Forschungszwecke verarbeitet werden und die Auskunfts- und
Informationspflicht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unméglich macht
oder ernsthaft beeintrdchtigt. Das im derzeit geltenden § 7 Bundesarchivgesetz normierte Recht auf
Auskunft und Gegendarstellung kann daher weiter in Geltung stehen.

Zu Art. 1Z7 (§ 19 Abs. 3):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 2 (Anderung des Bundesstatistikgesetzes 2000)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 13 (Volkszdhlungswesen sowie — unter Wahrung der Rechte der Lénder, im eigenen Land jegliche
Statistik zu betreiben — sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den Interessen eines einzelnen Landes
dient) und Art. 17 B-VG (Stellung des Bundes als Trager von Privatrechten).
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Zu Art. 2 Z 3 (§ 3 Z 3 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Nach Art.3 Z6 der Verordnung (EG) Nr.223/2009 iiber die Gemeinschaftsstatistiken ist eine
»Statistische Einheit* die Grundbeobachtungseinheit, das heifit eine natiirliche Person, ein Haushalt, ein
Wirtschaftsteilnehmer oder eine sonstige Unternehmung, auf die sich die Daten beziehen.

Zu Art. 2 Z 4 (§ 3 Z 15 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Nach Art. 1 der Verordnung (EG) Nr.223/2009 iber die Gemeinschaftsstatistiken schafft diese
Verordnung einen Rechtsrahmen fiir die Entwicklung, Erstellung und Verbreitung europdischer
Statistiken.

Gemil Art.3 der Datenschutz-Grundverordnung ist diese Verordnung auf die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten natiirlicher Personen anzuwenden.

Gemil Art. 4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung sind ,,personenbezogene Daten* alle Informationen,
die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natiirliche Person beziehen; als identifizierbar wird
eine natiirliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer
Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu
einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physiologischen,
genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identitit dieser natiirlichen Person
sind, identifiziert werden kann.

In Kapitel XI der Datenschutz-Grundverordnung sind zwar Abgrenzungsregelungen zu anderen
Rechtsnormen enthalten, eine solche Regelung besteht in Bezug auf die Verordnung (EG) Nr. 223/2009
tiber die Gemeinschaftsstatistiken nicht.

Beide Verordnungen bestehen somit nebeneinander, wobei bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten primér die Datenschutz-Grundverordnung gilt, sofern die Verordnung (EG) Nr. 223/2009 tiber die
Gemeinschaftsstatistiken nicht spezielle Regelungen fiir die Verarbeitung von personenbezogenen Daten
enthdlt.

Dafiir spricht, dass die Datenschutz-Grundverordnung in Bestimmungen vielfach auf die Verarbeitung
von personenbezogenen Daten fiir statistische Zwecke Bezug nimmt (z. B. Art. 5 Z 1 lit. b und ¢, Art. 9
Abs. 2 lit. j, Art. 14 Abs. 5 1it. b, Art 17 Abs. 3 1t. d, Art. 89).

Im Erwigungsgrund 163 der Datenschutz-Grundverordnung wird darauf hingewiesen, dass die
Verordnung (EG) Nr.223/2009 {iiber die Gemeinschaftsstatistiken genauere Bestimmungen zur
Vertraulichkeit europdischer Statistiken enthédlt. Dadurch wird deutlich, dass sich die
Vertraulichkeitsregelungen der Verordnung (EG) Nr.223/2009 nicht auf die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten an sich, sondern auf das statistische Ergebnis und den darin enthaltenen
personenbezogenen Daten bezieht. Im Vorfeld der Verarbeitung von personenbezogenen Daten fiir die
Statistiken gilt daher die Datenschutz-Grundverordnung.

GemdB Art.3 Z7 der Verordnung (EG) Nr.223/2009 iiber die Gemeinschaftsstatistiken sind
»vertrauliche Daten* Daten, die eine direkte oder indirekte Identifizierung statistischer Einheiten moglich
machen und dadurch Einzelinformationen offenlegen. Bei der Entscheidung, ob eine statistische Einheit
identifizierbar ist, sind alle Mittel zu beriicksichtigen, die nach verniinftigem Ermessen von einem Dritten
angewendet werden konnten, um die statistische Einheit zu identifizieren.

GemidB Art. 3 Z 6 dieser Verordnung ist die ,,Statistische Einheit die Grundbeobachtungseinheit, das
heift eine natiirliche Person, ein Haushalt, ein Wirtschaftsteilnehmer oder eine sonstige Unternehmung,
auf die sich die Daten beziehen.

Damit ist der Begriff ,,vertrauliche Daten* der weitere Begriff als der Begriff ,,personenbezogene Daten*
nach der Datenschutz-Grundverordnung, da dieser nur Daten natiirlicher Personen umfasst.

Nach Art. 20 Abs.2 der Verordnung (EG) Nr.223/2009 iiber die Gemeinschaftsstatistiken diirfen
vertrauliche Daten, die ausschlieBlich fiir die Erstellung europdischer Statistiken erhoben wurden, von
den , Nationalen Statistischen Amtern® und anderen einzelstaatlichen Stellen und von der Kommission
(Eurostat) ausschlieBlich fiir statistische Zwecke verwendet werden, es sei denn, die statistische Einheit
hat unmissversténdlich ihre Zustimmung zur Verwendung der Daten zu anderen Zwecken erteilt.

GemiB Art. 23 der Verordnung (EG) Nr.223/2009 {iber die Gemeinschaftsstatistiken darf
Wissenschaftlern, die fiir wissenschaftliche Zwecke statistische Analysen durchfithren, Zugang zu
vertraulichen Daten, die nur die indirekte Identifikation der statistischen Einheiten ermoglichen, gewéhrt
werden. Diese Regelung fiir den Zugang von Wissenschaftlern zu den in Rahmen von Statistiken
erhobenen personenbezogenen Daten ist damit restriktiver als nach der Datenschutz-Grundverordnung.
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Zu Art. 2 7.5 (§ 4 Abs. 3 Z 8 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die Differenzierung zwischen Daten natiirlicher Personen und Daten von Unternehmen ist erforderlich,
da nach der Datenschutz-Grundverordnung der Begriff ,,personenbezogene Daten® auf Daten natiirlicher
Personen eingeschrinkt ist. Ist das Unternehmen eine natiirliche Person ist zwischen Daten der
natiirlichen Person und den Unternehmensdaten streng zu differenzieren, wobei nur die
Identifikationsdaten (Name ud) des Unternehmens mit den Identifikationsdaten der betreibenden
natiirlichen Person identisch sind.

Zu Art. 2 Z 6 bis 9 (Uberschrift zu § 5, § 5 Abs. 1 und 2 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Zu Art. 2 Z.10 (§ 5 Abs. 6 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Zum Verhiltnis der Begriffe ,personenbezogene Daten und ,vertrauliche Daten* siche die
Ausfithrungen unter Z 3.

Soweit Datenverarbeitungen aufgrund EU-rechtlicher Verpflichtungen Osterreichs notwendig sind,
entzieht sich die Datenfolgenabschitzung der Ingerenz Osterreichs. Diese hiitte das normerlassende EU-
Organ (Europdische Kommission oder EU-Rat) bei der Normerlassung vorzunehmen, da die
Datenschutz-Grundverordnung fiir die Organe der EU auch gilt. Aulerdem werden in den betreffenden
EU-rechtlichen Verpflichtungen um einen einheitlichen européischen Standard im Bereich der Statistik
sicherzustellen, festgelegt, welche personenbezogenen bzw. unternehmensbezogene Daten fiir die
jeweilige Statistik durch die einzelnen nationalen statistischen Amtern —-NSA (in Osterreich vornehmlich
die Bundesanstalt Statistik Osterreich) zu erheben sind.

In §5 Abs.1 iVm §4 Abs.1 und §8 Abs.1 ist klargestellt, dass die personenbezogene und
unternehmensbezogene Erhebung von Daten nur vorgenommen werden darf, soweit eine solche durch
einen innerstaatlich unmittelbar wirksamen internationalen Rechtsakt (EU-Verordnung, EU-Richtlinie,
durch Bundesgesetz oder durch eine Verordnung des zustindigen Bundesministers angeordnet ist. Da
derartige Rechtsakte im Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften bzw. im Bundesgesetzblatt
kundgemacht sind, besteht groBtmdgliche Transparenz in diesem Bereich iiber die Befugnisse der Organe
der Bundesstatistik (z,B Bundesanstalt Statistik Osterreich).

Weiters wird im Bundesgesetz zwischen personenbezogenen Daten natiirlicher Personen und
unternehmensbezogenen Daten unterschieden.

Diese Unterscheidung dient der groBeren Datensicherheit vor allem der personenenbezogenen Daten
natiirlicher Personen. Natiirliche Personen fithren vielfach auch Unternehmen. Man denke in diesem
Zusammenhang beispielsweise an Arzte, Steuerberater, Ziviltechniker ui. Wiirde eine Unterscheidung
wischen personenbezogener Daten natiirlicher Personen und unternehmensbezogener Daten erfolgen, so
kidme es zu einer Vermengung von fiir statistische Zwecke erhobenen hochst personlichen Daten (zB
Familienstand, private Wohnadresse, Kinder, Bildungsdaten ud) und der Unternechmensdaten der
betroffenen natiirlichen Person.

Aus diesem Grunde ist im vorgeschlagenen § 15 Abs. 1 normiert, dass unverziiglich nach der Erhebung
von personenbezogenen Daten natiirlicher Personen deren Identitdtsdaten zu beseitigen und durch das
bereichsspezifische Personenkennzeichen Amtliche Statistik (bPK-AS) zu ersetzen sind. Die
Bundesanstalt darf weiters keine Aufzeichnungen fithren, aus denen hervorgeht, welcher natiirlichen
Person welches bPK-AS zuzuordnen ist. Die Identitdtsdaten der natiirlichen Personen sind nicht mit dem
bPK-AS zu ersetzen, sondern zu verschliisseln, wenn die betreffenden personenbezogenen Daten fiir die
im § 15 Abs. 2 taxativ aufgezéhlten statistischen Zwecke weiter bendtigt werden.

Nach der Erhebung unternehmensbezogener Daten (somit auch jener Unternehmensdaten der natiirlichen
Personen) ist die Identitdt des Unternehmens zu 16schen oder ebenfalls zu verschliisseln, wenn dies Daten
fiir weiter Unternehmensstatistiken bendtigt werden § 15 Abs. 2).

Die Schliissel sind getrennt von den verschliisselten Daten aufzubewahren (§ 15 Abs. 3) und die
Entschliisselung der Daten darf nur fiir die im Gesetz aufgezihlten statistischen Zwecke erfolgen. Die
Entschliisselung wird von der Bundesanstalt protokolliert. Bedienstete der Bundesanstalt haben nur
Zugang zu jenen Daten, die sie fiir die Wahrnehmung ihrer dienstlichen Aufgaben bendtigen. Die
Zugriffe werden im EDV-Protokoll festgehalten.

SchlieBlich ist in § 17 eine besondere gerichtliche Strafbestimmung fiir den Fall der Verletzung des
Statistikgeheimnisses normiert.
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Zu Art. 2 Z. 11 (§ 8 Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Zu Art. 2 7. 12 (§ 15 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung. AuBerdem sind die Anderungen erforderlich, da nach der Datenschutz-
Grundverordnung der Begriff ,,personenbezogene Daten auf Daten natiirlicher Personen eingeschrinkt
ist und andererseits aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 223/2009 iiber die Gemeinschaftsstatistiken die
Vertraulichkeit auch von unternehmensbezogenen Daten sicherzustellen ist.

Die in Abs. 1 vorgesehene Nichtanwendung der Art. 15 (Auskunftsrecht der betroffenen Personen), 16
(Recht auf Berichtigung), 18 (Recht auf Einschriankung der Verarbeitung) und 21 der Datenschutz-
Grundverordnung (Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener
Daten) ist in Art. 89 Abs. 2 der Datenschutz-Grundverordnung gedeckt, da diese Rechte aufgrund der
Vielzahl, Vielfalt und des Umfangs der im Zuge der statistischen Erhebungen anfallenden
personenbezogenen Daten ernsthaft die Verarbeitung dieser Daten fiir statistische Zwecke beeintrachtigen
wiirden. Vor allem Verfahren im Zusammenhang mit den Rechten auf Berichtigung, auf Einschrinkung
der Verarbeitung und Widerspruch gegen die Verarbeitung wiirde die nach den EU-Vorgaben geforderte
rechtzeitige Erstellung von Statistiken gefdhrden, wenn von diesen Rechten in einer Mehrzahl Gebrauch
gemacht wird.

AuBerdem kann dem Recht auf Auskunftserteilung nur mit groBem Verwaltungsaufwand nachgekommen
werden, da die von den Organen der Bundesstatistik erhobenen Daten nach Abs. 1 bis 3 unverziiglich zu
verschliisseln sind und diese zur Auskunftserteilung erst in jedem Einzelfall aufwindig zu entschliisseln
wiren, um den Personenbezug wiederherzustellen.

Das Recht auf Berichtigung kann iiberdies bei den Organen der Bundesstatistik nicht durchgesetzt
werden, da die Daten bei den betroffenen Personen unmittelbar erhoben wurden und somit von diesen
selbst stammen oder als Verwaltungsdaten bei Behdrden oder aus 6ffentlichen Registern erhoben werden.
Das Recht auf Berichtigung miisste der Betroffene daher bei der betreffenden Behdrde oder beim
betreffenden 6ffentlichen Register geltend machen.

Ein Widerspruch gegen die Verarbeitung der personenbezogenen Daten geht ebenso ins Leere, da nach
Art. 20 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 223/2009 iiber die Gemeinschaftsstatistiken diese Daten
ausschlieBlich fiir statistische Zwecke verwendet werden diirfen und die Erstellung von Statistiken gemaf
§ 4 einer Anordnung durch einen innerstaatlich unmittelbar wirksamen internationalen Rechtsakt, durch
Bundesgesetz oder durch Verordnung bedarf.

Zu Art. 2 Z.13 und 14 (§ 17 Abs. 1 bis 3 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Zu Art. 2 7. 15 (§ 24 Z 7 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Verordnung (EG)
Nr. 223/2009 iiber die Gemeinschaftsstatistiken.

Zu Art. 2 7,16 (§ 25a Abs. 1 und 3 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Zu Art. 2 Z.17 (§ 26 Abs. 1 des Bundesstatistikgesetzes 2000):
Die Anderung ist durch die vorgeschlagene Anderung des § 15 Abs. 2 Z 5 bedingt.
Zu Art. 2 Z 18 bis 20 (§ 27 Abs. 2 und 3 sowie § 31 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Zu Art. 2 Z.22 (§ 73 Abs. 10 des Bundesstatistikgesetzes 2000):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.
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Zu Art. 3 (Anderung des Informationssicherheitsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 2 B-VG (,,auBere Angelegenheiten), Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (,,Strafrechtswesen®), Art. 10 Abs. 1 Z 7
(,»Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit einschlieSlich der ersten allgemeinen
Hilfeleistung, jedoch mit Ausnahme der ortlichen Sicherheitspolizei®) und Art. 10 Abs. 1 Z 15 B-VG
(,,militarische Angelegenheiten®).

Zu Art.3 Z 1 bis 2 (§ 3 Abs. 3 sowie § 12 Abs. 4b):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Zu Art.37.3 (§ 18):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 4 (Anderung des Kiinstler-Sozialversicherungsfondsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 13 B-VG (,,Stiftungs- und Fondswesen®) und Art. 17 B-VG (,,Stellung des Bundes als Trager von
Privatrechten®).

Zu Art. 47 1 bis 4 (§ 13):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung.

Die Erginzung des Abs. 1 durch die Z 8 ist erforderlich, da nach § 25¢ iVm §25a Z 1, 3 und 4
Kiinstlerinnen/Kiinstler im Krankheitsfall unter bestimmten Voraussetzungen Beihilfen zur Deckung des
notwendigen Lebensunterhalts, fiir Medikamente und medizinische Behandlungen und Kuraufenthalte
beim Fond ansprechen kdnnen. Um das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Gewédhrung
der Beihilfe beurteilen zu kénnen, miissen Gesundheitsdaten der betroffenen Kiinstlerinnen/Kiinstler
verarbeitet werden Die betreffende Bestimmung soll die gesetzliche Voraussetzung hiefiir im Sinne der
Datenschutz-Grundverordnung schaffen.

Zu Art. 472 (§ 30 Abs. 9):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 5 (Anderung des Mediengesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 6 B-VG (,,Pressewesen).

Zu Art. 571 (§ 43b Abs.9):
Der Hinweis auf das am 25. Mai 2018 nicht mehr existente ,,DSG 2000 hat zu entfallen.
Zu Art. 572 (§ 55 Abs. 10):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 6 (Anderung des ORF-Gesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 9 B-VG (,,Post- und Fernmeldewesen) und auf Art. I Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes iiber die
Sicherung der Unabhédngigkeit des Rundfunks, BGBI. Nr. 396/1974.

Zu Art. 6 Z 1 bis 2 (§ 4f Abs. 2 Z 23 sowie § 18 Abs. 4 zweiter Satz):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung. Im Ubrigen handelt es sich um Anpassung an die Terminologie und die
Bestimmungen des DSG. Zu den personenbezogenen Daten iiber das Verhalten des einzelnen Nutzers,
aufgrund deren Speicherung eine (unzuldssige) Individualisierung erfolgt, zdhlt etwa der Browser-
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Verlauf, die Haufigkeit der Besuche auf einer bestimmten Seite oder die in Suchmaschinen eingegebenen
Begriffe, im Zusammenbhalt mit einer bestimmten IP-Adresse.

Zu Art. 6 Z 3 (§ 49 Abs. 18):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 7 (Anderung des Presseforderungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 17 B-VG
(,,Stellung des Bundes als Tréger von Privatrechten®).

Zu Art. 771 (§ 2 Abs. S dritter Satz):

Die vorgeschlagenen Apderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung. Im Ubrigen handelt es sich um Anpassung an die Terminologie und die
Bestimmungen des DSG.

Zu Art.7Z2 (§ 17 Abs. 8):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 8 (Anderung des Medienkooperations- und -forderungs-Transparenzgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf § 1 Abs. 4 des
Bundesverfassungsgesetzes iiber die Transparenz von Medienkooperationen sowie von Werbeauftrigen
und Forderungen an Medieninhaber eines periodischen Mediums (BVG Medienkooperation und
Medienforderung — BVG MedKF-T), BGBI. I Nr. 125/2011.

Zu Art.8Z 1 (§ 2 Abs. 3 und in § 3 Abs. 3 und 6):

Die vorgeschlagenen Apderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung. Im Ubrigen handelt es sich um Anpassung an die Terminologie und die
Bestimmungen des DSG.

Zu Art. 8 Z2 (§ 7 Abs. 4):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.
Zum 2. Abschnitt (Familien und Jugend)

Zu Art. 9 (Anderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 17 B-VG (,,Bevolkerungspolitik, soweit sie die Gewdhrung von Kinderbeihilfen und die Schaffung
eines Lastenausgleiches im Interesse der Familie zum Gegenstand hat*).

Zu Art. 9 Z 1 bis 6 (§ 46a):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Datenschutz-
Grundverordnung sowie der Prézisierung der Rechtsgrundlagen fiir die bereits laufende Verarbeitung.

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass fir die Vollzichung von Belangen des
Familienlastenausgleichs durch die Abgabenbehdrden die Bundesabgabenordnung Anwendung findet.
Insofern gelten die Regelungen der Bundesabgabenordnung iiber den Datenschutz (vgl. dazu den
vorgesehenen Art. 70) auch in Bezug auf die Auszahlung von Beihilfen wie etwa der Familienbeihilfe.

Zu Art. 9 Z 7 (§ 55 Abs. 37):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.
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Zu Art. 10 (Anderung des Kinderbetreuungsgeldgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 17 B-VG (,,Bevolkerungspolitik, soweit sie die Gewdhrung von Kinderbeihilfen und die Schaffung
eines Lastenausgleiches im Interesse der Familie zum Gegenstand hat®).

Zu Art. 10 Z 1 bis 6 (§ 25 Abs. 2, Uberschrift zu § 36, § 36 bis 37b und § 50 Abs. 21):

Mit Einfiihrung des Kinderbetreuungsgeldes im Jahr 2002 wurde bei der Niederosterreichischen Gebiets-
krankenkasse das Kompetenzzentrum Kinderbetreuungsgeld eingerichtet. Diese hat das EDV-Programm
als Informationsverbundsystem entwickelt, auf welches alle administrierenden
Krankenversicherungstrager (KV-Trager) zugreifen. Das Kompetenzzentrum fungiert somit als
Drehscheibe und wickelt va auch die Kommunikation mit dem Bundeskanzleramt (FLAF) ab, erstellt
Statistiken bzw. ist fiir die Auszahlung der Leistungen zustidndig. Die Verfahren obliegen jedoch den
einzelnen Krankenversicherungstragern, wobei die Niederosterreichische Gebietskrankenkasse somit eine
Doppelfunktion als Kompetenzzentrum und als administrierender KV-Trager innehat. In der Folge wurde
das Kompetenzzentrum auch noch als Verbindungsstelle im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 883/2004
eingerichtet.

Es wird nun eine Anpassung an die DSGVO vorgenommen und eine Kinderbetreuungsgeld-Datenbank
eingerichtet, wobei es sich dabei jedoch nur um eine rechtliche Umwandlung des bisherigen
Informationsverbundsystems in eine Kinderbetreuungsgeld-Datenbank handelt.

Die Niederosterreichische Gebietskrankenkasse als Kinderbetreuungsgeld-Kompetenzzentrum wird
aufgrund ihrer schon bisherigen Sonderrolle als Verantwortliche im Sinne der DSGVO eingesetzt. Sie ist
auch fiir die technische Errichtung, Betreibung, Wartung usw. der Datenbank zusténdig, wobei die Daten
aus dem bisherigen Informationsverbundsystem in der zukiinftigen Datenbank weitergefiihrt werden,
sodass Kontinuitdt gewéhrleistet ist.

Die Datenbank wird derart ausgestaltet, dass sowohl die administrierenden Krankenversicherungstrager
als auch das Kompetenzzentrum selbst sowie der Hauptverband der Sozialversicherungstrager und die
Abgabenbehorden jene personenbezogenen Daten iibermitteln, die fiir den Vollzug des KBGG
erforderlich sind. Solche Daten sind also all jene Daten, die bendtigt werden, um das Gesetz zu
vollziehen, wobei auch auf alle anderen anzuwendenden Bestimmungen wie etwa die europarechtlichen
Koordinierungsregelungen  (zB ~ Verordnung (EG)  Nr. 883/2004), Wiener Konventionen,
Amtssitzabkommen usw. Bedacht zu nehmen ist.

Die weitere Verarbeitung erfolgt dann in dieser Datenbank, wobei die Verarbeitung laut DSGVO
beispielsweise das Erfassen, die Organisation, das Speichern, die Anderung, das Auslesen, das Abfragen
oder etwa den Abgleich der Daten umfasst.

Die von der Niederdsterreichischen Gebietskrankenkasse in ihrer Funktion als Kompetenzzentrum oder
Verbindungsstelle erhobenen Daten miissen ebenfalls in die Datenbank eingespeist und zur Verfiigung
gestellt werden. Weiters werden Zugriffs- und Verarbeitungsrechte fiir alle administrierenden
Krankenversicherungstrager und die Niederosterreichische Gebietskrankenkasse in ihren Funktionen als
Kompetenzzentrum und Verbindungsstelle geregelt.

Dem Kompetenzzentrum, welches schon bisher mit den Datenmeldungen an das DVR- Register bei der
Datenschutzkommission betraut war, obliegt kiinftig das Fiihren des Verzeichnisses im Sinne des Art. 30
der DSGVO.

Dem Bundeskanzler sind vom Kompetenzzentrum wie bisher Statistiken aus der Datenbank zur
Verfligung zu stellen.

Es handelt sich bei dieser Novelle im Grunde nur um eine terminologische Anpassung an die
Begrifflichkeiten der DSGVO.

Die Umwandlung vom Informationsverbundsystem zu einer Datenbank sowie die laufenden Wartungs-
und Entwicklungskosten der Datenbank fithren nach derzeitigem Kenntnisstand de facto zu keinen
Mehrkosten, da es sich um eine rein rechtliche und keine faktische Implementierung einer neuen
Datenbank handelt. Die laufende Finanzierung erfolgt wie bisher aus dem Familienlastenausgleichsfonds.
Auch etwaige Weiterentwicklungs- und Wartungskosten werden wie bisher aus dem FLAF getragen.

Zu Art. 10 Z 7 (§ 50 Abs. 21):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.
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Zu Art. 11 (Anderung des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes 2013)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 12 Abs. 1
Z 1 B-VG (,,Mutterschafts-, Sduglings- und Jugendfiirsorge sowie Armenwesen) und Art. 10 Abs. 1 Z 6
B-VG ,,Zivilrechtswesen®.

Zu Art. 11 Z 1 bis 6 und 8 bis 12, 14, 15 und 17 (§ 8 und 40):
Es wird eine Anpassung an die Terminologie der DSGVO vorgenommen:

/}nstelle des Begriffs ,,Daten” wird der Begriff ,personenbezogene Daten* verwendet. Eine inhaltliche
Anderung erfolgt nicht.

Der Begriff der ,,Verarbeitung™ personenbezogener Daten gemi3 Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens* bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten. Die begrifflichen Anpassungen sind daher entsprechend vorzunehmen.

Weiters wird auch die Verarbeitung von Video- und Bildmaterial geregelt. Diese Materialien werden
zumeist im Rahmen diagnostischer und therapeutischer Settings erstellt und diirfen nur fiir die in § 40
Abs.1 und 3 normierten Zwecke (insbesondere Gefdhrdungsabkldrung, Erziehungshilfen,
Stellungnahmen an Gerichte) verarbeitet werden. Die Bestimmungen der §§ 12 und 13 DSG sind dabei
einzuhalten.

Zu Art. 11 Z 7 und 13 (§ 9 Abs. 4 und § 40 Abs. 5):

Die vorgesechenen Datensicherheitsmainahmen werden im  Hinblick auf die neuen
Datensicherheitsbestimmungen in Art. 32, die im Anwendungsbereich der DSGVO unmittelbar zur
Anwendung gelangen, aufgehoben.

Zu Art. 11 Z 19 (§ 40 Abs. 7):

Im Hinblick auf die geplante Weiterentwicklung des automatisierten Familienbeihilfenverfahrens soll
auch der Kinder- und Jugendhilfetriger ermichtigt werden, Daten an die Finanzverwaltung
weiterzugeben.

Zu Art. 11 Z 21 (§ 47):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 12 (Anderung des Bundesgesetzes iiber die Einrichtung einer Dokumentations-
und Informationsstelle fiir Sektenfragen)

Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 17 B-VG
(,,Stellung des Bundes als Tréger von Privatrechten®).

Zu Art. 12 Z 1 (§ 5):

Die aus dem Jahr 1998 stammenden Formulierungen sind an die derzeitigen Anforderungen fiir
Datenverarbeitungen —z.B. im Hinblick auf Verarbeitungszweck und Weitergabe von
personenbezogenen Daten — zu konkretisieren, um die RechtmiBigkeit der Verarbeitung gemal Art. 6
Abs. 1 lit. e DSGVO zu gewahrleisten.

§ 5 regelt ausdriicklich die Erlangung und Offenlegung von personenbezogenen Daten und trifft geeignete
MaBnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Personen, weshalb gemél Art. 14
Abs. 5 DSGVO die Abs. 1 bis 4 leg. cit. nicht zur Anwendung kommen.

AuBerdem wurden insbesondere jene Personen und Institutionen taxativ aufgezdhlt, an die
personenbezogene Daten weitergegeben werden diirfen.

Behorden sind 6ffentliche Dienststellen, die im Rahmen der Hoheitsverwaltung tétig sind.

Einrichtungen zur Betreuung, Erziehung und zum Unterricht von Minderjéhrigen sind Organisationen, die
nicht nur bestimmte Fertigkeiten vermitteln, wie Tanz- Ski- oder Musikschulen, sondern solche, die sich
regelméfig der ganzheitlichen Erziehung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen widmen. Dazu
zdhlen insbesondere Kinderbildungs- und —betreuungseinrichtungen, Schulen, Schiilerheime,
sozialpiddagogische Einrichtungen und Angebote der auBerschulischen Jugendarbeit.

Natiirliche und juristische Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen, sind solche, die
aufgrund ihrer Lebenssituation Informationen iiber Sekten oder sektendhnliche Aktivitdten benétigen um
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weitere (rechtlich) relevante Entscheidungen oder MaBinahmen zu treffen. Beispiele fiir solche Personen
sind etwa Eltern, deren minderjéhrige/r Tochter oder Sohn einer Gruppierung beitreten mochte, oder der
Betrieb, in dem ein/e Mitarbeiter/in eine Sekte oder sektendhnliche Gemeinschaft bewirbt.

Weiters wird im Sinne des Grundsatzes der Transparenz fiir die betroffenen Personen erstmals geregelt,
welche personenbezogenen Daten von Personen, die Informationen bei der Bundesstelle einholen oder
Beratung in Anspruch nehmen, verarbeitet werden diirfen. Diese Personen teilen ihre Daten der
Bundesstelle freiwillig mit und kdnnen auf Wunsch auch anonym bleiben. Die Dokumentation ist
notwendig, um bei mehrfachen Beratungsterminen an Ergebnisse vorangegangener Gespriche ankniipfen
zu konnen oder nachzuvollziehen, welches Informationsmaterial zugesendet wurde. Eine Weitergabe
dieser Daten ist im Sinne des Vertrauensschutzes nicht vorgesehen.

AuBerdem wird eine Anpassung an die Terminologie der DSGVO vorgenommen:

Das Wort ,,Betroffener” wird durch die Wortfolge ,,betroffene Person® ersetzt, ohne eine inhaltliche
Anderung der Regelung zu bewirken.

Der Begriff der ,,Verarbeitung™ personenbezogener Daten gemif Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens* bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten. Die begrifflichen Anpassungen sind daher entsprechend vorzunehmen.

§ 10 Abs. 1 letzter Satz wird aus systematischen Griinden in den § 5 {ibernommen.
Zu Art. 12 Z.2 (§ 10 Abs. 1):

Die bereits bisher geiibte Praxis im Bericht gemdf3 § 10 nur anonymisierte Daten zu verwenden, wird
nunmehr aus Griinden der Transparenz fiir betroffene Personen explizit im Gesetz normiert.

Im Hinblick auf den Grundsatz der Eigenverantwortung im Sinne des Art. 5 DSGVO entfillt der Bericht
der Bundesstelle fiir Sektenfragen gegeniiber dem zustdndigen Bundesminister (jetzt: Bundeskanzler bzw.
Bundesministerin fiir Frauen, Familien und Jugend) sowie die Berichtspflicht des Bundesministers
gegeniiber dem Datenschutzrat.

Der letzte Satz wird aus systematischen Griinden in den § 5 iibernommen.
Zu Art. 1273 (§ 11):

Untrennbar verbunden mit dem Schutz personenbezogener Daten ist die Festlegung von
Verschwiegenheitspflichten. Deshalb wurden diese unter Beriicksichtigung der Grundsitze des Art. 5
DSGVO iiberarbeitet.

Zu Art. 12 Z. 4 (§ 13 Abs. 2):

In dieser Bestimmung werden Verweise und die Bezeichnungen der Regierungsmitglieder angepasst.
Zu Art. 12 Z.5 (§ 14):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 13 (Anderung des Bundes-Jugendforderungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 17 B-VG
(,,Stellung des Bundes als Tréger von Privatrechten®).

Zu Art. 13 Z 1 bis 3 (§ 8 Abs. 2 und § 9):

Die Anforderungen fiir Datenverarbeitungen —zB im Hinblick auf Verarbeitungszweck — sind zu
konkretisieren, um die RechtmaBigkeit der Verarbeitung gemidfl Art. 6 Abs.1 lit. e DSGVO zu
gewihrleisten. Dariiber hinaus soll der in der Verordnung normierte Grundsatz der Transparenz fiir die
betroffenen Personen in den Regelungen Beriicksichtigung finden.

Daher wird die Erméichtigung zur Regelung des Datenschutzes in den Richtlinien (§ 8) aufgehoben und
eine entsprechende Bestimmung direkt in das Gesetz aufgenommen.

Zur Mitgliedschaft zu einer Jugendorganisation gemédfl § 2 Abs. 2 konnen auch Mitgliedschaften zu
Teilorganisationen oder regionalen Untergliederungen einer Organisation u.d. erfasst werden.

Daten zur fachlichen Eignungspriifung umfassen insbesondere Konzepte, Referenzen und
Befahigungsnachweise.

Zu den Daten zur wirtschaftlichen Eignungspriifung zdhlen z B Rechnungsabschliisse, Bilanzen oder
Bonititsauskiinfte.
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Angaben tiber Forderungen anderer Gebietskorperschaften und Rechtstriager dienen der Vermeidung von
Doppelforderungen fiir gleichartige Aufgabenbereiche.

Die Gewéhrung und der Nachweis der widmungsgeméfBen Verwendung von Férderungen wird im ELAK
des Bundes dokumentiert und entsprechend den Bestimmungen der Biiroordnung geloscht.

Zu Art. 137 4 (§ 12):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 14 (Anderung des Familienzeitbonusgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 11 (,,Sozialwesen®).

Zu Art. 14 Z.1 bis 3 (§ 4 Abs. 3, § 8, § 9 samt Uberschrift):
Es wird eine Anpassung des Familienzeitbonusgesetzes an die DSGVO vorgenommen.

Fiir den Familienzeitbonus wird keine eigene Datenbank errichtet, sondern werden die Daten in der
Kinderbetreuungsgeld-Datenbank verarbeitet. Die diesbeziiglichen Bestimmungen im KBGG gelten
daher sinngeméiB fiir das FamZeitbG.

Zu Art. 14 Z 4 (§ 12 Abs. 2):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zum 2. Hauptstiick (Offentlicher Dienst)
Allgemeines:

Es werden Anpassungen in den datenschutzrechtlichen Bestimmungen in den Dienstrechten an die
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) vorgenommen.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen im Vorblatt verwiesen.

Zu Art. 15 (Anderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).

Zu Art. 15Z 1 bis 5, 8, 13 und 17 (§ 48 Abs. 1, Uberschrift zu § 79¢, § 79¢ Abs. 2 und 5, § 79g Abs. 1
und § 79h BDG 1979):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht.
Zu Art. 15 Z 6 (§ 79¢ Abs. 2a BDG 1979):

Die Kontrolle zur Abwehr von Schiden an der IKT-Infrastruktur und zur Gewéhrleistung ihrer korrekten
Funktionsfdhigkeit und auch die Kontrolle bei begriindetem Verdacht einer groblichen
Dienstpflichtverletzung muss dem jeweils Verantwortlichen jedenfalls moglich sein, um den ihm
auferlegten Pflichten nachkommen und die ihm gewéhrten Rechte ausiiben zu kdnnen. Dass hierbei auch
besondere Kategorien personenbezogener Daten im Falle der unbedingten Erforderlichkeit verarbeitet
werden konnen, wird insbesondere auch im Hinblick auf die ermdglichte private IKT-Nutzung einer
Beamtin oder eines Beamten vorgesehen. Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener
Daten zu Kontrollzwecken wird auf Art. 9 Abs. 2 lit. b und g DSGVO gestiitzt. Unbedingt erforderlich ist
eine Verarbeitung zu Kontrollzwecken dann, wenn mit der Verarbeitung personenbezogener Daten
alleine nicht das Auslangen gefunden werden kann, um Schédden an der IKT-Infrastruktur abzuwehren,
ihre korrekte Funktionsfihigkeit zu gewéhrleisten oder um einem begriindeten Verdacht einer groblichen
Dienstpflichtverletzung nachzugehen. Fiir diesen Fall wird ein entsprechend hoheres Schutzniveau fiir
besondere Kategorien personenbezogener Daten vorgesehen. Die Information, dass besondere Kategorien
personenbezogener Daten verarbeitet werden, hat sich lediglich allgemein darauf zu beziehen, dass neben
personenbezogenen Daten auch besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden.
Direkt zur Verfiigung zu stellen bedeutet, dass die die Beamtin oder den Beamten betreffenden Daten des
Protokolls ohne Befassung von Zwischenvorgesetzten an sie oder ihn ergehen sollen. Der Beamtin oder
dem Beamten sind lediglich die sie oder ihn betreffenden Daten des Protokolls zur Verfiigung zu stellen.
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Es ist darauf zu achten, dass die Rechte Dritter nicht nachteilig beeinflusst werden, was insbesondere bei
namentlicher Nennung Dritter der Fall sein kann.

Zu Art. 15 Z7 (§ 79¢ Abs. 3 BDG 1979):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht und die Klarstellung, dass nicht
nur Inhalte tbertragener, sondern auch zu ibertragender Nachrichten unter den angefiihrten
Voraussetzungen kontrolliert werden diirfen.

Zu Art. 15 Z 9 und 11 (§ 79f Abs. 1 und 4 BDG 1979):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht und die Klarstellung, dass kein
Bezug auf Inhalte iibertragener oder zu iibertragender Nachrichten oder auf besondere Kategorien
personenbezogener Daten genommen werden darf. Ein allgemeiner Hinweis an die Leiterin oder den
Leiter der Dienststelle, dass Inhalte einer iibertragenen oder zu iibertragenden Nachricht oder besondere
Kategorien personenbezogene Daten betroffen sind, ist zuldssig.

Zu Art. 15 Z 10 und 14 (§ 79f Abs. 3 und § 79g Abs. 4 BDG 1979):

Die begriindeten Ausnahmefille, in denen ein ldngerer Beobachtungszeitraum festgesetzt wird, sind
schriftlich zu dokumentieren.

Zu Art. 15 Z 12 und 15 (§ 79f Abs. 5 und § 79g Abs. 6 BDG 1979):

Neben terminologischen Anpassungen an das neue Datenschutzrecht wird ein Recht zur Stellungnahme
gegeniiber der Leiterin oder dem Leiter der Dienststelle eingefiihrt.

Zu Art. 15 Z 16 (§ 79g Abs. 7 BDG 1979):

Neben terminologischen Anpassungen an das neue Datenschutzrecht wird die Dokumentationspflicht
erweitert und ein Recht zur Stellungnahme gegeniiber der Leiterin oder dem Leiter der Dienststelle
eingefiihrt.

Zu Art. 15 Z 18 (§ 204 Abs. 7 BDG 1979):

Es werden terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht vorgenommen. Neben der
Priifung etwaiger Zulassungserfordernisse sind vor allem die Einholung und Verarbeitung von
Strafregistereinkiinften gemiBl den §§9 und 9a des Strafregistergesetzes 1968, BGBI. Nr. 277/1968,
sowie die Abfrage und Verarbeitung von Vorwarnungen nach Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG iiber
die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt gedndert
durch den Delegierten Beschluss (EU) 2017/2113, ABL Nr.L317 vom 01.12.2017 S.119, im
Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) vorgesehen. Diese dienen primir dienstrechtlichen Zwecken und
werden von Stellen durchgefiihrt, deren Hauptaufgaben nicht im Bereich der Verhiitung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten liegen, weswegen der Anwendungsbereich der Richtlinie
(EU) 2016/680 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch
die zustindigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des
Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates, ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 89, ebenso wie bei der
bloBen Verarbeitung von Daten zu Strafverfolgungszwecken wie im Falle des § 280 Abs. 3 nicht eréffnet
ist. Da Strafregisterauskiinfte nach ihrer Uberpriifung unverziiglich zu 16schen sind, wird im Sinne des
Art. 10 DSGVO festgelegt, dass deren Verarbeitung schriftlich zu dokumentieren ist. Dies erfolgt
einerseits aufgrund der Rechenschaftspflicht gemdl Art. 5 Abs.2 DSGVO und andererseits, um
zusammen mit der unverziiglichen Loschung der Strafregisterauskiinfte die Rechte und Freiheiten der
betroffenen Personen zu garantieren.

Zu Art. 15 Z 19 bis 21 (§ 280, § 280a und § 280b BDG 1979):

Am 27. April 2016 wurde die DSGVO beschlossen. Die DSGVO ist am 25. Mai 2016 in Kraft getreten,
tritt am 25. Mai 2018 in Geltung und hebt mit 25. Mai 2018 die Richtlinie 95/46/EG zum Schutz
natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr, ABI.
Nr. L 281 vom 23.11.1995 S. 31, in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 1882/2003, ABI. Nr. L 284
vom 31.10.2003 S.1, auf. Aus diesen Griinden sind Anpassungen in den datenschutzrechtlichen
Bestimmungen der jeweiligen Materiengesetze erforderlich.

Die §§ 280 ff und die weiteren datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind als leges speciales zu den
allgemeinen Regelungen des Datenschutzgesetzes — DSG, BGBI. I Nr. 165/1999, in Zusammenschau mit
diesem sowie der DSGVO zu lesen. Auf die Regelung des § 30 Abs. 5 DSG, wonach gegen Behorden
und offentliche Stellen keine Geldbuflen verhdngt werden konnen, darf an dieser Stelle ebenso wie auf die
Begriffsbestimmungen des §278 hingewiesen werden. Beziiglich der Datenverarbeitung im
Beschiftigungskontext wird von der Offnungsklausel des Art. 88 DSGVO Gebrauch gemacht.
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Der Anwendungsbereich der §§ 280 ff erstreckt sich abweichend von § 1 auf alle in § 280 Abs. 1
genannten betroffenen Personen. Die §§ 280 ff beziehen sich ausschlieBlich auf die erforderlichenfalls
durch die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen als jeweils Verantwortliche verarbeiteten,
iibermittelten und weiterverarbeiteten personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien
personenbezogener Daten der in § 280 Abs. 1 genannten betroffenen Personen. Diese Bestimmungen
regeln folglich ausschlieBlich das Schicksal dieser durch die Leiterin oder den Leiter der jeweiligen
Zentralstelle erforderlichenfalls verarbeiteten, Uibermittelten und weiterverarbeiteten dienstrechtlichen,
arbeits- und sozialrechtlichen, haushaltsrechtlichen, besoldungsrechtlichen, pensionsrechtlichen,
organisationsbezogenen, ausbildungsbezogenen und sonstigen mit den angefiithrten Rechtsverhiltnissen in
unmittelbarem Zusammenhang stehenden personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien
personenbezogener Daten der betroffenen Personen. Dem Verantwortlichen gemif3 Art. 4 Z 7 DSGVO
obliegt die Verantwortung fiir Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen durch die ihm
zuzuordnenden Stellen oder Personen, beispielsweise ihm unterstellte Bedienstete, eingerichtete
Kommissionen, Leiterinnen oder Leiter von Dienststellen oder IT-Stellen. Personenbezogene Daten oder
besondere Kategorien personenbezogener Daten von Personen gemall § 280 Abs. 1 stehen mit einem
Rechtsverhédltnis in unmittelbarem Zusammenhang, wenn diese Daten bei AuBerachtlassung des
Rechtsverhéltnisses objektiv betrachtet nicht oder nicht in einer solchen Weise verarbeitet, ibermittelt
oder weiterverarbeitet werden wiirden, wie sie es bei Beriicksichtigung des Rechtsverhéltnisses werden
wiirden. Hiefiir konnen etwa mit dem jeweiligen Rechtsverhéltnis in unmittelbarem Zusammenhang
stehende personenbezogene steuerrechtliche oder personalvertretungsrechtliche Daten angefiihrt werden.
§ 280 Abs. 1 und 2 erméchtigt die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen als jeweils Verantwortliche
lediglich, die im Beschéftigungskontext erforderlichen personenbezogenen Daten oder besonderen
Kategorien personenbezogener Daten zu verarbeiten, zu {ibermitteln und weiterzuverarbeiten.

Zu § 280 Abs. 1 und 2 wird festgehalten, dass eine iiber die in diesen Absitzen festgelegten, eindeutigen
und legitimen Zwecke hinausgehende Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung, sofern nicht
ausdriicklich normiert, auf Grundlage des § 280 Abs. 1 und 2 nicht vorgesehen ist. Von der Erméchtigung
des §280 Abs. 1 und 2 zur Ubermittlung sind lediglich erforderliche Ubermittlungen zwischen den
Leiterinnen und Leitern der Zentralstellen erfasst. Jedenfalls erforderlich ist eine Ubermittlung, wenn ein
Rechtsverhédltnis in den Wirkungsbereich einer anderen Leiterin oder eines anderen Leiters einer
Zentralstelle {ibergeht. Die Dokumentation einer Ubermittlung an Dritte, die iiber eine Ubermittlung nach
§ 280 Abs. 1 erster Satz hinausgeht, hat zumindest Datum, Uhrzeit, Empfangerin oder Empfénger, die
Kategorien und den Umfang der iibermittelten personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien
personenbezogener Daten und eine Begriindung der Ubermittlung unter Hinweis auf die jeweilige
Rechtsgrundlage zu enthalten. Eine Weiterverarbeitung zu einem anderen Zweck, der ebenso wie der
urspriingliche Zweck der Verarbeitung von § 280 Abs. 2 umfasst sein muss, ist nur moglich, sofern die
personenbezogenen Daten oder die besonderen Kategorien personenbezogener Daten zu diesem ,,neuen”
Zweck ebenfalls erhoben und verarbeitet werden diirften. Eine derartige neuerliche Erhebung bereits
vorhandener Daten soll jedoch aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung sowie den Grundsitzen der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmiBigkeit folgend unterbleiben, sofern eine
Weiterverarbeitung erfolgen kann und darf. Diesen Grundsétzen sowie der Verwaltungsvereinfachung zu
geniigen, ist ein wichtiges Ziel des allgemeinen 6ffentlichen Interesses im Sinne eines wirtschaftlichen
und finanziellen Interesses Osterreichs, wobei vor allem der Haushalts- und Steuerbereich betroffen sind.
Die anderen Zwecke einer Weiterverarbeitung, die nur erforderlichenfalls erfolgen darf, sind bereits in
§280 Abs.2 dargelegt. Alle diese Zwecke dienen dem iibergeordneten Zweck der
Personaldatenverarbeitung im jeweiligen Rechtsverhéltnis und stehen somit in einem engen und
manchmal untrennbaren Zusammenhang. Die Datenerhebung erfolgt zwar jeweils zu einem konkreten
Zweck, jedoch stets im Hinblick auf die Personaldatenverarbeitung im jeweiligen Rechtsverhéltnis.
Personenbezogene Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten werden im Rahmen einer
Weiterverarbeitung nur insofern verarbeitet, als eine neuerliche Erhebung der bereits vorhandenen
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten moglich wire. Da
Strafregisterauskiinfte nach ihrer Uberpriifung unverziiglich zu I6schen sind, kann eine
Weiterverarbeitung selbiger zu einem anderen Zweck gar nicht in Betracht kommen. Aufgrund der
genannten Einschrankungen der Weiterverarbeitung resultieren aus einer Weiterverarbeitung fiir die
betroffene Person keine Folgen, die nicht auch ohne die jeweilige Weiterverarbeitung eingetreten wéren.
Es gelten aus den genannten Griinden auBBerdem die gleichen Garantien, die im Falle einer Neuerhebung
der personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten gelten wiirden.

§ 280 Abs. 3 erméchtigt jeweils die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen, personenbezogene Daten
und besondere Kategorien personenbezogener Daten gemall § 280 Abs. 1 ausschlieBlich auf Ersuchen
einer zustindigen Behorde gemil §36 Abs.2 Z7 des Datenschutzgesetzes — DSG, BGBI. 1
Nr. 165/1999, deren Aufgabe die Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten, die
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Strafvollstreckung oder der Schutz vor und die Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit ist,
unter den im Gesetz angefiihrten Voraussetzungen zu verarbeiten. Beispielhaft konnen als zustindige
Behorden kriminalpolizeiliche Behdrden oder Justizbehorden, insbesondere Staatsanwaltschaften oder
Gerichte, genannt werden. Die Beschrankung der Rechte der betroffenen Person gemidf3 Art. 23 DSGVO
erfolgt im notwendigen und verhéltnisméfigen Ausmall im Rahmen einer Einzelfallpriifung, liegt im
allgemeinen Offentlichen Interesse und stellt sicher, dass die Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder die Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr
von Gefahren fiir die offentliche Sicherheit gewdhrleistet ist. Die zustindige Behorde soll durch die
Vornahme der erforderlichen bloBen Verarbeitung durch die Leiterin oder den Leiter der jeweiligen
Zentralstelle unterstiitzt werden. Im Einzelfall ist zu priiffen, in welchem Ausmal} die Rechte der
betroffenen Person gemiBl Art. 12 bis 14 und Art. 16 bis 22 DSGVO in der Zeit vom Einlangen des
Ersuchens bis zum Zeitpunkt der Information der betroffenen Person beschriankt werden miissen, damit
die Verwirklichung der Zwecke des Ersuchens nicht unmdéglich gemacht oder ernsthaft beeintrachtigt
wird. Dabei kommen die Grundsétze der Notwendigkeit und der VerhdltnismaBigkeit zur Anwendung. Da
die entsprechenden Beschrinkungen der Rechte der betroffenen Person bereits in § 280 Abs. 3
kundgemacht werden und eine Unterrichtung iiber die Beschrinkung im Einzelfall dem Zwecke der
Beschrinkung abtriglich wire, ist ein Informieren der betroffenen Person erst vorgesehen, sobald es nicht
mehr dem Zweck des Ersuchens zuwiderlauft oder zuwiderlaufen kann. Garantien gegen Missbrauch oder
unrechtmiBigen Zugang oder unrechtmiBige Ubermittlung ergeben sich aus den jeweiligen
Verfahrensrechten. Fiir den Bereich des § 280 Abs. 3, also der bloBen Verarbeitung aufgrund eines
entsprechenden Ersuchens, ist die Leiterin oder der Leiter der jeweiligen Zentralstelle Verantwortlicher.
Die Speicherfristen richten sich nach § 280a Abs. 2 bis 5 oder nach den gemidl3 § 280 Abs. 7 erlassenen
Verordnungen. Das Informieren der betroffenen Person geméf Art. 12 bis 14 DSGVO hat erst nach
Mitteilung durch die ersuchende zustindige Behorde an die Leiterin oder den Leiter der jeweiligen
Zentralstelle direkt zu erfolgen, was bedeutet, dass es zu keiner Befassung von Zwischenvorgesetzten
kommen soll. Zudem wird der betroffenen Person ein Recht zur Stellungnahme gegeniiber der Leiterin
oder dem Leiter der Dienststelle eingerdumt. § 280 Abs. 3 regelt ausschlieBlich die bloBe Verarbeitung
aufgrund eines Ersuchens zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten, der Strafvollstreckung oder des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche
Sicherheit. Sonstige Ersuchen sind gemdf §280 Abs.1 und 2 oder gemdB ihrer jeweiligen
Rechtsgrundlage zu beurteilen.

Da Art.37 bis 39 DSGVO insbesondere die Stellung sowie die Aufgaben einer oder eines
Datenschutzbeauftragten regeln, ist in § 280 Abs. 4 nur noch die formale Zustindigkeit zur Benennung
festzulegen. Auf § 5 DSG, der durch § 280 Abs. 4 konkretisiert wird, wird hingewiesen. Wird von den
Leiterinnen und Leitern der Zentralstellen jeweils fiir den Wirkungsbereich des jeweiligen Ressorts nicht
eine (gemeinsame) Datenschutzbeauftragte oder ein (gemeinsamer) Datenschutzbeauftragter, sondern
werden mehrere Datenschutzbeauftragte benannt, so soll klargestellt sein, dass dies nur nétigenfalls und
stets unter dem Aspekt der Aufteilung der Zustandigkeit fiir den Wirkungsbereich des jeweiligen Ressorts
erfolgen soll, sodass auch in diesem Fall immer die Zustindigkeit einer oder eines benannten
Datenschutzbeauftragten gegeben ist.

§ 280 Abs. 5 regelt zusdtzlich zur bereits bestehenden Einsichtserméchtigung der Bundesministerin oder
des Bundesministers fiir 6ffentlichen Dienst und Sport im Rahmen der ihr oder ihm in Vorschriften
gemil § 280 Abs.2 Z 2 iibertragenen Mitwirkungsbefugnisse die erforderliche nicht inhaltsdndernde
Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung der genannten Daten zum Zwecke der Sicherung der
Datenqualitit. Nicht inhaltsindernd bedeutet, dass durch die Verarbeitungen, Ubermittlungen und
Weiterverarbeitungen die Inhalte der in den Datenverarbeitungssystemen gemall § 280 Abs. 1 erfassten
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten nicht verdndert werden.
So sollen etwaige im Zuge der Einsichtnahme auftauchende unklare oder missverstindliche Daten von
der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir 6ffentlichen Dienst und Sport als Verantwortlichem
erforderlichenfalls iberpriift und dem oder den zustindigen Verantwortlichen gemiBl § 280 Abs. 1
mitgeteilt werden konnen. Dieser kann beziehungsweise diese konnen aufgrund der Mitteilung im
Rahmen seiner oder ihrer jeweiligen Verantwortlichkeit titig werden und die personenbezogenen Daten
oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten einer Klarstellung zufiihren.

Gemal § 280 Abs. 6 ist die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir 6ffentlichen Dienst und Sport
erméchtigt, personenbezogene Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten zusétzlich zur
bereits bestehenden Regelung zu statistischen Auswertungen auch zu wissenschaftlichen oder
historischen Forschungszwecken unter den angefiihrten Voraussetzungen zu verarbeiten, zu iibermitteln
und weiterzuverarbeiten. Soweit hierbei besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet,
iibermittelt oder weiterverarbeitet werden, muss ein schriftlich zu dokumentierendes wichtiges
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offentliches Interesse an der Untersuchung vorliegen. In § 280 Abs. 6 dritter Satz wird von den
Offnungsklauseln in Art. 23 und in Art. 89 Abs. 2 DSGVO Gebrauch gemacht. Es werden die Rechte der
betroffenen Personen auf Information, Auskunft, Berichtigung, Einschrinkung der Verarbeitung und
Widerspruch im Rahmen einer Abwégung im jeweiligen Einzelfall beschrankt. Dadurch soll insbesondere
sichergestellt werden, dass die fiir diese Zwecke notwendige Vollstdndigkeit der Daten gewéhrleistet und
nicht durch Ausiibung der genannten Rechte der betroffenen Personen ernsthaft beeintrdchtigt oder
unmdglich gemacht wird. Regelungen zur Aufldsung des Personenbezuges durch geeignete technische
Mittel tragen insbesondere dem Grundsatz der Datenminimierung und dem Schutz der Rechte und
Freiheiten betroffener Personen Rechnung. Erforderlichenfalls ist die Bundesministerin oder der
Bundesminister fiir Offentlichen Dienst und Sport abermals ermichtigt, nicht inhaltsindernde
Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen der genannten Daten auch zum Zwecke der
Sicherung der Datenqualitit vorzunehmen. Nicht inhaltsindernd bedeutet, dass durch die Verarbeitungen,
Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen die Inhalte der in den Datenverarbeitungssystemen gemil
§ 280 Abs. 1 erfassten personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten
nicht verdndert werden. So sollen etwaige im Zuge eciner beispielsweise statistischen Auswertung
auftauchende unklare oder missverstdndliche Daten von der Bundesministerin oder dem Bundesminister
fiir 6ffentlichen Dienst und Sport als Verantwortlichem erforderlichenfalls iiberpriift und dem oder den
zustindigen Verantwortlichen gemidf8 §280 Abs. 1 mitgeteilt werden konnen. Dieser kann
beziehungsweise diese konnen aufgrund der Mitteilung im Rahmen seiner oder ihrer jeweiligen
Verantwortlichkeit tdtig werden und die personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien
personenbezogener Daten einer Klarstellung zufiihren.

§ 280 Abs. 7 regelt die bereits bestehende Erméachtigung der Bundesministerin oder des Bundesministers
fiir offentlichen Dienst und Sport zur Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung von
Adressdaten fiir Benachrichtigungen und Befragungen unter den angefiihrten Voraussetzungen sowie im
Rahmen der vorzunehmenden Abwigung. Eine Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung
gemdl dieser Bestimmung hat ausschlielich zum Zwecke der Benachrichtigung oder Befragung der
betroffenen Personen zu erfolgen. Durch die zu beriicksichtigenden Aspekte soll vor allem verhindert
werden, dass zum Beispiel durch die Auswahl eines bestimmten Personenkreises fiir eine
Benachrichtigung oder Befragung Riickschliisse auf personenbezogene Daten oder besondere Kategorien
personenbezogener Daten moglich sind.

In §280a Abs.1 wird ermdglicht, dass =zusdtzlich zur bereits bestehenden elektronischen
Personenkennzeichnung auch ein bereichsspezifisches Personenkennzeichen gemdll §9 des
E-Government-Gesetzes — E-GovG, BGBI. I Nr. 10/2004, zum Zwecke der eindeutigen Identifikation der
im § 280 Abs. 1 genannten betroffenen Personen im Beschiftigungskontext zur Anwendung kommen
kann.

§280a Abs.2 bis 5 enthdlt Bestimmungen zur Datenaufbewahrung im Rahmen der
Personaldatenverarbeitung. Dem Grundsatz der Datenminimierung folgend ist es bei gemeinsam
Verantwortlichen ausreichend, wenn die Aufbewahrungspflicht nur von einem Verantwortlichen
wahrgenommen wird. Gesetzlich ist eine fiinfzehnjdhrige Frist fiir personenbezogene Daten und
besondere Kategorien personenbezogener Daten vorgesehen. Fiir Protokolldaten iiber lesende Zugriffe ist
eine dreijahrige Frist und fiir Protokolldaten iiber inhaltsindernde Zugriffe eine siebenjéhrige Frist
vorgesehen. Diese Fristen ergeben sich aus einer Abwégung, die vor allem das Grundrecht auf
Datenschutz, das Grundrecht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, die Rechenschaftspflicht des
jeweils Verantwortlichen, den Grundsatz der Integritit und Vertraulichkeit, den Grundsatz der
Speicherbegrenzung, den Grundsatz der Datenminimierung, die Grundsdtze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit, die verschiedenen Verjahrungsfristen, das 6ffentliche Interesse,
insbesondere im Hinblick auf den rechtskonformen Vollzug der Gesetze, die Erfiillung der Kernaufgaben
des Staates, die Aufrechterhaltung und das ordnungsgemife Funktionieren des Offentlichen Dienstes
sowie dessen Nachvollziehbarkeit, die bereits vorgefundene Wertung strafrechtlich geschiitzter
Rechtsgiiter sowie den Beschédftigungskontext beriicksichtigt.

§280a Abs.6 Dbestimmt, dass eine durch Gesetz oder Verordnung vorgesehene lédngere
Aufbewahrungspflicht oder Archivierung den in §280 Abs.2 bis 5 vorgesehenen
Aufbewahrungspflichten vorgeht. Etwaige ldngere Aufbewahrungspflichten sollen demnach nicht durch
die Einfilhrung einer Aufbewahrungspflicht gemi3 § 280a verkiirzt werden. Ebenso unberiihrt bleiben
sollen die Loschpflicht von Strafregisterauskiinften und die Loschpflicht gemal § 79¢ Abs. 2a. Werden
jedoch speziellere Fristen fiir Aufbewahrungspflichten durch den Verantwortlichen oder die gemeinsam
Verantwortlichen mittels Verordnung vorgesehen, so gehen diese der jeweiligen Frist der
Aufbewahrungspflicht gemdB8 § 280a Abs.2 bis 5 vor. Die Fristen fiir Protokolldaten iiber lesende
Zugriffe miissen jedoch mindestens ein Jahr und flir Protokolldaten {iber inhaltsindernde Zugriffe
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mindestens drei Jahre betragen, damit insbesondere die Rechte betroffener Personen nicht durch zu kurze
Fristen beschrankt werden. Eine durch Gesetz oder Verordnung vorgeschene langere Frist einer
Aufbewahrungspflicht oder Archivierung geht geméfl § 280 Abs. 6 auch einer durch Verordnung gemal
§ 280a Abs. 7 festgesetzten kiirzeren Frist vor. Gemeinsam Verantwortliche haben beim Erlassen einer
Verordnung gemafl § 280a Abs. 7 das Einvernehmen herzustellen. Durch die Verordnungserméchtigung
in §280a Abs. 7 soll insbesondere den Grundsédtzen der Speicherbegrenzung und Datenminimierung
besonders Rechnung getragen werden kdnnen.

§ 280a Abs. 7 erméchtigt die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler erforderlichenfalls zur nicht
inhaltsindernden Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung der genannten Daten, damit in
Bezug auf die IKT-Losungen und IT-Verfahren fiir das Personalmanagement des Bundes die Verfahren
rechtskonform gestaltet, Fehler behoben und die Datensicherheit gewdhrleistet werden konnen. Die
Erforderlichkeit der Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung personenbezogener Daten und
besonderer Kategorien personenbezogener Daten zu den genannten Zwecken ist eng auszulegen.
Datensicherheit bezieht sich nicht nur auf den physischen Zugang zu den Personaldatensystemen, sondern
bedeutet auch, dass sichergestellt wird, dass die IKT-Losungen und IT-Verfahren fiir das
Personalmanagement des Bundes Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen von
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten nur berechtigten
Personen erméglichen und diese Daten nur berechtigten Personen zur Verfiigung stehen.
Personenbezogene Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten sind vor unrechtméfigen
Verarbeitungen, Ubermittlungen oder Weiterverarbeitungen zu schiitzen, was insbesondere durch
entsprechende Protokollierung zu erfolgen hat. Daher ist von dem oder den jeweils Verantwortlichen
sicherzustellen, dass bestehende Protokolldaten nicht verdndert werden konnen. Fiir Bereiche, in denen
die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen jeweils mit der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler
gemeinsam Verantwortliche sind, erfolgt gemdBl § 280b Abs. 2 die Aufteilung der Pflichten unbeschadet
der Stellung als gemeinsam Verantwortliche im Sinne der DSGVO durch Verordnung der
Bundesregierung. Die Moglichkeit zur Festlegung der jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen durch
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, denen die Verantwortlichen unterliegen, wird in Art. 26 Abs. 1
DSGVO erdffnet. Dadurch soll vor allem gewéhrleistet sein, dass betroffene Personen bei der
Geltendmachung ihrer Rechte gemd DSGVO hinsichtlich standardisierter IKT-Losungen und IT-
Verfahren des Personalmanagement des Bundes unabhédngig davon, welche Konstellation gemeinsam
Verantwortlicher vorliegt, vergleichbar behandelt werden.

§280b Abs. 1 wird aufgrund der Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBL I Nr. 164/2017,
angepasst.

Ein aufgrund der Verordnung der Bundesregierung gemifl § 280b Abs. 2 unzustidndiger gemeinsam
Verantwortlicher hat die betroffene Person gemidBl § 280b Abs.4 an den zustindigen gemeinsam
Verantwortlichen zu verweisen. Die entsprechenden Informationen und damit auch die Information, wer
zustindiger Verantwortlicher ist, haben auf direktem Weg von der Dienstbehdrde oder Personalstelle an
die betroffene Person zu ergehen. Direkt bedeutet, dass es dabei zu keiner Befassung von
Zwischenvorgesetzten kommen soll. Es ist darauf zu achten, dass die Rechte Dritter nicht nachteilig
beeinflusst werden, was insbesondere bei namentlicher Nennung Dritter der Fall sein kann. Die
Ubermittlung von Informationen kann bei Verstindigung der betroffenen Person hiervon auch durch
gesicherten Fernzugriff, also durch Abholung erfolgen. Es wird auf Art. 12 DSGVO verwiesen, der die
transparente Information, Kommunikation und Modalitéten fiir die Ausiibung der Rechte der Betroffenen
regelt. Fiir eine Verldngerung der Frist ist von Bedeutung, dass die betroffene Person vor Ablauf der
Monatsfrist verstindigt wird. Eine solche Verstindigung hat jedenfalls eine Information iiber die
Fristverldngerung und eine entsprechende Begriindung zu enthalten.

In § 280b Abs. 5 bis 8 wird von der in Art. 23 DSGVO erdffneten Mdoglichkeit der Beschriankung der
Pflichten und Rechte gemdl Art. 5, 12 bis 22 und 34 DSGVO Gebrauch gemacht. Dies erfolgt unter
Beachtung des Wesensgehalts der Grundrechte und Grundfreiheiten. Dabei kommen die Grundsétze der
Notwendigkeit und der VerhéltnismaBigkeit zur Anwendung. Derartige Beschrankungen von Rechten und
Pflichten miissen darliber hinaus der Sicherstellung bestimmter Zwecke dienen, unter denen
beispielsweise in Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO der ,,Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen
offentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, insbesondere eines wichtigen wirtschaftlichen
oder finanziellen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, etwa im Wahrungs-, Haushalts- und
Steuerbereich sowie im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit und der sozialen Sicherheit” genannt wird.
Daneben konnen sich solche Beschrinkungen beispielsweise auch auf Art. 23 Abs. 1 lit. f und h bis j
DSGVO stiitzen. Die Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten
und besonderen Kategorien personenbezogener Daten ist fiir den 6ffentlichen Dienst unerldsslich und
liegt aufgrund des tiberwiegenden, berechtigten 6ffentlichen Interesses an der Aufrechterhaltung und dem
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ordnungsgeméfien und rechtskonformen Funktionieren des 6ffentlichen Dienstes, insbesondere im Sinne
einer Erfilllung der Kernaufgaben des Staates unter Wahrung der Grundsdtze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit, selbst im dffentlichen Interesse. Insbesondere ist es erforderlich,
dass im Offentlichen Dienst weiterhin die Moglichkeit zur Dienstaufsicht sowie zur
Planstellenbewirtschaftung besteht und dass die Revisionssicherheit gewihrleistet ist. Es ist daher
erforderlich und sachgerecht, gewisse Beschrinkungen der Rechte der betroffenen Personen
vorzunehmen.

Ein Verantwortlicher ist nach der DSGVO zur Berichtigung, Aktualisierung oder Vervollstdndigung von
personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten, die durch ihn
verarbeitet werden, verpflichtet. Dies ergibt sich einerseits aus Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO und
andererseits aus dem Recht der betroffenen Person auf Berichtigung gemif3 Art. 16 DSGVO. Der
Rechtskraft fahige Erledigungen enthalten personenbezogene Daten und unter Umstéinden auch besondere
Kategorien personenbezogener Daten, die grundsitzlich dem Recht auf beziechungsweise der Pflicht zur
Berichtigung gemil den Bestimmungen der DSGVO unterliegen. Da sich daraus ein
Spannungsverhiltnis zum allgemeinen Konzept der Rechtskraft beziehungsweise der Verjéhrung ergibt,
ist eine Beschrinkung des Grundsatzes der Richtigkeit gemi3 Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO sowie des
Rechtes auf Berichtigung geméfl Art. 16 DSGVO vorgesehen. § 280b Abs. 5 beschrankt den Grundsatz
der Richtigkeit gema3 Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO sowie das Recht auf Berichtigung gemall Art. 16
DSGVO bei unrichtigen oder unvollstdndigen personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien
personenbezogener Daten insoweit, als einer Berichtigung die Rechtskraft oder die Verjédhrung
entgegenstehen, oder wenn ein zumutbarer Rechtsweg besteht oder bestand. Dies dient nicht nur dem
Schutz des jeweils vorgesehenen Verfahrens, sondern stellt insbesondere klar, dass das Recht auf
Berichtigung auch im Anwendungsbereich der §§ 280 ff nicht der Umgehung anderer rechtlicher
Vorschriften oder eines durch den Gesetzgeber vorgesehenen Rechtsweges dient. Dass eine nicht
inhaltsdndernde Stellungnahme abgegeben werden kann, bedeutet, dass im Sinne einer Vervollstindigung
oder ergidnzenden Erkldrung zwar von den personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien
personenbezogener Daten abweichende Inhalte angefithrt werden konnen, diese Inhalte der
personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten gemifl § 280 Abs. 1
aber aufgrund der Stellungnahme nicht gedndert werden diirfen. Die Wahrung der Rechtssicherheit und
Rechtsbestandigkeit stellt ein wichtiges Ziel des allgemeinen 6ffentlichen Interesses dar und daher ist eine
Beschriankung im Ausmal} des § 280b Abs. 5 von Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO gedeckt.

§ 280b Abs. 6 stellt klar, dass fiir zuldssig verarbeitete Daten das Recht auf Loschung gemill Art. 17
DSGVO fiir Zeiten einer durch Gesetz oder Verordnung vorgesehenen Aufbewahrungspflicht oder
Archivierung ausgeschlossen ist. Eine solche Mdoglichkeit besteht geméll Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Erfiillung einer rechtlichen Verpflichtung, wie beispielsweise einer Aufbewahrungspflicht, die die
Verarbeitung nach dem Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im 6ffentlichen Interesse liegt oder in Ausiibung 6ffentlicher Gewalt
erfolgt, die dem Verantwortlichen iibertragen wurde. Zur Aufrechterhaltung des 6ffentlichen Dienstes und
der o6ffentlichen Ordnung und Sicherheit als allgemeines 6ffentliches Interesse und zur Sicherstellung der
mit der Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung personenbezogener Daten und besonderer
Kategorien personenbezogener Daten von betroffenen Personen verbundenen Kontroll-, Uberwachungs-
und Ordnungsfunktion ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung
der genannten Daten bis zum Ablauf der durch Gesetz oder durch Verordnung bestimmten Frist der
Aufbewahrungspflicht erforderlich. Auf Art. 17 Abs. 3 lit. d und e DSGVO wird auBerdem hingewiesen.
Macht eine betroffene Person glaubhaft, dass die Aufbewahrung ihrer personenbezogenen Daten oder
besonderen Kategorien personenbezogener Daten sie erheblich in ihren Rechten beeintrachtigt, so kann
auf Antrag der betroffenen Person fiir die verbleibende Dauer der Aufbewahrungspflicht eine
Speicherung ohne Aufbereitung vorgeschen werden, wenn filir diesen Zeitraum keine weitere
Verarbeitung, Ubermittlung oder Weiterverarbeitung vorgesehen ist.

§ 280b Abs. 7 regelt eine Beschrinkung des Rechtes auf Einschrinkung der Verarbeitung gemall Art. 18
DSGVO. Die Uberpriifung der Richtigkeit der personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien
personenbezogener Daten der betroffenen Person soll nicht dazu fithren, dass in den standardisierten IKT-
Losungen und IT-Verfahren fiir das Personalmanagement des Bundes die Verarbeitung, Ubermittlung
und Weiterverarbeitung einzuschrinken wire, was beispielsweise ein momentanes Anhalten der
Vorriickung oder eine nicht zeitgerechte Anweisung des zustehenden Bezuges zur Folge haben kann.
Alleine das Bestehen dieser moglichen Folgen aufgrund der integrierten Datenverarbeitungssysteme
wiirde neben der Verursachung eines betrdchtlichen Verwaltungsaufwandes fiir viele betroffene Personen
die Geltendmachung ihrer Rechte gemil DSGVO erschweren oder faktisch unmoglich machen,
weswegen fiir den Anwendungsbereich der §§ 280 ff eine Beschriankung des Rechtes auf Einschrinkung
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der Verarbeitung im erforderlichen Ausmal} sachgerecht ist. Gleiches gilt fiir den Zeitraum, in dem die
betroffene Person ihr Recht auf Widerspruch geltend gemacht hat und noch nicht feststeht, ob die
berechtigten Griinde des Verantwortlichen gegeniiber denen der betroffenen Person iiberwiegen. Eine
Beschrankung des Rechtes auf Einschrinkung der Verarbeitung ist auch im Lichte des wichtigen
wirtschaftlichen und finanziellen Interesses des Staates, beispielsweise im Haushalts- und Steuerbereich,
erforderlich und sachgerecht im Sinne des Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO, da etwa die rechtskonforme
Abfiihrung von Beitrdgen zur Sozialversicherung und der Lohnsteuer, der rechtskonforme Vollzug der
Personaladministration, die Moglichkeit zur Dienstaufsicht sowie zur Planstellenbewirtschaftung und die
Revisionssicherheit wichtige Ziele des allgemeinen 6ffentlichen Interesses darstellen, deren Schutz die
Beschriankung gemil} § 280 Abs. 7 rechtfertigt.

Aufgrund des iiberwiegenden, berechtigten Offentlichen Interesses an der Verarbeitung der
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten der Personen gemél
§ 280 Abs. 1 ist es erforderlich und sachgerecht, das Recht auf Widerspruch geméafl Art. 21 DSGVO in
§ 280b Abs. 8 fiir Zeiten einer durch Gesetz oder Verordnung vorgesehenen Aufbewahrungspflicht oder
Archivierung auszuschlieBen, sofern die betroffene Person nicht Griinde nachweisen kann, die sich aus
ihrer besonderen Situation ergeben und die die Ziele der Beschrinkung des Rechtes auf Widerspruch
iiberwiegen. Die Erforderlichkeit und Sachlichkeit dieser Beschrinkung ergibt sich aus dem
tiberwiegenden, berechtigten 6ffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung und dem ordnungsgeméfen
Funktionieren des offentlichen Dienstes, konkret dem rechtskonformen Vollzug der
Personaladministration, dem rechtskonformen Abfiihren von Beitrdgen, beispielsweise zur
Sozialversicherung und der Lohnsteuer sowie der Erfiillung der Kernaufgaben des Staates unter Wahrung
der Grundsitze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit. Insbesondere ist es erforderlich,
dass im Offentlichen Dienst weiterhin die Moglichkeit zur Dienstaufsicht sowie zur
Planstellenbewirtschaftung besteht und dass die Revisionssicherheit gewéhrleistet ist. Verarbeitungen,
Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen gemiB § 280 Abs. 1 erfolgen ausschlieBlich zu in § 280 Abs. 2
genannten Zwecken, sofern dies erforderlich ist. Auch fiir die weiteren Verarbeitungen, Ubermittlungen
und Weiterverarbeitungen gemifl den §§ 280 und 280a Abs. 1 und 7 besteht ein iiberwiegendes,
berechtigtes Offentliches Interesse, wobei auch auf Art. 21 Abs. 6 DSGVO hingewiesen wird. Dariiber
hinaus wiirde fiir den Fall, dass eine betroffene Person ihr Recht auf Widerspruch geltend macht, nicht
zuletzt aufgrund der integrierten Datenverarbeitungssysteme mindestens eine weitere Verarbeitung,
Ubermittlung und Weiterverarbeitung erforderlich werden, was dem grundsitzlichen Anliegen der
betroffenen Person zuwiderlaufen wiirde. Es wird daher eine sachgerechte und erforderliche
Beschrinkung des Rechtes auf Widerspruch gemédf Art. 21 DSGVO im Sinne des Art. 23 DSGVO fiir
Zeiten einer durch Gesetz oder Verordnung vorgesehenen Aufbewahrungspflicht oder Archivierung
vorgeschlagen, sofern nicht eine beschriebene besondere Situation vorliegt. In Féllen, in denen das
Widerspruchsrecht nicht gemil3 § 280b Abs. 8 eingeschrinkt ist, kann sich direkt aus Art. 21 Abs. 1
letzter Satz und Abs. 6 letzter Satz DSGVO ergeben, dass trotz Widerspruchs eine Verarbeitung,
Ubermittlung oder Weiterverarbeitung personenbezogener Daten zulissig ist.

Die bezughabende Datenschutz-Folgenabschédtzung findet sich als Anlage im Anschluss an die
Erlduterungen.

Zu Art. 16 (Anderung des Gehaltsgesetzes 1956)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).

Zu Art. 16 Z 1 (§ 171 GehG):

Aufgrund der umfassenden Neuregelung der Datenverarbeitung in den §§ 280 bis 280b BDG 1979 kann
§ 171 entfallen.

Zu Art. 17 (Anderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).

Zu Art. 17 Z 1 und 3 (Inhaltsverzeichnis, § 96 und § 96a VBG):

Aufgrund der umfassenden Neuregelung der Datenverarbeitung in den §§ 280 bis 280b BDG 1979 kann
§ 96 entfallen.
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In § 280a Abs. 1 BDG 1979 erfolgt eine Anpassung des Personenkreises an § 280 Abs. 1 BDG 1979,
weswegen § 96a entfallen kann.

Zu Art. 17 Z.2 (§ 3 Abs. 4 VBG):
Auf die Erlauterungen zu § 204 Abs. 7 BDG 1979 wird verwiesen.

Zu Art. 18 (Anderung des Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).

Zu Art. 18 Z 1 (Artikel VI RStDG):

Aufgrund der umfassenden Neuregelung der Datenverarbeitung in den §§ 280 bis 280b BDG 1979 kann
Artikel VI entfallen.

Zu Art. 18 Z 2 (§ 3 Abs. 1 RStDG):
Auf die Erlauterungen zu § 204 Abs. 7 BDG 1979 wird verwiesen.

Zu Art. 19 (Anderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14 Abs. 2
B-VG.

Zu Art. 19 Z 1 (§ 6 Abs. 5 LDG 1984):
Auf die Erlduterungen zu § 204 Abs. 7 BDG 1979 wird verwiesen.
Zu Art. 19 Z.2 (§ 119a LDG 1984):

Die Ermédchtigung fiir die Lander bestimmte Daten zu verarbeiten, bedarf einer Anpassung an die
DSGVO.

Neben der Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung von Daten fiir Landeslehrpersonen gemif
§ 1 und Landesvertragslehrpersonen gemdB § 1 LVG erstreckt sich die gegenstdndliche Erméachtigung
auch einerseits auf Daten von Bundeslehrpersonen gemifl § 1 Abs. 1 BDG 1979 sowie § 1 Abs. 1 VBG,
um eine Verarbeitung von Daten von Bundeslehrpersonen, die an Pflichtschulen mitverwendet werden,
sicherzustellen und andererseits auf in einem Dienstverhéltnis zu einem privaten Rechtstréger stehende
Lehrpersonen (Lehrpersonen nach § 19 Abs. 3 PrivSchG sowie kirchlich bestellte Religionslehrpersonen),
da fiir die Lehrpersonen nach § 19 Abs. 3 PrivSchG die Besoldung durch die Lander erfolgen muss.

Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen zu §§ 280, 280a und 280b BDG 1979 verwiesen, insoweit die
jeweiligen Absitze in § 119a fiir anwendbar erklart werden.

Zu Art. 20 (Anderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes)

Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14a
Abs. 3 B-VG.

Zu Art. 20 Z 1 (§ 6 Abs. 5 LLDG 1985 ):
Auf die Erlduterungen zu § 204 Abs. 7 BDG 1979 wird verwiesen.
Zu Art. 20 Z 2 und 3 (§ 119h und § 124a LLDG 1985):

Beziiglich § 119h wird, insoweit die jeweiligen Absitze in § 119h fiir anwendbar erklédrt werden, auf die
Ausfithrungen zu §§ 280, 280a und 280b BDG 1979 verwiesen.

Aufgrund der umfassenden Neuregelung der Datenverarbeitung in § 119h kann § 124a entfallen.

Zu Art. 21 (Anderung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).
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Zu Art. 21 Z 1 und 2 (§ 12 Abs. 2 und § 25 Abs. 6 B-GIBG):
Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht.

Zu Art. 22 (Anderung des Pensionsgesetzes 1965)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).

Zu Art.22 Z 1 bis 9 (§ 1a Abs. 1 bis 3, Uberschrift zu § 101, § 101 Abs. 1 und 2, § 102 und § 105
Abs. 5 PG 1965):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht.

Zu Art. 23 (Anderung des Bundestheaterpensionsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen).

Zu Art. 23 Z. 1 bis 8 (§ 1a Abs. 1 bis 3, Uberschrift zu § 21, § 21 Abs. 1 und 2 und § 21a BThPG):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht.

Zu Art. 24 (Anderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 6 B-VG (Zivilrechtswesen).

Zu Art. 24 Z 1 bis 3 und Z 5 bis 9 (§ 1a Abs. 1 bis 3, Uberschrift zu § 68, § 68 Abs. 1 und 2 und § 69
BB-PG):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht.

Zu Art. 25 (Anderung des Bundespensionsamtiibertragungs-Gesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 4 B-VG.

Zu Art. 25 Z 1 und 2 (§ 5 BPAUG):

Die Versicherungsanstalt oOffentlich Bediensteter (BVA) vollzieht seit 2007 im {ibertragenen
Wirkungsbereich der Bundesministerin oder des Bundesministers fiir Finanzen die pensionsrechtlichen
Angelegenheiten der Beamtinnen und Beamten des Bundes; die Zustindigkeit der Versicherungsanstalt
wurde aus sachlichen Erwédgungen zwischenzeitig in den Bereichen der Ruhe- und Versorgungsbeziige,
des Pflegegeldes und der Heimopferrenten erweitert. Die Versicherungsanstalt verwendet in den
genannten Aufgabenbereichen die IT-Verfahren des Bundes, insbesondere die Bundesbesoldung als
Datenquelle der Aktivbesoldung fiir die Bemessung von Ruhestands- und Hinterbliebenenanspriichen
sowie flir die laufende Verrechnung und Auszahlung der Leistungen (vgl. § 4 Haushaltsrechtliche
Anordnungsbefugnisse) und den ELAK; die Bundesrechenzentrum Gesellschaft fungiert als EDV-
Dienstleister. Die Verwendung der IT-Verfahren des Bundes in den iibertragenen Wirkungsbereichen
wurde zuletzt mit einer Anderung des § 5 Abs. 2 klargestellt (Art. 15 der Dienstrechts-Novelle 2015,
BGBI. I Nr. 65/2015); dabei wurde bereits nicht nur auf die Vollzugsbereiche des BPAUG sondern auch
an die zwischenzeitigen Erweiterungen der Zustiandigkeiten angekniipft (,,...bei der Vollziehung weiterer
ihr in entsprechender Anwendung dieses Bundesgesetzes libertragenen Aufgaben...“). Die nun angezeigte
Aufnahme der datenschutzrechtlichen Bestimmungen steht aufgrund der Datenverarbeitung in engem
Zusammenhang mit der angesprochenen Regelung der IT-Verfahren. Die Regelungen zur
Datenverarbeitung fiir die Ressorts konnen somit aus inhaltlicher Sicht mit den entsprechenden
Anpassungen fir die von der BVA Dbetreuten Personengruppen sowie die Zwecke der
Datenverarbeitungen zur Anwendung gelangen. Die Benennung der oder des Datenschutzbeauftragten
erfolgt durch die BVA in Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortlichkeit mit der Bundesministerin
oder dem Bundesminister fiir Finanzen nach Art. 37 DSGVO.
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Zu Art. 26 (Anderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 16 B-VG (Dienstrecht und Personalvertretungsrecht der Bundesbediensteten).

Zu Art. 26 Z 1 bis 9 (§ 9 Abs. 2 lit. f, n und o sowie Abs. 3 lit. i, n und o, § 10a Abs. 1 und 3 und § 14
Abs. 3 PVG):

Es erfolgen terminologische Anpassungen an das neue Datenschutzrecht.

Zu Art. 27 (Anderung des Rechtspraktikantengesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 6 B-VG (Zivil- und Strafrechtswesen, Justizpflege, Angelegenheiten der Notare, der Rechtsanwilte
sowie verwandter Berufe).

Zu Art.27 Z 1 (§ 2 Abs. 3a RPG):
Auf die Erlauterungen zu § 204 Abs. 7 BDG 1979 wird verwiesen.
Zu Art. 27 Z 2 (§ 26a RPG):

Aufgrund der umfassenden Neuregelung der Datenverarbeitung in den §§ 280 bis 280b BDG 1979 kann
§ 26a RPG entfallen.

Zum 3. Hauptstiick (Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz)
Allgemeines:

Im Zusammenhang mit dem mit 25. Mai 2018 wirksam werdenden Datenschutzregime miissen
insbesondere die datenschutzrechtlichen Begrifflichkeiten an die neuen Definitionen der DSGVO
angepasst werden. Weiters sieht die DSGVO manchmal Regelungsspielrdume (,,Offnungsklauseln) fiir
die nationale Gesetzgebung vor, die unter anderem auch dazu genutzt werden kdnnen, Regelungen im
Bereich des Datenschutzes zu konkretisieren (so etwa hinsichtlich Aufbewahrungsfristen).

Der vorliegende Entwurf enthélt die erforderlichen Anpassungen fiir die Bundesgesetze im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz,
wobei jedoch fiir die Anpassungen im Bereich der gesetzlichen Sozialversicherung und im Bereich
Gesundheit einem gesonderten Vorhaben vorbehalten ist.

Zum 1#. Abschnitt (Konsumentenschutz)

Zu Art. 28 (Anderung des Alternative-Streitbeilegung-Gesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG.
Zu Art. 28 Z.1 (§ 8 Abs. 2):

Auf Grund der in der DSGVO ohnehin enthaltenen und unmittelbar anzuwendenden Bestimmungen
konnen die entsprechenden Bestimmungen im AStG entfallen.

Zu Art. 29 (Anderung des Produktsicherheitsgesetzes 2004)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 127, 8,9, 10 und 12 B-VG.
Zu Art. 29 Z.1 (§ 8 Abs. 4 PSG 2004):

Die Verordnung (EWG) Nr. 339/93 wurde aufgehoben und ihre Bestimmungen in die Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 integriert; der Verweis wird daher entsprechend angepasst. Zudem wird konkretisiert, zu
welchem Zweck eine Dateniibermittlung stattfinden darf.

Zu Art. 29 Z 2 (§ 9 PSG 2004):

Der dritte Satz in § 9 PSG 2004 kann auf Grund der in der DSGVO enthaltenen und unmittelbar
anzuwendenden Bestimmungen entfallen.
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Zu Art. 29 Z 3 und 4 (§ 10 PSG 2004):

In Abs. 1 wird die exemplarische Anfiihrung europdischer Produktsicherheit-Meldeverfahren auf die
Verfahren in der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 erweitert.

Abs. 2 entféllt auf Grund der entsprechenden und unmittelbar anzuwendenden Bestimmungen in der
DSGVO; der Abs. 3 wird entsprechend angepasst.

Zum 2. Abschnitt (Soziales)

Zu Art. 30 (Anderung des Behinderteneinstellungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. I Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 27. September
1988, BGBI. Nr. 721.

Zu Art. 30 Z 1 und 2 (§§ 16 und 19a BEinstG):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zu Art. 31 (Anderung des Bundesbehindertengesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 17 B-VG.
Zu Art. 31 Z 1 (§ 13c Abs. 5 BBG):

§ 13a BBG und die nachfolgenden Bestimmungen regeln die Stellung und die gesetzlichen Aufgaben des
Behindertenanwalts. Zur ordnungsgeméfen Erflillung der gesetzlichen Aufgaben ist es fiir den
Behindertenanwalt notwendig, personenbezogene Daten zu verarbeiten. Daher ist insbesondere im Lichte
des Art. 6 Abs.1 lit.c und e DSGVO ein datenschutzrechtlicher Bedarf nach einer gesetzlichen
Erméchtigung zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Behindertenanwalt gegeben. Sowohl
das Datum Grad der Behinderung als auch allfillige Daten aus den medizinischen Gutachten sollen dazu
dienen, bei der Unterstiitzung von hilfesuchenden Menschen mit Behinderung mdglichst konkret die
Problemlage zu umreifien.

Zu Art. 31 Z 2 bis 13 (§ 13d Abs. 5, § 30, § 52 und § 53 BBG):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten* ersetzt werden.

Zu Art. 32 (Anderung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 und 11 B-VG.
Zu Art. 3271 (§ 16):

§ 16a Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG) soll die gesetzliche Erméchtigung fiir das
Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz sowie das Bundesamt fiir
Soziales und Behindertenwesen darstellen, die fiir die Vollziehung erforderlichen personenbezogenen
Daten zu verarbeiten. Durch die Aufzéhlung der Datenarten wird den Erfordernissen der Datenschutz-
Grundverordnung und des Datenschutzgesetzes (DSG) in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 Rechnung getragen. Da fiir Beratungen und Durchfiihrung von
Schlichtungsverfahren nach dem BGStG auch bestimmte personenbezogene Daten der beteiligten
Personen bendtigt werden, sollen das Bundesministerium flir Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Konsumentenschutz und das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen erméchtigt werden, auch
diese personenbezogenen Daten zu verarbeiten.

Zu Art. 33 (Anderung des Bundespflegegeldgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG und Art. 102 Abs. 2 B-VG.
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Zu Art.33 Z 1 (§ 21a Abs. 5, 6 und 7 BPGG):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten* ersetzt werden.

§2la Abs.5 und 6 soll die gesetzliche Ermichtigung fiir das Bundesamt fiir Soziales und
Behindertenwesen darstellen, die fiir die Vollziehung erforderlichen personenbezogenen Daten zu
verarbeiten. Durch die Aufzdhlung der Datenarten wird den Erfordernissen der Datenschutz-
Grundverordnung und des Datenschutzgesetzes (DSG) in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 Rechnung getragen. Da fiir die Gewidhrung einer Zuwendung aus dem
Unterstiitzungsfonds fiir Menschen mit Behinderung auch bestimmte personenbezogene Daten der
pflegebediirftigen Person (z. B. Pflegegeldstufe) bendtigt werden, soll das Bundesamt fiir Soziales und
Behindertenwesen erméchtigt werden, auch diese personenbezogenen Daten zu verarbeiten.

Im Abs.7 soll das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen aus verwaltungsékonomischen
Griinden erméchtigt werden, die personenbezogenen Daten der pflegebediirftigen Person im Einzelfall
aus der Anwendung Pflegegeldinformation — PFIF des Hauptverbandes der 0Osterreichischen
Sozialversicherungstrager abzufragen.

Zu Art.3372,3,4 und 6 (§ 21b Abs. 7, 8, 10 und 12):

Das gesamte Forderungsverfahren zu § 21b BPGG wird fiir Neuféille ab dem ersten Quartal 2018
vollelektronisch gefithrt werden. Es sollen sowohl die in der bislang geltenden Fassung des § 21b Abs. 7
BPGG genannten Daten sowie die im Rahmen des gegensténdlichen Entwurfes ergénzten Daten sodann
automationsunterstiitzt im Rahmen einer beim Sozialministeriumservice betriebenen IT-Anwendung
(Dateisystem im Sinne des Art. 4. Z 6 DSGVO) verarbeitet werden.

Die vorgeschlagenen legistischen Anpassungen sollen in Entsprechung der Datenschutz-
Grundverordnung, insbesondere unter Beriicksichtigung deren Art.5, 6, 9 und 32, erfolgen. Die
Regelungen der § 21b Abs. 10 erster Satz und Abs. 12 kdnnen auf Grund des Anwendungsvorranges des
Art. 32 der Datenschutz-Grundverordnung entfallen.

Bei der Anderung in § 21b Abs. 7 Z 3 handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Art. 33 Z.7 bis 10, 14 bis 16 und 18 (§§ 21e, 33 und 45 BPGG):

Die Begriffe ,,Daten”, ,,Dienstleister” und ,,Verwendung* werden durch die entsprechenden Begriffe der
Datenschutz-Grundverordnung ersetzt.

Zu Art. 33 Z 11 bis 13 (§ 32 BPGG):

Der Begriff der Datenverarbeitung in § 32 soll die in Art. 4 Z2 der Datenschutz-Grundverordnung
genannten Verarbeitungsvorginge ohne die Offenlegung durch Ubermittlung umfassen.

Zu Art. 33 Z17 (§ 33a Abs. 3 und 4 BPGG):

Durch die im § 33a Abs. 2 BPGG normierten Angehorigengespriche sollen Beitrdge zur Reduzierung von
psychischen Belastungen geleistet, individuelle Handlungsoptionen anhand von Ressourcen aufgezeigt,
der Zugang zu relevanten Unterstiitzungsangeboten erleichtert und Ressourcen von pflegenden
Angehdrigen in Belastungssituationen erfasst werden.

Jenen Angehorigen, welche beim Hausbesuch durch eine diplomierte Pflegefachkraft im Rahmen der
Qualitdtssicherung in der hiuslichen Pflege zumindest eine psychische Belastung angegeben haben, wird
das Angehorigengespriach angeboten. Uberdies kann das Angehdrigengesprich auch auf Wunsch der
Betroffenen erfolgen. Durchgefiihrt wird das Angehorigengesprach von Psychologen und
Psychologinnen. Die Organisation der Gespriche erfolgt durch das Kompetenzzentrum bei der
Sozialversicherungsanstalt der Bauern.

Durch den neuen Abs. 3 soll nunmehr die datenschutzrechtliche Ermichtigung geschaffen werden, dass
das Kompetenzzentrum bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern die im Rahmen der
Angehorigengesprache erhobenen personenbezogenen Daten automationsunterstiitzt verarbeiten kann.
Durch die Aufzdhlung der Datenarten wird den Erfordernissen der Datenschutz-Grundverordnung und
des Datenschutzgesetzes (DSG) in der Fassung des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 Rechnung
getragen.

Im Abs.4 soll normiert werden, dass die personenbezogenen Daten an die Anwendung
Pflegegeldinformation — PFIF, die beim Hauptverband der Osterreichischen Sozialversicherungstriger
nach den Weisungen des Sozialministeriums gefiihrt wird, von der Sozialversicherungsanstalt der Bauern
zu ilbermitteln sind. Dadurch besteht die Mdglichkeit, durch Selektion von Personenkreisen gezielt
weitere Maflnahmen zur Qualititssicherung anzubieten und die Situation pflegender Angehdriger zu
verbessern.
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Uberdies ist dadurch auch die Erstellung statistischer Auswertungen moglich.

Zu Art. 34 (Anderung des Ehrengaben- und Hilfsfondsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 34 Z 1 und 2 (§§ 13 dritter Satz und 14 Abs. 2):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zu Art. 35 (Anderung des Heeresentschidigungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 35 Z 1 bis 6 (§§ 5 und 6 HEG):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zu Art. 36 (Anderung des Heimopferrentengesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustiandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 36 Z2 und 4 (§§ 11 und 12 HOG):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zu Art. 36 Z 3 (§ 11 Abs. 4 Z 2 lit. d und Z 5 HOG):

Die in § 11 Abs.4 Z2 lit.d und Z 5 genannten, personenbezogenen Daten betreffend ,,dic néheren
Umstidnde und zugefiigten Verletzungen® bzw. ,,Arbeitsfahigkeit” sollen nur die in der taxativen
Aufzdhlung des Art. 9 der Datenschutz-Grundverordnung genannten Gesundheitsdaten als besondere
Kategorie personenbezogener Daten umfassen.

Zu Art. 37 (Anderung des Impfschadengesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art.37 Z 1 und 2 (§ 3 Abs. 3):

Der Verweis auf das bis zum 30. Juni 2016 in Geltung stehende Heeresversorgungsgesetz soll durch
einen Verweis auf die aktuellen Bestimmungen des Heeresentschddigungsgesetzes ersetzt werden.

Zu Art. 38 (Anderung des Kriegsgefangenenentschiidigungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 38 Z 1 bis 5 (§§ 17 und 18):

Der Begriff ,,Daten soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zu Art. 39 (Anderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 39 Z 1 bis 3 (§§ 91a, 91b und 93):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.
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Zu Art. 40 (Anderung des Sozialministeriumservicegesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 16 B-VG.
Zu Art. 40 Z 1 bis 8 (§ 2a Abs. 1 bis 5):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zu Art. 41 (Anderung des Verbrechensopfergesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 41 Z 1 und 2 (§ 9 Abs. 5 und § 9c Abs. 2):

Der Begriff ,,Daten” soll durch den in Art.4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung festgelegten
Ausdruck ,,personenbezogene Daten® ersetzt werden.

Zum 3. Abschnitt (Arbeit)

Zu Art. 42 (Anderung des Arbeitsmarktservicegesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustiandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 42 7.1 (§ 25 AMSG):

Das Arbeitsmarktservice Osterreich (AMS) ist als Dienstleistungsunternehmen des dffentlichen Rechts
eingerichtet (§ 1 AMSG) und hinsichtlich der Datenverarbeitung Verantwortlicher des offentlichen
Bereiches gemil § 26 Abs. 1 Z 1 DSG (idF BGBI. I Nr. 120/2017). Dem Arbeitsmarktservice wurde die
Erflillung einer Vielzahl an 6ffentlichen, gesetzlich vorgegebenen Aufgaben sowie auch die Erbringung
der dafiir erforderlichen Leistungen tibertragen. Kernaufgaben sind die Versorgung der Wirtschaft mit
entsprechend ausgebildeten Arbeitskréften, die Sicherung der Beschéftigung arbeitsuchender Personen
durch Vermittlungstitigkeiten und die Sicherung der Existenz arbeitsloser Personen wihrend der
Jobsuche (§ 29 AMSG). Fiir die Erfiillung dieser Kernaufgaben sind im Umfeld weitere umfangreiche
Leistungen zu erbringen. Als Beispiel sind SchulungsmaBinahmen fiir arbeitslose Personen, die
Sicherstellung von Ausbildungsmoglichkeiten fiir Jugendliche, die Forderung gesundheitlich
beeintrichtigter Personen, die Priifung des Arbeitsmarktzugangs auslidndischer Arbeitskrafte und die
Arbeitsmarktbeobachtung sowie diesbeziigliche wissenschaftliche und statistische Untersuchungen zu
nennen. Die dem AMS gesetzlich iibertragenen Aufgaben finden sich insbesondere im AMSG, im
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (AMPFG), im Arbeitsmarktforderungsgesetz (AMFG), im
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AIVG), im Ausldanderbeschiftigungsgesetz (AusIBG) und im
Uberbriickungshilfengesetz (UHG), aber auch im Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz (AGG), BGBI. I
Nr. 111/2010, im Ausbildungspflichtgesetz (APflG), BGBI. I Nr. 62/2016, und im Integrationsjahrgesetz
(IJG), BGBI. I Nr. 75/2017. In diesen Gesetzesmaterien ist dem AMS regelméfig die Mitwirkung an
MaBnahmen anderer Behdrden oder FEinrichtungen aufgetragen, die zur nachhaltigen (Wieder-
)Eingliederung von Personen in den Arbeitsmarkt erforderlich sind.

Fir die Erfillung der Vielzahl an gesetzlich {ibertragenen Aufgaben bedarf es zwingend einer
entsprechend umfangreichen Verarbeitung von Datenarten, sowohl von betroffenen Personen als auch
von Betrieben (Arbeitgebern). § 25 AMSG ermoglicht dem AMS fiir die Erfiillung der gesetzlichen
Aufgaben aus diesem Grund eine umfangreiche Verarbeitung von Datenarten. Daneben bestehen fiir das
AMS in den oben genannten Materiengesetzen gleichfalls spezifische gesetzliche Erméachtigungen zur
Datenverarbeitung (vgl. zB § 69 AIVG, §§ 27 und 27a AuslBG, § 6 AMFG sowie § 7 AGG), die
iiberwiegend die gegenseitige Zusammenarbeit sowie Rechts- und Amtshilfe konkretisieren.

§ 25 AMSG soll im Hinblick auf das Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung mit 25. Mai 2018
um Bestimmungen betreffend Aufbewahrungsfristen von Daten, Datensicherheitsmaf3nahmen und das
Erfordernis einer Datenschutz-Folgenabschitzung (Art.35 DSGVO) erginzt sowie an die
Begrifflichkeiten der DSGVO angepasst werden.
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Zu Art. 42 Z.1 (§ 25 Abs. 1 bis 8 AMSG):

In Abs.7 werden das Sozialministeriumservice und Einrichtungen, denen Aufgaben des
Arbeitsmarktservice iibertragen sind, als Empféanger von Gesundheitsdaten ergénzt, um die in § 7 Abs. 2
AGG bereits bestehende gesetzliche Ermachtigung systematisch auch im AMSG abzubilden als auch die
Moglichkeit der Ubermittlung der Daten bei Inanspruchnahme von Dienstleistern durch das AMS
klarzustellen.

Der Wortlaut ,,ausschlieBlich® in Abs. 7 soll zur Klarstellung entfallen, da der Begriff ,,Arbeitsfahigkeit™
nicht eng im Sinne ,,ja/nein* auszulegen ist, sondern auch Einschrankungen der Arbeitsfahigkeit im Sinne
teilweiser oder tempordrer gesundheitlicher FEinschrinkungen umfasst, wie dies etwa bei
Rehageldbezieher/innen oder Teilnehmerinnen und Teilnehmern am Informations-, Beratungs- und
Unterstiitzungsangebot nach dem AGG der Fall ist.

Die Protokollierungspflichten sind neu in Abs. 10 geregelt und sollen daher in Abs. 7 entfallen. Im
Ubrigen werden in den Abs. 1 bis 8 die Begrifflichkeiten an jene der DSGVO angepasst.

Zu Art. 42 Z 1 (§ 25 Abs. 9 AMSG):

Abs. 9 regelt die Aufbewahrungsfristen der gemif3 Abs. 1 verarbeiteten Daten und soll sicherstellen, dass
die Daten entsprechend dem Bedarf der Behdrde ausreichend lange verarbeitet werden diirfen. Die
Aufbewahrungsfrist wird generell mit siecben Jahren nach Beendigung des Geschéftsfalles festgelegt. Als
Beendigung eines Geschéftsfalles ist zZB die Abmeldung von der Vormerkung als arbeitsuchend, das Ende
der Geltungsdauer einer Beschéftigungsbewilligung oder das Ende eines Stellensuchauftrages zu
verstehen.

Werden lang zuriickliegende Daten eines Leistungsbezuges oder einer Vormerkung filir einen spiteren
Leistungsantrag wiederum bendtigt, konnen diese Daten im Wege der beim Hauptverband der
Sozialversicherungstrager bestehenden Versicherungsdatei iibernommen werden.

Langere, iiber sieben Jahre hinausgehende Aufbewahrungsfristen konnen sich fiir Zwecke der
Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen oder aus anderen
Rechtsvorschriften ergeben. So sieht beispielsweise § 24 Abs. 2 Z 4 der Allgemeinen Rahmenrichtlinien
fiir die Gewdhrung von Forderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBL II Nr. 208/2014, eine
zehnjahrige Aufbewahrungsfrist von Unterlagen fiir gewéhrte Forderungen vor bzw. dariiber hinaus,
wenn dies unionsrechtliche Vorschriften vorsehen.

Lingere Aufbewahrungsfristen ergeben sich in einer auslaufenden Ubergangsphase auch fiir Bezugs- und
Vormerkzeitriume von ehemals arbeitslosen Personen, die Zeitriume vor der Speicherung
pensionsrelevanter Bezugs- und Vormerkdaten arbeitsloser Personen in der Versicherungsdatei beim
Hauptverband der Sozialversicherungstriger (Zeiten vor 1976) betreffen und nicht aus dieser
iibernommen werden konnen, aber fiir die Beurteilung und Berechnung eines neuen Anspruches
erforderlich sind. Diese Daten sind nicht sieben Jahre nach Beendigung des Geschéftsfalles zu 16schen,
wenn sie noch fiir die Geltendmachung von Rechtsanspriichen benétigt werden kénnen.

Aus wirtschaftlichen und technischen Griinden soll die Loschung von Daten an wenigen Terminen im
Jahre vorgenommen werden. Diese Anordnung soll punktuelles Vorgehen im Falle von Antrigen von
betroffenen Personen vermeiden, die zu einem unwirtschaftlichen und technisch schwer losbaren
Vorgehen fithren wiirden.

Zu Art. 42 Z 1 (§ 25 Abs. 10 und 11 AMSG):

Gemil Art.35 Abs.1 der DSGVO haben Verantwortliche eine Datenschutz-Folgenabschitzung
durchzufiihren, wenn die Datenverarbeitung neue Technologien verwendet oder Art, Umfang,
Umstéinde und Zweck der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko fiir die Rechte und Freiheiten
der Betroffenen zur Folge haben. Beispielhaft sind die Verarbeitungen aufgezéhlt, bei denen

a) sich eine systematische und umfassende Bewertung personlicher Aspekte natiirlicher Personen
einschlieBlich Profiling samt darauf folgender Entscheidungen auf eine automatisierte Verarbeitung
griindet,

b) eine umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten (wie
Gesundheitsdaten oder Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen) oder

¢) eine systematische umfangreiche Uberwachung dffentlich zuginglicher Bereiche erfolgt.

Fiir die Datenverarbeitungen des AMS spielt der Umfang der verarbeiteten Daten, hinsichtlich der
Anzahl der betroffenen Personen wie auch des Ausmalles der je betroffener Person verarbeiteten
Datenarten fiir die Frage der Folgenabschdtzung die wesentliche Rolle.
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Wie schon einleitend dargestellt, muss das AMS aufgrund der umfangreichen gesetzlich iibertragenen
Aufgaben die dafiir erforderlichen Datenarten verarbeiten, sprich erheben, erfassen, ordnen, sichern,
speichern, bei Anderungen richtigstellen, auslesen, abfragen, abgleichen, verkniipfen, anderen Behdrden
oder SV-Trdgern bereitstellen bzw. ibermitteln, 16schen sowie auch indirekt personenbezogen
(pseudonymisiert) weiterverarbeiten.

Die Datenarten sind in § 25 AMSG aufgezihlt, ergénzt um Bestimmungen in anderen Materiengesetzen
(wie AIVG, AusIBG und AMFG). Soweit das Arbeitsmarktservice an der Erfiillung gesetzlicher
Aufgaben anderer Behorden mitwirkt, finden sich weitere Bestimmungen auch im AGG, APflIG und 1JG.
Fiir die Kernaufgaben des Arbeitsmarktservice sind stets Stammdaten von Arbeitsuchenden wie auch
Unternehmen, die Arbeit anbieten, zu verarbeiten. Dies schlieft die jeweiligen Kenntnisse und
Féhigkeiten (schulische und berufliche Ausbildung) der Arbeitsuchenden mit ein sowie auch das
Anforderungsprofil offener Stellen, die von Unternehmen bekannt gegeben werden. Die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des AMS erfassen die erforderlichen Daten Arbeitsuchender, sowohl hinsichtlich der
Vermittlungsmdglichkeiten von Jobs als auch hinsichtlich der Voraussetzungen fiir die Anweisung einer
Unterstiitzungsleistung (wie Arbeitslosengeld, Notstandshilfe). Dies geschieht durch Antrige der
betroffenen Personen mittels Papier oder elektronischem Antrag. Mit der betroffenen Person wird in
weiterer Folge eine moglichst konkrete Betreuungsvereinbarung geschlossen, die eine nachhaltige
Integration in den Arbeitsmarkt ermoglichen soll. Bei Leistungen an beschéftigte Personen
(Weiterbildungsgeld, Bildungsteilzeitgeld) werden die dafiir erforderlichen Datenarten erhoben und
gespeichert. Einer laufenden Betreuung wihrend der Weiterbildungsmafinahmen bedarf es hier nicht.

Je nach Zustindigkeit der regionalen Geschiftsstellen (vgl. Arbeitsmarktsprengelverordnung) diirfen (und
kénnen) nur diese die Erfassungen oder Anderungen bei den in ihrem Sprengel wohnenden
Arbeitsuchenden durchfithren. Die EDV spiegelt somit hinsichtlich der technisch mdglichen Erfassung
und Anderung von Daten die Arbeitsmarktsprengelverordnung wider. Andere Geschiftsstellen konnen
nur Abfragen fiir nicht im Zusténdigkeitssprengel Wohnende durchfiihren, sofern sie die entsprechende
Rolle (nach  Funktion, Aufgabengebiet) innehaben. Ombudsstellen und iibergeordnete
Organisationseinheiten des AMS benétigen personenbezogene Abfragen zwingend zur raschen
Behandlung und Aufarbeitung von Beschwerden aller Art (z. B. Amtshaftung, Volksanwaltschaft,
Dienstaufsichtsbeschwerden).

Zu a): Systematische und umfassende Bewertungen personlicher Umstinde Arbeitsuchender samt
Entscheidungen auf Basis automatisierter Verfahren finden im Rahmen der Betreuung durch das AMS
nicht statt. Es werden zwar offene Stellen automationsunterstiitzt mit dem Anforderungsprofil
Arbeitsuchender abgeglichen, doch geht diesem Abgleich stets eine personliche Absprache bzw.
Vereinbarung mit der betroffenen Person voraus, bei der Kenntnisse und Féhigkeiten wie auch Wiinsche
der arbeitsuchenden Person in das Suchprofil aufgenommen werden. Es wird dariiber ein Betreuungsplan
mit der arbeitsuchenden Person angelegt. Die personliche Vorsprache der Person ist zudem gesetzlich
zwingend vorgeschrieben (§ 46 AIVG). Weiters sind Kontrollmeldungen (§49 AIVG) gesetzlich
vorgesehen. Blof auf EDV basierende Entscheidungen (lit. a) finden somit nicht statt.

Zu b): Die Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten (hier Gesundheitsdaten
betreffend die Arbeitsfahigkeit bzw. bestehende gesundheitliche Einschrinkungen hinsichtlich der
Vermittelbarkeit auf Arbeitsplétze; Art. 9 DSGVO) findet nur in einem geringen Ausmal statt das (noch)
nicht zu einer Folgenabschitzung verpflichtet. Es werden als Gesundheitsdaten nur Daten iiber
Einschrinkungen der Arbeitsfahigkeit oder beruflichen Verwendungsmdglichkeit verarbeitet, soweit sie
erforderlich sind, um zumutbare Arbeitsvermittlungen durchfiihren zu kénnen. Das AMS ist von sich aus
verpflichtet, die Frage der Arbeitsfahigkeit zu kldren, wenn auf objektiven Umstédnden beruhende Zweifel
bestehen (§ 8 AIVG; zB VwWGH v. 15.5.2013, 2011/08/0356), da die Erfiillung dieses Kriteriums eine
zwingende Voraussetzung fiir den Leistungserhalt darstellt. Derartige Untersuchungen bzw. Gutachten
iiber die Arbeitsfahigkeit oder verbleibende berufliche Einsatzbereiche bei bestehenden gesundheitlichen
Einschriankungen arbeitsfahiger Personen werden regelmidBig im Wege des Kompetenzzentrums
Begutachtung der Pensionsversicherungsanstalt erbracht. Das AMS erhdlt die bescheidmaBigen
Feststellungen des Pensionsversicherungstrdgers wie auch das berufskundliche Gutachten
(Leistungskalkiil), wenn Mallnahmen der beruflichen Rehabilitation festgestellt werden.

BloBe ,,Krankmeldungen® von arbeitslosen Personen, die zu einer Anderung der Leistungszustindigkeit
zwischen AMS und KV-Trigern flihren, sind als Leistungsvoraussetzungen zu erfassen, geben aber keine
Auskunft iiber die Art der Erkrankung (Diagnose).

Eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen (Art. 10
DSGVO) findet nur in wenigen Einzelfillen statt, in denen das AMS Kenntnis {iber den Tatbestand einer
strafrechtlichen Verurteilung erlangt. Kenntnis erlangt das AMS in jenen Fillen, in denen eine Person die
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Anwartschaft fiir Leistungen aufgrund ihrer Beschéftigung wihrend der Haft erworben hat (§ 66a AIVG)
oder eine zuerkannte Leistung aufgrund der VerbiiBung einer Freiheitsstrafe einzustellen ist (§ 12 Abs. 3
lit. ¢ AIVG). Diese Datenart muss im konkreten Einfall zwar im Akt vermerkt werden, wird dariiber
hinaus aber nicht verwendet. Die Datenverarbeitung unterstiitzt auch keine Abfrage oder Aufsummierung
iiber diese Datenart, sodass Auswertungen iiber Fragen wie zB wie viele Personen ihre Anwartschaft
durch Arbeitspflicht wihrend der VerbiiBung einer Freiheitsstrafe erworben haben, nicht moglich sind.
Dies wurde auch in parlamentarischen Anfragen klargestellt.

Zu c): Eine systematische Uberwachung der &ffentlichen Bereiche der regionalen Geschiftsstellen findet
nicht statt.

Notwendigkeit und Angemessenheiten:

Die vom AMS verarbeiteten Daten betreffen zwangsldufig viele Lebensbereiche der Arbeitsuchenden, da
schulische und berufliche Ausbildungen sowie das gesamte Erwerbsleben, sofern es auch mit Zeiten der
Arbeitslosigkeit einhergeht, eng mit dem Lauf des Lebens verkniipft sind. Der Gesetzgeber schrinkt die
Datenverarbeitung sowie auch deren Ubermittlung an Dritte daher auf deren Erforderlichkeit hin ein. Der
Gesetzgeber ermichtigt die Datenverarbeitung nur soweit, ,,als diese zur Erflillung der gesetzlichen
Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet (vgl. zB § 25 Abs. 1 erster Satz AMSG). Dies schliefit
die Verarbeitung iiberschieBender Daten (auch) nach dem Materiengesetz grundsétzlich aus. Die
gesetzliche Erméchtigung zur Datenverarbeitung entspricht damit den in der DSGVO enthaltenen
Grundsitzen des Art. 5 Abs. 1 lit. a bis c DSGVO.

Den von der Datenverarbeitung des AMS betroffenen Personen stehen die im Datenschutzgesetz
enthaltenen Rechte (§§ 26 bis 28 DSG 2000 idF des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 132/2015) bzw. ab
25. Mai 2018 in Art. 15 bis 21 DSGVO normierten Rechte weiterhin zu. Das AMS hat ein eigenes EDV-
Tool entwickelt, das Mitarbeiter/innen die rasche Beantwortung von Auskiinften iiber die verarbeiteten
Datenarten ermdglicht und das weiterhin verwendet werden wird.

Risiken und Datensicherheitsmafinahmen:

Fraglich ist, ob durch die bestehenden Datenverarbeitungen des AMS fiir die Arbeitsuchenden ein hohes
Risiko hinsichtlich einer Verletzung des Schutzes ihrer personenbezogenen Daten vorhanden ist.
Auswirkungen einer solchen Verletzung konnten dann den Verlust der Kontrolle iiber die verarbeiteten
Daten, Identititsdiebstahl oder —betrug, finanzielle Verluste, Diskriminierungen, Rufschidigung und
Verlust der Vertraulichkeit durch Bekanntwerden von (Teilen der) Daten gegeniiber unbefugten Dritten,
eine unbefugte Authebung von Pseudonymisierungen oder andere erhebliche wirtschaftliche oder
gesellschaftliche Nachteile fiir die betroffenen Personen nach sich ziehen. Im Hinblick auf die hier
verarbeiteten Datenarten konnten insbesondere Leistungsdaten von Arbeitslosen wie auch deren
personliche Lebensumstinde unbefugten Dritten bekannt werden oder bei einem ,Hacker-Angriff
zerstort oder unbrauchbar werden. Abs. 10 ergidnzt nunmehr auch nach dem Materiengesetz zu treffende
Datensicherheitsmafinahmen, wie diese auch im DSG und der DSGVO (Art. 24, 25 und 32) enthalten
sind.

So ist die Befugnis bei der Datenverwendung zwischen den Organisationseinheiten und den
Mitarbeiterinnen zwingend konkret festgelegt und die Verwendung an das Vorliegen giiltiger Auftrige
der anordnungsbefugten Organisationseinheiten und Mitarbeiter/innen gebunden. Die Mitarbeiter/innen
werden tiiber ihre Pflichten nach dem Datenschutzgesetz (§ 6 DSG idF des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 120/2017) und den innerorganisatorischen Datenschutzvorschriften belehrt und ihr Zugriff auf
konkrete Daten ist entsprechend dem Stand der Technik nach Rollen und Aufgaben der Mitarbeiter/innen
des AMS entsprechend getrennt gestaltet, sodass Eingaben oder Anderungen personenbezogener Daten
nur jenen Bediensteten mdglich sind, die fiir diese Personen zustindig und verantwortlich sind. Es wird
aulerdem jede Datenabfrage (-dnderung) protokolliert, wobei zu jeder Abfrage der Benutzercode der
abfragenden Mitarbeiterin (des abfragenden Mitarbeiters), das Kalenderdatum und das Ergebnis der
Abfrage (aktueller Stand zum Abfragezeitpunkt) gespeichert wird. Geheimhaltungspflichten sind neben
§ 27 AMSG umfassend in § 6 DSG idF des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 120/2017 geregelt, sodass ein
weiterer Absatz in § 25 AMSG nicht erforderlich ist.

Die vom AMS gesetzten SicherheitsmaBBnahmen entsprechen dem geforderten Standard (Abs. 10), womit
im FErgebnis durch die Datenverarbeitungen des AMS kein hohes Risiko fiir den Schutz
personenbezogener Daten der Arbeitsuchenden besteht.

Zu Art. 42 Z.2 (§ 78 Abs. 35 AMSG):
Die Anpassungen im AMSG sollen mit 25. Mai 2018 in Kraft treten.
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Zu Art. 43 (Anderung des IEF-Service-GmbH-Gesetzes):
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 11 B-VG.
Zu Art. 43 7.1 (§ 19 Abs. 1 IEFG):

In §19 Abs.1 sollen Bestimmungen zur Datenverarbeitung der IEF-Service-GmbH, soweit diese
gesetzlich ibertragene Aufgaben vollzieht, zusammengefasst und insbesondere die verarbeiteten
Datenarten ausfiihrlicher als bisher in § 5 Abs. 5 IESG aufgelistet werden.

Die IEF-Service-GmbH betreibt fiir die Erfiillung der ihr gesetzlich {ibertragenen Aufgaben
(Entscheidungen iiber Anspriiche auf Insolvenzentgelt und Betreibung der auf sie iibergegangenen
Forderungen) eine zentrale Datenverarbeitung, die (bis Ablauf des 24. Mai 2018) beim DVR unter
1075900/001 ,,Erstellung von Bescheiden und Geltendmachung von iibergegangenen Forderungen nach
dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG)* registriert ist. Diese Datenverarbeitung dient der IEF-
Service GmbH bei der Bearbeitung von Geschiftsfillen insolventer Unternehmen und der davon
betroffenen Antragsteller und Antragstellerinnen. Diese werden nachvollziehbar und durchgéngig in einer
Web-Anwendung inklusive eines Dokumentmanagements abgebildet. Unterstiitzt durch das Workflow-
Management gelangt der Geschiftsfall — nachvollziehbar — an den richtigen Empfanger. Dabei stehen
durchgéngig alle Stadien von der Erfassung des Eingangs bis zum Abschluss und der Archivierung eines
Geschiftsfalls zur Verfligung.

Der Begriff der Anspruchsberechtigten in Abs. 1 ist aus teleologischen Griinden weit zu interpretieren. Er
umfasst sdmtliche Personen, die einen Antrag oder eine Anfrage betreffend einen Anspruch auf
Insolvenzentgelt stellen. Er umfasst auch Anfragen fiir Anspruchsberechtigte, die von berechtigten
Dritten gestellt werden, die von der IEF-Service GmbH wissen wollen, ob eine konkrete Person einen
Anspruch auf Insolvenzentgelt haben wird, auch wenn zum Zeitpunkt der Anfrage noch kein formeller
Antrag erfolgt ist. Unter berechtigten Dritten sind der Insolvenzverwalter, der Insolvenzschutzverband fiir
Arbeitnehmerlnnen (ISA) und auch Exekutionsgldubiger von Anspruchsberechtigten zu verstehen, die
sich in der Praxis teilweise schon vor formellen Antragen erkundigen, ob bzw. inwieweit tiberhaupt eine
Anspruchsberechtigung vorliegt oder vorliegen konnte.

Unter ,,Schuldner” sind jene Personen zu verstehen, denen gegeniiber die IEF-Service-GmbH
Forderungen hat. Darunter fallen — neben dem Schuldner im Insolvenzverfahren — Personen, deren
(ehemalige) Anspriiche zu widerrufen und zuriick zu fordern sind, weil sie zZB durch unwahre Angaben
oder Verschweigung maflgebender Tatsachen herbeigefithrt wurden oder weil der Anspruch wegen einer
spateren Verurteilung iS § 1 Abs. 3 Z la IESG wegfallt. Weiters sind darunter auch jene Arbeitgeber
sowie deren Organe zu subsumieren, die im Zusammenhang mit der Insolvenz iS des § 11 Abs. 3 letzter
Satz IESG strafrechtlich verurteilt wurden, sowie auch dritte Personen, die fiir das insolvente
Unternehmen gesetzlich haften, Haftungen als Biirgen eingegangen sind oder vom IEF als
Insolvenzglaubiger fiir Schadenersatz in Anspruch genommen werden konnen.

Unter Beschéftigungsdaten sind Beschaftigungszeitraume der (moglicherweise) Anspruchsberechtigten
und Schuldner, wie Beginn und Ende von Beschiftigungen, deren Dienstgeber, Beitragsgrundlagen und
Art der Beschéftigung (Qualifikationen) zu verstehen. Unter Lohnverrechnungsdaten sind jene Datenarten
zu subsumieren, die in der Standardanwendung Personalverwaltung fiir privatrechtliche
Dienstverhéltnisse, SA0002 der Anlage 1 der Standard- und Musterverordnung 2004, BGBI. II
Nr. 312/2004, in der Fassung der Verordnung BGBI. II Nr. 278/2015, enthalten sind. Da Insolvenzentgelt
Hhetto® gebiihrt (§ 3 Abs. 1 IESG) und ausbezahlt wird, d.h. unter Abzug all jener Betrdge, die
iiblicherweise der Arbeitgeber vom Bruttoentgelt abzieht, hat die IEF-Service GmbH — vergleichbar
einem Arbeitgeber — das jeweilige Nettoentgelt zu ermitteln und folglich auszuzahlen. In diesem Sinne
muss die IEF-Service GmbH fiir die Berechnung dieses ,Nettobetrages® — je nach Einzelfall des
Anspruchsberechtigten bzw. Antragstellers auch jene Daten verarbeiten, die ein Arbeitgeber flir die
Berechnung des Lohnes verarbeiten muss. Insbesondere sind nicht nur Sozialversicherungsbeitrige
abzuziehen, sondern — soweit eine Mitgliedschaft gegeben ist — etwa auch Gewerkschaftsbeitrédge oder bei
Ende des Dienstverhéltnisses vorhandene Lohnvorschiisse zu beriicksichtigen. Im Falle einer
Lohnpféandung eines Anspruchsberechtigten sind auch diese Daten zu verarbeiten. Das weite Spektrum an
Datenarten der Lohnverrechnung kommt freilich nur soweit zur Verarbeitung, als dies fiir die Berechnung
des Insolvenz-Entgeltes auch erforderlich ist. Der VerhéltnisméiBigkeitsgrundsatz des § 1 Abs. 2 DSG
bleibt somit gewahrt.

Unter ,,Daten zu Eigentumsverhéltnissen an Immobilien® sind Ausziige aus dem Grundbuch zu verstehen,
die zum Zwecke der Betreibung der auf den IEF iibergegangenen Forderungen abgefragt werden.
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Zu Art. 43 Z 1 (§ 19 Abs. 2 IEFG):

Die Aufbewahrungsfrist hinsichtlich der Daten insolventer Betriebe und von deren Beschiftigten, die
Antrdge auf Insolvenzentgelt gestellt haben, folgt dem § 212 Abs. 1 UGB. Einem Insolvenzverfahren
stehen die in §1 Abs.1 IESG genannten Verfahren (wie zB Anordnung der Geschiftsaufsicht,
Nichter6ffnung oder Ablehnung eines 10-Verfahrens mangels Kostendeckung oder Vermogenslosigkeit)
gleich. Ein langerer Bedarf an den Daten kann sich v.a. bei Personen ergeben, deren Anspruch von der
IEF-Service GmbH gemil § 9 Abs. 1 IESG zuriickgefordert wird, wenn das Strafverfahren lingere Zeit
in Anspruch nimmt sowie bei Zugriff auf zukiinftiges Vermogen gemiB § 11 Abs.3 IESG im
Betreibungsfall. Insbesondere fiir diese Félle wird durch die vorgesehene Fristverlingerung zur
Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen vorgesorgt.

Zu Art 43 Z 1 (§ 19 Abs. 3 bis 5 IEFG):

Abs. 3 und 4 geben den von der IEF-Service GmbH zu beachtenden Standard an technischen und
organisatorischen Datensicherheitsmafinahmen wieder. Dabei handelt es sich um einen Standard, wie er
auch nach den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes und der DSGVO (Artikel 24f) gefordert ist.

GemilB Art.35 Abs.1 der DSGVO haben Verantwortliche eine Datenschutz-Folgenabschitzung
durchzufithren, wenn die Datenverarbeitung neue Technologien verwendet oder Art, Umfang,
Umstiinde und Zweck der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko fiir die Rechte und Freiheiten
der Betroffenen zur Folge haben. Beispielhaft sind die Verarbeitungen aufgezahlt, bei denen
a) sich eine systematische und umfassende Bewertung personlicher Aspekte natiirlicher Personen
einschlieBlich Profiling samt darauf folgender Entscheidungen auf eine automatisierte
Verarbeitung griindet,
b) eine umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten (wie
Gesundheitsdaten oder Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen) oder

¢) eine systematische umfangreiche Uberwachung &ffentlich zuginglicher Bereiche erfolgt.

Von den genannten literae ist fiir die Datenverarbeitung der IEF-Service GmbH lit. b ndher zu erldutern,
da Abs. 1 Z 3 und 5 Datenarten geméf Art. 10 DSGVO und Z 2 allenfalls Datenarten gemif3 Artikel 9
DSGVO enthalten.

Zweck und Notwendigkeit der Datenverarbeitung ergeben sich klar aus den gesetzlichen Bestimmungen,
die die Sicherung des Entgelts von Beschéftigten bei Insolvenz des Arbeitgebers gewéhrleisten. Das
IESG dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/94/EG vom 22. Oktober 2008 iiber den Schutz der
Arbeitnehmer bei Zahlungsunfihigkeit des Arbeitgebers in nationales Recht.

Die in Abs. 1 angefiihrten Datenarten sind fiir die Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben der IEF-Service
GmbH erforderlich. So sind — wie bereits erwdhnt — die in Abs. 1 Z2 angefiihrten Datenarten
(Lohnverrechnungsdaten) fiir die Nettoberechnung des Insolvenz-Entgeltes erforderlich. Dies schlieB3t die
vom Arbeitnehmer gegebenenfalls dem Arbeitgeber iibertragenen Abziige von Gewerkschaftsbeitragen
vom Bruttolohn mit ein. Die Verarbeitung dieser Daten in jenen Féllen, in denen der Arbeitgeber zu
diesen Abziigen erméchtigt wurde, greift nicht stirker in das Recht auf Schutz personenbezogener Daten
ein, als dies bisher durch den jeweiligen Arbeitgeber im Rahmen der Standardanwendung SA002
(Personalverwaltung fiir privatrechtliche Dienstverhéltnisse) mdglich und zuldssig ist. Diese Daten
werden nur je Einzelfall, wo diese Ermichtigung des Arbeitgebers besteht, in den jeweiligen
Personenunterlagen verarbeitet, ohne dass eine Aufsummierung iiber alle Antragsteller moglich ist.
Insoweit besteht auch keine Gefédhrdung berechtigter Interessen der Antragsteller.

Um nicht jene Personen, die im Zusammenhang mit einer Insolvenz strafrechtlich verurteilt wurden,
durch die ausbezahlten Leistungen (noch) zu belohnen, sieht das IESG in diesen Féllen eine
Riickforderung der auf den Insolvenz-Entgelt-Fonds iibergegangenen Forderungen vor (§ 9 Abs. 1 in
Verbindung mit §1 Abs.3 Z la IESG). Die Verarbeitung der entsprechenden Daten ist daher
unabdingbar, um die Forderungen betreiben zu kdnnen.

Lassen die bei der Antragstellung auf Insolvenz-Entgelt erhobenen Daten einen Verdacht auf strafbare
Handlungen aufkommen, so erfolgt eine Meldung an die anderen Kooperationsstellen geméf § 4 Abs. 2
des Sozialbetrugsbekdmpfungsgesetzes. Die IEF-Service GmbH  speichert diese Daten
(Antrag/Insolvenz/Betreibungsfall) fiir den eigenen gesetzlichen Zweck der Entgeltsicherung fiir sieben
Jahre (Abs. 2). Die Loschung von Daten iiber ein laufendes Strafverfahren gegen einen Antragsteller (zu
§ 9 Abs. 1 IESG) bzw. zu einem Betreibungsfall (zu § 11 Abs. 3 IESG) wird hingegen bis zum Ablauf
dieses Verfahrens ausgesetzt. In Folge wird bei einer Verurteilung ein Riickforderungsbescheid erstellt
bzw. der Zugriff auf das Vermogen des Verurteilten gemél § 11 Abs. 3 IESG versucht. Bei Abschluss
des Verfahrens ohne Verurteilung werden die Daten umgehend bzw. nach Ablauf der reguldren Loschfrist
geloscht.
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Datenarten gemdfl Art. 10 DSGVO werden nur in einem geringen Umfang verarbeitet, sodass nicht von
einem hohen Risiko flir Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen ausgegangen werden kann. Dies
aus folgenden Griinden:

Der Anteil der Arbeitgeber unter (anfanglichem) Verdacht auf Sozialbetrug an allen im gesamten
Jahr 2016 eroffneten Insolvenzen (= Arbeitgeber) betrug lediglich 3,6%. Dies entspricht in etwa auch
dem Durchschnitt der Jahre 2008 bis 2016.

Der Anteil der Betreibungsfille mit den einschldgigen Straftatbestdnden (des § 11 Abs. 3) ist
auch aufgrund der langen Betreibungszeiten nicht direkt erhebbar. Feststellbar ist aber, wie viele
Informationsschreiben (Informationen iiber Strafverfahren) in einem Jahr eingegangen sind und wie viele
entsprechende Klagen seitens des IEF eingebracht wurden. Sieht man sich im Vergleich dazu an, wie
viele Betreibungsfille insgesamt in einem Jahr zugegangen sind, ldsst sich feststellen, dass der Anteil
offensichtlich sehr gering ist:

Jahr BF/Schreiben | Klagen bei 11 (3) zugeg. BF gesamt
2014 5 3 2.552
2015 27 4 2.433
2016 27 0 2.440
2017 20 0 1.474

Der Anteil der Riickforderungen (insbesondere derjenigen, die auf strafrechtliche Verurteilungen
zuriickzufiihren sind) kann derzeit auch aufgrund der langen gesetzlichen Frist fiir Riickforderungen —
fiinf Jahre ab Kenntnis des Riickforderungsgrundes — nicht direkt erhoben werden. Festgestellt werden
kann aber, dass der Anteil an riickgeforderten Leistungen an sich duflerst gering ist. Beispiclsweise
ergingen im Jahr 2016 40 Riickforderungen gegeniiber insgesamt 39.454 erlassenen Bescheiden, was im
Verhiltnis auch dem Schnitt der Jahre 2011 bis 2016 entspricht.

Zu Art43 Z.1 (§ 19 Abs. 6 IEFG):

Die IEF-Service GmbH ist in der Erfiillung der ihr gesetzlich iibertragenen Aufgaben Verantwortliche des
offentlichen Bereiches gemil3 § 26 Abs. 1 Z 2 DSG und &ffentliche Stelle im Sinne des § 30 Abs. 5 DSG.
Die gesetzlich iibertragenen Aufgaben umfassen neben der Priifung, Berechnung und Auszahlung des
Insolvenzentgeltes auch die Betreibung der auf den IEF nach § 11 iibergegangenen Forderungen sowie
deren Geltendmachung gegeniiber dritten Personen (Biirgen, Mithaftende, Insolvenzverwalter aufgrund
von Schadenersatzanspriichen, etc.) sowie die Verfolgung von Regressanspriichen nach § 11 Abs. 3
IESG.

Zur Vermeidung von Auslegungsproblemen und Rechtsstreitigkeiten soll mangels Legaldefinition im
DSG (anders als etwa in § 4 IWG) — klargestellt werden, dass die IEF-Service GmbH eine 6ffentliche
Stelle im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung und des Datenschutzgesetzes ist.

Zu Art. 44 (Anderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 447 1 und 2 (§ 5 Abs. 5 und § 14 Abs. 4 IESG):

Durch die Einfligung der Bestimmungen zur Datenverarbeitung der IEF-Service GmbH in § 19 IEFG
kann § 5 Abs. 5 IESG entfallen und der Wortlaut des § 14 Abs. 4 IESG vereinfacht werden. § 14 Abs. 4
ermoglicht die fiir die Erfiillung der gesetzlich iibertragenen Aufgaben jeweils erforderlichen Abfragen
von Beschiftigungs- und Versicherungszeiten aus der Versicherungsdatenbank des Hauptverbandes. Fiir
die erforderliche Unterstiitzung der Triger der Sozialversicherung (§ 14 Abs. 1) ist daher — soweit dies
ausreichend ist — auch in erster Linie die dafiir geschaffene Abfragemdglichkeit der beim Hauptverband
gespeicherten Beschiftigungs- und Versicherungszeiten zu nutzen. Nur soweit dies nicht ausreicht, sind
zusétzliche Anfragen auf Amtshilfe zu stellen.

§ 14 Abs. 4 soll um die Moglichkeit der Abfrage von Beschiftigten je Dienstgeber(konto) erginzt
werden, weil diese Abfragemoglichkeit der IEF-Service GmbH die Priifung, ob ein Betriebsiibergang
nach §3 AVRAG vorliegt, wesentlich erleichtert. Eine derartige Priifung ist erforderlich und
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zweckmalBig, da im Falle eines Betriebsiiberganges in der Regel der Erwerber fiir das aushaftende Entgelt
haftet und somit kein Anspruch auf Insolvenz-Entgelt gegeben ist. Die Abfrage soll die IEF-Service
GmbH zudem bei der Aufdeckung von Sozialbetrugsfillen unterstiitzen.

Zu Art. 44 7.3 (§ 36 IESG):
Die Neuregelung soll mit 25. Mai 2018 in Kraft treten.

Zu Art. 45 (Anderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 11 B-VG.
Zu Art. 45 Z 1 (§ 31a Abs. 2 BUAG):

Die DSGVO macht die Zuldssigkeit einer Datenverarbeitung vom Vorliegen eines Erlaubnistatbestandes
abhingig. Diese sind in den Art. 6 und 9 DSGVO konkretisiert. Bisher war die Weitergabe von
Informationen durch die Urlaubs- und Abfertigungskasse entsprechend dem Datenschutzgesetz 2000 als
Ermichtigung formuliert. Da es sich dabei um eine zur Erfiilllung ihrer Aufgaben notwendige
Datenverarbeitung handelt, soll diese Bestimmung kiinftig als gesetzliche Verpflichtung formuliert
werden. Damit fdllt sie unter den datenschutzrechtlichen Erlaubnistatbestand des Art. 6 Abs. 1 lit c¢)
DSGVO.

Zu Art. 45 Z 2 und 3 (§ 31a Abs. 4 und S BUAG):

§ 31a beinhaltete bisher entsprechend dem DSG 2000 Datenschutzbestimmungen im Zusammenhang mit
dem Betreiben der Baustellendatenbank durch die Urlaubs- und Abfertigungskasse. Kiinftig gelten fiir die
Urlaubs- und Abfertigungskasse als Verantwortliche im Sinne der DSGVO die in dieser VO und im
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI I Nr. 120/2017 vorgesehenen Regelungen (vgl. Art. 24 iVm
Art. 32 DSGVO). Die Sonderregelungen der Abs. 4 und 5 sind daher weitgehend zu streichen. Lediglich
die Verpflichtung der Urlaubs- und Abfertigungskasse, Daten nach spitestens sieben Jahren zu 16schen
(siche Abs. 4), soll aufrecht bleiben, um die rechtmiBige Verarbeitung der personenbezogenen Daten iSd
Art. 6 Abs. 1 lit. ¢) iVm Art. 6 Abs. 2 DSGVO sicherzustellen.

Zu Art. 45 7 4 (§ 33g Abs. 1 und 2 BUAG):

Diese Zitatanpassungen dienen der Bereinigung eines Redaktionsversehens.

Zu Art. 46 (Anderung des Lohn- und Sozialdumping-Bekimpfungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 und 11 B-VG.
Zu Art. 46 Z 1 und 2 (§ 11 Abs. 2 und 3 LSD-BG):
In diesen Bestimmungen erfolgen jeweils erforderliche Begriffsanpassungen.
Zu Art. 46 7.3 (§ 11 Abs. 4 LSD-BG):

Derzeit sieht § 11 Abs. 4 erster Satz LSD-BG vor, dass auf die sich aus dem LSD-BG ergebenden
Tatigkeiten der Abgabenbehdrden und des Kompetenzzentrums LSDB § 14 DSG 2000 anzuwenden ist,
welcher Datensicherheitsmafinahmen betrifft. Kiinftig werden sich entsprechende Verpflichtungen aus
der DSGVO ergeben. Um keinen allgemeinen Verweis — ohne Mehrwert — auf die DSGVO vorzusehen,
soll § 11 Abs. 4 erster Satz LSD-BG nicht angepasst werden, sondern ersatzlos entfallen.

Zu Art. 47 (Anderung des Sozialbetrugsbekimpfungsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustdndigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 47 Z 1 (Uberschrift zu § 5):

Es soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass die Datenbank nach § 5 SBBG nicht mehr als
Informationsverbundsystem gefiihrt wird.

Zu Art. 47 Z 2 (§ 5 Abs. 3 und 4):

Die neuen datenschutzrechtlichen Bestimmungen sehen kein Informationsverbundsystem vor. Dies soll
im § 5 Abs. 3 SBBG entsprechend beriicksichtigt werden. Neue Regelungen zur Aufgabenverteilung
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sollen in einem neuen Abs. 6 vorgesehen werden (dazu unten). Weiters sollen aufgrund der neuen
datenschutzrechtlichen Terminologie Begriffsanpassungen vorgenommen werden.

Im Abs. 4 sollen ebenfalls erforderliche datenschutzrechtliche Begriffsanpassungen vorgenommen
werden. Weiters soll bei Bezugnahmen auf gewisse Absidtze dem Umstand Rechnung getragen werden,
dass sich der Regelungsinhalt des bisherigen Abs. 6 kiinftig in einem neuen Absatz 7 finden soll.

Zu Art. 47 Z.3 (§ 5 Abs. 6):

In einem neuen Abs. 6 sollen Regelungen vorgesehen werden, die aufgrund des Umstands des Entfalls
des Informationsverbundsystems fiir die Rechte der betroffenen Personen erforderlich werden.

Zu Art. 47 Z.4 (§ 8 Abs. 10):

Veroffentlichungen, die sich auf natiirliche Personen beziehen, sollen nach Ablauf von fiinf Jahren nach
der Veroffentlichung zu 16schen sein.

Zu Art. 48 (Anderung des Ausbildungspflichtgesetzes)
Kompetenzgrundlage:
Die Zustiandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.
Zu Art. 48 Z 1 bis 3 (§ 13 und 15):
Es werden lediglich terminologische Anpassungen an die DSGVO vorgenommen.
Zu Art. 48 Z. 4 (§ 21):
Die Regelung soll mit 25. Mai 2018 in Kraft treten.

Zu Art. 49 (Anderung des Arbeiterkammergesetzes 1992):
Kompetenzgrundlage:
Die Zustandigkeit des Bundes griindet sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 B-VG.

Zu Art.49 Z 1 (§ 17a Abs. 4 AKG), 8 und 9 (§ 45 Abs. 1 und 2 erster Satz AKG) sowie 11 bis 13
(§ 92AKG)

Die Datenschutz-Grundverordnung macht die Zulédssigkeit einer Datenverarbeitung vom Vorliegen eines
Erlaubnistatbestandes abhingig. Diese sind in den Art. 6 und 9 DSGVO konkretisiert. Bisher war die
Datenverarbeitung durch die Arbeiterkammern entsprechend dem Datenschutzgesetz 2000 als
Erméchtigungen zur Datenverarbeitung formuliert. Da es sich bei der Datenverarbeitung nach § 45 als
auch nach § 92 um eine zur Erfiillung ihrer Aufgaben notwendige Datenverarbeitungen handelt, sollen
diese Bestimmungen kiinftig als gesetzliche Verpflichtungen formuliert werden. Damit fallen sie unter
den datenschutzrechtlichen Erlaubnistatbestand des Art. 6 Abs. 1 lit. ¢) DSGVO. § 17a Abs. 4 stellt die
gesetzliche Verarbeitungsgrundlage (Verpflichtung iSd Art. 6 Abs. 1 lit. ¢ DSGVO) durch die
Arbeiterkammer dar.

Zu Art.497.1,2,4,5,6,7,9, 10 und 13 (§ 17a Abs. 4 und 5, § 33 Abs. 3 und 4, § 34 Abs. 2 und 4,
§ 45 Abs. 2 und 3 AKG):

Hier erfolgen terminologische Anpassungen an die DSGVO (wie beispielsweise das Ersetzen des
Begriffes ,,Daten* durch ,,personenbezogene Daten oder das Ersetzen des Begriffes ,,verwenden* durch
,verarbeiten®).

Zu Art. 49 Z 3 (§ 18 Abs. 5 AKG)

Hier handelt es sich um die Beseitigung eines Redaktionsversehens.

Zum 4. Hauptstiick (Bildung)
Allgemeines:

Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung

Trotz unmittelbarer Geltung in den Mitgliedstaaten bedarf die Datenschutz-Grundverordnung in
zahlreichen Bereichen der Durchfiihrung in innerstaatliches Recht. So enthdlt sie —unbeschadet des
Transformationsverbots und der damit verbundenen mangelnden Rechtssetzungskompetenz der
Mitgliedstaaten — zahlreiche Regelungsspielriume bzw. ,, Offnungsklauseln®, die den nationalen
Gesetzgeber verpflichten oder berechtigen, im Rahmen der Vorgaben des Art. 6 Abs. 2 und 3 iVm Art. 6
Abs. 1 lit. ¢ und e DSGVO bestimmte Angelegenheiten ndher zu regeln. Soweit in der Verordnung
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Prizisierungen oder Einschrinkungen ihrer Vorschriften durch das Recht der Mitgliedstaaten
vorgesehen sind, ist es zudem zuldssig, dass die Mitgliedstaaten — zur Wahrung der Kohdrenz und um
nationale Vorschrifien verstindlicher zu machen — Teile dieser Verordnung in ihr nationales Recht
aufnehmen (vgl. ErwGr 8 zur DSGVO,).

Auch gemiB § 69 Abs. 8 des Datenschutzgesetzes sind — im Rahmen der Vorgaben durch die DSGVO —
in Bundes- und Landesgesetzes besondere Bestimmungen iiber die Verarbeitung von personenbezogenen
Daten, die vom DSG abweichen, zuléssig.

Materienspezifische Datenschutzregelungen konnen im Rahmen der Vorgaben der DSGVO auch
weiterhin auf die Kompetenztatbestinde der jeweiligen Materie gestiitzt werden (Annexmaterie).

Im Bereich des Schul- und Hochschulwesens bestehen spezifische datenschutzrechtlich relevante
Regelungen vor allem im Bildungsdokumentationsgesetz, BGBI. I Nr. 12/2002, aber auch im
Schulunterrichtsgesetz, BGBI. Nr. 472/1986, im Schulunterrichtsgesetz fiir Berufstitige, Kollegs und
Vorbereitungslehrginge, BGBIL. I Nr. 33/1997, im Schulpflichtgesetz 1985, BGBI. Nr. 76/1985, im
BIFIE-Gesetz 2008, BGBL. I Nr. 25/2008, im Hochschulgesetz 2005, BGBL I Nr. 30/2006, sowie im
Schiilerbeihilfengesetz 1983. Diese Regelungen sind auf ihre Vereinbarkeit mit der DSGVO zu
iberpriifen und gegebenenfalls anzupassen. Die erforderlichen Adaptierungen erfolgen im Rahmen des
als Entwurf vorliegenden Gesetzespaketes.

Da das Datenschutzregime der DSGVO neue Begrifflichkeiten vorsieht, sind in den materienspezifischen
Bestimmungen zahlreiche terminologische Anpassungen erforderlich. Diesen folgen vor allem im
Bildungsdokumentationsgesetz zum Teil nicht unerhebliche inhaltliche Anderungen, die den
Datenverbund der Universitdten und Pédagogischen Hochschulen, der nach der bis 25. Mai 2018
geltenden Rechtslage als Informationsverbundsystem im Sinne des §4 Z 13 iVm § 50 DSG 2000
ausgestaltet ist, betreffen. Da der DSGVO das Informationsverbundsystem im Sinne des (durch die
Novelle BGBI. 1 Nr. 120/2017 aufBler Kraft tretenden) §4 Z 13 DSG 2000 fremd ist, sind hier
Anpassungen vorzunehmen. Ein Informationsverbundsystem lag nach bisheriger Rechtslage vor, wenn
mehrere Auftraggeber die von ihnen verarbeiteten Daten in ein gemeinsames System einspeisten und
jeder Auftraggeber Zugriff auf sdmtliche in diesem System verarbeiteten Daten hatte. Die Weiterfiihrung
des bewihrten Datenverbundes der Universititen und Pddagogischen Hochschulen, erweitert um die
Fachhochschulen und Fachhochschul-Studiengéinge sowie die Privatuniversitéten, soll nunmehr iiber die
in Art. 26 DSGVO geschaffene ,,gemeinsame Verantwortlichkeit der beteiligten Bildungseinrichtungen
ermoglicht werden. Neben den Regelungen des Datenverbundes gemdl §7a des
Bildungsdokumentationsgesetzes soll mit der Verankerung des ,,Austrian Higher Education Systems
Network* (§ 7b des Bildungsdokumentationsgesetzes in der Fassung des vorliegenden Entwurfs) fiir den
universitiren und hochschulischen Bereich ausschlieflich zum Zweck der Gewihrleistung der
ordentlichen Verwaltung und Durchfiihrung von gemeinsamen Studienprogrammen und gemeinsam
eingerichteten Studien eine eigene gesetzliche Grundlage geschaffen werden. Im Gegensatz zum
Datenverbund soll beim AHESN keine eigene Datenbank befiillt werden, sondern eine Verarbeitung bzw.
Ubermittlung der fiir die Verwaltung und Durchfiihrung eines gemeinsamen Studienprogramms oder
eines gemeinsam eingerichteten Studiums erforderlichen Daten ,nur® zwischen den an einem
gemeinsamen Studienprogramm oder an einem gemeinsam eingerichteten Studium beteiligten
Bildungseinrichtungen erfolgen (,,Peer-to-Peer*-Architektur®).

Die notwendigen Anderungen des Bildungsdokumentationsgesetzes werden weiters zum Anlass
genommen, auch im Bereich der Schulen einen dem universitiren und hochschulischen Bereich
nachgebildeten Datenverbund der Schulen (§ 7c sowie Anlage 4 in der vorliegenden Entwurfsfassung) zu
implementieren. Dieser soll zur Vollziehung der mit der Aufnahme von Schiilerinnen und Schiilern in
Zusammenhang stehenden Rechtsvorschriften eingerichtet werden, dient dem Zweck der Vollstdndigkeit
und der Richtigkeit der bei einem Schulwechsel in den lokalen Evidenzen zu verarbeitenden Schiilerdaten
und soll den derzeit nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand an den Schulstandorten bei der Aufnahme
von Schiilerinnen und Schiilern verringern.

Zu Art. 50 (Anderung des Bildungsdokumentationsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 13 B-VG, Art. 14 Abs. 1 B-VG und Art. 14a Abs. 2 B-VG.

Zu Art. 50 Z 1, 2 und 3 (Inhaltsverzeichnis zu den §§ 7a, 7b, 7c und 10a sowie zur Anlage 4):

Hier erfolgt eine Anpassung des Inhaltsverzeichnisses betreffend den Datenverbund der Universititen und
Hochschulen (§ 7a), das gesetzlich neu verankerte ,,Austrian Higher Education Systems Network® (§ 7b),
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den ebenfalls gesetzlich neu verankerten Datenverbund der Schulen (§ 7¢ sowie die zugehérige Anlage 4)
sowie die Anderung der Uberschrift des § 10a.

Zu Art. 5074 (§ 1):

Die bisherige Textierung des § 1 soll, mit Ausnahme folgender notwendiger Anpassungen aufgrund der
unmittelbaren Geltung der DSGVO, inhaltlich unverindert als Abs. 1 neu gefasst werden:

In Abs.1 Z1 wird hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten auf die unmittelbar
anwendbare DSGVO verwiesen.

In Abs. 1 Z 3 soll der Begriff ,,Verwendung® im Sinne des § 4 DSG 2000 in der Fassung vor dem
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 durch den Begriff ,,Verarbeitung™ (Art. 4 Z2 DSGVO) ersetzt
werden.

In einem neuen Abs.2 soll die Anwendbarkeit des 1. und des 2. Abschnitts des
Forschungsorganisationsgesetzes, BGBIl.  Nr.341/1981, auch im Anwendungsbereich des
Bildungsdokumentationsgesetzes vorgesehen werden, soweit dieses keine abweichenden Bestimmungen
enthilt. Die zukiinftige Anwendbarkeit des wissenschaftlichen Sonderdatenschutzrechts ergibt sich zwar
bereits aus § 1 Abs. 1 Z 1 des Forschungsorganisationsgesetzes in der Fassung eines parallel geplanten
Datenschutz-Anpassungsgesetzes flir den Bereich der Wissenschaft und Forschung, wonach allgemeine
Angelegenheiten der Tétigkeiten zu Zwecken gemif Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie der Verarbeitung von
Daten, soweit diese fiir Zwecke gemal Art. 89 DSGVO erfolgt, Gegenstand des
Forschungsorganisationsgesetzes sind. Allerdings soll aus Griinden der Rechtssicherheit durch den neu
eingefiigten Abs. 2 klargestellt werden, dass die Spezialbestimmungen des 1.und 2. Abschnitts des
Forschungsorganisationsgesetzes jedenfalls auch fiir die vom Bildungsdokumentationsgesetz umfassten
und in Frage kommenden Einrichtungen gelten.

Zu Art.50 Z5,6,7,8 und 9 (§ 2 Abs. 1 Z 1 lit. a und ¢, Z 2 lit. b, e und f; Entfall des § 2 Abs. 1 Z 2
lit. g; § 2 Abs. 1 Z 3):

Hier sollen rein redaktionelle Anpassungen aufgrund geédnderter schul- und hochschulrechtlicher
Regelungen erfolgen.

Zu Art. 50 Z10 (§ 2 Abs. 1 Z 6):

Im Bildungsdokumentationsgesetz wird die ,,Verarbeitung® unterschiedlicher Kategorien von Daten
geregelt. Zum einen handelt es sich dabei um personenbezogene Daten im Sinne des Art. 4 Z 1 DSGVO,
worunter ,.alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natiirliche Person
beziehen, zu verstehen sind. Zum anderen wird auch die Verarbeitung von Informationen geregelt, die
nicht oder nicht mehr in den Anwendungsbereich der DSGVO fallen, da sie nur (mehr) in (absolut oder
relativ) anonymer bzw. anonymisierter Form vorliegen. Darunter fallen zB Informationen, die sich nie auf
eine natiirliche Person bezogen haben (vgl. auch §4 des Bildungsdokumentationsgesetzes) oder
Informationen hinsichtlich derer eine natiirliche Person nicht identifiziert oder nicht bzw. nicht mehr
identifizierbar ist oder bei denen es nach allgemeinem Ermessen unter Beriicksichtigung aller Mittel als
unwahrscheinlich erachtet wird, dass ein Personenbezug tatséchlich hergestellt wird (ErwGr 26).

Nunmehr soll eine Begriffsbestimmung zum Begriff ,Daten* in § 2 verankert werden, die sdmtliche
personenbezogene Daten gemiBl Art. 4 Z 1 DSGVO und nicht in den Anwendungsbereich der DSGVO
fallende Informationen, die aufgrund des Bildungsdokumentationsgesetzes verarbeitet werden, umfasst.

Zu Art. 50 Z 11 (§ 2 Abs. 3):

Der bisher in § 4 Z 4 DSG 2000 definierte Begriff des Auftraggebers ist in sémtlichen Bestimmungen des
Bildungsdokumentationsgesetzes durch den Begriff des Verantwortlichen im Sinne des Art.4 Z7
DSGVO zu ersetzen. Mit der Novelle BGBI. I Nr. 24/2008 wurden die Leiter bzw. Leiterinnen (wie sie in
§ 2 Abs. 1 Z 5 definiert sind) der vom Bildungsdokumentationsgesetz umfassten Bildungseinrichtungen
als Auftraggeber im Sinne des DSG 2000 definiert. Dies deshalb, da davor beziiglich der Schulen zum
Teil Unklarheit dariiber bestanden hat, ob deren Leiter oder die Schulbehorde als ,,Auftraggeber fiir die
gesetzlich angeordneten Datenverarbeitungen anzusehen sind.

Die Erlauterungen zur RV 259 BlgNR 23. GP fiihren dazu aus.

,Schulen sind nach allgemein anerkannter Rechtsauffassung , unselbstindige Anstalten®, denen
(grundsdtzlich) keine Rechtspersonlichkeit zukommt. Dennoch ist der , bescheidihnliche Charakter*
schulischer Entscheidungen rechtlich unbestritten. Dazu kommt, dass Schulen zumeint [sic] ohne
Rechtsakt mit Aufsenwirkung errichtet werden und somit ein Errichtungsakt nicht auf eine konkrete Norm
(Gesetz, Verordnung, Bescheid) zuriickgefiihrt werden kann. Tatsdchlich entspricht das Handeln der
Leiter von Schulen in Vollziehung des Bildungsdokumentationsgesetzes aber dem eines Auftraggebers im
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Sinne des DSG 2000. Es erscheint daher zweckmdf3ig und im Sinne der Rechtsklarheit geboten, die Leiter
von Bildungseinrichtungen (wie sie in §2 Abs. 1 Z5 definiert sind) ausdriicklich per Gesetz als
Aufiraggeber im Sinne des §4 Z4 DSG 2000 zu definieren. Dies erfolgt der Vollstindigkeit und
Rechtssicherheit halber in umfassender Form sowohl fiir die Bildungseinrichtungen des Schulbereichs als
auch fiir jene des Wissenschaftsbereichs. Eine Ausnahme besteht fiir die Fachhochschulen, hier gelten die
Fachhochschul-Erhalter an Stelle der Studiengangsleiter, die fiir die Zulassung zum Studium zustindig
sind, als Auftraggeber, da diese fiir die Datenverwaltung verantwortlich sind.

Im Sinne dieser Ausfithrungen soll die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit auch nach den
Bestimmungen der DSGVO bei den Leiterinnen und Leitern der Bildungseinrichtungen verbleiben.

Die Zuléssigkeit fir die gesetzliche Verankerung der Leiterinnen und Leiter der Bildungseinrichtungen
als Verantwortliche ergibt sich aus der (fakultativen) Offnungsklausel des Art. 4 Z 7 2. Halbsatz DSGVO.

Zu Art. 50 Z 12 (§ 2 Abs. 4):

Grundsitzlich soll, wie zu § 2 Abs. 3 bereits ausgefiihrt, die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit
alleine bei der Leiterin oder beim Leiter einer Bildungseinrichtung verankert sein. Daraus ergibt sich eine
Vielzahl an Pflichten und Aufgaben unmittelbar aus der DSGVO (Vorkehrungen zu Datenschutz und
Datensicherheit; Auswahl von wund Vereinbarungen mit Auftragsverarbeitern; Fithrung von
Verarbeitungsverzeichnissen; Wahrung von Betroffenenrechten; ev. Datenschutz-Folgenabschétzungen;
uvm.), die von jedem Leiter bzw. jeder Leiterin zu beachten und wahrzunehmen sind. Da gerade im
Bundesschulbereich Datenverarbeitungen im Rahmen zentral vorgegebener Anwendungen (Sokrates,
Web-Untis etc.) erfolgen, soll in solchen Féllen und unter bestimmten Umstidnden eine gemeinsame
Verantwortlichkeit der ,verantwortlichen Leiterinnen und Leiter sowie des zustindigen
Bundesministers oder der zustindigen Bundesministerin vorgesehen sein.

Die Legaldefinition des fiir die Verarbeitung Verantwortlichen in Art. 4 Z7 DSGVO sieht vor, dass
Zweck und Mittel einer Verarbeitung nicht nur von einem Verantwortlichen bestimmt werden kénnen,
sondern dies auch mehreren Verantwortlichen gemeinsam mdglich ist. Art. 26 Abs. 1 DSGVO fiihrt dazu
Folgendes aus: ,,/...] Legen zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke der und die Mittel
zur Verarbeitung fest, so sind sie gemeinsam Verantwortliche [...] “. Die Einfihrung einer elektronischen
Schiilerverwaltung im Bundesschulbereich, durch die eine administrative Entlastung an den
Schulstandorten sowie der Einsatz modernster Technologie und einer zeitgeméBen IT-Systemstruktur
ermoglicht wurde, stellt eine solche Entscheidung (im Sinne einer gemeinsamen Festlegung) liber Zwecke
der und Mittel zur Datenverarbeitung durch die Schulleiterinnen bzw. Schulleiter und den zustindigen
Bundesminister bzw. die zustdndige Bundesministerin dar. Liegt eine gemeinsame Verantwortlichkeit der
Schulleiterinnen und Schulleiter und des =zustindigen Bundesministers oder der zustidndigen
Bundesministerin vor, sind die jeweiligen (sich aus der DSGVO ergebenden) Verpflichtungen der
gemeinsam Verantwortlichen gemdl Art. 26 Abs. 1 zweiter Satz DSGVO in transparenter Form in einer
Vereinbarung festzulegen. Die jeweiligen Verpflichtungen bediirfen keiner Vereinbarung, ,,/...] sofern
und soweit die jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen nicht durch Rechtsvorschriften der Union oder
der Mitgliedstaaten, denen die Verantwortlichen unterliegen, festgelegt sind. [...] . Von dieser in der
DSGVO vorgesehen Moglichkeit, eine Aufgabenfestlegung schon im Gesetz festzulegen, soll bei einer
gemeinsamen Verantwortlichkeit dahingehend Gebrauch gemacht werden, dass in all jenen Fillen, in
denen Verarbeitungen oder Verarbeitungsschritte von Gesetzes wegen oder vom zustindigen
Bundesminister oder von der zustdndigen Bundesministerin vorgegeben werden, diesem bzw. dieser
jedenfalls die Fithrung von Verzeichnissen von Verarbeitungstitigkeiten (Art. 30 DSGVO) und die
Durchfithrung von Datenschutz-Folgenabschétzungen (Art. 35 DSGVO), sofern solche notwendig sind,
zukommen soll. Hinsichtlich der iibrigen nicht zugewiesenen Verpflichtungen wird eine transparente
Vereinbarung abzuschlieBen sein.

Zu Art. 50 Z 13 (§ 3 Abs. 1):

Die Anderung des § 3 Abs. 1 stellt keine inhaltliche Neuerung dar, sondern nur eine Konkretisierung des
Begriffes ,,hochschulrechtliche Vorschriften”, indem explizit die in §2 Abs.2 aufgelisteten
Materiengesetze in die Aufzdhlung in diesem Absatz aufgenommen werden.

Zu Art.50 Z 14 (§ 3 Abs. 3 Z 8):
Hier erfolgt die Bereinigung eines redaktionellen Versehens.
Zu Art. 50 Z 15 (§ 5 Abs. 1):

Die vorgeschlagene Anderung stellt eine notwendige Anpassung an die Terminologie der DSGVO
dar.Verantwortlicher (vormals Auftraggeber) der Gesamtevidenzen ist der Bundesminister oder die
Bundesministerin fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung.
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Zu Art. 50 Z 16 (§ 5 Abs. 2):

In § 5 Abs. 2 sollen vorwiegend notwendige terminologische Anpassungen in Zusammenhang mit dem
neuen Datenschutzregime der DSGVO erfolgen. Der erste Satz des Abs.2, wonach in den
Gesamtevidenzen der Schiilerinnen und Schiiler bzw. Studierenden nur indirekt personenbezogene Daten
iSd § 4 Z 1 DSG 2000 (die Identitit des Betroffenen lisst sich mit rechtlich zuldssigen Mitteln nicht
bestimmen) gespeichert werden diirfen, soll entfallen, da sich der Begriff ,,indirekt personenbezogene
Daten” in der DSGVO nicht findet.

Hinsichtlich der in der Gesamtevidenz der Schiilerinnen und Schiiler, die direkt beim zustindigen
Bundesminister bzw. bei der zustindigen Bundesministerin gefiihrt wird, gespeicherten Daten lasst sich
grob folgender Ubermittlungsweg skizzieren: Schulen {ibermitteln aus ihrer lokalen Evidenz (§ 3)
personenbezogene Daten (bereinigt um Name, Teile der Adresse, Religionsbekenntnis etc.) an die
Bundesanstalt Statistik Osterreich. Diese verschliisselt nicht riickfiihrbar die Sozialversicherungsnummer
in das Bildungsevidenzkennzeichen (BEKZ) und iibermittelt, wiederum bereinigt um den Tag der Geburt
und das allfillige bildungseinrichtungsspezifische Personenkennzeichen, den Datensatz an den
zustdndigen Bundesminister bzw. die zustindige Bundesministerin. Fiir den zustindigen Bundesminister
bzw. die zustindige Bundesministerin handelt es sich dabei um anonyme Daten, da ohne massive
rechtsmissbrauchliche Handlungen sowohl seitens des Bundesministeriums als auch seitens der
Bundesanstalt Statistik Osterreich kein Personenbezug mehr hergestellt werden kann. Daher war die
Zuordnung in der Systematik des DSG 2000 als indirekt personenbezogene Daten zutreffend. Ein
Personenbezug im Sinne der DSGVO wird vor allem im Hinblick auf die indirekte Identifizierbarkeit von
Personen, die, wenn auch unter groBem Aufwand, vor allem fiir Dritte mdglich sein wird, vorliegen.
Diesbeziiglich sei auf den Erwdgungsgrund 26 zu Art. 4 Z 1 DSGVO verwiesen, der bei der Priifung, ob
eine natiirliche Person identifizierbar ist, vorsieht, dass ,,alle Mittel beriicksichtigt werden [sollten], die
von dem Verantwortlichen oder einer anderen Person nach allgemeinem Ermessen wahrscheinlich
genutzt werden, um die natiirliche Person direkt oder indirekt zu identifizieren®.

Die Ubermittlung an die Gesamtevidenzen durch andere geeignete Einrichtungen (zB die BRZ GmbH)
als die Bundesanstalt Statistik Osterreich ist derzeit nur fiir die in § 2 Abs. 1 Z 2 lit. a, ¢ und f genannten
postsekundédren Bildungseinrichtungen vorgesehen. Dies soll kiinftig auch fiir die Padagogischen
Hochschulen (§ 2 Abs. 1 Z 2 lit. b) moglich sein. Der Verweis auf Anforderungen an die Datensicherheit,
die solche Einrichtungen erfiillen miissen, soll sich kiinftig auf die hiefiir einschldgige Bestimmung des
Art. 32 DSGVO beziehen.

Zu Art. 50 Z 17 (§ 7 Abs. 1):

Die vorgeschlagene Anderung stellt einerseits eine notwendige Anpassung an die Terminologie der
Datenschutz-Grundverordnung dar und bildet andererseits die Grundlage fiir die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten und sonstigen Informationen in den Gesamtevidenzen der Studierenden durch
die Bundesministerin oder den Bundesminister.

Zu Art. 50 Z 18 (§ 7 Abs. 2):

Aufgenommen wird in die Aufzdhlung jener Daten, welche von den Leiterinnen und Leitern einer
Bildungseinrichtung gemif Abs. 1 an die Bundesministerin oder den Bundesminister zu {ibermitteln sind,
auch das bereichsspezifische Personenkennzeichen BF. Das bereichsspezifische Personenkennzeichen BF
soll in Hinkunft das ,fithrende Datum in der Verarbeitung von Studierendendaten in den
Gesamtevidenzen der Studierenden darstellen. Einerseits ist sowohl die Eindeutigkeit der Identitét
gewibhrleistet (§ 2 Z 8 E-GovQ), andererseits wird damit auch eine Pseudonymisierung gemiaf3 Art. 4 Z 5
DSGVO vorgenommen (vormals sogenannte indirekt personenbezogene Daten, DSK 22.05.2013,
K202.1126/0012-DSK/2013). Fiir die Fachhochschulen und Fachhochschul-Studiengéinge ist die
Dateniibermittlung an die Gesamtevidenz schon bisher und auch weiterhin im Wege der Agentur fiir
Qualitdtssicherung und Akkreditierung vorgesehen (§ 7 Abs. 2 letzter Satz). An dieser Stelle darf dazu
klarstellend angemerkt werden, dass die Eingabe, Verarbeitung und Ubermittlung in einer gesonderten
Applikation (Bildungsinformation, BIS-FH) erfolgt.

Zu Art. 50 Z 19 (§ 7 Abs. 4):

Aufgenommen wird eine Bestimmung, welche die Dateniibermittlung der Privatuniversititen an die
Bundesministerin oder den Bundesminister regelt.

Zu Art. 50 Z. 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29 und 49 (Uberschrift des § 7a sowie § 7a Abs. 1, 2, 3,
4,5,8,8a,9,10 und 11, Anlage 3 — Datenverbund der Universititen und Hochschulen):

Die vorgeschlagenen Anderungen in § 7a stellen iiberwiegend notwendige Anpassungen an die
Terminologie der DSGVO dar.
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1. Anpassungen im Zusammenhang mit der DSGVO:
Abs. 1,2 und 10:

Da der DSGVO ein Informationsverbundsystem im Sinne des § 4 Z 13 iVm § 50 DSG 2000 fremd ist,
sind hier Anpassungen vorzunehmen. Ein Informationsverbundsystem lag nach bisheriger Rechtslage vor,
wenn mehrere Auftraggeber die von ihnen verarbeiteten Daten in ein gemeinsames System einspeisten
und jeder Auftraggeber Zugriff auf sidmtliche in diesem System verarbeiteten Daten hatte. Die
Weiterfithrung des Datenverbundes der Universititen und Pddagogischen Hochschulen, erweitert um die
Fachhochschulen und Fachhochschul-Studiengéinge sowie die Privatuniversitéten, soll nunmehr iiber die
in Art. 26 DSGVO vorgesehene ,gemeinsame Verantwortlichkeit“ der beteiligten postsekundéren
Bildungseinrichtungen ermoglicht werden. Im Sinne der Rechtssicherheit soll — wie bereits in § 2 Abs. 3
in der Fassung des vorliegenden Entwurfs festgelegt — nicht die Bildungseinrichtung selbst, sondern
ausdriicklich die jeweilige Leiterin oder der jeweilige Leiter (bei Fachhochschulen der Erhalter) geméal3
§ 2 Abs. 1 Z 5 als Verantwortlicher im Sinne der DSGVO festgelegt werden. Fiir diese gelten sdmtliche
Pflichten aufgrund der DSGVO, wie auch solche hinsichtlich des Datenschutzes durch Technikgestaltung
(Art. 25) und der Datensicherheit (Art. 32) unmittelbar. Die Pflichtenzuweisung an die jeweiligen
gemeinsam Verantwortlichen hat in transparenter Form in einer Vereinbarung zwischen den
Verantwortlichen zu erfolgen. Als Auftragsverarbeiter (bisher Dienstleister) des Datenverbundes im
Sinne des Art. 4 Z8 DSGVO ist weiterhin die BRZ vorgesehen. Auch fiir die BRZ gelten sédmtliche
Pflichten aufgrund der DSGVO, wie auch solche hinsichtlich des Datenschutzes durch Technikgestaltung
(Art. 25) und der Datensicherheit (Art. 32), unmittelbar.

Abs. 4und 11:

Da die Daten von den gemeinsam Verantwortlichen im Sinne des Art. 26 DSGVO im Datenverbund
verarbeitet werden, soll der Begriff des ,,Uberlassens® von Daten im Sinne des § 4 Z 12 DSG 2000 an die
Begrifflichkeit der DSGVO angepasst und durch den Begriff ,,Verarbeitung* ersetzt werden.

2. Erweiterung des Datenverbundes der Universititen und der Péddagogischen Hochschulen um
Fachhochschul-Studiengéinge und Fachhochschulen sowie Privatuniversitéten:

Die zweite groBe Anderung des § 7a ist bedingt durch die geplante Einbindung der Erhalter von
Fachhochschul-Studiengéngen und der Privatuniversititen in den Datenverbund, aufgrund der
Ausweitung des Matrikelnummernsystems von den Universititen und Pddagogischen Hochschulen auf
die Erhalter von Fachhochschul-Studiengéngen und die Privatuniversitten.

Universititen und Pddagogische Hochschulen verwenden schon derzeit das gleiche
Matrikelnummernsystem. Ausgeldst durch die gemeinsam eingerichteten Lehramtsstudien mussten die
Matrikelnummern gegenseitig iibernommen werden. Voraussetzung dafiir war eine eindeutige ,,Personen-
ID* und damit auch die Anbindung der Péddagogischen Hochschulen an den Datenverbund der
Universititen. Erhalter von Fachhochschul-Studiengéingen und Privatuniversitidten verwenden derzeit
andere Personen-ID-Systeme. Durch die parallel zur Begutachtung stehenden Anderungen des
Universititsgesetzes 2002, des Hochschulgesetzes 2005, des Fachhochschul-Studiengesetzes und des
Privatuniversitdtengesetzes sollen nunmehr explizit die Vergabe von Matrikelnummern durch die Erhalter
von Fachhochschul-Studiengéngen und durch die Privatuniversititen in die beiden Materiengesetze
aufgenommen werden und eine verpflichtende Ubernahme einer einmal vergebenen Matrikelnummer
durch andere Universititen, Pddagogische Hochschulen, Erhalter von Fachhochschul-Studiengéingen und
Privatuniversitdten vorgesehen werden. Damit die ordentliche Vergabe einer Matrikelnummer durch die
vorhin aufgezéhlten Bildungseinrichtungen gewahrleistet ist, ist es fiir diese notwendig in Erfahrung zu
bringen, ob die Studienwerberin oder der Studienwerber bereits iiber eine Matrikelnummer verfiigt. Die
Priifung des Vorhandenseins einer Matrikelnummer soll aus verwaltungsékonomischen Griinden durch
eine Abfrage aus dem Datenverbund erfolgen. Ein zukiinftiges, einheitliches Matrikelnummernsystem
bildet auch die Grundlage fiir die Administration von gemeinsam eingerichteten Studien und fordert die
Durchléssigkeit, Administrierbarkeit und Praktikabilitét.

Durch das Bundesgesetz, mit dem das Hochschulgesetz 2005, das Schulorganisationsgesetz und das
Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz gedndert werden sowie das Hochschul-
Studienberechtigungsgesetz aufgehoben wird und das Universititsgesetz 2002, das Fachhochschul-
Studiengesetz, das Privatuniversititengesetz und das Hochschul-Qualitétssicherungsgesetz geandert
werden, BGBIL. I Nr. 129/2017, wurden einheitliche Bestimmungen beziiglich der Einrichtung von
gemeinsamen Studienprogrammen und gemeinsam eingerichteten Studien in das Universititsgesetz 2002,
das Hochschulgesetz 2005, das Fachhochschul-Studiengesetz und das Privatuniversititengesetz
aufgenommen. In den Inkrafttretensbestimmungen dieser Novellierung des Fachhochschul-
Studiengesetzes und des Privatuniversitdtengesetzes ist vorgesehen, dass die Teilnahme an einem
gemeinsam eingerichteten Studium mit einer Universitdt und bzw. oder Piddagogischen Hochschule als
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gleichberechtigter Partner flir einen Erhalter eines Fachhochschul-Studienganges oder eine
Privatuniversitdt nur unter den Voraussetzungen des Vorliegens eines einheitlichen
Matrikelnummernsystems und der Moglichkeit des Austausches der fiir die Durchfiihrung eines
gemeinsam eingerichteten Studiums erforderlichen Daten mdglich ist. Dadurch soll gewédhrleistet sein,
dass eine ordnungsgemidfle Verwaltung der Studierenden moglich ist. Die Daten, die an den
Datenverbund fiir die Administration von gemeinsamen Studienprogrammen und von gemeinsam
eingerichteten Studien iibermittelt werden sollen, werden in der Anlage 3 explizit aufgeschliisselt.

Aufgenommen wird ein neuer Absatz 8a, der eine Abfrageberechtigung fiir 6ffentliche Einrichtungen und
Anbieter von Dienstleistungen, die Studierenden Vergiinstigungen oder Erméafigungen gewihren,
vorsieht. Diese sollen die Moglichkeit erhalten, bei Vorliegen eines Antrages einer oder eines
Studierenden auf eine Vergiinstigung oder ErmaBigung, beim Datenverbund abzufragen, ob der Status
»Studierende oder ,,Studierender vorliegt. Eine solche Abfrage ist vom Auftragsverarbeiter des
Datenverbundes nur dann zuzulassen, wenn die Einhaltung der Datensicherheitsmafinahmen geméB § 8
Abs. 2 durch die 6ffentliche Einrichtung oder den Anbieter von Dienstleistungen nachgewiesen wird. Zur
Einhaltung der Datensicherheitsmafnahmen hat die o6ffentliche Einrichtung oder der Anbieter von
Dienstleistungen Folgendes nachzuweisen:

- Festlegung, wer (Identitdt des Abfragenden) unter welchen Voraussetzungen (Bekanntgabe des
Abfragezwecks) eine Abfrage durchfiihren darf;

- durchgefiihrte Belehrung der abfrageberechtigten Mitarbeiter iiber ihre Pflichten;

- Regelungen iiber die Abfrageberechtigungen und den Schutz vor Einsicht und Verwendung der
Daten durch Unbefugte;

- technische oder programmgesteuerte Vorkehrungen gegen unbefugte Abfragen;

- die Vornahme von Aufzeichnungen, damit tatsdchlich durchgefiihrte Verwendungsvorgéinge im
Hinblick auf ihre Zuldssigkeit im notwendigen Ausmall nachvollzogen werden konnen
(Protokollierung);

- MaBnahmen zum Schutz vor unberechtigtem Zutritt zu Radumlichkeiten, von denen aus Abfragen
durchgefiihrt werden konnen.

In diesem Absatz ist auch vorgesehen, dass neben den oben aufgezihlten Datenschutzmalnahmen auch
ein begriindetes Interesse der offentlichen Einrichtung oder des Anbieters von Dienstleistungen an der
Abfrage bestehen muss, damit diese erteilt werden kann. Ein begriindetes Interesse liegt insbesondere vor,
wenn zur Uberpriifung einer Fahrtkostenvergiinstigung eine Abfrage durch einen Verkehrsbetrieb oder
zur  Uberpriifung eines Fahrtkostenzuschusses eine Abfrage durch eine Gebietskorperschaft
vorgenommen werden soll.

Zu Art. 50 Z 32 und 50 (§ 7b, 7¢c, Anlage 4):
§ 7b: Austrian Higher Education Systems Network (AHESN)

Durch das Bundesgesetz, mit dem das Hochschulgesetz 2005, das Schulorganisationsgesetz und das
Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz gedndert werden sowie das Hochschul-
Studienberechtigungsgesetz aufgehoben wird und das Universititsgesetz 2002, das Fachhochschul-
Studiengesetz, das Privatuniversititengesetz und das Hochschul-Qualitéitssicherungsgesetz gedndert
werden, BGBI. I Nr. 129/2017, wurden einheitliche Bestimmungen beziiglich der Einrichtung von
gemeinsamen Studienprogrammen und gemeinsam eingerichteten Studien in das Universitétsgesetz 2002,
das Hochschulgesetz 2005, das Fachhochschul-Studiengesetz und das Privatuniversititengesetz
aufgenommen. In diesen Bestimmungen ist normiert, dass bei gemeinsamen Studienprogrammen die
beteiligten Bildungseinrichtungen Vereinbarungen iiber die Durchfiihrung, insbesondere iiber die
Festlegung der Leistungen, die die betreffenden Studierenden an den beteiligten Bildungseinrichtungen
zu erbringen haben, abzuschlielen haben.

Bei gemeinsam eingerichteten Studien haben die beteiligten Osterreichischen postsekundéren
Bildungseinrichtungen eine Vereinbarung insbesondere {iber die Durchfithrung sowie die Arbeits- und die
Ressourcenaufteilung zu schlieBen. Die Zulassung zu einem gemeinsam eingerichteten Studium darf nur
an einer der beteiligten Bildungseinrichtungen nach Wahl der oder des Studierenden erfolgen. Die
Rektorate der beteiligten Universitdten und offentlichen Padagogischen Hochschulen kénnen durch
gleichlautend zu erlassende Verordnungen bzw. die zustindigen Organe von anerkannten privaten
Péadagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchfiihrung von Fachhochschul-Studiengéingen und
Privatuniversititen konnen durch zu verdffentlichende gleichlautende Vereinbarungen jene
Bildungseinrichtung bestimmen, welche die Zulassung durchzufithren hat. Mit der Zulassung wird die
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oder der Studierende auch Angehorige oder Angehdriger aller am gemeinsam eingerichteten Studium
beteiligten Bildungseinrichtungen.

Mit dieser Bestimmung soll nunmehr eine, fiir die an einem gemeinsamen Studienprogramm oder an
einem gemeinsamen eingerichteten Studium beteiligten Bildungseinrichtungen praktikable Bestimmung
fiir die Verarbeitung von Studierendendaten und sonstigen Informationen geschaffen werden. Neben der
Bestimmung des § 7a (Datenverbund) soll daher fiir den Bereich der Universititen, der Universitdt fiir
Weiterbildung Krems, der Pddagogischen Hochschulen, der Erhalter von Fachhochschul-Studiengéngen
und der Privatuniversititen zum Zweck der Gewihrleistung der ordentlichen Verwaltung und
Durchfiihrung von gemeinsamen Studienprogrammen und gemeinsam eingerichteten Studien eine eigene
gesetzliche Grundlage geschaffen werden. Zur Abgrenzung beziiglich des Zweckes des Datenverbundes
gemil § 7a ist auf Folgendes hinzuweisen:

—  Im ,,Austrian Higher Education Systems Network® (AHESN) werden, aufgrund des Grundsatzes der
Datenminimierung gemif3 Artikel 5 Z 1 lit. ¢, mit Ausnahme der fiir die eindeutige Identifizierung
erforderlichen Daten, nur solche Kategorien von personenbezogenen Daten und sonstigen
Informationen verarbeitet, die nicht im Datenverbund gemiB § 7a verarbeitet werden.

—  Die konkreten, fiir die Verwaltung und Durchfiihrung eines gemeinsamen Studienprogramms oder
eines gemeinsam eingerichteten Studiums erforderlichen personenbezogenen Daten und sonstigen
Informationen sind von den Verantwortlichen gemeinsam festzulegen. Der Zweck der
Datenverarbeitung ist klar definiert und beschréinkt sich auf die Verwaltung und Durchfithrung von
gemeinsamen Studienprogrammen und von gemeinsam eingerichteten Studien.

— Im Gegensatz zum Datenverbund gemidf § 7a wird beim AHESN keine eigene Datenbank befiillt,
sondern personenbezogene Daten und sonstige Informationen ,nur” zwischen den an einem
gemeinsamen Studienprogramm oder an einem gemeinsam eingerichteten Studium beteiligten
Bildungseinrichtungen ausgetauscht und verarbeitet (,,Peer-to-Peer-Architektur).

§ 7c: Datenverbund der Schulen

Nach derzeit geltender Rechtslage ist ein direkter Austausch schiilerbezogener Daten zwischen Schulen
nicht mdglich. Derzeit werden bei Schulwechsel daher die Daten an der aufnehmenden Schule auf Grund
vorgelegter Zeugnisse und anderer papierbasierter Unterlagen, wie etwa des ZMR-Auszugs, jeweils neu
erfasst. Diese manuelle Neuerfassung der bereits in den lokalen Evidenzen (§ 3) elektronisch
vorhandenen Daten flihrt insbesondere beim regelméBigen Schulwechsel zwischen 4. und 5. sowie 8. und
9. Schulstufe, aber auch beim unterjahrigen Wechsel zu hohem Administrationsaufwand in den Schulen.
Zugleich wird damit ein ordnungs- und gesetzméBiger Vollzug schulrechtlicher Vorschriften erschwert.

Aus diesem Grund soll zum Zweck der Vollstdndigkeit und der Richtigkeit der bei der Aufhahme von
Schiilerinnen und Schiilern in den lokalen Evidenzen zu verarbeitenden Schiilerdaten ein Datenverbund
der Schulen eingerichtet werden. Im Hinblick auf die unterschiedliche technische Ausstattung sowie
Ausstattung mit Software im Bereich der Pflichtschulen sowie der Privatschulen soll die
automationsunterstiitzte Dateneingabe im Schuljahr 2018/19 nur nach Malgabe der technischen
Moglichkeiten erfolgen. Wie beim Datenverbund der Universititen und Hochschulen (§ 7a) ist
datenschutzrechtlich eine ,,gemeinsame Verantwortlichkeit der Leiter bzw. Leiterinnen der beteiligten
Schulen im Sinne des Art.4 Z7 in Verbindung mit Art. 26 DSGVO vorgesehen. Auch beim
Datenverbund der Schulen fungiert die BRZ als Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 DSGVO.

Die im Falle eines Schulwechsels zu verarbeitenden schiilerbezogenen Daten sind in Anlage 4 taxativ
aufgezéhlt. In allen Féllen, in denen es zu einer Beendigung der Schiilereigenschaft eines Schiilers oder
einer Schiilerin an der betreffenden Schule kommt, hat die Schulleitung den Schiilerdatensatz von sich
aus, jedenfalls jedoch bei Anfrage durch die Schulleitung einer den betreffenden Schiiler oder die
betreffende  Schiilerin aufnehmenden Schule, dem Datenverbund zu iibermitteln. Eine
Abfrageberechtigung ist fiir Schulleitungen nur hinsichtlich der an der betreffenden Schule
aufgenommenen Schiilerinnen und Schiiler vorgesehen. Ungeachtet des Umstandes, dass die
Schulleitungen als datenschutzrechtlich Verantwortliche ausreichende Datensicherheitsmafinahmen
gemdl Art. 32 DSGVO zu treffen haben, darf eine Abfrage durch die BRZ nur bei Nachweis der in § 8
Abs. 2 vorgesehen Datensicherheitsmafinahmen zugelassen werden. Weiters ist die Abfrage seitens der
BRZ so einzurichten, dass nur unter der Verwendung von Antragsdaten nach den jeweiligen gesetzlichen
Bestimmungen auf die Daten von Schiilerinnen und Schiilern zugegriffen werden kann. Nach erfolgter
Abfrage des Schiilerdatensatzes ist dieser aus dem Datenverbund zu 16schen. Durch geeignete technische
und organisatorische MaBnahmen im Sinne des Art. 32 DSGVO ist sicherzustellen, dass der
Datenverbund der Schulen ausschlieflich als ,,Datendrehscheibe® unmittelbar im Zuge des Schulwechsels
verwendet werden kann. Wie auch beim Datenverbund im Universitéts- und Hochschulbereich sind die
ndheren Bestimmungen zu den Stichtagen, Verfahren und Formaten der Datenverarbeitung, zum
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Verfahren der Ubermittlung von Daten an die abfrageberechtigten Einrichtungen sowie zu den
Datensicherheitsmafinahmen durch Verordnung der zustindigen Bundesministerin bzw. des zustdndigen
Bundesministers zu regeln.

Zu Art. 50 Z 31 (§ 8 Abs. 1 und 2):

Hier erfolgen  Anpassungen an die  gednderten  Ressortbezeichnungen  geméf  der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017.

Zu Art. 50 Z 32, 33, 34 und 35 (§ 8 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 Z 2):

Die vorgenommenen Anderungen betreffen terminologische Anpassungen an die DSGVO. Hinsichtlich
der DatensicherheitsmaBinahmen in § 8 Abs. 1 soll kiinftig auf Art. 32 DSGVO verwiesen werden. Die
Pflichten Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter hinsichtlich zu treffender Datenschutz- und
Datensicherheitsmafinahmen ergeben sich unmittelbar aus den Bestimmungen der DSGVO (neben
Art. 32 sind dies Art. 24 und 25 fiir Verantwortliche bzw. Art. 25 flir Auftragsverarbeiter). Diese
Pflichten sollen jedoch ebenso fiir Abfragewerber aus den Gesamtevidenzen als Voraussetzung flir die
Erteilung einer Abfrageberechtigung vorgesehen sein. Die gesonderte Aufzéhlung von
DatensicherheitsmafBnahmen, die durch Verordnung des zustdndigen Bundesministers oder der
zustdndigen Bundesministerin ndher auszugestalten sind, soll bestehen bleiben. Dies ist weder als
Einschriankung noch als Ausgestaltung der unmittelbar anzuwendenden Bestimmungen der DSGVO zu
verstehen.

Zu Art. 50 Z 36 (Entfall des § 8 Abs. 4):

Die Nennung von Auskunftsrechten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten in den lokalen
Evidenzen soll im Hinblick auf die unmittelbare Geltung der DSGVO beziiglich der Rechte betroffener
Personen (ua. Art. 15, 16 DSGVO) entfallen.

Zu Art. 50 Z,37 (§ 9 Abs. 2 Z 1 lit. b):
Hier erfolgt die Bereinigung eines redaktionellen Versehens.
Zu Art. 50 Z, 38 (§ 10 Abs. 3 Z 2):

Der Verweis auf das Anerkennungs- und Bewertungsgesetz soll entfallen, da er in der Praxis bei der
Erhebung zu Interpretationsschwierigkeiten hinsichtlich der Meldungen von Anerkennungen der
Bildungsabschliisse von Elementarpadagoginnen und —padagogen aus der EU fiihrt.

Zu Art. 50 Z 39 und 40 (Uberschrift zu § 10a und § 10a Abs. 2):
Es sollen notwendige Anpassungen an die Terminologie der DSGVO vorgenommen werden.
Zu Art. 50 Z 41 (§ 10a Abs. 3):

Nach Erstellung der Bundesstatistik zum Bildungswesen und der Bildungsstandstatistik sind die
Sozialversicherungsnummern von der Bundesanstalt ,Statistik Osterreich® gemidB § 15 des
Bundesstatistikgesetzes 2000, BGBIL. I  Nr. 163/1999, zu verschlisseln. Da in §15 des
Bundesstatistikgesetzes 2000 von der Offnungsklausel des Art. 89 Abs.2 DSGVO, wonach bei der
Verarbeitung zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder statistischen Zwecken die
Betroffenenrechte gemifl Art. 15, 16, 18 und 21 ausgeschlossen werden konnen, Gebrauch gemacht
werden soll, wird diese Anderung auch hier nachvollzogen. Die Betroffenenrechte sollen jedoch nur
insofern beschrinkt werden, als dadurch die Verarbeitung dieser Daten fiir statistische Zwecke erheblich
beeintrichtigt oder unmoglich gemacht wiirde.*

Zu Art. 50 Z 42 (§ 11 Abs. 5):

Der Verweis auf § 4 Z 1 DSG 2000 betreffend die Begriffsbestimmung personenbezogener Daten soll
durch einen Verweis auf Art. 4 Z 1 DSGVO ersetzt werden.

Zu Art. 50 Z 43 (§ 12 Abs. 19):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten wie folgt:

Hinsichtlich der Anderungen der Ressortbezeichnung aufgrund der Bundesministeriengesetz-
Novelle 2017, der Regelungen zum Datenverbund der Universitdten und Hochschulen, die sich auf die
Einbeziehung der Fachhochschulen und Fachhochschul-Studienginge sowie der Privatuniversititen
beziehen, der gesetzlichen Verankerung des ,,Austrian Higher Education Systems Network® sowie
hinsichtlich sonstiger rein redaktioneller Anderungen ist das Inkrafttreten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt vorgesehen. Die datenschutzrechtlich relevanten Anderungen sollen
in Ubereinstimmung mit dem Wirksamwerden der DSGVO mit 25. Mai 2018 in Kraft treten. SchlieBlich
sollen die Regelungen zum Datenverbund der Schulen mit 1. September 2018 in Kraft gesetzt werden, um
im Schuljahr 2018/2019 zur Anwendung gelangen zu kdnnen.
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Zu Art. 50 Z 44 (§ 14 Abs. 7):

An dieser Stelle soll eine Ubergangsbestimmung betreffend die Fachhochschulen und Fachhochschul-
Studiengénge sowie die Privatuniversititen im Hinblick auf die Einbeziehung in den Datenverbund der
Universititen und Hochschulen eingefiigt werden.

Die Fachhochschulen und Fachhochschul-Studiengéinge sowie die Privatuniversititen haben
sicherzustellen, dass die Teilnahme am Datenverbund im Bereich der Studierendendaten und der Vergabe
von Matrikelnummern fiir das Wintersemester 2018/19 umgesetzt wird. Die Integration der Studiendaten
hat fiir Fachhochschulen und Fachhochschul-Studiengéinge beginnend ab dem Wintersemester 2019/20 zu
erfolgen.

Zu Art. 50 Z. 45 (§ 15):

Hier erfolgt eine Neufassung der Vollzugsbestimmung aufgrund der geénderten Ressortzustdndigkeiten
gemdB der Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017.

Zu Art. 50 Z 46 und 47 (Anlage 1 Z 1,1a und 9):

In den lokalen Evidenzen (§ 3) sind nach MaB3gabe der Anlage 1 auch Daten iiber den Bildungsverlauf der
Schiilerinnen und Schiiler zu verarbeiten. Diese Informationen finden geméfl § 6 Abs. 2 Z 2 auch in die
Gesamtevidenzen der Schiilerinnen und Schiiler Eingang. Der Z 1 (diese wird in Z 1a umbenannt) soll
eine neue Ziffer vorangestellt werden, dergemil3 auch Daten {iber den Bildungsverlauf vor Beginn der
allgemeinen Schulpflicht zu erfassen sind. Im Besonderen (néher auszufiihren in der Anlage zur
Bildungsdokumentationsverordnung) wird es um die Zahl der Kindergartenjahre und um besondere
(Sprach)Forderungen im Vorschulalter gehen, die gemiB der neuen Z 1 zu verarbeiten sind. Diese
Informationen werden geméll § 6 Abs. la Schulpflichtgesetz 1985 von den Erziehungsberechtigten zur
Verfligung gestellt oder — siche die genannte Bestimmung im vorliegenden Entwurf — nach Mal3gabe
landesgesetzlicher Bestimmungen vom Kindergarten automationsunterstiitzt iibermittelt. Die Z9 in
Anlage 1 ist aufgrund der Zusammenfassung der getrennten Pflichtgegenstinde bzw. alternativen
Pflichtgegenstéinde ,,Technisches Werken* und ,Textiles Werken“ zu einem Pflichtgegenstand
,,Technisches und textiles Werken* obsolet und kann daher entfallen.

Zu Art. 50 Z 48 (Anlage 1 Z 14):

Hier soll der ins Leere gehende Verweis auf § 24a des Schulpflichtgesetzes 1985 entfallen und die Ziffer
neu gefasst werden. Diese Informationen sind gemdB § 7c und der Anlage 4 des Entwurfs (siehe die
Ausfithrungen zu Z 32 und 5) im Datenverbund der Schulen zur Verfiigung zu stellen, damit im Fall des
Schulwechsels der Leiter oder die Leiterin der aufnehmenden Schule iiber allfillige MaBBnahmen im
Zusammenhang mit Schulpflichtverletzungen Bescheid weill (zZB Verwarnungen wegen unentschuldigtem
Fernbleiben oder Strafanzeigen wegen Schulpflichtverletzungen).

Zu Art. 51 (Anderung des Schulunterrichtsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14 Abs. 1
B-VG (Schulwesen).

Zu Art.51 Z 1, 2 und 3 (§ 57b Abs. 1 und 2; Entfall des § 57b Abs. 3):

Schiilerinnen- bzw. Schiilerkarten kénnen freiwillig beantragt werden und dienen dem Nachweis der
Eigenschaft als Schiilerin oder Schiiler an der betreffenden Schule. Sie konnen mit weiteren
Funktionalititen ausgestattet sein und elektronische Verkniipfungen zu anderen Dienstleistern aufweisen
(zB fiir bargeldloses Zahlen). Dies erfordert die schriftliche Zustimmung der Schiilerin oder des Schiilers
oder, bei fehlender Eigenberechtigung, geméll § 67 SchUG deren bzw. dessen Erzichungsberechtigten.
Sowohl die Beantragung der Schiilerinnen- bzw. Schiilerkarte als auch die Zustimmung zu weiteren
Funktionalititen und elektronischen Verkniipfungen stellten bisher eine Zustimmung im Sinne des § 4
Z14 DSG2000 in der Fassung vor der Novelle BGBIL I Nr.120/2017 dar. Nun soll der
datenschutzrechtliche Begriff der ,,Zustimmung® durch den ab 25. Mai 2018 mafgeblichen Begriff der
LEinwilligung® im Sinne des Art. 4 Z 11 DSGVO ersetzt bzw. neu eingefilhrt werden und Abs. 3
entfallen, da sich die Definition der Einwilligung bereits unmittelbar aus der DSGVO ergibt.

Zu Art. 51 Z 4 (§ 77 Abs. 2):

In Klassenbiichern werden unter anderem zu Dokumentations- und Beweiszwecken (ordnungsgemafBer
Unterricht, besondere Vorkommnisse usw.) diverse personenbezogene Daten vermerkt. Die
Dokumentation besonders schutzwiirdiger Daten (,,sensible” Daten im Sinne des § 4 Z 2 DSG 2000) im
Klassenbuch ist dann zuléssig, wenn diese der Wahrung eines wichtigen 6ffentlichen Interesses im Sinne
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des § 9 Z3 DSG 2000 dient. Diesbeziiglich soll eine Anpassung an die DSGVO dahingehend erfolgen,
dass die Begriffsbestimmung angepasst wird (,,Besondere Kategorien personenbezogener Daten®) und auf
die betreffende Bestimmung der DSGVO verwiesen wird (Art. 9 Abs. 1). Weiters ist zu beriicksichtigen,
dass die Dokumentation solcher Daten fiir die Erreichung der in Abs. 1 festgelegten Zwecke gemif Art. 9
Abs. 2 lit. g DSGVO ein ,,erhebliches* statt wie bisher ,,wichtiges® 6ffentliches Interesse darstellen muss.

Zu Art.51 Z5 (§ 77 Abs. 3):

Hinsichtlich der zu treffenden DatensicherheitsmaBnahmen wird aufgrund der unmittelbaren Geltung der
DSGVO auf deren Art. 32 verwiesen. In der DSGVO wurden keine Regelungen zum Datengeheimnis
vorgesehen, eine entsprechende Bestimmung findet sich jedoch weiterhin im DSG (§ 6 DSG — vormals
§ 15 DSG 2000), auf das daher verwiesen werden soll.

Zu Art. 51 Z 6 (§ 82 Abs. 10):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten in I:Ibereinstimmung mit dem Wirksamwerden der DSGVO
sowie dem Inkrafttreten der maBgeblichen Anderungen des Datenschutzgesetzes (DSG), BGBI. 1
Nr. 165/1999, durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBL. I Nr. 120/2017, mit 25. Mai 2018.

Zu Art. 52 (Anderung des Schulunterrichtsgesetzes fiir Berufstitige, Kollegs und
Vorbereitungslehrginge)

Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14 Abs. 1
B-VG (Schulwesen).

Zu Art. 52 7Z 1,2 und 3 (§ 55a Abs. 1 und 2; Entfall des § 55a Abs. 3):

Analog zur Anderung des §57b SchUG (siehe die Erliuterungen zu Art. 51 Z 1 bis 3 des
gegenstindlichen Entwurfs) soll auch hier der datenschutzrechtliche Begriff der ,,Zustimmung® durch den
ab 25. Mai 2018 maB3geblichen Begriff der ,,Einwilligung® im Sinne des Art. 4 Z 11 DSGVO ersetzt bzw.
neu eingefiihrt werden und Abs. 3 entfallen, da sich die Definition der Einwilligung bereits unmittelbar
aus der DSGVO ergibt.

Zu Art. 52 Z 4 (§ 65 Abs. 2):

In Klassenbiichern werden unter anderem zu Dokumentations- und Beweiszwecken (ordnungsgeméBer
Unterrichts, besondere Vorkommnisse usw.) diverse personenbezogene Daten vermerkt. Die
Dokumentation besonders schutzwiirdiger Daten (,,sensible Daten im Sinne des § 4 Z 2 DSG 2000) im
Klassenbuch ist dann zulédssig, wenn diese der Wahrung eines wichtigen 6ffentlichen Interesses im Sinne
des § 9 Z3 DSG 2000 dient. Diesbeziiglich soll eine Anpassung an die DSGVO dahingehend erfolgen,
dass die Begriffsbestimmung angepasst wird (,,Besondere Kategorien personenbezogener Daten*) und auf
die betreffende Bestimmung der DSGVO verwiesen wird (Art. 9 Abs. 1). Weiters ist zu beriicksichtigen,
dass die Dokumentation solcher Daten fiir die Erreichung der in Abs. 1 festgelegten Zwecke gemal3 Art. 9
Abs. 2 lit. g DSGVO ein ,,erhebliches* statt wie bisher ,,wichtiges“ 6ffentliches Interesse darstellen muss.

Zu Art. 52 Z.5 (§ 65 Abs. 3):

Hinsichtlich der zu treffenden Datensicherheitsmafinahmen wird aufgrund der unmittelbaren Geltung der
DSGVO auf deren Art. 32 verwiesen. In der DSGVO wurden keine Regelungen zum Datengeheimnis
vorgesehen, eine entsprechende Bestimmung findet sich jedoch weiterhin im DSG (§ 6 DSG — vormals
§ 15 DSG 2000), auf das daher verwiesen werden soll.

Zu Art. 52 7.6 (§ 69 Abs. 12):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten in Ubereinstimmung mit dem Wirksamwerden der DSGVO
sowie dem Inkrafttreten der maBgeblichen Anderungen des Datenschutzgesetzes (DSG), BGBI. I
Nr. 165/1999, durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, mit 25. Mai 2018.
Die Anderungen hinsichtlich der Ressortbezeichnungen aufgrund der Bundesministeriengesetz-Novelle
2017, BGBI. I Nr. 164/2017, sollen sofort in Kraft treten.

Zu Art. 52 Z7 (§ 70):

Hier erfolgen  Anpassungen an die  gednderten  Ressortbezeichnungen  gemél  der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017.
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Zu Art. 53 (Anderung des Schulpflichtgesetzes 1985)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14 Abs. 1
B-VG (Schulwesen).

Zu Art. 53 Z 1 (§ 6 Abs. 1a):

Bereits derzeit haben die Erziehungsberechtigten eines Kindes im Zuge dessen Aufnahme in die
Volksschule sdmtliche ihnen von der Kindergartenleitung zur Verfliigung gestellten Unterlagen sowie
Erhebungen und Forderergebnisse zur Dokumentation des Entwicklungsstandes, insbesondere des
Sprachstandes, zur Verfiigung gestellt wurden, vorzulegen. Zusétzlich soll mit der vorgeschlagenen
Regelung bewirkt werden, dass im Fall der Zuléssigkeit eines Datenaustausches nach landesgesetzlichen
Bestimmungen iiber die Datenverarbeitung auch vom Kindergarten automationsunterstiitzt iibermittelte
Daten vom Schulleiter oder von der Schulleiterin erfasst und weiter verarbeitet werden diirfen.
Datenverarbeitungen geméal dieser Bestimmung (§ 6 Abs. la SchPflG) sind solche gemédB § 3 Abs. 2 Z 7
und Anlage 1 des Bildungsdokumentationsgesetzes (Daten iiber den Bildungsverlauf vor Beginn der
allgemeinen Schulpflicht), sodass die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zur Anwendung kommen
und vor allem die datenschutzrechtlichen Details dieser Verarbeitungen im Schulpflichtgesetz 1985 nicht
nochmals geregelt werden miissen. Es handelt sich jedenfalls um personenbezogene Daten im Sinne des
Art. 4 Z 1 der Datenschutz-Grundverordnung. Auf die Ausfiihrungen zu Z 47 des im vorliegenden
Gesetzesvorschlags sei verwiesen.

Zu Art. 53 Z2 und 3 (§ 16 Abs. 1 und 5):

Mit dem Bildungsreformgesetz 2017, BGBL I Nr. 138/2017, wurde die Schulpflichtmatrik, die der
Uberpriifung der Erfiillung der allgemeinen Schulpflicht dient, neu geregelt.

Die Begriindung zum Initiativantrag 2254/A 25. GP fiihrt dazu aus:

., Dies soll in der Weise geschehen, dass die Bundesrechenzentrum GmbH als IT-Dienstleisterin der
Bildungsdirektionen bestimmte gemdf} Bildungsdokumentationsgesetz verfiighare Daten (im Detail siehe
den Entwurf) mit bestimmten Daten (im Detail siehe den Entwurf), die der Bundesminister fiir Inneres aus
dem Datenbestand des zentralen Melderegisters zur Verfiigung stellt, automationsunterstiitzt abgleicht.
Ubereinstimmende Datensiitze sind unverziiglich zu I6schen. Nur diejenigen Datensdtze, denen zufolge
nach Meldegesetz gemeldete Personen in schulischen Meldungen nicht aufscheinen, sind der
Bildungsdirektion zu iibermitteln. Diese hat sodann fiir die Erfiillung der Schulpflicht durch die
betroffene Person Vorkehrungen zu treffen, allenfalls (als letzten Schritt) Strafverfahren einzuleiten. *

Bei den Anderungen handelt es sich um notwendige terminologische Anpassungen an die DSGVO. So
soll der Begriff ,,IT-Dienstleister durch den Begriff ,, Auftragsverarbeiter” ersetzt und auf Art.4 Z 8
DSGVO verwiesen werden.

Zu Art. 53 Z.4 (§ 30 Abs. 22):
§ 6 Abs. 1b soll mit Beginn des Schuljahres 2018/19 in Kraft treten.

Da das Inkrafttreten des § 16 in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017 erst mit 1. September 2019
vorgesehen ist, sollen auch die jetzigen Anderungen erst zu diesem Zeitpunkt in Kraft treten und an die
Stelle der urspriinglichen Regelung treten (lex posterior derogat legi priori).

Zu Art. 54 (Anderung des BIFIE-Gesetzes 2008)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 13 B-VG, Art. 14 Abs. 1 B-VG und Art. 14a Abs. 2 B-VG.

Zu Art. 54 Z.1 (§ 3 Abs. 3):

Hier soll die Anwendbarkeit des 1. und 2. Abschnitts des Forschungsorganisationsgesetzes, BGBI.
Nr. 341/1981, auch im Anwendungsbereich des BIFIE-Gesetzes 2008 vorgesehen werden, soweit dieses
keine abweichenden Bestimmungen enthdlt. Die zukiinftige Anwendbarkeit des wissenschaftlichen
Sonderdatenschutzrechts ergibt sich zwar bereits aus § 1 Abs. 1 Z 1 des Forschungsorganisationsgesetzes
in der Fassung eines parallel geplanten Datenschutz-Anpassungsgesetzes fiir den Bereich der
Wissenschaft und Forschung, wonach allgemeine Angelegenheiten der Tétigkeiten zu Zwecken gemaf
Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie der Verarbeitung von Daten, soweit diese fiir Zwecke gemill Art. 89
DSGVO erfolgt, Gegenstand des Forschungsorganisationsgesetzes sind. Allerdings soll aus Griinden der
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Rechtssicherheit durch den neu eingefiigten Abs. 3 klargestellt werden, dass die Spezialbestimmungen
des 1. und 2. Abschnitts des Forschungsorganisationsgesetzes jedenfalls auch fiir das BIFIE gelten.

Zu Art. 54 Z 2 (§ 6 Abs. 2 und 3):

GemidlB § 6 Abs. 2 des BIFIE-Gesetzes 2008 in der Fassung vor der Novelle BGBI. I Nr. 138/2017 ist
bzw. war die Mitwirkung an anderen Erhebungen als an Uberpriifungen der Bildungsstandards sowie an
nationalen und internationalen Surveys oder Assessments fiir Schiilerinnen und Schiiler nur dann
verpflichtend, wenn dies durch Verordnung des Bundesministers fiir Bildung, Wissenschaft und
Forschung angeordnet wird bzw. wurde (sog. BIFIE-Erhebungsverordnungen: zuletzt mit BGBI. II
Nr. 113/2017). Mit dem Bildungsreformgesetz 2017 wurde eine ab dem Jahr 2019 geltende eigene
gesetzliche Grundlage in § 6 des BIFIE-Gesetzes 2008 fiir Kontexterhebungen und die Verpflichtung zur
Teilnahme an diesen fiir die Schiilerinnen und Schiiler sowie nunmehr auch deren Erziehungsberechtigen
geschaffen. Solche Kontexterhebungen {iber schulische wund auBlerschulische Lern- und
Lebensbedingungen (Herkunft, Berufsstand der Eltern, soziale Situation) erfolgen im oOffentlichen
Interesse zum Zweck der statistischen Auswertung der erhobenen Daten flir mehrere Bereiche
(angewandte Bildungsforschung, Bildungsmonitoring, Qualititsentwicklung, Bildungsberichterstattung,
Ressourcenbewirtschaftung etc.), aber auch zum Zweck der wissenschaftlichen Forschung. Nicht zuletzt
soll die Verkniipfung und Interpretation der Testergebnisse mit schulischen (z.B. Schulklima,
Schulzufriedenheit) und auBlerschulischen Rahmenbedingungen (Geschlecht, Migrationshintergrund,
Bildungsabschliisse der Eltern u.A.) die Ableitung qualititssichernder und steuerungsrelevanter
Schlussfolgerungen ermoglichen. Ein direkter Personenbezug der verarbeiteten Daten, auBer hinsichtlich
der Testungen durch die betroffenen Schiilerinnen und Schiiler selbst, durfte schon bisher nicht
herstellbar sein. ,,Technisch® erfolgt die Verkniipfung der eigentlichen Testungen sowie der
Kontextfragebdgen durch die Verwendung eines gemeinsamen Codes, sodass die verschiedenen Testteile
und dazugehorigen Fragebdgen als zu einer Person gehorig identifiziert werden konnen. Dem BIFIE ist es
jedoch nicht mdglich, einen Code mit einem bestimmten Schiiler oder einer bestimmten Schiilerin in
Verbindung zu bringen. Den Schiilerinnen und Schiilern selbst steht ein Zugang zu ihren Testergebnissen
mittels des Codes, den sie aus den Testunterlagen entfernen (,heraustrennen®), zur Verfiigung.
Wenngleich das BIFIE als Verantwortlicher gemaf3 Art. 4 Z 7 DSGVO Schiilerinnen und Schiiler nicht
mehr (direkt oder indirekt) identifizieren kann, so wird es sich unter Beriicksichtigung des
Erwdgungsgrundes 26 bei den verarbeiteten Daten dennoch um personenbezogene, und damit vom
Anwendungsbereich der DSGVO umfasste, Daten im Sinne des Art.4 Z1 DSGVO handeln, da die
zumindest indirekte Identifizierung von Personen, wenn auch nicht mit rechtlich zuldssigen Mitteln und
unter grofem Aufwand, vor allem fiir Dritte moglich sein wird. Der Erwédgungsgrund 26 fiihrt dazu
Folgendes aus:

o [...] Um festzustellen, ob eine natiirliche Person identifizierbar ist, sollten alle Mittel beriicksichtigt
werden, die von dem Verantwortlichen oder einer anderen Person nach allgemeinem Ermessen
wahrscheinlich genutzt werden, um die natiirliche Person direkt oder indirekt zu identifizieren, wie
beispielsweise das Aussondern. Bei der Feststellung, ob Mittel nach allgemeinem Ermessen
wahrscheinlich zur Identifizierung der natiirlichen Person genutzt werden, sollten alle objektiven
Faktoren, wie die Kosten der Identifizierung und der dafiir erforderliche Zeitaufwand, herangezogen
werden, wobei die zum Zeitpunkt der Verarbeitung verfiighare Technologie und technologische
Entwicklungen zu beriicksichtigen sind. [...] ©

Fiir das BIFIE gelten somit bei der Datenverarbeitung sdmtliche Pflichten aufgrund der DSGVO, wie
auch solche hinsichtlich des Datenschutzes durch Technikgestaltung (Art. 25) und der Datensicherheit
(Art. 32) unmittelbar. Die Verpflichtung, bei den durchgefiihrten Testungen und Erhebungen
Vorkehrungen und MaBnahmen (wie zB Zutrittsbeschrinkung, rdumliche Abgrenzungen, Belehrung,
geeignete Verschliisselungstechniken, Pseudonymisierung) zu treffen, damit kein direkter Personenbezug
hergestellt werden kann, bleibt davon unberiihrt und ist weder als Einschrankung noch als Ausgestaltung
der Bestimmungen der DSGVO zu verstehen.

Spatestens nach Ablauf des dritten Jahres nach Durchfithrung der Erhebungen sind die erhobenen Daten
dergestalt zu anonymisieren, dass betroffene Personen nicht mehr identifiziert werden konnen. Diese
anonymisierten Daten unterliegen nicht mehr dem Anwendungsbereich der DSGVO.

Zu Art. 54 Z 3 (Entfall des § 7 Abs. 1a):

Die hier verwendete Begriffsbestimmung zu personenbezogenen und nicht personenbezogenen Daten, die
jener des § 3 Z 15 des Bundestatistikgesetzes 2000 entspricht, weicht von der Begriffsbestimmung des
Art. 4 Z 1 DSGVO ab. Da hiefiir keine weitere Notwendigkeit gesehen wird und aus Griinden der
Rechtssicherheit soll Abs. 1a entfallen.
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Zu Art. 54 Z 4 (Entfall des § 7b Abs. 2):

Dieser Absatz kann im Sinne einer Rechtsbereinigung entfallen, da sich die Voraussetzungen fiir
Zulassigkeit einer Dateniibermittlung unmittelbar aus der DSGVO ergeben.

Zu Art.54 Z.5 (§ 7b Abs. 3):

Die Anderung stellt eine notwendige terminologische Anpassung aufgrund der DSGVO (,,Dienstleister*
wird zum ,,Auftragsverarbeiter) dar.

Zu Art. 54 Z. 6 und 7 (§ 9 Abs. 4):
Mit den Zitatanpassungen soll ein redaktionelles Versehen behoben werden.
Zu Art. 54 7. 8,9 und 10 (§ 92 Abs.2 Z3 und 5, § 11 Abs. 1 Z 3 sowie § 12 Abs. 1):

Hier erfolgen Anpassungen aufgrund der geénderten Ressortzustindigkeiten geméll der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017.

Zu Art. 54 7Z.11 (§ 27):

Hier erfolgt die Neufassung der Vollzugsbestimmung aufgrund der gednderten Ressortzustéindigkeiten.
Zu Art.54 7Z.12 (§ 28 Abs. 6):

Diese Bestimmung regelt das In- bzw. AuBerkrafttreten wie folgt:

Die geiinderten Ressortbezeichnungen und die sonstigen rein redaktionellen Anderungen kénnen mit
Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten; hinsichtlich der
datenschutzrechtlich relevanten Anderungen ist das In- bzw. AuBerkrafttreten in Ubereinstimmung mit
dem Wirksamwerden der DSGVO mit 25. Mai 2018 vorgesehen. Da das Inkrafttreten des § 6 Abs. 2 und
3 in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017 erst mit 1. Janner 2019 erfolgen soll, sollen auch die
jetzigen Anderungen erst zu diesem Zeitpunkt in Kraft treten und an die Stelle der urspriinglichen
Regelung treten (lex posterior derogat legi priori).

Zu Art. 55 (Anderung des Hochschulgesetzes 2005)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14 Abs. 1
B-VG (Schulwesen).

Zu Art.5571 (§ 1 Abs. 3):

Hier soll die Anwendbarkeit des 1. und 2. Abschnitts des Forschungsorganisationsgesetzes, BGBI.
Nr. 341/1981, auch im Anwendungsbereich des Hochschulgesetzes 2005 vorgesehen werden, soweit
dieses keine abweichenden Bestimmungen enthilt. Die zukiinftige Anwendbarkeit des wissenschaftlichen
Sonderdatenschutzrechts ergibt sich zwar bereits aus § 1 Abs. 1 Z 1 des Forschungsorganisationsgesetzes
in der Fassung eines parallel geplanten Datenschutz-Anpassungsgesetzes fir den Bereich der
Wissenschaft und Forschung, wonach allgemeine Angelegenheiten der Tatigkeiten zu Zwecken gemal
Art. 89 Abs. 1 DSGVO sowie der Verarbeitung von Daten, soweit diese fiir Zwecke gemall Art. 89
DSGVO erfolgt, Gegenstand des Forschungsorganisationsgesetzes sind. Allerdings soll aus Griinden der
Rechtssicherheit durch den neu eingefiigten Abs. 3 klargestellt werden, dass die Spezialbestimmungen
des 1.und 2. Abschnitts des Forschungsorganisationsgesetzes jedenfalls auch fiir die Padagogischen
Hochschulen gelten.

Zu Art.5571,2 (§ 12 Abs. 1 Z 1 sowie Abs.2 Z 1 und 2, § 17 Abs. 3):

Hier erfolgen Anpassungen aufgrund der gednderten Ressortbezeichnungen geméll der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017.

Zu Art. 55 Z 4 und 6 (§ 21 Abs. 5, § 33 Abs. 3):

In § 21 Abs. 5 wird eine terminologische Anpassung an die DSGVO fiir die Begriffe ,,aufgezeichneten®,
,»Genehmigung™ und ,Betroffene” vorgenommen und diese in ,verarbeiteten® (Art.4 Z2),
LEinwilligung® (Art. 4 Z 11) und ,betroffene Personen” gedndert. In § 33 Abs.3 soll durch den
Klammerausdruck klargestellt werden, dass sowohl personenbezogene Daten (Art. 4 Z 1 DSGVO) als
auch nicht personenbezogene Daten umfasst sind.

Zu Art. 55 Z 5 (§ 24 Abs. 3):

Aufgrund der Anderung der Ressortzustidndigkeiten gemiB der Bundesministeriengesetz-Novelle 2017,
BGBI. I Nr. 164/2017, ist bei Ausiibung des Aufsichtsrechts bei gemeinsam eingerichteten Studien unter
Beteiligung von Universititen und Péddagogischen Hochschulen mit einer Ausnahme kein Einvernehmen
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zwischen den zustédndigen Bundesministerinnen bzw. Bundesministern notwendig. Die Ausnahme betriftt
gemeinsam eingerichtete Studien unter Beteiligung der Hochschule fiir Agrar- und Umweltpiddagogik
Wien, wo weiterhin die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir Nachhaltigkeit und Tourismus das
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister fiir Bildung, Wissenschaft und
Forschung herzustellen hat.

Zu Art.5577,8,9, 11 und 12 (§ 52d Abs. 3, § 53 Abs. 1, § 65 Abs. 7, § 69 Abs. 6, § 71 Abs. 6):

Bei all jenen Bestimmungen, die eine gemeinsame Verordnung des Bundesministers oder der
Bundesministerin fiir Bildung und des Bundesministers oder der Bundesministerin fiir Wissenschaft,
Forschung und Wirtschaft vorsehen, ist infolge der gednderten Ressortzustindigkeiten gemif3 der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017, kiinftig eine Verordnung des
Bundesministers oder der Bundesministerin fiir Bildung, Wissenschaft und Forschung zu erlassen.

Zu Art. 55 Z 8 (§ 53 Abs. 1):

Universititen und Pddagogische Hochschulen verwenden das gleiche Matrikelnummernsystem. Ausgelost
durch die gemeinsam eingerichteten Lehramtsstudien mussten die Matrikelnummern gegenseitig
iibernommen werden. Voraussetzung dafiir war eine eindeutige ,,Personen-ID* und damit auch die
Anbindung der Paddagogischen Hochschulen an den Datenverbund der Universititen. Erhalter von
Fachhochschul-Studiengéingen und Privatuniversitidten verwenden derzeit andere Personen-ID-Systeme.
Durch die vorgeschlagene Anderung zu sollen nunmehr auch die Erhalter von Fachhochschul-
Studiengéngen und Privatuniversititen in ein einheitliches Matrikelnummernsystem einbezogen werden.
Dies bedingt auch die Einbeziehung in den Datenverbund der Universititen und Padagogischen
Hochschulen (kiinftig als Datenverbund der Universititen und Hochschulen), was durch eine
Novellierung des Bildungsdokumentationsgesetzes (Art. 50 Z 20 des vorliegenden Gesetzesvorschlags)
erfolgen soll. Ein zukiinftiges, einheitliches Matrikelnummernsystem bildet die Grundlage fiir die
Administration von gemeinsam eingerichteten Studien wund fordert die Durchldssigkeit,
Administrierbarkeit und Praktikabilitit.

Zu Art. 55710 (§ 69 Abs. 1):
Hier erfolgt die Bereinigung eines redaktionellen Versehens.
Zu Art. 55713, 14, 15,16 und 19 (§ 74a Abs. 1, 2, 6 und 8; Anlage zu § 74a Abs. 1 Z 4):

Fiir Angelegenheiten betreffend den Qualitdtssicherungsrat ist nach der Bundesministeriengesetz-
Novelle 2017, BGBIL. I Nr. 164/2017, der Bundesminister oder die Bundesministerin fiir Bildung,
Wissenschaft und Forschung zustindig. In diesem Zusammenhang sind Anpassungen (Einrichtung,
Bestellung von Mitgliedern etc.) vorzunehmen.

Zu Art. 55 Z 17 (§ 79):

Die Vollzugsbestimmung des § 79 soll aufgrund der gednderten Ressortzustindigkeiten geméf der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017, neu gefasst werden.

Zu Art. 55 7 18 (§ 80 Abs. 14):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten, das hinsichtlich der datenschutzrechtlich relevanten
Anderungen in Ubereinstimmung mit dem Wirksamwerden der DSGVO mit 25. Mai 2018, hinsichtlich
der gedinderten Ressortbezeichnungen und sonstigen rein redaktionellen Anderungen mit Ablauf des
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt vorgesehen ist.

Zu Art. 56 (Anderung des Schiilerbeihilfengesetzes 1983)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 14 Abs. 1
B-VG (Schulwesen).

Zu Art. 56 Z 1 (§ 1a Z 4):

Hier soll eine redaktionelle Ergdnzung (in Anlehnung an die Begriffsbestimmung im Asylgesetz 2005)
hinsichtlich der ,,Genfer Fliichtlingskonvention® in der durch das Protokoll iiber die Rechtsstellung der
Flichtlinge vom 31. Janner 1967, BGBI. Nr. 78/1974, gednderten Fassung erfolgen.

Zu Art.56 Z2und 3 (§ 13Z 1):

Hier erfolgt eine Anpassung aufgrund der gednderten Ressortbezeichnungen gemdll der
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017.
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Zu Art. 56 Z 4 (Schlusssatz des § 13):

Die in Beihilfenangelegenheiten von Schiilerinnen und Schiilern Zustindigen sollen auch als
Verantwortliche im Sinne der DSGVO gelten.

Zu Art. 56 Z.5, 6 und 7 (§ 15 Abs. 6, 7 und 8; Entfall des § 15 Abs. 5,9 und 10):
Die bisher in Abs. 6 genannten Daten sollen in die neu eingefligte Anlage aufgenommen werden.

In Abs. 7 erfolgen Anpassungen der iibermittelnden Einrichtungen und soll festgelegt werden, unter
Angabe welcher Daten eine Anfrage durch die Schiilerbeihilfenbehdrden zu erfolgen hat. Weiters wird im
neuen Abs. 8 eine Loschungsfrist fiir zum Zweck der Gewdhrung von Schiilerbeihilfen verarbeitete Daten
vorgesehen, die mit Ablauf des 31. Juli des der letzten Antragstellung siebtfolgenden Kalenderjahres
festgelegt werden soll. Die Frist ist so gewéhlt, dass fiir einen spéteren Beihilfenanspruch relevante Daten
jedenfalls nicht neu zu erfassen sein sollen.

Abs. 9 hat zu entfallen, da die bisher durch Verordnung zu regelnde Beschreibung der Daten direkt in das
Gesetz (Anlage) libernommen werden soll.

Zu Art. 56 Z. 8 (§ 25):
Hier erfolgt die Neufassung der Vollzugsbestimmung aufgrund der gednderten Ressortzustandigkeiten.
Zu Art. 56 Z.9 (§ 26 Abs. 20):

Diese Bestimmung regelt das In- und AuBerkrafttreten, das hinsichtlich der datenschutzrechtlich
relevanten Anderungen in Ubereinstimmung mit dem Wirksamwerden der DSGVO mit 25. Mai 2018,
hinsichtlich der geinderten Ressortbezeichnungen und sonstigen rein redaktionellen Anderungen mit
Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt vorgesehen ist.

Das Inkrafttreten des § 13 Z 1 in der Fassung des Bildungsreformgesetzes 2017 soll in Ubereinstimmung
mit dem dort festgelegten Zeitpunkt erst mit 1. Janner 2019 erfolgen.

Zu Art. 56 Z 10 (Anlage):

In der Anlage zu § 15 Abs. 6 sind die bisher in Abs. 6 genannten Daten, zu deren Verarbeitung die
Beihilfenbehorden berechtigt sind, angefiihrt.

Der Anlage umfasst infolge des Entfalls der Verordnungserméchtigung in § 15 Abs. 9 weiters die
Verarbeitung der personenbezogenen Daten in Form ihrer Ubermittlung durch die in § 15 Abs. 7
genannten Einrichtungen an die Schiilerbeihilfenbehdrden. Die Anlage enthdlt diesbeziiglich die
Beschreibung der Durchfiihrung des automationsunterstiitzten Datenverkehrs im Detail, wie sie bereits
mit der Verordnung der Bundesministerin fiir Bildung iber die Durchfiihrung des
automationsunterstiitzten — Datenverkehrs in  Verfahren vor den  Schiilerbeihilfenbehdrden
(Schiilerbeihilfen-ADV-Verordnung), BGBI. II  Nr.286/2017, kundgemacht wurde. Bei den
personenbezogenen Daten, die von der automationsunterstiitzten Ubermittlung betroffen sind, handelt es
sich um Einkommensdaten, Personendaten sowie Daten tiber den Schulbesuch des Beihilfenwerbers oder
der Beihilfenwerberin.

Zum 5. Hauptstiick (Digitales, Wirtschaft)

Besonderer Teil

Zum 5. Hauptstiick (Digitales und Wirtschaft)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung der Bundesgesetze dieses Hauptstiicks griindet sich auf Art. 10
Abs.1 Z4 B-VG (,Bundesfinanzen und Monopolwesen®); Art. 10 Abs.1 Z6 B-VG
(,,Zivilrechtswesen), Art. 10 Abs.1 Z8 B-VG (Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie,
Bekampfung des unlauteren Wettbewerbes, Kartellrecht,...), Art. 10 Abs. 1 Z 16 B-VG (,,Einrichtung der
Bundesbehdrden...); auf die Bedarfsgesetzgebungskompetenz fiir das Verwaltungsverfahren nach
Art. 11 Abs.2 B-VG; auf ,Angelegenheiten des Schutzes personenbezogener Daten im
automationsunterstiitzten Datenverkehr* gemdB § 2 DSG.

Zu Art. 57 (Anderung des E-Government-Gesetzes )

Zu Art. 57 Z 1 bis 16, 18 bis 25 (Eintréige im Inhaltsverzeichnis zu den §§ 8, 14, 15 bis 18 und 22,
§3,84 Abs. 1,2, 4,5 und 6, § 4a Abs. 3 bis 5, § 4b, § 5 Abs. 1 bis 3, § 6 Abs. 2,4 und 5, § 7 Abs. 2,
§ 8 samt Uberschrift, § 9 Abs.2, § 10 Abs. 1 und 2, § 11, § 12, § 13, § 14 samt Uberschrift, § 14a
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Abs. 2, die Uberschrift zu §15, §15 Abs.1, die Uberschrift zu §16, §16 Abs.2, §17 samt
Uberschrift, die Uberschrift zu § 18, § 18 Abs. 1 und 2, § 19 Abs. 2 und 3, die Uberschrift zu § 22,
§ 22 Abs. 1, § 24 Abs. 3, § 25 Abs. 2):

Anstelle der Bestimmungen des DSG 2000 sollen nun die kohdrenten Bestimmungen der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) zitiert werden. Ebenso sollen die bisherigen Begriffe des DSG 2000 daher
durch die Begriffe der DSGVO ersetzt werden. Es sind daher die Begriffe ,,Datenanwendung® in
,Datenverarbeitung®, ,,Verwendung® in ,,Verarbeitung®, ,,verwenden in ,,verarbeiten, ,,Zustimmung* in
LHEinwilligung®, , Auftraggeber” in ,,Verantwortlicher®, , Dienstleister” in ,,Auftragsverarbeiter sowie in
den anwendbaren Fillen ,,Daten* in ,,personenbezogene Daten‘ zu dndern.

Der Vollstindigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass die Anderungen der Novelle BGBI. I
Nr. 121/2017 zwar mit 1. August 2017 in Kraft getreten sind, jedoch grofteils erst Anwendung finden,
wenn die technischen und organisatorischen Voraussetzungen fiir den Echtbetrieb des E-ID vorliegen.
Dieser Zeitpunkt ist vom Bundesminister fiir Inneres im Bundesgesetzblatt kundzumachen (vgl. § 24
Abs. 6 letzter Satz). Gemill § 25 Abs. 3 ist fiir bis zum Zeitpunkt der Aufnahme des Echtbetriebes
ausgestellte Biirgerkarten die Rechtslage vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes, BGBI. I Nr. 121/2017,
anzuwenden. Eine Novellierung dieser zwar noch anzuwendenden, aber aufler Kraft getretenen
Rechtsvorschriften im Hinblick auf die datenschutzrechtlichen Begriffe (vgl. erster Absatz) ist nicht
moglich. Bei der Anwendung der alten Rechtslage sind diese daher im Sinne der jeweiligen
korrespondierenden Begriffe nach der DSGVO und des DSG zu verstehen.

Zu Art. 57 Z.17 (§ 9 Abs. 1):

In §9 Abs. 1 soll sich die Zurechnung einer Datenverarbeitung zu einem bestimmten staatlichen
Tatigkeitsbereich nun nicht mehr aus ihrer Registrierung im (aufgrund des DSG weggefallenden)
Datenverarbeitungsregister bzw. aus der (aufzuhebenden) Standard- und Musterverordnung ergeben,
sondern durch die Registrierung bei der Stammzahlenregisterbehorde.

Zu Art. 58 (Anderung des Signatur- und Vertrauensdienstegesetzes)
Zu Art. 58 Z.1 (§ 10 Abs. 2):

Eine direkte Bezugnahme auf eine Bestimmung der DSGVO anstelle der Bestimmung des DSG 2000 ist
nicht mdglich, da die DSGVO unmittelbar gilt und daher nicht als Voraussetzung fiir eine
Dateniibermittlung im nationalen Recht verankert werden soll. Die vom VDA vorzunehmende
Interessenabwégung hat jedenfalls auch im Einklang mit der DSGVO zu erfolgen.

Zu Art. 59 (Anderung des Unternehmensserviceportalgesetzes)
Zu Art. 59 Z 1 bis 3 (Uberschrift zu § 4, § 4 Abs. 1 erster Satz und zweiter Satz):

Anstelle des DSG 2000 sollen nun die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) zitiert sowie der Begriff
,Dienstleisterstellung® durch den Begriff ,,Auftragsverarbeiterstellung™ ersetzt werden.

Zu Art. 60 (Anderung des Dienstleistungsgesetzes)
Zu Art. 60 Z 1 und 2 (§ 6 Abs. 6, § 15 Abs. 6):

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an die Datenschutz-Grundverordnung.

Zu Art. 61 (Anderung des Informationsweiterverwendungsgesetzes)
Zu Art. 61 Z 1 (§ 2 Abs. 3):

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an die Datenschutz-Grundverordnung.

Zu Art. 62 (Anderung des Wettbewerbsgesetzes)
Zu Art. 62 Z 1 (§ 10 Abs. 1 und 1a):

Die in § 10 Absatz 1 vorgenommenen Anderungen dienen der redaktionellen Anpassung an das
Datenschutzgesetz idF BGBI. I Nr. 120/2017.

Die Eingliederung des § 14 Abs. 3 in § 10 als neuer Abs. 1a dient der Klarstellung sowie der Absicherung
der notwendigen Dateniibermittlung von Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten an die BWB.
§ 10 Abs. 1a gilt als ausdriickliche gesetzliche Ermichtigung iSd § 76 Abs. 4 StPO. Im Ubrigen sind die
Voraussetzungen von § 76 Abs. 4 StPO und Art. 10 DSGVO zu beachten.
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§10 Abs. 1a gilt auerdem als ausdriickliche gesetzliche Grundlage iSd § 37a JN.
Zu Art. 62 Z2 (§ 11 Abs. 3 bis 5):

Sofern in § 11 Abs. 3 bis 6 auf die Ziele der BWB Bezug genommen wurde, sind jene gemeint, die in § 1
Abs. 1 WettbG aufgezihlt sind. Bei den genannten Aufgaben handelt es sich um jene, die in § 2 Abs. 1
WettbG aufgelistet sind.

Abs. 3 des Entwurfs erméchtigt die BWB im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages, sdmtliche
personenbezogene Daten zu verarbeiten, die zur Erreichung ihrer Ziele und zur Erfiillung ihrer Aufgaben
erforderlich sind. Zu betonen ist in diesem Zusammenhang, dass es sich dabei nicht um Daten handelt, die
Art. 9 DSGVO (besonderen Kategorien von personenbezogenen Daten) sind.

Sofern keine allgemeinen Regeln iiber die Aufbewahrungsdauer von Verwaltungsakten bestehen oder
sich eine Pflicht zur Aufbewahrung aus anderen gesetzlichen Vorschriften ergibt, ist hinsichtlich der
Aufbewahrung personenbezogener Daten Art.5 Abs.1 lit.e DSGVO anzuwenden. Hinsichtlich
bestimmter Verfahren ist es unumgénglich, die Moglichkeit einer langfristigen Aufbewahrung von Akten
samt der darin allenfalls enthaltenen personenbezogenen Daten sicherzustellen. Dies betrifft einerseits die
bei der BWB anzumeldenden Unternehmenszusammenschliisse (3. Abschnitt KartG iVm § 10a WettbG),
da es hier auch noch nach Jahren mdglich sein muss, die anmeldungskonforme Durchfithrung des
Zusammenschlusses zu priifen, andererseits insbesondere Verfahren iiber
Wettbewerbsrechtsverletzungen. Daten aus den letztgenannten Verfahren miissen aufbewahrt werden
dirfen, solange sie aufgrund offener Verjdhrungsfristen als Beweismittel im Rahmen eines
Schadenersatzverfahrens in Frage kommen. Die RL 2014/104/EU hat Geschidigten diesbeziiglich unter
bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Offenlegung von Beweismitteln aus Akten der
Wettbewerbsbehorden eingerdumt (vgl. §§ 37a ff KartG 2005). Eine vorzeitige Loschung von Daten aus
solchen Verfahren wiirde dem Zweck der genannten Richtlinie diametral zuwiderlaufen.

Abs. 4 des Entwurfs sicht eine notwendige Einschrinkung des in Artikel 15 DSGVO vorgesehenen
Auskunftsrechts vor. Aufgrund des iibergeordneten 6ffentlichen Interesses an der Aufrechterhaltung der
Wettbewerbsordnung ~ (lit. ¢) und der damit verbundenen Kontroll, Uberwachungs- und
Ordnungsfunktionen (lit. h) wird von der Offnungsklausel des Artikel 23 DSGVO Gebrauch gemacht.
Eine Kernaufgabe der BWB ist die Aufdeckung und Ermittlung von VerstoBBen gegen Kartellrecht. Aus
offenkundigen Griinden wiirde es dem im iiberwiegenden Offentlichen Interesse gelegenen Zweck
diesbeziiglicher Ermittlungen zuwiderlaufen, konnte iiber das Instrument des Auskunftsrechts Kenntnis
iiber den Stand laufender Ermittlungen erlangt werden.

Ahnliches gilt fiir die in Abs. 5 des Entwurfs festgelegte Beschrinkung des Widerspruchsrechts gemiB
Artikel 21 DSGVO. Dieses wiirde im GroBteil der Verwaltungsbereiche einen geordneten Vollzug
verunmoglichen. Auch hier wird daher von der Mdglichkeit des Artikel 23 Absatz 1 DSGVO Gebrauch
gemacht, dieses in genereller Weise eingerdumte Widerspruchsrecht mit Blick auf das iibergeordnete
offentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der Wettbewerbsordnung (lit.e¢) und die damit
verbundenen Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen (lit. h) zu beschriinken.

Zu Art. 62 Z 3 (§ 14 Abs. 3):
Der Entfall des § 14 Abs. 3 ergibt sich aus Z 1.

Zu Art. 63 (Anderung der Gewerbeordnung)
Zu Art. 63 Z. 1 (§ 77a Abs. 7 GewQO 1994):

Die vorgeschlagene Anderung soll der Verbesserung des Datenflusses an die Europiische Kommission
dienen; konkret soll die Erfiillung der Berichtspflichten Osterreichs an die Europdische Kommission
sichergestellt werden — sieche den Durchfiihrungsbeschluss 2012/795/EU vom 12. Dezember 2012 zur
Festlegung, welche Art von Informationen die Mitgliedstaaten in welcher Form und mit welcher
Haufigkeit fiir die Berichterstattung iiber die Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU des Europiischen
Parlaments und des Rates iiber Industrieemissionen zu {iibermitteln haben, ABl. Nr.L 349 vom
19.12.2012 S. 57.

Zu Art. 63 Z 2 (§ 151 GewO 1994):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen vor allem der terminologischen Anpassungen an die DSGVO.
Sofern im Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der in § 151 Gewerbeordnung 1994
verwendeten Begriffe erforderlich scheint, sollen diese an die Definitionen der DSGVO angeglichen
werden. Beispielsweise sollen die Begriffe ,,Betroffene® durch ,betroffene Person, ,,Datei* (,,Kunden-
und Interessentendatei®) durch ,,Dateisystem® im Sinne des Art. 4 Z 6 DSGVO und ,,Auftraggeber* (§ 4
Z 5 DSG 2000) durch ,,Verantwortlicher* im Sinne des Art. 4 Z 7 DSGVO ersetzt werden.
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Der Begriff der ,,Verarbeitung™ personenbezogener Daten gemifl Art.4 Z2 DSGVO entspricht dem
bisher in §4 Z8 DSG2000 definierten Begriff des ,,Verwendens“ bzw. der ,,Verwendung"
personenbezogener Daten.

Uberdies soll im Sinne der neuen datenschutzrechtlichen Terminologie klargestellt werden, dass es sich
bei den von Adressverlagen verarbeiteten Daten um personenbezogene Daten handelt.

Zudem soll im Hinblick auf die neuen Begrifflichkeiten die Wortfolge ,,sensible Daten* auf , besondere
Kategorie personenbezogener Daten (vgl. Art. 9 DSGVO) angepasst werden.

Zu Abs. 1:

Es handelt sich um Verweisanpassungen an die neuen datenschutzrechtlichen Regelungen der DSGVO
und des DSG.

Zu Abs. 1 bis 6 und 9 bis 10:

Es handelt sich im Wesentlichen um terminologische Anpassungen sowie um Verweisanpassungen an die
DSGVO. Inhaltliche Anderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Abs. 7:

Da sich das Auskunftsrecht der betroffenen Person kiinftig direkt aus Art. 15 DSGVO ergibt, hat eine
Verweisanpassung zu erfolgen.

Zu Abs. 8:

Aufgrund der Fristverkiirzung in Art. 12 Abs. 3 DSGVO von acht Wochen auf einen Monat ist eine
Anpassung erforderlich. Die Frist von einem Monat kann um weitere zwei Monate verldngert werden,
wenn dies unter Beriicksichtigung der Komplexitit und der Anzahl von Antrégen erforderlich ist.

Zu Abs. 11:

Im Hinblick auf das unionsrechtliche Transformationsverbot ist eine Wiederholung des
Widerspruchrechtes gegen Verarbeitungen zum Zweck der Direktwerbung in einer nationalen Vorschrift
nicht zuldssig, weshalb Satz 1 zu entfallen hat und Satz 2 entsprechend durch einen vorangestellten
Verweis erginzt wird.

Zu Art. 63 Z 3 (§ 352b GewO 1994):

Entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 1 DSGVO wird der Begriff ,,Daten” um das Wort
,personenbezogenen® erweitert. Weiters wird gemal der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 2 DSGVO der
Begriff ,,Verwendung® durch den Begriff ,,Verarbeitung* ersetzt.

Zu Art. 63 Z 4 (§ 365m1 Abs. 10 Z 4 GewO 1994):

Es handelt sich um eine Verweisanpassung an die neuen datenschutzrechtlichen Regelungen der DSGVO
und des DSG.

Zu Art. 63 Z5 (§ 373a Abs. 5 GewO 1994):

Es hat sich herausgestellt, dass die im Dienstleisterregister eingetragenen Personen verwechselt werden
konnen, da die gemdl dem geltenden §373a Abs.5 GewO 1994 erfassten Informationen nicht
gewihrleisten, dass mehrfach vorkommende Namen sicher unterschieden werden kdnnen.

Personen, die sich im Dienstleisterregister registrieren lassen, sollen sich jedoch darauf verlassen koénnen,
dass jene Rechte, die sie dort registrieren lassen, ihnen auch eindeutig zugeordnet werden kdnnen. Die im
Dienstleisterregister erfassten Informationen sollen daher um das Geburtsdatum wund die
Staatsangehorigkeit ergidnzt werden, damit den im Dienstleisterregister gefiihrten Personen eine
ausreichend verléssliche Datenquelle zur Verfiigung steht.

Zu Art. 64 (Anderung des Berufsausbildungsgesetzes)
Allgemeines:
Allgemein wurde in den novellierten Bestimmungen die Bezeichnung des Bundesministeriums fiir

Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft gemiB der Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. 1
Nr. 164/2017, jeweils in Bundesministerium fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort umbenannt.

Zu Art. 64 Z 1 (§ 19¢ Abs. 7 BAG):

§ 19 ¢ Abs. 7 erster Satz BAG ermoglicht es den Wirtschaftskammern, sich zur Vorbereitung und
Durchfithrung der Entscheidungen der Lehrlingsstellen hinsichtlich der Beihilfen fiir die betriebliche
Ausbildung von Lehrlingen einer eigenen Gesellschaft oder sonstiger geeigneter Einrichtungen als
Dienstleister zu bedienen. Dies betrifft einerseits die Abwicklung der Beihilfen im eigentlichen Sinn,
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wofiir der Begriff ,,Dienstleister nach wie vor zutreffend und auch legistisch/sprachlich zuléssig ist.
Sofern aber in diesem Zusammenhang die — durch die betreffende Gesellschaft oder Einrichtung —
durchgefiihrten Tatigkeiten auf dem Gebiet der Datenverarbeitung angesprochen sind, ist dafiir gemal
Art. 4 Z 8 DSGVO nunmehr der Begriff ,,Auftragsverarbeiter zu verwenden. Um daher in Hinkunft fiir
beide Tatigkeitsbereiche die rechtlich korrekten und auch sprachlich addquaten Bezeichnungen zu
verwenden, sollen die Begriffe ,,Dienstleister* und ,,Auftragsverarbeiter” kumulativ angefiihrt werden.

Zu Art. 64 Z 2 (§ 19¢ Abs. 1 BAG):

GemilB § 19¢ Abs.1 BAG hat der Bundesminister fir Wirtschaft, Familie und Jugend (nunmehr
Bundesministerin fiir Digitalisierung und Wirtschaftsstandort) die ZweckmaBigkeit und Wirkung der vom
Forderausschuss gemdBl § 19¢ festgelegten Beihilfen zu priifen, wobei er sich dabei erforderlichenfalls
geeigneter externer Einrichtungen als Dienstleister bedienen kann. Hier gelten die Ausfiihrungen wie
oben zu Ziffer 1 analog: sofern bei der Priifung der ZweckmaBigkeit und Wirkung von Beihilfen die
Datenverarbeitung angesprochen ist, firmiert geméf Art. 4 Z 8 DSGVO eine herangezogene Einrichtung
fiir diese Tétigkeit nunmehr unter dem Begriff , Auftragsverarbeiter. Daher werden auch hier die
Begriffe ,,Dienstleister und ,,Auftragsverarbeiter” kumulativ angefiihrt.

Zu Art. 64 3 (§ 19f BAG):

Entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 1 DSGVO wird der Begriff ,,Daten jeweils um das
Wort ,,personenbezogene® erweitert.

Zu Art. 64 Z 4 (§ 19g Abs. 1 BAG):

Entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 1 DSGVO wird der Begriff ,,Daten* um das Wort
,personenbezogener erweitert bzw. statt des Begriffes ,,Datenarten” nun der Begriff ,,Arten von
personenbezogenen Daten® verwendet.

Zu Art. 64 Z 5 (§ 19g Abs. 1):

Entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 1 DSGVO wird nunmehr der Begriff ,,Daten jeweils
um das Wort ,,personenbezogene’ erweitert.

Zu Art. 64 Z 6 und 7 (§ 19g Abs. 2 und 3):

Einerseits wird entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z1 DSGVO nunmehr der Begriff
,Daten* jeweils um das Wort ,,personenbezogene* erweitert. Gemafl der Begriffsbestimmung des Art. 4
Z 8 DSGVO wird der Begriff , beauftragte Dienstleister durch den Begriff ,,Auftragsverarbeiter ersetzt.
Weiters wird der Begriff ,,iiberlassen* durch ,,iibermitteln® ersetzt.

Zu Art. 64 Z 8 und 9 (§ 20 Abs. 7 und § 31d Abs. 5):

Entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 1 DSGVO wird der Begriff ,,Daten* um den Begriff
»personenbezogenen® bzw. ,,personenbezogene* erweitert.

Zu Art. 65 (Anderung des Ingenieurgesetzes 2017)
Zu Art. 65 Z 1 (§ 11):

Entsprechend der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 1 DSGVO wird der Begriff ,,Daten” um das Wort
»personenbezogenen” erweitert. Weiters wird gemal der Begriffsbestimmung des Art. 4 Z 2 DSGVO der
Begriff “Verwendung® durch den Begriff ,,Verarbeitung® ersetzt.

Die Bezeichnungen der betreffenden Bundesministerien wurden geméfl der Bundesministeriengesetz-
Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017, angepasst.

Zu Art. 66 (Anderung des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014)
Zu Art. 66 Z 1 (§ 52a Abs. 14):

Auf Grund der in der DSGVO ohnehin enthaltenen und unmittelbar anzuwendenden Bestimmungen kann
diese Bestimmung entfallen.

Zu Art. 66 Z 2 (§ 52e Abs. 4):

§ 52e Abs. 4 erster Satz kann ersatzlos entfallen, da die Meldepflichten gemidBl § 17 Abs. 1 des
Datenschutzgesetzes 2000 ebenfalls entfallen sind. § 53e Abs. 4 zweiter Satz kann ebenfalls entfallen; die
Datenschutz-Folgenabschdtzung ist geméf Art. 35 Abs. 1 DSGVO vom Verantwortlichen durchzufiihren;
dies ist in diesem Fall die Bilanzbuchhaltungsbehdrde.
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Zu Art. 66 Z 3 (§ 67¢):

Mit Geltungsbeginn der DSGVO sollen auch die Anderungen des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014 in
Kraft treten.

Zu Art. 67 (Anderung des Wirtschaftskammergesetzes 1998)
Zu Art. 67 Z 1 (§ 72 Abs. 1):
Es werden lediglich die Verweise angepasst.
Zu Art. 67 Z.2 (§ 72 Abs. 3):
§ 72 Abs. 3 ist obsolet geworden und kann ersatzlos entfallen.
Zu Art. 67 Z 3 und 4 (§ 72 Abs. 6 und § 74 Abs. 2):
Es werden lediglich die Verweise angepasst.
Zu Art. 67 Z. 5 (§ 150 Abs. 7):

Mit Geltungsbeginn der DSGVO sollen auch die Anderungen des Wirtschaftskammergesetzes 1998 in
Kraft treten.

Zu Art. 68 (Anderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017)
Zu Art. 68 Z 1 (Inhaltsverzeichnis):

Durch die Anfiigung eines § 238 Abs. 2 wird eine Anderung der Paragrapheniiberschrift und damit auch
des Inhaltsverzeichnisses erforderlich.

Zu Art. 68 Z 2 (96 Abs. 15):

Auf Grund der in der DSGVO ohnehin enthaltenen und unmittelbar anzuwendenden Bestimmungen kann
diese Bestimmung entfallen.

Zu Art. 68 Z 3 (§ 100 Abs. 4):

§ 100 Abs. 4 erster Satz kann ersatzlos entfallen, da die Meldepflichten gemid3 § 17 Abs. 1 des
Datenschutzgesetzes 2000 ebenfalls entfallen sind. § 100 Abs. 4 zweiter Satz kann ebenfalls entfallen; die
Datenschutz-Folgenabschétzung ist gemdB Art. 35 Abs. 1 DSGVO vom Verantwortlichen durchzufiihren;
dies ist in diesem Fall die Kammer der Wirtschaftstreuhdnder.

Zu Art. 68 Z 4 (§ 183):
Es werden lediglich die Verweise angepasst und eine sprachliche Bereinigung vorgenommen.
Zu Art. 68 Z.5 (§ 238a):

Mit Geltungsbeginn der DSGVO sollen auch die Anderungen des
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 in Kraft treten.

Zu Art. 69 (Anderung des Ziviltechnikerkammergesetzes 1993)
Zu Art. 69Z 1 (§ 18 Abs. 2 Z 7):
Es werden lediglich die Verweise angepasst.
Zu Art. 69 Z 2 (§ 34 Abs. 3):

Der neue Abs. 3 erméchtigt die Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammern personenbezogene Daten
ihrer Mitglieder, Anwérter, Funktiondre usw. im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben zu verarbeiten.
Verantwortliche im Sinne der DSGVO sind die Architekten- und Ingenieurkonsulentenkammern.

Zum 6. Hauptstiick (Finanzen)

Allgemeines
Zu Art. 70 und 71 (Anderung der Bundesabgabenordnung und der Abgabenexekutionsordnung):

Die Datenschutz-Grundverordnung wird zwar unmittelbar wirksam, bedarf aber trotzdem in einigen
Bereichen einer Durchfiihrung im innerstaatlichen Recht. Dartiber hinaus enthélt sie Regelungsspielrdume
(,,Offnungsklauseln*) fiir den nationalen Gesetzgeber. Wihrend die notwendige Durchfithrung bzw.
Umsetzung der unionsrechtlichen Vorgaben hinsichtlich allgemeiner Angelegenheiten des Schutzes
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personenbezogener Daten durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 (BGBIL. I Nr. 120/2017) im
Datenschutzgesetz (DSG) erfolgte, fillt der liberwiegende Teil der Offnungsklauseln nicht in den Bereich
der allgemeinen Angelegenheiten des Datenschutzes und wurde deshalb nicht im DSG ausgeiibt.
Dementsprechend ist es erforderlich, durch Ausiiben der Regelungsspielrdume der DSGVO (zB Art. 23
DSGVO) spezifische datenschutzrechtliche Regelungen fiir das Abgabenverfahren zu schaffen.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten bei Wahrnehmung einer im &ffentlichen Interesse gelegenen
Aufgabe oder in Ausiibung 6ffentlicher Gewalt ist geméfB Art. 6 Abs. 1 lit. e in Verbindung mit Abs. 3
DSGVO nur bei Vorliegen einer entsprechenden Rechtsgrundlage zuldssig. Es soll daher eine
(allgemeine) Rechtsgrundlage fiir das Abgabenverfahren geschaffen werden, die eine RechtméaBigkeit der
Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Abgabenverfahren sicherstellt.

Einen weiteren Schwerpunkt stellt die Nutzung der Regelungsspielraume der DSGVO dar. Insbesondere
die Offnungsklausel des Art. 23 DSGVO ermdglicht dem nationalen Gesetzgeber bestimmte Rechte der
betroffenen Person und Pflichten des Verantwortlichen zu beschrinken. Die Beschrinkung muss den
Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achten und eine notwendige und verhdltnismafBige
MaBnahme darstellen. Als legitimes Beschrankungsziel im Sinne des Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO ist der
Schutz wichtiger Ziele des allgemeinen &ffentlichen Interesses eines Mitgliedstaats, insbesondere eines
wichtigen wirtschaftlichen oder finanziellen Interesses etwa im Haushalts- und Steuerbereich besonders
hervorzuheben.

Zusammenfassend ist ein wesentliches Ziel der Novellierung, die aus Sicht der Behorde und der Biirger
bewidhrte Verwaltungspraxis im Bereich der Abgabenverfahren beizubehalten. Diese hat auch bereits
bisher ein hohes Mal} an Datenschutz (zB abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht gemal3 § 48a BAO)
geboten, und soll damit weiterhin eine funktionierende Abgabenerhebung gewihrleisten.

Uberdies erfolgen eine Begriffsanpassung sowie eine Anpassung der nicht mehr aktuellen Verweise.
Die Anderungen sollen mit 25. Mai 2018 in Kraft treten.
Zu Art. 72 (Anderung des Finanzstrafgesetzes):

Die Richtlinie (EU) 2016/680, ABI. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 89, zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustédndigen Behdrden zum Zwecke der Verhiitung,
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates (im Folgenden
Datenschutz-RL) bedarf der Umsetzung ins innerstaatliche Recht. Bisher gab das Recht der Europiischen
Union im Bereich des Strafrechts nur fiir die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten datenschutzrechtliche Bestimmungen vor (Rahmenbeschluss 2008/977/J1 des Rates, ABI.
Nr. L350 vom 27.11.2008 S.60). Die Umsetzung der Datenschutz-RL, welche iiber diesen
Rahmenbeschluss hinausgeht und jegliche Datenverarbeitung zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung umfasst, soll fiir den Bereich des
Finanzstrafrechts im Finanzstrafgesetz erfolgen, um Kohérenz und Rechtssicherheit im Verhéltnis zu den
finanzstraf- und abgabenrechtlichen Bestimmungen zu gewéhrleisten. Dabei soll, soweit sachdienlich, auf
die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes verwiesen werden.

Kompetenzgrundlage:

Die Zustdandigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes ergibt sich hinsichtlich dieses
Hauptstiicks aus Art. 10 Abs. 1 Z 1 und Z 4 B-VG (Bundesfinanzen und Monopolwesen) und aus § 7
Abs. 6 F-VG 1948 sowie aus Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG (Strafrechtswesen).

Zu Art. 70 Anderung der Bundesabgabenordnung)
Zu Art. 70 Z 1 (§ 48b BAO):

Die Anderung dient der Anpassung der Begriffsverwendung und des Verweises an die DSGVO. Deren
Begriffsdefinition tritt nun an die Stelle der Begriffsdefinition im DSG 2000.

Zu Art. 70 Z 2 (§ 48d bis 48i BAO):
Zu § 48d BAO:

Zu Abs. 1: Die Verarbeitung personenbezogener Daten bei Wahrnehmung einer im 6ffentlichen Interesse
gelegenen Aufgabe oder in Ausiibung 6ffentlicher Gewalt ist gemaf Art. 6 Abs. 1 lit. e in Verbindung mit
Abs.3 DSGVO nur bei Vorliegen einer entsprechenden Rechtsgrundlage zuldssig. Neben den
spezifischen gesetzlichen Grundlagen der einzelnen Abgabenvorschriften bildet § 48d Abs. 1 die
(generelle) Rechtsgrundlage dafiir, dass Abgabenbehdrden personenbezogene Daten verarbeiten diirfen.
In dieser Funktion tritt er an die Stelle des bisher geltenden § 114 Abs. 4. Auch eine Verarbeitung von
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personenbezogenen Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten urspriinglich
erhoben wurden (Weiterverarbeitung), kann — sofern dafiir nicht ohnehin eine spezifische
Rechtsgrundlage besteht — auf Grundlage des § 48d Abs. 1 erfolgen.

Die Bestimmung gilt auch filir nicht automationsunterstiitzt verarbeitete Daten, fiir die ebenfalls die
DSGVO bzw. das DSG anwendbar sein kann (vgl. Art. 2 Abs. 1 DSGVO, § 4 Abs. 5 DSG).

Die Bestimmung gilt gemél § 2a und § 269 Abs. 1 auch fiir Verwaltungsgerichte sowie im Rahmen des
§ 2 lit. b auch in Monopolverfahren. Sie gilt nicht nur fiir die Abgabenerhebung, sondern ist zB auch auf
die Auszahlung von Beihilfen wie etwa der Familienbeihilfe anzuwenden.

Zu Abs. 2: Art. 9 DSGVO lasst die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten nur
unter bestimmten Voraussetzungen zu.

Unter den Begriff ,,besondere Kategorien personenbezogener Daten* fallen unter anderem

- personenbezogene Daten, aus denen die Gewerkschaftszugehorigkeit hervorgeht,

- personenbezogene Daten, aus denen die religidse oder weltanschauliche Uberzeugung hervorgeht,
- Gesundheitsdaten.

Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO erlaubt die Verarbeitung, wenn eine gesetzliche Grundlage besteht und die
Datenverarbeitung aus Griinden eines erheblichen 6ffentlichen Interesses erforderlich ist. § 48d Abs. 2
kommt diesen Erfordernissen (gemeinsam mit den jeweiligen Vorschriften der Materiengesetze bzw. —
bei deren Fehlen — mit Abs. 1) fiir bestimmte Datenverarbeitungen nach, die einerseits eine hohe
Sensibilitdt aufweisen, andererseits in einem ,,erheblichen Offentlichen Interesse® im Sinn des Art. 9
Abs. 2 lit. g DSGVO liegen. Mit § 48d Abs.2 wird damit fiir die angesprochenen Bereiche die
RechtmiBigkeit der Verarbeitung abgesichert. Das gilt insbesondere fiir die abgabenrechtliche
Beriicksichtigung der

1. Beitrédge fiir die freiwillige Mitgliedschaft bei Berufsverbanden,
2. verpflichtenden Beitrdge an Kirchen und Religionsgesellschaften,
3. freigebigen Zuwendungen (Spenden),

4. Kosten einer Krankheit oder Behinderung.

Die abgabenrechtliche Beriicksichtigung dieser Aufwendungen ist zur rechtsrichtigen und gleichméBigen
Besteuerung zwingend erforderlich, womit ein ,.erhebliches 6ffentliches Interesse” im Sinn des Art. 9
Abs. 2 lit. g DSGVO unzweifelhaft gegeben ist.

Der erste Punkt betrifft die Gewerkschaftszugehorigkeit. Die Wahrung des Grundrechts auf Datenschutz
wird hier insbesondere durch die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht gemal3 § 48a garantiert, wenn
die Gewerkschaftszugehorigkeit gegeniiber der Abgabenbehorde im Zuge des Veranlagungsverfahrens
offenbart wird. Wird die Gewerkschaftszugehorigkeit dem Dienstgeber zum Zwecke der
Berticksichtigung bei der Lohnsteuerberechnung gemill § 62 Z 3 EStG 1988 offenbart, unterliegt dieser
den einschldgigen arbeitsrechtlichen Verpflichtungen.

Der zweite Punkt betrifft die religivse oder weltanschauliche Uberzeugung. Der dritte Punkt kann
mehrere besondere Kategorien personenbezogener Daten betreffen: Es kann in bestimmten Féllen
moglich sein, aus dem Spendenempfanger auf eine politische Meinung, eine religiose oder
weltanschauliche Uberzeugung, unter Umstéinden sogar auf dessen Gesundheitszustand zu schlieBen. Die
Erlaubnis der Verarbeitung personenbezogener Daten ist in diesen Fillen erforderlich, um die steuerliche
Abzugsfihigkeit der Beitrdge an eine Gewerkschaft bzw. an eine Kirche oder Religionsgesellschaft sowie
von Spenden zu ermdglichen. Die Wahrung des Grundrechts auf Datenschutz wird fiir die Punkte 2 und 3
insbesondere garantiert durch

- die gemdB § 12 der Sonderausgaben-Dateniibermittlungsverordnung, BGBIL II Nr. 289/2016,
verpflichtende Verwendung eines verschliisselten bereichsspezifischen Personenkennzeichens
(VbPK) geméB § 13 Abs. 2 des E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004,

- § 14 der Sonderausgaben-Dateniibermittlungsverordnung,
- die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht gemil3 § 48a.

Zusitzlich ist zu berilicksichtigen, dass die unter Punkt eins bis vier angefiihrten Bestimmungen
begiinstigend sind und keine Verpflichtung des Abgabepflichtigen zur Bekanntgabe der Daten besteht.

Die Regelung einer Ausnahme von Art. 9 Abs. 1 DSGVO steht in einem angemessenen Verhiltnis zum
Zweck der materiellrechtlich einschldgigen Bestimmungen, die die steuerliche Abzugsféhigkeit von
Zahlungen an bestimmte Organisationen erlauben. Das gilt vor allem angesichts der besonderen
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datenschutzrechtlichen =~ Vorkehrungen, wie etwa der Verwendung von  verschliisselten
bereichsspezifischen Personenkennzeichen.

Der vierte Punkt betrifft Gesundheitsdaten. Die Ertragsteuer ist vom Leistungsfahigkeitsprinzip geprégt.
Ein Aspekt des Leistungsfihigkeitsprinzips wird ,,subjektives Nettoprinzip® genannt. Dieses Prinzip
gebietet die steuerliche Beriicksichtigung der Tatsache, dass Einkommensteile zur Deckung besonderer
personlicher Ausgabenerfordernisse — etwa im Fall einer Krankheit oder Behinderung — benétigt werden.
Es wird unter anderem durch die Abzugsfahigkeit von auBlergewohnlichen Belastungen (§ 34 und § 35
EStG 1988) verwirklicht.

Die Regelung des Abs. 2 steht in einem angemessenen Verhidltnis zum Zweck, durch die steuerliche
Absetzbarkeit von Krankheits- und Behinderungskosten die VerfassungsméBigkeit der Steuererhebung
sicherzustellen.

Die Wahrung des Grundrechts auf Datenschutz wird insbesondere garantiert durch

- das Erfordernis der Einwilligung der betroffenen Person in die elektronische Dateniibermittlung
gemdl § 35 Abs. 8 erster Satz EStG 1988.

- die Zweckbindung und Lo&schungsbestimmung des § 35 Abs. 8 vorletzter und letzter Satz
EStG 1988,

- die teilweise Moglichkeit, Pauschbetrige anstelle von tatsichlichen Kosten absetzen zu kénnen,

- das Unterlassen der Speicherung der erforderlichen personenbezogenen Daten, die durch das
Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen, erhoben wurden, seitens des BMF,

- die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht geméal § 48a.
Exkurs (zu §§ 48e bis 48g BAO):

Soweit eine Abgabenbehdrde oder ein Verwaltungsgericht jeweils allein oder gemeinsam mit anderen
iiber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet, ist die
Abgabenbehorde oder das Verwaltungsgericht als datenschutzrechtlicher Verantwortlicher im Sinn des
Art.4 Z7 DSGVO anzusehen. Infolge dessen treffen die Pflichten des datenschutzrechtlich
Verantwortlichen im Anwendungsbereich der BAO entweder eine Abgabenbehdrde oder ein
Verwaltungsgericht. Die §§ 48e bis 48g schrinken die datenschutzrechtlichen Rechte gegeniiber dem
Verantwortlichen und die Pflichten des Verantwortlichen ein.

Zu § 48¢ BAO:

Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, besteht gemall Art. 13 Abs. 1 und 2
DSGVO eine Informationspflicht des Verantwortlichen. Werden die personenbezogenen Daten nicht bei
der betroffenen Person erhoben, besteht eine Pflicht zur Informationserteilung gemaf3 Art. 14 Abs. 1 und
2 DSGVO. Art. 13 Abs. 3 und Art. 14 Abs. 4 DSGVO sehen eine Informationspflicht fiir den Fall vor,
dass der Verantwortliche beabsichtigt, die zuvor (entweder bei der betroffenen oder einer anderen Person)
erhobenen personenbezogenen Daten fiir einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten, als fiir den sie
urspriinglich erhoben wurden. Sofern die Informationen fiir die Offentlichkeit bestimmt sind, kann nach
Erwdgungsgrund 58 der DSGVO die Informationserteilung geméf Art. 13 und 14 DSGVO iiber eine
Website erfolgen.

§ 48¢ beschrankt ausschlielich die Informationspflicht gemaf Art. 13 Abs. 3 und Art. 14 Abs. 1, 2 und 4
DSGVO, nicht jedoch jene gemiB Art. 13 Abs. 1 und 2 DSGVO — diese bleibt in vollem Umfang
aufrecht.

Die DSGVO sieht in Art. 13 Abs. 4 und Art. 14 Abs. 5 bereits Ausnahmen von der Informationspflicht
vor. Jedenfalls kann die Information unterbleiben, wenn die betroffene Person bereits iiber die
Information verfiigt. Nach Art. 14 Abs. 5 lit. ¢ DSGVO entfillt die Informationspflicht, wenn die
Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der
Verantwortliche unterliegt und die geeignete Maflnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der
betroffenen Person vorsehen, ausdriicklich geregelt ist. An dieser Stelle ist insbesondere § 48a als eine
MaBnahme zum Schutz der Interessen der betroffenen Person zu nennen. Personenbezogene Daten
unterliegen im Anwendungsbereich des § 48a der abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht und diirfen
nur in bestimmten Féllen offenbart oder verwertet werden.

Zusitzlich zu den Ausnahmen der DSGVO werden in § 48e den Vorgaben des Art. 23 Abs. I DSGVO
entsprechende, notwendige und verhéltnisméBige Beschrinkungen festgelegt. Die Bestimmung gilt
gemilB § 2a und § 269 Abs. 1 auch fiir Verwaltungsgerichte sowie im Rahmen des § 2 lit. b auch in
Monopolverfahren.
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Die Z 1 sieht im Sinne der in Art. 23 Abs. 1 lit. d bis h DSGVO angefiihrten Ziele eine Beschrankung der
Informationspflicht im Falle einer Gefahrdung der Aufgabenerfiillung der Abgabenbehdrden oder eines
Finanzstrafverfahrens oder eines abgabenrechtlichen Verwaltungsstrafverfahrens vor. Zusitzliche
Voraussetzung ist, dass die Interessen der Abgabenbehdrden, der Finanzstrafbehorden oder der
Bezirksverwaltungsbehorden (als Strafbehdrden bei Landes- und Gemeindeabgaben) an der
Nichterteilung der Information die Interessen der betroffenen Person iiberwiegen. Z 1 lit. a bis ¢ enthilt
eine (demonstrative) Konkretisierung der Gefahrdung der Aufgabenerfiillung, wobei alle drei Varianten
die Gemeinsamkeit aufweisen, dass durch die Informationserteilung die Ermittlung der tatsdchlichen und
rechtlichen Verhiltnisse, die fiir die Abgabepflicht und die Erhebung der Abgaben wesentlich sind,
malBgeblich erschwert wiirde.

Z 2 sieht eine durch Art. 23 Abs. 1 lit. ¢ DSGVO gedeckte Beschrankung der Informationspflicht bei
Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung vor.

Z3 sieht eine Ausnahme von der Informationspflicht vor, wenn die Informationserteilung den
Rechtstriger der Abgabenbehdrde (somit den Bund, Linder oder Gemeinden) in der Geltendmachung,
Ausilibung oder Verteidigung zivilrechtlicher Anspriiche oder in der Verteidigung gegen ihn geltend
gemachter zivilrechtlicher Anspriiche beeintrichtigen wiirde und keine zivilrechtliche Verpflichtung zur
Informationserteilung besteht. Das mit der Beschrinkung verfolgte Ziel findet in Art. 23 Abs. 1 lit.
DSGVO Deckung.

Z 4 beschrinkt die Informationspflicht bei bestimmten Offenbarungen von personenbezogenen Daten,
wenn durch die Informationserteilung der Offenbarungszweck vereitelt oder wesentlich beeintrachtigt
wiirde. Vom denkbaren Anwendungsbereich sind daher jedenfalls gemdll § 48a Abs. 4 lit. a und b und
gemill § 48¢c Z 1 letzter Satz zuldssige Offenbarungen erfasst. Darunter kdnnen beispielsweise die
Verstindigung der Finanzstratbehorde bei Verdacht auf Vorliegen eines Finanzvergehens, die
Offenbarung von personenbezogenen Daten zur Aufkldrung gerichtlich strafbarer Handlungen oder
Verstindigungen nach §48b Abs.1 oder 2 fallen. Auch im Bereich des internationalen
Informationsaustausches hat die Informationserteilung gemial § 48¢ Abs. 1 Z 4 zu entfallen, wenn
dadurch der Offenbarungszweck (zB Offenbarung zum Zweck der Strafverfolgung durch auslédndische
Finanzstrafbehorden) gefahrdet wiirde. Hinsichtlich der Informationspflicht gemifl Art. 14 DSGVO kann
jedoch in vielen Féllen ohnehin bereits die Ausnahme des Art. 14 Abs. 5 lit. ¢ DSGVO erfiillt sein.

Z 5 normiert den Vorrang gesetzlicher Verschwiegenheitspflichten (zB § 48a, Art. 20 Abs. 3 B-VGQG).
Z 6 schiitzt dhnlich dem § 90 Abs. 2 berechtigte Interessen Dritter (Art. 23 Abs. 1 lit. i DSGVO).

Abs. 2 trigt den Vorgaben des Art. 23 Abs. | DSGVO Rechnung wonach die Beschrankung notwendig
und verhiltnismafBig sein muss. Die Notwendigkeit bzw. die VerhéltnismaBigkeit der Beschrinkung ist
aber spatestens dann nicht mehr gegeben, wenn der Grund fiir die Nichterteilung der Information
nachtriglich wegfillt und die Informationserteilung moglich und nicht mit einem unverhiltnismiBigen
Aufwand verbunden ist.

Zu § 48f BAO:

Art. 15 Abs. 1 DSGVO rdumt der betroffenen Person das Recht ein, vom Verantwortlichen eine
Bestitigung dariiber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies
der Fall, hat die betroffene Person ein Recht auf Auskunft iiber diese personenbezogenen Daten. Art. 15
Abs.3 DSGVO verpflichtet den Verantwortlichen, der betroffenen Person eine Kopie der
personenbezogenen Daten zur Verfligung zu stellen.

§ 48f sicht abgabenverfahrensspezifische Beschrinkungen des Rechts auf Auskunft gemil Art. 15
DSGVO vor. Die Beschrinkungen entsprechen zum Teil § 26 DSG 2000 sowie §44 DSG. Die
Bestimmung gilt gemél § 2a und § 269 Abs. 1 auch fiir Verwaltungsgerichte sowie im Rahmen des § 2
lit. b auch in Monopolverfahren.

§ 48f Abs. 1 Z 1 schrinkt das Recht auf Auskunft ein, soweit nach §48e Abs.1 Z 1 bis 6 keine
Verpflichtung zur Information der betroffenen Person besteht. Die Beschrinkungsgriinde entsprechen
jenen des § 48e.

§ 48f Z 2 sieht als folgerichtige Konsequenz fiir die nicht im zumutbaren Ausmal} erfolgte Mitwirkung
der betroffenen Person am Auskunftsverfahren im Sinne des § 48f Abs.3 eine Ausnahme vom
Auskunftsrecht vor.

Durch § 48f Abs. 2 wird das Verhéltnis zwischen dem Auskunftsrecht gemdB3 Art. 15 DSGVO und der
Akteneinsicht gemdf3 § 90 geregelt. Das Recht auf Auskunft soll — soweit es sich um personenbezogene
Daten handelt, die in einem Akt enthalten sind — nicht neben dem Recht auf Akteneinsicht bestehen.
Damit wird eine Umgehung der bestehenden Beschrinkungen der Akteneinsicht durch das
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Auskunftsrecht verhindert. Das Akteneinsichtsverfahren richtet sich ausschlieBlich nach der BAO —
insbesondere nach den §§ 90, 90a und 90b. So ist beispiclsweise bei Verweigerung der Akteneinsicht
§ 90 Abs. 3 zu beachten.

§ 48f Abs. 2 ist in dhnlicher Form in § 44 Abs. 5 DSG bzw. in der bisherigen Regelung des § 28 Abs. 8
DSG 2000 vorgesehen. Sofern man trotz der bestehenden Moglichkeit der Akteneinsicht in § 48f Abs. 2
eine Beschrinkung des Auskunftsrechts erblickt, ist diese gerechtfertigt, weil die Akteneinsicht bereits
eine durchdachte Abwégung zwischen dem Interesse der Partei an der fiir sie erforderlichen
Informationsbeschaffung einerseits und dem offentlichen Interesse an einem sparsamen, wirtschaftlichen
und zweckméBigen Verfahren andererseits darstellt (Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO). Auch Interessen
dritter Personen werden im Wege des § 90 Abs. 2 geschiitzt, was durch Art. 23 Abs. 1 lit. i DSGVO
gedeckt ist.

Die betroffene Person kann das Recht auf Auskunft gemdf3 Art. 15 DSGVO ausiiben, wenn § 48f Abs. 1
Z 1 dem Auskunftsrecht nicht entgegensteht und das Auskunftsersuchen personenbezogene Daten betrifft,
die nicht in einem Akt enthalten sind. § 48f Abs. 3 normiert wie schon § 26 Abs.3 DSG 2000 eine
Mitwirkungspflicht der betroffenen Person am Auskunftsverfahren. Damit werden der Ausiibung des
Auskunftsrechtes dort Grenzen gesetzt, wo die Auskunftserteilung einen ungerechtfertigten oder
unverhéltnismaBigen Aufwand beim Verantwortlichen verursachen wiirde. Insbesondere wenn der
Verantwortliche eine Vielzahl an personenbezogenen Daten iiber die betroffene Person verarbeitet, hat
diese ihr Begehren zweckdienlich zu prézisieren (vgl. auch Erwdgungsgrund 63 der DSGVO). Die
Beschrinkung ist zum Schutz der berechtigten Interessen des Verantwortlichen aber auch im Hinblick auf
das offentliche Interesse an einer sparsamen, wirtschaftlichen und zweckméBigen Aufgabenerfiillung
durch Abgabenbehdrden und Verwaltungsgerichte geboten und findet in Art. 23 Abs. 1 lit. e und i
DSGVO Deckung.

Im Falle der Nichterteilung der Auskunft gemdB § 48f Abs. 1 Z 1 ist die betroffene Person gemaf Art. 12
Abs. 4 DSGVO dariiber zu unterrichten. Diese Unterrichtung hat jedoch nicht in Bescheidform zu
erfolgen. Nach § 48f Abs. 4 hat die Begriindung der Unterrichtung zu unterbleiben, wenn im Falle einer
Nichterteilung der Auskunft geméB § 48f Abs. 1 Z 1 schon die bloe Kenntnis dieser Griinde durch die
betroffene Person ein Zuwiderlaufen des mit der Nichterteilung der Auskunft verfolgten Zweckes zur
Folge hitte. Diese Form der Beschriankung ist mit Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO zu vereinbaren, findet
sich auch in § 44 Abs. 3 DSG und war bereits in § 26 Abs. 5 DSG 2000 enthalten.

Im Falle der Nichterteilung der Auskunft gemid Art. 15 DSGVO ergibt sich aus §6 des
Auskunftspflichtgesetzes, dass die verlangte Auskunft nicht auf das Auskunftspflichtgesetz gestiitzt
werden kann und dass die Verweigerung der Auskunft mangels Anwendbarkeit des §4 des
Auskunftspflichtgesetzes nicht bescheidméiBig erfolgen muss.

Zu § 48g BAO:

Fiir einen Verantwortlichen besteht nach der DSGVO die Pflicht zur Berichtigung, Aktualisierung oder
Vervollstindigung (im Folgenden ,,Berichtigung®) von durch ihn verarbeitete personenbezogene Daten.
Diese Pflicht ergibt sich einerseits direkt aus Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO, andererseits aus dem Recht der
betroffenen Person gemifB Art. 16 DSGVO.

Der Rechtskraft fihige Erledigungen wie Bescheide der Abgabenbehdrde und Erkenntnisse oder
Beschliisse des Verwaltungsgerichts aber auch Selbstberechnungen enthalten personenbezogene Daten.
Diese personenbezogenen Daten unterliegen grundsétzlich einer Pflicht zur Berichtigung im Sinne der
Bestimmungen der DSGVO. Da diese Pflicht zur Berichtigung mit dem Rechtskraftkonzept der BAO in
einem Spannungsverhédltnis steht, muss sie beschrinkt werden. Aus diesem Grund enthdlt § 48g
Beschriankungen der Berichtigungspflicht. Die Bestimmung gilt gemél § 2a und § 269 Abs. 1 auch fiir
Verwaltungsgerichte sowie im Rahmen des § 2 lit. b auch in Monopolverfahren.

Aufgrund der Ausnahmeregelung des §48g Abs.1 kann an sdmtlichen bestehenden
abgabenverfahrensrechtlichen Regelungen iiber die Berichtigung, Abinderung, Zuriicknahme oder
Authebung in den genannten Fillen festgehalten werden. Insbesondere wird an der Rechtskraft von
Bescheiden bzw. an der Verjdhrung nichts gedndert.

Als denkbare Mafinahmen, um personenbezogene Daten eines Bescheides zu berichtigen, kommen neben
§ 293, § 293a und § 293b beispielsweise auch eine Beschwerdevorentscheidung, ein Erkenntnis oder die
Authebung des Bescheides samt Erlassung einer neuen Sachentscheidung in Betracht (zB § 299, § 307).
Im Zusammenhang mit Selbstberechnungen kann eine Berichtigung im Wege der Erlassung eines
Bescheides gemaf § 201 erfolgen.

Die durch § 48g Abs. 1 erreichte Wahrung der Rechtssicherheit und Rechtsbestindigkeit stellt ein
wichtiges offentliches Interesse dar; die Einschrinkung des Berichtigungsrechts ist daher von Art. 23
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Abs. 1 lit. e DSGVO gedeckt. Sie dient weiters auch dem Schutz der betroffenen Person und dem Schutz
der Rechte und Freiheiten anderer Personen und ist daher von Art. 23 Abs. 1 lit. i DSGVO gedeckt.
Dariiber hinaus wird (zB durch §302) der Eintritt von Rechtsfrieden sichergestellt und
Beweisschwierigkeiten im Zusammenhang mit der Uberpriifung der Richtigkeit von Daten angesichts
lange verstrichener Zeit vorgebeugt.

Ist jedoch eine Berichtigung nach den Abgabenvorschriften zuldssig und liegt sie im Ermessen der
Abgabenbehorde, wird dem Interesse der betroffenen Person an der Richtigkeit der sie betreffenden
personenbezogenen Daten insofern Rechnung getragen, als nach der stindigen Judikatur des VwGH
grundsétzlich dem Prinzip der RechtméBigkeit (Rechtsrichtigkeit) der Vorrang vor dem Prinzip der
Rechtssicherheit (Rechtsbestindigkeit) zukommt (zB VwGH 30.1.2001, 99/14/0067; 14.12.2006,
2002/14/0022; 28.5.2009, 2007/15/0285). Eine Berichtigung wird daher in diesen Féllen in der Regel zu
erfolgen haben.

§ 48g Abs. 2 regelt jene Fille, in denen die aufgrund der DSGVO erforderliche Berichtigung moglich ist
und daflir kein rechtsformliches Verfahren erforderlich (Abs. 1) ist. In diesen Fillen kann die
Erforderlichkeit der Berichtigung mit der Notwendigkeit der Nachvollziehbarkeit einzelner Schritte im
Verfahren in einem Spannungsverhiltnis stehen. Ist daher die Berichtigung personenbezogener Daten als
nachtriigliche Anderung mit dem Zweck der Nachvollziehbarkeit der urspriinglichen Angaben nicht zu
vereinbaren, hat sie im Wege eines ergédnzenden Vermerks zu erfolgen. Dies betrifft beispielsweise zu
berichtigende Daten eines Aktenvermerks oder einer Auskunft der Abgabenbehorde.

Enthalten die BAO oder andere Abgabenvorschriften fiir bestimmte Berichtigungsfille spezifische
Bestimmungen, so gehen diese dem § 48g Abs. 2 vor. Beispielsweise gilt fiir Niederschriften § 87 Abs. 5.
Ein weiteres Beispiel fiir eine spezifische Bestimmung ist, dass eine Berichtigung, die eine Abanderung
von Rechten und Pflichten zur Folge hitte (zB die Berichtigung von falschen personenbezogenen Daten
in einer Abgabenerklarung) aufgrund von § 92 Abs. 1 zwingend durch einen Bescheid (bzw. gemiB § 198
Abs. 1 durch einen Abgabenbescheid) zu erfolgen hat. Ein Beispiel fiir eine spezifische
Berichtigungsbestimmung in einer anderen Abgabenvorschrift ist § 15 Abs. 1 AbgEO.

§ 48g Abs. 3 beschrinkt fiir das Abgaben- und Beschwerdeverfahren das Recht einer betroffenen Person
gemil Art. 18 Abs. 1 lit. a DSGVO vom Verantwortlichen die Einschrinkung der Verarbeitung zu
verlangen, wenn die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von ihr bestritten wird. Dieses Recht wird
allerdings nur fiir jene Fille eingeschrinkt, in denen sich bei der Uberpriifung der Richtigkeit durch die
Abgabenbehorde weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der personenbezogenen Daten feststellen
lasst. Ohne diese Einschrinkung konnte aufgrund der DSGVO fiir diese Fille die dauerhafte
Einschrinkung der Verarbeitung begehrt werden, was einem wichtigen Ziel des 6ffentlichen Interesses
(ndmlich der Durchfiihrbarkeit des Abgabenverfahrens und der GleichméiBigkeit der Besteuerung)
entgegenstiinde. Daher ist diese Einschrankung von Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO gedeckt.

Die Bestimmung gilt gemédl § 2a und § 269 Abs. 1 auch fiir Verwaltungsgerichte sowie im Rahmen des
§ 2 lit. b auch in Monopolverfahren.

Zu § 48h BAO:

Es gibt einige Fille, in denen juristische oder natiirliche Personen aufgrund abgabenrechtlicher
Bestimmungen personenbezogene Daten verarbeiten und in diesem Zusammenhang als Verantwortliche
im Sinn der DSGVO anzusehen sind. Da sie keine Abgabenbehdrden sind, sollen die
datenschutzrechtlichen Sonderbestimmungen der BAO, soweit ihnen abgabenrechtliche Aufgaben
iibertragen wurden, ausdriicklich auf sie anwendbar gemacht werden. Gemeint sind damit beispielsweise:

- Parteienvertreter, denen im Hinblick auf die Selbstberechnung und Entrichtung der
Immobilienertragsteuer oder der Grunderwerbsteuer Pflichten zur Datenverarbeitung auferlegt sind
(zB durch § 30c Abs. 1 EStG 1988 oder durch § 13 Abs. 1 GrEStG 1987).

- Arbeitgeber, denen im Hinblick auf die Berechnung, Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer
Pflichten zur Datenverarbeitung auferlegt sind (zB durch § 76 EStG 1988).

- Abzugsverpflichtete, denen im Hinblick auf die Berechnung, Einbehaltung und Abfuhr der
Kapitalertragsteuer Pflichten zur Datenverarbeitung auferlegt sind (zB durch § 96 Abs. 4
EStG 1988).

- Abzugsverpflichtete, denen im Hinblick auf die Berechnung, Einbehaltung und Abfuhr der im Wege
einer Abzugsteuer zu erhebenden Einkommensteuer beschridnkt Steuerpflichtiger Pflichten zur
Datenverarbeitung auferlegt sind (zB durch § 101 Abs. 2 EStG 1988).
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Zu § 48i BAO:

§ 14 Abs.5 DSG 2000 sah unter anderem vor, dass Protokolldaten iber tatsdchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufzubewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Durch den Entfall des
bisherigen § 14 DSG 2000 durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und
den Umstand, dass weder die DSGVO noch die BAO eine entsprechend spezifische Regelung enthalten,
wird in § 481 — als Datensicherheitsmafinahme — die Aufbewahrungsdauer von Protokolldaten wie bereits
in §14 Abs.5 DSG 2000 mit drei Jahren festgelegt, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes
angeordnet ist. Wenn daher nach der DSGVO iiber tatsichlich durchgefiihrte Verarbeitungsvorginge
Protokoll zu fiihren ist, kann insbesondere die Uberpriifung der Zugriffsberechtigung von Personen, die
auf den protokollierten Datenbestand zugegriffen haben, weiterhin gewihrleistet werden. Nach Ablauf
von drei Jahren besteht gemidfl Art. 17 DSGVO eine Loschungsverpflichtung, soweit nicht eine
Ausnahme nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO vorliegt.

Zu Art. 70 Z 3 und 4 (§ 97 Abs. 3 und § 97a Z 1 BAO):

Die beiden Bestimmungen enthielten Verweise auf das Datenschutzgesetz 2000 im Allgemeinen. Das
Datenschutzrecht wurde bisher ausschlieBlich durch das Datenschutzgesetz 2000 geregelt. Seit dem
Inkrafttreten der DSGVO wird das Datenschutzrecht nunmehr durch mehrere unterschiedliche
Rechtsvorschriften geregelt, vor allem durch die DSGVO selbst, das Datenschutzgesetz in der Fassung
des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und verschiedene weitere gesetzliche
Bestimmungen. Der in § 97 Abs. 3 und § 97a Z 1 verwendete Begriff ,Datensicherheit® ist in einer
Zusammenschau der einschlidgigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen auszulegen.

Zu Art. 70 Z5 (§ 114 Abs. 4 BAO):

Der Regelungsinhalt des derzeit geltenden § 114 Abs. 4 wird teilweise durch die neue Bestimmung des
§ 48d abgedeckt. Insoweit der geltende § 114 Abs. 4 eine Rechtsgrundlage fiir die Datenverarbeitung zum
Zweck der Betrugsbekdmpfung oder des automationsunterstiitzten Risikomanagements dargestellt hat,
wird er unter Beriicksichtigung der aktuellen datenschutzrechtlichen Terminologie neu gefasst. Unter
automationsunterstiitztes Risikomanagement féllt unter anderem die softwaregestiitzte Analyse von Daten
mit Predictive-Analytics-Methoden oder die Datenanalyse im Vorfeld von Kontroll- und
Priifungshandlungen. Unter dem Begriff ,,Betrugsbekdmpfung* sind alle Mainahmen zur Verhinderung,
Aufdeckung und Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die von Abgabenbehérden zu vollziehenden
Rechtsvorschriften zu verstehen.

Zu Art. 70 Z 6 (§ 323 Abs. 53 BAO):

Das Inkrafttreten der datenschutzrechtlichen Bestimmungen der BAO erfolgt gleichzeitig mit dem
Inkrafttreten der DSGVO und des Datenschutzgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 120/2017.

Zu Art. 71 (Anderung der Abgabenexekutionsordnung)
Zu Z 1 (§ 25 Abs. 3 AbgEO):

Durch diese Bestimmung wird das Verhiltnis zwischen dem Auskunftsrecht gemdf Art. 15 DSGVO und
der Akteneinsicht gemél § 25 Abs. 1 geregelt. Das Recht auf Auskunft soll nicht neben dem Recht auf
Akteneinsicht bestehen. Damit wird eine Umgehung der bestehenden Beschrankungen der Akteneinsicht
durch das Auskunftsrecht verhindert. Das Akteneinsichtsverfahren richtet sich nach der AbgEO bzw.
ergidnzend nach den Bestimmungen der BAO.

§ 25 Abs. 3 ist in dhnlicher Form in § 44 Abs. 5 DSG bzw. in der bisherigen Regelung des § 28 Abs. 8
DSG 2000 vorgesehen. Sofern man trotz der bestehenden Moglichkeit der Akteneinsicht in Abs. 3 eine
Beschriankung des Auskunftsrechts erblickt, ist diese gerechtfertigt, weil die Akteneinsicht bereits eine
durchdachte Abwagung zwischen dem Interesse der Partei an der fir sie erforderlichen
Informationsbeschaffung einerseits und dem offentlichen Interesse an einem sparsamen, wirtschaftlichen
und zweckméBigen Verfahren andererseits darstellt (Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO).

Zu 72 (§ 44 Abs. 6 AbgEO):

Die Bestimmung enthielt einen Verweis auf das Datenschutzgesetz 2000 im Allgemeinen. Das
Datenschutzrecht wurde bisher ausschlieBlich durch das Datenschutzgesetz 2000 geregelt. Seit dem
Inkrafttreten der DSGVO wird das Datenschutzrecht nunmehr durch mehrere unterschiedliche
Rechtsvorschriften geregelt, vor allem durch die DSGVO selbst, das Datenschutzgesetz in der Fassung
des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und verschiedene weitere gesetzliche
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Bestimmungen. Der in § 44 verwendete Begriff ,,personenbezogene Daten® ist in Art. 4 Z 1 DSGVO
definiert.

Zu Z 3 (§ 90a Abs. 13 AbgEO):

Das Inkrafttreten der datenschutzrechtlichen Bestimmungen der AbgEO erfolgt gleichzeitig mit dem
Inkrafttreten der DSGVO und des Datenschutzgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 120/2017.

Zu Art. 72 (Anderung des Finanzstrafgesetzes)
Zu Art. 72 7.2 (§§ 57a, 57b, 57¢ und 57d FinStrG):
§ 57a:

Die Datenschutz-RL wurde mit dem Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, im
dritten Hauptstiick des DSG umgesetzt. Wie im Bericht des Verfassungsausschusses 1761 BIgNR
XXV. GP S. 18 ausdriicklich klargestellt, gehen die einschldgigen materienspezifischen Regelungen zu
Datenverarbeitungen als leges speciales den allgemeinen Regelungen des 3. Hauptstiicks des DSG vor. So
sind etwa Regelungen iiber Akteneinsicht oder Verstindigungspflichten als leges speciales zum
3. Hauptstiick zu beurteilen.

Der Vollzug der Bestimmungen des Finanzstrafgesetzes erfordert zu einem groflen Teil die Verarbeitung
personenbezogener Daten. Im Sinne der Rechtssicherheit soll die Umsetzung der Datenschutz-RL fiir den
Bereich des Finanzstrafrechts weitgehend im Finanzstrafgesetz erfolgen. Bestimmungen des dritten
Hauptstiicks des DSG, die nicht Besonderheiten des Finanzstrafverfahrens betreffen, wie beispielsweise
die Pflichten des Verantwortlichen oder die Bestimmungen iiber die Aufsichtsbehdrde, sollen jedoch
nicht eigenstindig geregelt werden. Die Protokollierungspflicht fiir Papierakten gemil3 § 50 Abs. 3 DSG
soll ausgenommen werden, da eine solche in der Datenschutz-RL nicht vorgesehen ist und die
Aktenfithrung bereits entsprechenden Vorgaben unterliegt. Die Einschrinkung der Anwendbarkeit der
§§ 58 und 59 DSG entspricht Art. 61 der Datenschutz-RL.

Abs. 2 stellt eine allgemeine Ermédchtigungsnorm dar.

Abs. 3 regelt die Weiterverarbeitung von Daten, die fiir einen bestimmten finanzstrafrechtlichen Zweck
oder sonst zur Erflillung einer bestimmten Aufgabe erhoben oder erfasst wurden und in weiterer Folge fiir
die Erfiillung einer anderen Aufgabe verarbeitet werden.

GemilB Abs. 4 sollen personenbezogene Daten, die auf persdnlichen Einschidtzungen beruhen, als solche
erkennbar sein.

In Abs. 5 sind unter ,,besondere Kategorien personenbezogener Daten” Daten im Sinne des § 39 DSG zu
verstehen, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religidse oder
weltanschauliche Uberzeugungen oder die Gewerkschaftszugehdrigkeit hervorgehen, sowie um
genetische Daten, biometrische Daten, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen
Orientierung einer natiirlichen Person. Die in Art. 10 der Datenschutz-RL diesbeziiglich geforderten,
geeigneten Garantien fiir die Erméchtigungsnorm des Abs. 5 sind in Anbetracht der verfahrensrechtlichen
und organisatorischen Malnahmen aufgrund der abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht (§ 48a
Bundesabgabenordnung) gegeben.

In Hinblick auf die Aufsichtsbehdrde sollen die Bestimmungen des 4. Abschnitts des DSG sinngemél
anzuwenden sein. Im Einklang mit Art. 45 Abs. 2 der Datenschutz-RL und § 31 Abs. 1 DSG soll die
Datenschutzbehorde nicht fiir die Aufsicht iiber die entsprechenden von den Spruchsenaten oder vom
Bundesfinanzgericht im Rahmen ihrer justiziellen Tétigkeit vorgenommenen Datenverarbeitungen
zustindig sein.

Im Falle der Verarbeitung personenbezogener Daten, die nicht in den Anwendungsbereich der
Datenschutz-RL fallen, weil die jeweilige Verarbeitung nicht fiir Zwecke der Verhiitung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung vorgenommen wird, sollen die
Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung nach Mafigabe der entsprechenden Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung gelten.

§ 57b:

In Entsprechung des Art. 18 der Datenschutz-RL sollen die Betroffenenrechte im Einklang mit den
Bestimmungen des Finanzstrafgesetzes geregelt werden. Die bereits bestehenden verfahrensrechtlichen
Verstindigungspflichten sollen durch das Bereitstellen entsprechender Angaben auf der Homepage
erginzt werden. Die Bestimmungen zur Akteneinsicht gelten — wie im Bericht des
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Verfassungsausschusses 1761 BIgNR XXV.GP S. 18 ausgefiihrt — als leges speciales zu den
datenschutzrechtlichen Vorgaben. Abs. 2 dient daher einer entsprechenden Klarstellung.

§ 57c:

Das Recht auf Berichtigung ist im Strafverfolgungskontext nur eingeschrinkt durchsetzbar. So sind davon
keine nachtriiglichen Anderungen von Vernehmungen umfasst; hier bezieht sich die Richtigkeit und
Vervollstindigung der personenbezogenen Daten auf die Ubereinstimmung mit der Aussage selbst und
nicht auf deren Inhalt. Gleiches gilt fiir Beweismittel anderer Art. Daher soll das Recht auf Berichtigung
gemal Art. 18 der Datenschutz-RL im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht geregelt werden. Im Falle
behordlicher Erledigungen, dazu gehoren insbesondere Bescheide, verfahrensleitende Verfligungen und
Erkenntnisse, sowie fiir Niederschriften besteht das Recht auf Berichtigung nur nach Mafigabe der fiir das
Finanzstrafverfahren geltenden allgemeinen Verfahrensvorschriften. So sind zum Beispiel
Unrichtigkeiten in einer Niederschrift durch entsprechende Ergidnzungen richtig zu stellen (§ 56 Abs. 2
FinStrG in Verbindung mit § 87 Abs. 5 BAO). Eine Berichtigung setzt iiberdies die objektive Feststellung
der tatsdchlichen Unrichtigkeit oder Unvollstindigkeit durch die Behorde voraus. Eine Unmdoglichkeit der
Berichtigung kann insbesondere in technischer Hinsicht bestehen.

§ 57d:

Weiters sollen im Einklang mit Art. 5 und Art. 18 der Datenschutz-RL geeignete Fristen fiir die Loschung
oder die Uberpriifung der Notwendigkeit der Speicherung personenbezogener Daten sowie allfélliger
Protokolldaten vorgesehen werden.

Zu Art. 72 7. 3 (§ 80 FinStrG):
Die Ergénzungen sollen der Klarstellung und Anpassung an datenschutzrechtliche Erfordernisse dienen.
Zu Art. 72 Z 4 (§ 120 FinStrG):

Die Anpassung soll der Anderung des Datenschutzrechts Rechnung tragen. Weiters soll klargestellt
werden, dass auch der Bundesminister fiir Finanzen in seiner Funktion als Dienstaufsichtsbehdrde sowie
zur Erfillung der ihm durch dieses Bundesgesetz zugewiesenen Aufgaben die entsprechenden
Datenbankabfragen vornehmen darf.

Mit dem neuen Abs. 5 soll klargestellt werden, dass personenbezogene Daten, die zur Durchfithrung von
Abgaben- oder Monopolverfahren erforderlich sind, an die Abgabenbehdrden zu iibermitteln sind.

Zu Art. 72 Z.5 (§ 194c FinStrG):

Aufgrund der neuen datenschutzrechtlichen Bestimmungen soll der bisherige Abs. 1 angepasst werden
und die Verpflichtung zur Léschung unzuléssiger Weise aufgenommener Daten in den Abs. 2 verschoben
werden.

Zu Art. 72 7.6 (§ 194d Abs. 3 FinStrG):

Der bisherige Verweis auf das Datenschutzgesetz soll angepasst werden.
Zu Art. 72 7.7 (§ 194e Abs. 2 FinStrG):

Dem Entfall des Begriffs ,,Dienstleister* soll Rechnung getragen werden.
Zu Art. 72 Z 8 (§ 195 FinStrG):

Die besonderen datenschutzrechtlichen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sollen fiir die Verarbeitung
von Daten, die durch die Finanzstratbehorden, die fiir sie titigen Organe und den Bundesminister fiir
Finanzen vorgenommen wird, auch fiir Daten sinngeméB anzuwenden sein, die im Zuge gerichtlicher
Ermittlungen verarbeitet werden. Somit soll innerhalb der Finanzverwaltung eine einheitliche
Vorgangsweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten gewéhrleistet werden.

Zu Art. 72 7,9 (§ 257 FinStrG):

Die Datenschutz-RL soll fiir den Bereich des Finanzstrafrechts im Wesentlichen in diesem Bundesgesetz
umgesetzt werden.

Zu Art. 72 7,10 (§ 265 FinStrG):

Laut Art. 63 der Datenschutz-RL ist diese von den Mitgliedstaaten bis zum 6. Mai 2018 umzusetzen.
Aufgrund der Inkrafttretensbestimmungen des §70 DSG in der Fassung des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, sollen auch die entsprechenden Bestimmungen des
FinStrG erst mit 25. Mai 2018 Inkrafttreten.
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Zum 7. Hauptstiick (Inneres)

Allgemeines:

Aufgrund der neuen datenschutzrechtlichen Vorgaben haben die gesetzlich geregelten
Datenverarbeitungen ab dem 25. Mai 2018 den durch die DSGVO und die Datenschutz-RL gednderten
Anforderungen zu geniigen, weshalb nahezu sidmtliche Materiengesetze, die in den legistischen
Zusténdigkeitsbereich des Bundesministeriums fiir Inneres fallen, anzupassen sind. Da gemél § 69 Abs. 8
DSG —im Rahmen der europa- und verfassungsrechtlichen Vorgaben— vom DSG abweichende
Regelungen in Bundes- und Landesgesetzen zuldssig sind, sollen die einschldgigen materienspezifischen
Regelungen im Bereich des Datenschutzes als leges speciales den allgemeinen Regelungen des neuen
DSG vorgehen.

Das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch oder auf Einschrinkung der Verarbeitung steht
in einem Spannungsverhdltnis zur gesetzlich angeordneten Datenverarbeitung. Durch die Ausiibung
dieser Rechte konnte ein Betroffener verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur
Erfiillung gesetzlicher Aufgaben zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrages verarbeitet werden
diirfen.

GemailB Art. 23 DSGVO kann zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch
nationale Bestimmungen das Widerspruchsrecht und das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung
beschrankt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhiltnisméBig ist. Die in dieser
Bestimmung genannten Griinde fiir die Zuléssigkeit des Ausschlusses dieser Rechte sind auch vor dem
Hintergrund der im Verfassungsrang stehenden Bestimmung des § 1 Abs. 2 DSG zu sehen, wonach
Eingriffe einer staatlichen Behorde nur auf Grund von Gesetzen, die aus den in Art. § EMRK genannten
Griinden zuldssig sind, vorgenommen werden diirfen. Danach ist ein Eingriff einer staatlichen Behorde
nur dann statthaft, wenn dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Mafinahme darstellt, die in
einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von stratbaren
Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
anderer notwendig ist. Damit zeigt sich, dass gesetzlich vorgesehene Eingriffe, die im Einklang mit der
Verfassung stehen, jedenfalls die Voraussetzungen mit sich bringen, die fiir die Zuldssigkeit einer
Beschriankung gemif Art. 23 Abs. 1 DSGVO erforderlich sind.

Fir den geordneten Vollzug der maBgeblichen Materien, wie etwa des Melderechts, des
Personenstandsrechts oder des Wabhlrechts, ist es unerldsslich, dass Daten des Betroffenen
weiterverarbeitet werden diirfen. Es kann nicht dem Betroffenen anheimgestellt sein, durch die Ausiibung
dieser Rechte etwa zu verhindern, dass die Fremdenpolizei nicht tiber ein aufrechtes Aufenthaltsverbot
oder die gesamte staatliche Verwaltung iiber den Wohnsitzwechsel informiert werden diirfen. Im Hinblick
auf das Zentrale Melderegister ist iiberdies noch anzumerken, dass mit der Inanspruchnahme dieses
Rechts die im E-Government-Gesetz vorgesehene elektronische Abwicklung von Verwaltungsvorgéngen
verunmoglicht wiirde.

Wenn in Art. 23 Abs.2 DSGVO fiir einschrinkende Mallnahmen vorgeschrieben wird, dass diese
spezifische Vorschriften zu enthalten haben, ist davon auszugehen, dass es sich dabei um MaBnahmen
handelt, die spétestens seit dem DSG 2000 zum notwendigen Standard fiir jede gesetzliche Maflnahme,
die den Eingriff in das Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten erlaubt, gehoren. Eine Erginzung
war nur insoweit vorzusehen, als Betroffene {iber diese Einschrinkung zu informieren sind.

Der Ausschluss des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung und des Widerspruchsrechts fiihrt aber
nicht dazu, dass der Betroffene inhaltlich eine Beschrinkung dahingehend erfihrt, dass er sich nicht
gegen die Verarbeitung unrichtiger Daten oder gegen eine unrechtméBige Verarbeitung zur Wehr setzen
konnte. Das Recht auf Berichtigung und das Recht auf Léschung bleiben davon natiirlich unberiihrt.

Mit diesem Gesetzesvorschlag werden auch die Grundlagen dafiir vorgeschlagen, die bisherigen
Informationsverbundsysteme den Vorgaben der DSGVO anzupassen. Dabei stellt sich die besondere
Herausforderung, dass die bislang in Osterreich geltende Rechtslage eine Systematik fiir diesen Bereich
(§ 50 DSG 2000) vorsah, die sich in dieser Weise in der DSGVO nicht mehr findet. Art. 26 DSGVO sicht
nur die Moglichkeit vor, dass zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam Daten verarbeiten diirfen.
Dazu haben sie in einer Vereinbarung in transparenter Form festzulegen, wer von ihnen welche
Verpflichtungen geméf dieser Verordnung erfiillt. Eine solche Vereinbarung ist jedoch nicht erforderlich,
wenn die jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen durch Rechtsvorschriften der Union oder der
Mitgliedstaaten festgelegt sind. Mit dem vorliegenden Gesetzesvorschlag soll daher auf Gesetzesebene
die Aufgabenverteilung bei der gemeinsamen Verarbeitung im Bereich der Dbisherigen
Informationsverbundsysteme festgelegt werden, sodass eine vertragliche Vereinbarung entfallen kann.
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Verantwortliche im Sinne der Unionsvorschrift sollen dabei die bisherigen Auftraggeber der
Informationsverbundsysteme sein. In den gesetzlichen Regelungen wird zwar sowohl der Zweck der
Datenverarbeitung als auch das Mittel, ndmlich eine bestimmte zentrale Anwendung (zB das ZMR),
festgelegt, obwohl die DSGVO den Verantwortlichen grundsitzlich dadurch gekennzeichnet sieht, als
eben dieser Zweck und Mittel festlegt. Die vorliegenden Regelungen orientieren sich daher daran, dass
nach Art. 4 Z7 DSGVO, wenn Zweck und Mittel durch das Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen
werden, der Verantwortliche oder die Kriterien der Benennung des Verantwortlichen auch nach diesem
Recht vorgenommen werden konnen. In den hier gegenstdndlichen Fillen wird die jeweils zur
Vollziehung der jeweiligen Materie zustindige Behorde als Verantwortliche bezeichnet, die die
Entscheidung iber die konkrete Datenverarbeitung trifft. Insoweit ist davon auszugehen, dass die
vorgeschlagenen Regelungen mit dem Unionsrecht jedenfalls im Einklang stehen.

Schon bisher war der Bundesminister fiir Inneres in einem Grofiteil der von dieser Gesetzesinitiative
betroffenen Informationsverbundsysteme als Betreiber und Dienstleister vorgesehen. Die Rolle des
Betreibers war zur Génze zu streichen. Hinsichtlich der Funktion als Dienstleister oder als
Auftragsverarbeiter, wie diese Funktion in der DSGVO bezeichnet wird, ist vor dem
verfassungsrechtlichen Hintergrund, dass der Bundesminister fiir Inneres oberstes Organ ist, nicht zu
iibersehen, dass ein Spannungsverhdltnis vermutet werden konnte, da es zum Wesen eines
Auftragsverarbeiters gehort, dass er nur im Auftrag oder nur mit Genehmigung des Verantwortlichen titig
wird (Art. 28 DSGVO). Verfassungswidrig ware es, wenn vorgesehen wiirde, dass der Bundesminister in
dieser Rolle an Willensbildungen anderer Stellen, also etwa der nachgeordneten Behorden als
Verantwortliche gebunden sein wiirde. Die vorgeschlagenen Regelungen sehen Derartiges nicht vor.
Vielmehr erfolgt die Beauftragung und Bindung ausschlieBlich durch das Gesetz selbst. Dabei werden
dem Bundesminister fiir Inneres in erster Linie Aufgaben iibertragen, wie sie typischerweise einem
Auftragsverarbeiter gemal Art. 28 DSGVO zukommen, die eben —wie dies dort auch als zuldssig
erachtet wird — nicht im Rahmen eines Vertrages iibertragen werden, sondern durch ein Rechtsinstrument
des Mitgliedstaates, hier ein Gesetz. Insoweit kommt ihm aber auch nicht die Rolle eines
Verantwortlichen zu, da er in keiner Weise die Entscheidung iiber die Verarbeitung der Daten trifft. Diese
Entscheidung kommt allein den Verantwortlichen zu. Wie dies bereits in den Erlduterungen zum
DSG 1978 ausgefiihrt wird, dndern auch die im Offentlichen Bereich bestehenden Weisungen an
nachgeordnete Organe, im Rahmen ihrer Eigenzustidndigkeit Datenverarbeitungen einzusetzen, nichts
daran; dabei handelt es sich nicht um solche Auftrige, wie sie sich im Verhéltnis von Auftraggeber und
Dienstleister — oder in der Terminologie der DSGVO von Verantwortlichem und Auftragsverarbeiter —
darstellen. Diese Weisungen bilden ndmlich nicht den unmittelbaren Anlass fiir die Aufnahme der
Datenverarbeitung; sie wird vielmehr erst durch entsprechende Akte des angewiesenen Organs bewirkt
(vgl. ErldutRV 554 BIgNR 16. GP 13).

Damit wird durch die vorgesehene Einbindung des Bundesministers fiir Inneres weder in die Position als
oberstes Organ, noch in den geltenden Weisungszusammenhang eingegriffen.

Entsprechendes ist auch fiir den Anwendungsbereich der DS-RL durch die Bestimmungen des Art. 21
DS-RL bzw. § 47 DSG fiir die gemeinsame Verarbeitung vorgegeben.

Zu Art. 73 (Anderung des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes 2015)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 13 B-VG (,,Stiftungs- und Fondswesen, soweit es sich um Stiftungen und Fonds
handelt, die nach ihren Zwecken {iber den Interessenbereich eines Landes hinausgehen und nicht schon
bisher von den Landern autonom verwaltet wurden®).

Zu Art. 73 7.1 (§ 22 Abs. 2a):

Da die DSGVO (Art. 4 Z 10) ,,Dritten” eine andere Bedeutung zugrunde legt, soll eine terminologische
Anpassung erfolgen. Dadurch soll sich jedoch keine inhaltliche Anderung im Vergleich zur geltenden
Rechtslage ergeben.

Zu Art. 73 Z 2 und 3 (§ 22 Abs. 3, § 28 Abs. 2):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Der Begriff
der ,,Verarbeitung* personenbezogener Daten gemif3 Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die Offenlegung
durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht damit dem
bisher in §4 Z8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens“ bzw. der ,,Verwendung®
personenbezogener Daten.
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Zu Art. 74 (Anderung des Gedenkstittengesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 13 B-VG (,,Angelegenheiten der kiinstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen
und  Einrichtungen des Bundes®) und auf Art.17 B-VG  (Angelegenheiten  der
Privatwirtschaftsverwaltung).

Zu Art. 74 Z 1 bis 4 (§ 29):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Dem
LAuftraggeber (§4 Z4 DSG2000) entspricht im Anwendungsbereich der DSGVO der
,Verantwortliche“ (Art.4 Z7 DSGVO) einer Datenverarbeitung. Der Begriff der ,,Verarbeitung*
personenbezogener Daten gemil Art.4 Z2 DSGVO beinhaltet auch die Offenlegung durch
Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und deckt sich daher mit dem bisher
in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens® bzw. der ,,Verwendung® personenbezogener
Daten.

Im Hinblick auf Art. 6 DSGVO betreffend die RechtméiBigkeit der Verarbeitung sowie das in der
DSGVO normierte Transparenzgebot (vgl. ErwGr 60 zur DSGVO; siehe auch Art. 5 DSGVO), soll durch
den Verweis in Abs.2 auf § 3 die Klarstellung erfolgen, was unter den iibertragenen Aufgaben zu
verstehen ist.

Da die DSGVO den Terminus Weitergabe nicht kennt, kann dieser in Abs. 3 entfallen.

§ 14 DSG 2000 sicht unter anderem vor, dass Protokolldaten {iber tatsdchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufzubewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Davon darf in jenem
Ausmal} abgewichen werden, als der von der Protokollierung betroffene Datenbestand zuldssigerweise
frither geloscht oder langer aufbewahrt wird. Im Hinblick auf den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000
zufolge des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die
DSGVO von spezifischen Regelungen betreffend die Protokollierung Abstand nimmt, wird
vorgeschlagen, in Abs. 4 eine dem § 14 Abs.2 Z 7 DSG 2000 vergleichbare Regelung aufzunehmen,
wobei die bisherige in § 14 Abs.5 DSG 2000 enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren
beibehalten werden soll.

Zu Art. 75 (Anderung des Meldegesetzes 1991)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Meldewesen®).

Zu Art. 75 Z 3 (§ 4 Abs. 4 und § 4a Abs. 2 MeldeG):

Es soll die Klarstellung erfolgen, dass es sich um die Amtssignatur des Bundesministers fiir Inneres
handelt.

Zu Art.75 2.4, 5, 6, 8, 9, 10, 17, 19, 24, 25, 26, 28, 30, 32, 33, 34 und 35 (§ 4a Abs. 1 [idF BGBL I
Nr. 120/2016], § 4a Abs. 3, § 11 Abs. 3, Uberschrift zum 2. Abschnitt, § 14 Abs. 1, 1a und 4, § 16
Abs. 5 bis 7, Uberschrift zu § 16a, § 16a Abs. 6, § 16b Abs. 2 und 4, § 16¢, § 17 Abs. 5, § 20 Abs. 1
und 3 MeldeG):

Sofern im Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der im Meldegesetz verwendeten
Begriffe erforderlich erscheint, sollen diese an die Definitionen der DSGVO (Art.4 DSGVO)
angeglichen werden. Beispielsweise sollen die Begriffe ,iiberlassen®, , mitteilen”, ,zur Verfiigung
stellen®, das ,,Weitergeben® oder das ,,Weiterleiten* von Daten durch ,iibermitteln“ ersetzt werden. Dem
»Auftraggeber (§4 Z4 DSG2000) entspricht im Anwendungsbereich der DSGVO der
»Verantwortliche* (Art. 4 Z7 DSGVO) einer Datenverarbeitung. Der ,,Auftragsverarbeiter (§4 Z 8
DSGVO) deckt sich grundsétzlich mit dem bisherigen ,,Dienstleister im Sinne des DSG 2000.

Soweit es sich hingegen bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt, entspricht
der Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO dem Betreiber gemdBl § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese
Funktionen iibte in Bezug auf das Zentrale Melderegister bisher der Bundesminister fiir Inneres aus,
weshalb es im Sinne grotmoglicher Kontinuitdt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des
Auftragsverarbeiters zu iibertragen.

Der Begriff der ,,Verarbeitung personenbezogener Daten geméB Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
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damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens“ bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten.

Zu Art. 75 Z.7 und 12 (Uberschrift zu § 14, Uberschrift zu § 15 MeldeG):
Die Anderungen dienen der Anpassung an den Gesetzestext.
Zu Art. 75 Z 11 und 27 (§ 14 Abs. 5, § 16a Abs. 12 MeldeG):

§ 14 DSG 2000 sieht unter anderem vor, dass Protokolldaten {iber tatséchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufzubewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Davon darf in jenem
Ausmal} abgewichen werden, als der von der Protokollierung betroffene Datenbestand zuldssigerweise
frither geloscht oder langer aufbewahrt wird. Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von
spezifischen Regelungen betreffend die Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, im Rahmen
des lokalen Melderegisters in Abs.5 eine dem § 14 Abs.2 Z7 DSG 2000 vergleichbare Regelung
aufzunehmen, wobei die bisherige in § 14 Abs. 5 DSG 2000 enthaltene Protokollierungsdauer von drei
Jahren beibehalten werden soll.

Zu Art. 75 Z 13 (§ 15 Abs. 1a MeldeG):

Es handelt sich um eine terminologische Anpassung.

Zu Art. 75 Z. 14 (Uberschrift zu § 16 MeldeG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO.

Der DSGVO wund -—soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstick umsetzt — dem
Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. I Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher
§ 4 Z 13 DSG 2000) unbekannt. Dieser hat daher in der Uberschrift zu § 16 zu entfallen

Zu Art. 75 Z.15 (§ 16 Abs. 1 und 2 MeldeG):
Zu Abs. 1:

Der DSGVO wund -soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstick umsetzt— dem
Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. I Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher
§ 4 Z 13 DSG 2000) unbekannt. Art. 26 DSGVO sieht stattdessen vor, dass wenn zwei oder mehrere
Verantwortliche gemeinsam die Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung festlegen, diese gemeinsam
Verantwortliche sind. Da diese Regelung eine Offnungsklausel enthilt, soll § 16 Abs. 1 entsprechend
angepasst werden. Eine materielle Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine
Einschriankung des Grundsatzes, dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der im
Zentralen Melderegister verarbeiteten Daten — unabhéngig davon, welcher Verantwortliche sie im
Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat— offensteht, ist damit nicht verbunden. Zudem sollen die
Meldebehorden wie bisher (Abs. 2) verpflichtet sein, dem Bundesminister fiir Inneres fiir Zwecke der
Fithrung des Zentralen Melderegisters ihre Meldedaten zu iibermitteln.

Die Festlegung des ZMR als 6ffentliches Register ist im Hinblick auf § 17 Abs. 2 Z 2 DSG 2000 relevant,
wonach Offentliche Register als Datenanwendungen nicht der Meldepflicht gegeniiber der
Datenschutzbehorde unterliegen. Mit Inkrafttreten des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 entfillt die
gegenstindliche Meldung, weshalb die Klarstellung, dass es sich um ein 6ffentliches Register handelt,
kiinftig nicht mehr erforderlich ist.

Zusitzlich soll im letzten Satz die Klarstellung erfolgen, dass es sich um das bPK fiir die Verwendung im
privaten Bereich (§ 14 des E-Government-Gesetzes, BGBI. I Nr. 10/2004) handelt.

Soweit personenbezogene Daten durch Evidenzstellen gemidf § 51 Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985
(StbG), BGBI.  Nr.311/1985, sowie durch Personenstandsbehérden im  Sinne des
Personenstandsgesetzes 2013 (PStG 2013), BGBIL. I Nr. 16/2013, an das Zentrale Melderegister
iibermittelt werden (§ 11 Abs. 1 und Abs. la MeldeG, § 12 und § 31 PStG 2013), sollen diese fiir die
Meldebehorden als Auftragsverarbeiter titig werden. Gleiches gilt fiir Behorden geméf § 16 Abs. 3, die
personenbezogene Daten in Haftlingsevidenzen verarbeiten und diese an das Zentrale Melderegister zum
Zwecke der Verarbeitung fiir die Meldebehorden libermitteln.

Zu Abs. 2

Gemidl §26 Abs.1 zweiter Satz DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer
Vereinbarung festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach
der DSGVO -zB Berichtigungs- und Ldschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine
entsprechende Zustdndigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen
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Vorschrift des Unions- oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne soll der vorgeschlagene
Abs. 2 die Zustdndigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen des Zentralen Melderegisters
dahingehend aufteilen, dass Informations-, Auskunfts-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige
Pflichten nach der DSGVO von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten
zu erfiillen sind, die im Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten Verwaltungsverfahren oder den
von ihm gesetzten (verfahrensfreien) MaBBnahmen verarbeitet werden. Dies erscheint zweckméBig, weil
der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustdndige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen,
ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten tatséchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs-
oder sonstiges Recht nach der DSGVO zukommt.

Wird ein Recht nach der DSGVO vom Betroffenen — unter Nachweis seiner Identitét (vgl. ErwGr 64 zur
DSGVO) — bei einem nach dieser Bestimmung unzustindigen Verantwortlichen wahrgenommen, soll
direkt durch diesen die Weiterverweisung an den fiir die Bearbeitung des Gesuchs zustindigen
Verantwortlichen erfolgen. Dies soll auch fiir Fille gelten, in denen den in Anspruch genommenen
Verantwortlichen nur einen Teil der Pflichten treffen.

Der vorgeschlagenen Regelung steht Art. 26 Abs. 3 DSGVO nicht entgegen. Nach dieser Bestimmung
kann der Betroffene ein Recht aufgrund der DSGVO zwar gegeniiber ,jedem einzelnen der
Verantwortlichen* geltend machen, und zwar unabhéngig von einer zwischen den Verantwortlichen im
Rahmen einer Vereinbarung getroffenen Zustidndigkeitsverteilung; dies impliziert eine Pflicht des
insoweit unzustindigen Verantwortlichen, ein Gesuch des Betroffenen nicht zuriickzuweisen, sondern es
jedenfalls entgegenzunehmen und an den zusténdigen Verantwortlichen weiterzuleiten. Die freie Wahl
des Verantwortlichen, gegeniiber dem der Betroffene ein Recht nach der DSGVO geltend macht, gilt
jedoch nur dann, wenn die Zustindigkeitsverteilung auf einer Vereinbarung zwischen den
Verantwortlichen, nicht aber, wenn sie auf einer gesetzlichen Regelung beruht. Verteilt daher wie hier
eine gesetzliche Regelung die Zustdndigkeiten unter den Verantwortlichen, so ist ein unzustdndiger
Verantwortlicher nicht gehalten, ein Gesuch des Betroffenen entgegenzunehmen oder weiterzuleiten.
Vielmehr kann er den Betroffenen in einem solchen Fall an den zustindigen Verantwortlichen verweisen.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine Zustdndigkeitsnorm. Die Regelungen der
DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemél
Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der Betroffene demnach zB das Recht auf Loschung
(Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den geméf dem ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im
Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Anwendung gelangt, wobei vor allem der Ausnahmetatbestand gemaB lit. b leg. cit. einschlédgig sein wird.

Zu Art. 757,16 (§ 16 Abs. 2a MeldeG):

Gemidll Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll §4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung derzeit um ein Informationsverbundsystem
handelt — dem Betreiber gemif3 § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf das Zentrale
Melderegister bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne gro3tmdglicher Kontinuitét
angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu iibertragen. Zudem soll gesetzlich
normiert werden, dass der Bundesminister fiir Inneres in dieser Funktion auch verpflichtet ist, die
Datenschutzpflichten geméal Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen. Dariiber hinaus darf er
wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Art. 75 Z17 (§ 16 Abs. 5 MeldeG):
Aufgrund der datenschutzrechtlichen Anpassungen kann der Verweis auf Abs. 2 entfallen.
Zu Art. 75 Z. 18 (§ 16 Abs. 8 MeldeG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene geméll Art. 18 Abs. I DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kann jedoch gemif Art. 23 DSGVO zur
Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch nationale Bestimmungen beschriankt
werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhdltnismiBig ist. Von einer solchen
Beschrinkung wird in § 16 Abs. 8 fiir sdmtliche nach dem Meldegesetz 1991 verarbeiteten Daten
Gebrauch gemacht.
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Fiir einen geordneten Vollzug des Meldewesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten von
Meldepflichtigen in dem gesetzlich vorgesehenen Malie unerlasslich und liegt in diesem Sinne immer ein
iiberwiegendes schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher
erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemifl Art. 21 DSGVO sowie des
Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung gemif3 Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz
verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1
DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch die betroffene
Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis
zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden diirfte, sofern
der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt
fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschriankung der Verarbeitung gemal Art. 18 Abs. 1 lit. a oder
lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausilibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern,
dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die
Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Ordnung als allgemeines Offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten von Meldepflichtigen verbundenen Ordnungsfunktion ist die gesetzlich
vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen
Aufgaben jedoch — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich.
Weiters wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf
Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden —
Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von
vorherein wesentlich beeintrachtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des
Meldewesens nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte gemd3 Art. 18 und 21 DSGVO - die auch
nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrachtlichen
Verwaltungsaufwand verursachen, da das Melderegister sdmtliche Personen mit Wohnsitz im Inland
umfasst.

Uberdies wire im Falle der Geltendmachung des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung
der Verarbeitung nicht mehr gewidhrleistet, dass das Melderegister, das aus Griinden der Publizitét fiir die
Offentlichkeit in Bezug auf den Hauptwohnsitz als dffentliches Register gefiihrt wird, Daten simtlicher in
Osterreich wohnhafter Personen, enthilt. Meldeauskiinfte konnten demnach lediglich in eingeschriinkter
Weise erteilt werden. Dies wiirde den Zweck des Melderegisters — die Evidenthaltung der Meldedaten
simtlicher in Osterreich wohnhafter Personen — vollstindig konterkarieren. Die Evidenthaltung der
Meldedaten ist fir die gesamte staatliche Verwaltung von essentieller Bedeutung (siche auch § 16a
Abs. 4) sowie im Bereich des E-Government unerldsslich und vor allem fiir die Ermittlung der
Kontaktdaten betroffener Personen, etwa filir die Zustellung gerichtlicher und verwaltungsbehdrdlicher
Dokumente (zB gesetzliche Zustellung von Urteilen und anderen Erledigungen, wie Ladungen),
unverzichtbar. Zudem basiert die Wiéhlerevidenz auf den Meldedaten (vgl. §2 Abs. 1
Waihlerevidenzgesetz 2018 — WEviG, BGBL I Nr. 106/2016). Aus der ZMR-Zahl wird auch die
Stammzahl natiirlicher Personen und damit die Grundlage fiir den elektronischen Identitdtsnachweis fiir
E-Government-Zwecke abgeleitet. Eine geordnete, sparsame und effiziente Verwaltungsfithrung ist nicht
mdglich, wenn die Melderegister nicht mit dem Anspruch gefiihrt werden, die richtigen Daten sdmtlicher
in Osterreich niedergelassenen Personen zu erfassen. Der generelle Ausschluss der Rechte gemiB Art. 18
und 21 DSGVO ist daher unerlésslich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an behordliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtmidfBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemafl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschlagigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte geméfl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Durch die gesetzlich normierten DatensicherheitsmaBnahmen sollen Missbrauch,
unrechtmiiBige Zuginge und unrechtmiBige Ubermittlungen hintangehalten werden. Der Ausschluss des
Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeltung von personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies
selbstverstindlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und
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unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es
zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf Einschrinkung der
Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden unrichtigen
personenbezogenen  Daten, unrechtmiBig  verarbeiteten  personenbezogenen  Daten  oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung
gemil den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemal3
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende Mafinahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind. Ausdriicklich
steht es Meldebehorden dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell,
sondern an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in
allgemeiner Weise erteilt werden (zB auf der Homepage).

Die Moglichkeit, die Ubermittlung der Meldedaten an Private zu beschrinken (vgl. § 18 Abs. 2,
Auskunftssperre), bleibt unabhéngig davon bestehen. Damit existieren auch geeignete Vorkehrungen, um
die Rechte und Freiheiten betroffener Personen zu schiitzen, die sich aus ihrer besonderen Situation
ergeben.

Die Ausfithrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtmédBig verarbeiteter Daten dar und soll den Vollzug des Meldewesens sowie die Funktionalitdt und
die ordnungsgemaBe Fithrung des Melderegisters gewéhrleisten.

Zu Art. 75 Z 20 bis 23 (§ 16a Abs. 1 bis 4 MeldeG):

Der geltende Abs. 1 kann zur Génze entfallen, da sich die Berechtigung der Meldebehdrden, die Daten
des ZMR zu verarbeiten, bereits aus § 16 Abs. 1 ergibt.

In Abs. 2 soll die Klarstellung erfolgen, dass der Bundesminister fiir Inneres als Auftragsverarbeiter titig
wird.

Aufgrund der Anderungen im DSG ist es erforderlich, den Verweis in Abs. 3 an die neuen Regelungen
anzupassen.

In Abs. 4 soll eine Verweisanpassung vorgenommen werden.
Zu Art. 75 Z.29 und 30 (§ 16b Abs. 3 und 4 MeldeG):

§ 4 Z 1 DSG 2000 definiert Daten dann als indirekt personenbezogen, wenn der Personenbezug derart ist,
dass die Identitdt des Betroffenen mit rechtlich zuldssigen Mitteln nicht bestimmt werden kann. Diese
Begriffsbestimmung findet sich weder in der DSGVO noch im Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018,
weshalb —wie in §7 DSG (,,Verarbeitung fir im Offentlichen Interesse liegende Archivzwecke,
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke®) — eine Klarstellung
erfolgen soll, dass die Daten fiir statistische Zwecke an ndher bestimmte Organe so zu iibermitteln sind,
dass sie fiir den Empfinger pseudonymisierte personenbezogene Daten sind (vgl. die Definition in Art. 4
Z 5 DSGVO) und der Empfénger (vgl. Art. 4 Z9 DSGVO) die Identitit des Betroffenen mit rechtlich
zuldssigen Mitteln nicht bestimmen kann.

Zudem soll in Abs. 4 eine Verweisanpassung an die neuen datenschutzrechtlichen Regelungen erfolgen.
Zu Art. 75 Z 31 (§ 16b Abs. 5 MeldeG):

Werden personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu
statistischen Zwecken verarbeitet, so konnen bei Vorliegen ndher bestimmter Voraussetzungen gemil
Art. 89 Abs. 2 DSGVO — vorbehaltlich der Bedingungen und Garantien gemal Abs. 1 — durch nationales
Recht Ausnahmen von den Rechten gemill Art. 15 (Auskunftsrecht der betroffenen Person), 16 (Recht
auf Berichtigung), 18 (Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung) und 21 (Widerspruchsrecht)
vorgenommen werden. Da es in der Praxis kaum moglich wire, gegeniiber Betroffenen bei statistischen
und wissenschaftlichen oder historischen Erhebungen aufgrund der Vielzahl, Vielfalt und des Umfangs
der betroffenen personenbezogenen Daten sdmtliche dieser Rechte zu wahren bzw. die Wahrung der
Betroffenenrechte die Verwirklichung der spezifischen Forschungs- bzw. statistischen Zwecke ernsthaft
beeintrachtigen, wenn nicht sogar unmoglich machen wiirde, soll die Ausnahmeerméchtigung gemif
Art. 89 Abs. 2 DSGVO betreffend die im Zentralen Melderegister gespeicherten Daten in Anspruch
genommen werden. Demzufolge soll, soweit personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder
historischen Forschungszwecken oder statistischen Zwecken iibermittelt werden, dem Betroffenen das



71 von 195

Recht auf Auskunft geméf Art. 15 DSGVO nicht zukommen. Da bei Datenverarbeitungen fiir im
offentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder
statistische Zwecke personenbezogene Daten, die nicht unter § 7 Abs. 1 DSG idF des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 fallen, nur dann verarbeitet werden diirfen, wenn dies entweder gesetzlich
vorgesehen ist, eine Einwilligung der betroffenen Person erteilt wurde oder eine Genehmigung der
Datenschutzbehérde vorliegt (vgl. § 7 Abs. 2 DSG), ist der Ausschluss dieses Rechts bei Ubermittlungen
jedenfalls gerechtfertigt und steht dieser — auch aufgrund der eingeschrinkten Ausgestaltung — im
Einklang mit den Vorgaben der DSGVO. Die weitere Verarbeitung der Daten zu den genannten Zwecken
ist hingegen nicht Gegenstand dieser Bestimmung.

Zu Art. 75 Z.35 (§ 20 Abs. 3 MeldeG):

Es handelt es sich um eine redaktionelle Berichtigung.

Zu Art. 76 (Anderung des Passgesetzes 1992)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 4 B-VG (,,Passwesen®).

Zu Art. 76 Z 2 (§ 3 Abs. S5a des Passgesetzes 1992):

Die vorgeschlagene Anderung dient der Anpassung der fiir die Abnahme von Papillarlinienabdriicken
geltenden Voraussetzungen an die Vorgaben der DSGVO.

Die in Art. 9 Abs. 1 DSGVO nidher bezeichneten besonderen Kategorien personenbezogener Daten
entsprechen im Wesentlichen der Kategorie der sensiblen Daten gemdl3 § 4 Z 2 DSG 2000. Die DSGVO
normiert fiir die Verarbeitung solcher Daten ein grundsitzliches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Im
gegebenen Zusammenhang ist der Tatbestand des Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO einschldgig, wonach die
Datenverarbeitung der Verwirklichung eines wichtigen, im Unions- oder nationalen Recht anerkannten
Interesses dienen muss. Der Zweck fiir die Abnahme von Papillarlinienabdriicken liegt in der Erfiillung
einer unionsrechtlichen Verpflichtung in Bezug auf die Sicherung der Identitétsfeststellung (EuGH vom
17.10.2013, Rs C-291/12, Schwarz gegen Bochum; vgl. auch Verordnung [EG] Nr. 444/2009 zur
Anderung der Verordnung [EG] Nr. 2252/2004 des Rates iiber Normen fiir Sicherheitsmerkmale und
biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten Pdssen und Reisedokumenten, ABIL.
Nr. L 142 vom 28.05.2009 S.1, wonach die Mitgliedstaaten auch fiir angemessene Verfahren zur
Wahrung der Wiirde der betroffenen Person zu sorgen und die Menschenrechte zu wahren haben sowie
Altersgrenzen vorgesehen sind).

In den Fillen des — hier einschldgigen — Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO sind ,,spezifische MaBnahmen zur
Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person® gesetzlich vorzusehen. Diesem
Erfordernis wird durch Rechnung getragen, dass vorgeschlagen wird, die Abnahme von
Papillarlinienabdriicken ausschlieBlich geeigneten und besonders geschulten Bediensteten der
Passbehorde bzw. den Biirgermeistern (vgl. § 16 Abs. 3) vorzubehalten. Handelt es sich bei diesen
Personen um Beamte oder Vertragsbedienstete, ergibt sich die Verschwiegenheitspflicht jeweils
unmittelbar aus § 46 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG), BGBI. Nr. 333/1979, oder den §§ 5
oder 79 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (VBG), BGBIL. Nr. 86/1948. Die Abnahme von
Papillarlinienabdriicken durch Personen, fiir die weder die Vorschriften des BDG noch des VBG zur
Anwendung kommen, darf nur erfolgen, sofern auch diese in Bezug auf die Abnahme von
Papillarlinienabdriicken — etwa im Rahmen der Unterzeichnung einer Verschwiegenheitserkldrung — zur
Verschwiegenheit verpflichtet sind. Weiters wird die Abnahme von Papillarlinienabdriicken — nach dem
bewidhrten Vorbild des § 13 FPG — durch Verweis auf die Achtung der Menschenwiirde und moglichste
Schonung der Person ausdriicklich dem VerhédltnisméBigkeitsgrundsatz unterstellt.

Zu Art.76 Z.3,4,7, 8,10, 11 und 12 (§ 3 Abs. 6 und 9, § 16 Abs. 3 und 6, § 17 Abs. 2, Uberschrift zu
§ 22a, §22a Abs.1, 3 und 4, Uberschrift zu §22b, §22b Abs.2 und 3, §22d Abs.2 des
Passgesetzes 1992):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Sofern im
Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der im Passgesetz 1992 verwendeten Begriffe
erforderlich erscheint, sollen diese an die Definitionen der DSGVO (Art. 4 DSGVO) angeglichen werden.
Beispielsweise sollen die Begriffe ,,liberlassen®, ,,zur Verfiigung stellen®, das ,,Weitergeben* oder das
,,Weiterleiten* von Daten durch ,,iibermitteln® ersetzt werden.

Dem ,,Auftraggeber* einer Datenanwendung (§ 4 Z 4 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich der
DSGVO der ,,Verantwortliche* (Art. 4 Z 7 DSGVO) einer Datenverarbeitung. Der ,,Auftragsverarbeiter
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(§ 4 Z 8 DSGVO) deckt sich mit dem bisherigen ,,Dienstleister* im Sinne des DSG 2000. Der Begriff der
,Verarbeitung™ personenbezogener Daten gemill Art. 4 Z2 DSGVO beinhaltet auch die Offenlegung
durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht damit dem
bisher in §4 Z8 DSG2000 definierten Begriff des ,,Verwendens“ bzw. der ,,Verwendung"
personenbezogener Daten.

Zu Art. 76 Z 6 (§ 3 Abs. 8 des Passgesetzes 1992):

Es handelt sich um eine Verweis- sowie eine Begriffsanpassung an die neuen datenschutzrechtlichen
Regelungen der DSGVO.

Zu Art. 76 Z.7 (§ 16 Abs. 3 des Passgesetzes 1992):
Es handelt sich um die Bereinigung eines legistischen Versehens.
Zu Art. 76 Z 8 (§ 16 Abs. 6 des Passgesetzes 1992):

Die Bundesrechenzentrum GmbH nimmt bereits nach derzeitiger Rechtslage die Rechten und Pflichten
eines Dienstleisters im Sinne des §4 Z5 DSG 2000 wahr, weshalb die Bezeichnung der
Bundesrechenzentrum GmbH als Auftragsverarbeiterin nur eine klarstellende Funktion hat. Zudem soll
ausdriicklich gesetzlich normiert werden, dass sie als Auftragsverarbeiterin auch zur Einhaltung der
Datenschutzpflichten gemal3 Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO verpflichtet ist.

Zu Art.76 Z9 und Z 17 (§ 17 Abs.2, §22b Abs.3 und 4, § 22c Abs. 4 und § 22d Abs. 2 des
Passgesetzes 1992):

Es soll im Sinne der neuen datenschutzrechtlichen Terminologie klargestellt werden, dass es sich bei
diesen Daten um personenbezogene Daten handelt.

Zu Art. 76 Z 13 (§ 22a Abs. 6 des Passgesetzes 1992):

Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018,
BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von spezifischen Regelungen betreffend die
Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, im Rahmen der lokalen Anwendungen und der
zentralen Evidenz in § 22a Abs. 6 und § 22b Abs. 5 eine dem § 14 Abs. 2 Z 7 DSG 2000 vergleichbare
Regelung aufzunehmen, wobei die bisherige in § 14 Abs. 5 DSG 2000 enthaltene Protokollierungsdauer
von drei Jahren beibehalten werden soll.

Zu Art. 76 Z 14 und 15 (§ 22b Abs. 1 bis 1b des Passgesetzes 1992):

Im Hinblick auf Art. 6 DSGVO betreffend die RechtméBigkeit der Verarbeitung sowie das in der
DSGVO normierte Transparenzgebot (vgl. ErwGr 60 zur DSGVO; siehe auch Art. 5 DSGVO), soll im
Einleitungsteil des Abs. 1 der Zweck der Datenverarbeitung festgelegt werden.

Der DSGVO und -—soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstiick umsetzt— dem
Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. I Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher
§ 4 Z 13 DSG 2000) unbekannt. Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an
die DSGVO. Art. 26 DSGVO sieht vor, dass wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die
Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung festlegen, diese gemeinsam Verantwortliche sind. Da diese
Regelung eine Offnungsklausel enthilt, soll § 22b entsprechend angepasst werden. Eine materielle
Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine Einschrinkung des Grundsatzes, dass
jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der in der Zentralen Evidenz verarbeiteten
Daten —unabhingig davon, welcher Verantwortliche sie im Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat —
offensteht, ist damit nicht verbunden.

Gemidl §26 Abs.1 zweiter Satz DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer
Vereinbarung festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach
der DSGVO -zB Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine
entsprechende Zustdndigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen
Vorschrift des Unions- oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne soll der vorgeschlagene
Abs. la die Zustdndigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen der zentralen Evidenz dahingehend
aufteilen, dass Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach der
DSGVO von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu erfiillen sind,
die im Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten Verwaltungsverfahren oder den von ihm
gesetzten (verfahrensfreien) Maflnahmen verarbeitet werden. Dies erscheint zweckmiBig, weil der in
diesem Sinne (ausschlieBlich) zustéindige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob
dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten tatsdchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder
sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt.
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Wird ein Recht nach der DSGVO vom Betroffenen — unter Nachweis seiner Identitét (vgl. ErwGr 64 zur
DSGVO) — bei einem nach dieser Bestimmung unzustdndigen Verantwortlichen wahrgenommen, soll
nach Abs. la direkt durch diesen die Weiterverweisung an den fiir die Bearbeitung des Gesuchs
zustdndigen Verantwortlichen erfolgen. Dies soll auch fiir Félle gelten, in denen den in Anspruch
genommenen Verantwortlichen nur einen Teil der Pflichten treffen.

Der vorgeschlagenen Regelung steht Art. 26 Abs. 3 DSGVO nicht entgegen. Nach dieser Bestimmung
kann der Betroffene ein Recht aufgrund der DSGVO zwar gegeniiber ,jedem einzelnen der
Verantwortlichen* geltend machen, und zwar unabhéngig von einer zwischen den Verantwortlichen im
Rahmen einer Vereinbarung getroffenen Zustindigkeitsverteilung; dies impliziert eine Pflicht des
insoweit unzustéindigen Verantwortlichen, ein Gesuch des Betroffenen nicht zuriickzuweisen, sondern es
jedenfalls entgegenzunehmen und an den zustéindigen Verantwortlichen weiterzuleiten. Die freie Wahl
des Verantwortlichen, gegeniiber dem der Betroffene ein Recht nach der DSGVO geltend macht, gilt
jedoch nur dann, wenn die Zustdndigkeitsverteilung auf einer Vereinbarung zwischen den
Verantwortlichen, nicht aber, wenn sie auf einer gesetzlichen Regelung beruht. Verteilt daher — wie hier
(Abs. 1a) — eine gesetzliche Regelung die Zustindigkeiten unter den Verantwortlichen, so ist ein
unzustindiger Verantwortlicher nicht gehalten, ein Gesuch des Betroffenen entgegenzunehmen oder
weiterzuleiten. Vielmehr kann er den Betroffenen in einem solchen Fall an den zustindigen
Verantwortlichen verweisen.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine Zustdndigkeitsnorm. Die Regelungen der
DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemél
Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der Betroffene demnach zB das Recht auf Loschung
(Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den geméll dem ersten Satz zustdndigen Verantwortlichen jeweils im
Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Anwendung gelangt, wobei vor allem der Ausnahmetatbestand gemaB lit. b leg. cit. einschlédgig sein wird.

Gemidll Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll §4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemdll § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf die zentrale Evidenz
bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne groBtmdglicher Kontinuitdt angezeigt ist,
ihm kiinftig durch Abs. 1b die Funktion des Auftragsverarbeiters zu iibertragen. Zudem soll gesetzlich
normiert werden, dass der Bundesminister fiir Inneres in dieser Funktion auch verpflichtet ist, die
Datenschutzpflichten gemdf3 Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen sowie — vergleichbar den
Regelungen in anderen Materiengesetzen (vgl. § 44 Abs. 3 PStG 2013, § 16 Abs. 7 MeldeG, § 56a Abs. 2
StbG) — datenqualititssichernde MaBBnahmen zu setzen, wie insbesondere Hinweise auf eine mogliche
Identitdt zweier dhnlicher Datensdtze oder die Schreibweise von Adressen zu geben (,,Clearing™). Zu
einer Korrektur der Daten durch den Bundesminister fiir Inneres kommt es hingegen nicht. Dariiber
hinaus darf der Bundesminister flir Inneres wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Art. 76 Z 18 (§ 22b Abs. 6 des Passgesetzes 1992):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene geméll Art. 18 Abs. 1 DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kann jedoch gemifl Art.23 DSGVO zur
Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch nationale Bestimmungen beschréankt
werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnisméBig ist. Von einer solchen
Beschrinkung wird in § 22b Abs. 6 fiir simtliche nach dem Passgesetz 1992 verarbeiteten Daten
Gebrauch gemacht.

Fir einen geordneten Vollzug des Passwesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten von
Antragstellern eines Reisedokuments in dem gesetzlich vorgesehenen Mafle unerldsslich und liegt in
diesem Sinne immer ein liberwiegendes schutzwiirdiges, 6ffentliches Interesse an der Datenverarbeitung
vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts geméf Art. 21
DSGVO sowie des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung geméfl Art. 18 DSGVO fiir alle nach
diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwégung, wie
sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs
durch die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis
zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen



74 von 195

werden diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d
DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung gemif
Art. 18 Abs. 1 lit.a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein
Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher
Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit als allgemeines 6ffentliches Interesse und zur
Sicherstellung der mit der Verarbeitung personenbezogener Daten Betroffener verbundenen Kontroll-,
Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen (siche auch Art. 23 Abs. 1 lit. h DSGVO) ist die gesetzlich
vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen
Aufgaben jedoch — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich.

Die Datenverarbeitung in der zentralen Evidenz ist Grundvoraussetzung fiir die Ausstellung eines
Reisepasses oder Personalausweises. Im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem
Verlangen auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur
voriibergehenden — Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung wire die Besorgung der Aufgaben nach
diesem Bundesgesetz und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des Passwesens nicht mehr
moglich.

Die Ausiibung der Rechte gemil Art. 18 und 21 DSGVO — die auch nach bisheriger Rechtslage nicht
vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrachtlichen Verwaltungsaufwand verursachen, da die zentrale
Evidenz und die lokalen Anwendungen sédmtliche Personen, die bei der Behorde ein Reisedokument
beantragt haben, umfassen. Uberdies konnen Behorden durch den Riickgriff auf friihere Dokumente und
Daten die Identitdt des Antragstellers gesichert feststellen und insbesondere mittels Vergleich mit
fritheren Lichtbildern ein Erschleichen von Dokumenten und somit Missbrauch verhindern (zB
Erschleichung eines Dokuments auf den Namen einer anderen Person unter Vorlage des eigenen
Lichtbilds). Die Verarbeitung der Daten bringt zudem eine Erleichterung fiir die Biirger, da es nicht mehr
erforderlich ist, bei Beantragung eines neuen Reisepasses oder Personalausweises sémtliche Dokumente
erneut vorzulegen. Dariiber hinaus liegt der Verarbeitung von bestimmten Daten (so zB von
Papillarlinienabdriicken sowie Lichtbildern) eine unionsrechtliche Verpflichtung zugrunde. Der generelle
Ausschluss der Rechte gemédB Art. 18 und 21 DSGVO ist daher unerlésslich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. bendtigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an behdrdliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtmiBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschrankung der Verarbeitung gemél Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschlagigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemifl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstidndlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie
betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmiBig verarbeiteten personenbezogenen
Daten oder personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und
Loschung geméB den Art. 16 bis 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind. Ausdriicklich
steht es Passbehorden dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell,
sondern an ,,die Betroffenen“ in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in
allgemeiner Weise erteilt werden (zB auf der Homepage).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
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den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar und soll den Vollzug des Passwesens sowie die Funktionalitdt und
die ordnungsgeméBe Fiithrung der zentralen Evidenz gewihrleisten.

Zu Art. 76 Z. 19 (§ 22d Abs. 2 des Passgesetzes 1992):

Es handelt sich um Anpassungen an die aktuelle europarechtliche Terminologie.

Zu Art. 77 (Anderung des Personenstandsgesetzes 2013)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung eines diesem Entwurf entsprechenden Bundesgesetzes griindet
sich hinsichtlich dieses Artikels auf Art. 10 Abs.1 Z7 B-VG (,Personenstandsangelegenheiten
einschlieBlich des Matrikenwesens und der Namensénderung*).

Zu Art.77723,4,5,7,9,11, 15,17, 19, 22, 23, 26, 27, 32, 39,41 und 45 (§ 7 Abs. 3,§ 8,§ 9 Abs. 1,5
und 6, § 12, §28 Abs.1 und 5, §31, §41 Abs.3, §43 Abs.1, §45 Abs.3, Uberschrift zum
4. Hauptstiick, Uberschrift zum 1. Abschnitt des 4. Hauptstiickes, § 46 Abs. 4, § 47 Abs. 1 und 4,
§ 48 Abs. 4, § 50, § 52 Abs. 4, § 61 Abs. 1, 5 und 6 PStG 2013):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Sofern im
Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der im Personenstandsgesetz 2013
verwendeten Begriffe erforderlich erscheint, werden diese nun an die Definitionen der DSGVO (Art. 4
DSGVO) angeglichen. Beispielsweise sollen die Begriffe ,mitteilen”, ,liberlassen, ,,zur Verfiigung
stellen®, das ,,Weitergeben® oder das ,,Weiterleiten” von Daten durch ,,libermitteln® ersetzt werden.

Dem ,,Auftraggeber einer Datenanwendung (§ 4 Z 4 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich der
DSGVO der ,,Verantwortliche* (Art. 4 Z 7 DSGVO) einer Datenverarbeitung. Der ,,Auftragsverarbeiter
(§ 4 Z 8 DSGVO) deckt sich mit dem bisherigen ,,Dienstleister” im Sinne des DSG 2000. Soweit es sich
hingegen bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt, entspricht der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO dem Betreiber gemidfl § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese
Funktionen iibte in Bezug auf das Zentrale Personenstandsregister bisher der Bundesminister flir Inneres
aus, weshalb es im Sinne groBtmoglicher Kontinuitdt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des
Auftragsverarbeiters zu iibertragen.

Der Begriff der ,,Verarbeitung® personenbezogener Daten gemil Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens® bzw. der ,,Verwendung"
personenbezogener Daten.

Soweit Personenstandsbehdrden personenbezogene Daten im Wege eines Anderungszugriffes an das
Zentrale Melderegister iibermitteln, wie dies in §§ 12 und 31 vorgesehen ist, sollen diese fiir die
Meldebehorden als Auftragsverarbeiter titig werden.

Zu Art. 7772 6 (§ 9 Abs. 5, § 46 Abs. 3, § 58 Abs. 1, § 61 Abs. 2 PStG 2013):

Soweit der Begriff ,,Daten” durch ,,pqrsonenbezogene Daten ersetzt wurde, bewirkt diese
vorgeschlagene Ergdnzung keine inhaltliche Anderung. Vielmehr handelt es sich um eine Klarstellung.

Zu Art. 77 Z 8 und 14 (§ 9 Abs. 5, § 28 Abs. 5 PStG 2013):

Im Hinblick auf Art. 6 DSGVO betreffend die RechtméBigkeit der Verarbeitung sowie das in der
DSGVO normierte Transparenzgebot (vgl. ErwGr 60 zur DSGVO; siehe auch Art. 5 DSGVO), soll der
konkrete Zweck der Datenverarbeitung in § 9 Abs. 5 sowie § 28 Abs. 5 festgelegt werden.

Mittels der vorgeschlagenen Anderung soll demnach klargestellt werden, dass der Bundesanstalt Statistik
Osterreich die Daten gemiB § 8 Abs. 1 des Hebammengesetzes, BGBI. Nr. 310/1994, und die Daten zur
Todesursache, die Vornahme einer Obduktion sowie Angaben zur Miittersterblichkeit im Wege des ZPR
bloB zu statistischen Zwecken iibermittelt werden diirfen.

Zu Art. 77 Z.10 und 12 (§ 11 Abs. 4, § 20 Abs. 5, § 27 Abs. 4 PStG 2013):

Die Angabe des Religionsbekenntnisses anldsslich der Eintragung der Geburt, der Ehe oder der
Eingetragenen Partnerschaft ist bereits nach geltendem Recht nicht obligatorisch. Durch die Anderung
dieser Bestimmung wird dies nun ausdriicklich klargestellt.

Zu Art. 77 2,16 (§ 42 Abs. 3 PStG 2013):

Aufgrund der Tatsache, dass sich das Recht des Betroffenen auf Berichtigung aus Art. 16 DSGVO ergibt,
soll die sich direkt aus dem PStG 2013 ergebende Moglichkeit, auf Antrag eine Berichtigung zu
verlangen, in Abs. 3 entfallen, ohne dass dies eine Beschrinkung der Betroffenenrechte zur Folge hat.
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Zu Art. 77 Z.18 (§ 44 samt Uberschrift PStG 2013):
Zu Abs. 1:

Der DSGVO und — soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstiick umsetzt — dem Datenschutzgesetz
(DSG), BGBI.1 Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher §4 Z 13
DSG 2000) unbekannt. Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die
DSGVO (siehe die Erlduterungen zu den begrifflichen Anpassungen). Art. 26 DSGVO sieht vor, dass
wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung festlegen,
diese gemeinsam Verantwortliche sind. Da diese Regelung eine Offnungsklausel enthilt, soll § 44
entsprechend angepasst werden. Eine materielle Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage,
insbesondere eine Einschrankung des Grundsatzes, dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den
Gesamtbestand der im Zentralen Personenstandsregister (ZPR) verarbeiteten Daten — unabhéngig davon,
welcher Verantwortliche sie im Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat — offensteht, ist damit nicht
verbunden.

Zu Abs. la:

Gemidl §26 Abs.1 zweiter Satz DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer
Vereinbarung festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach
der DSGVO -zB Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine
entsprechende Zustdndigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen
Vorschrift des Unions- oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne soll der vorgeschlagene
Abs. la die Zustandigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen des ZPR dahingehend aufteilen,
dass Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach der DSGVO von
jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im
Zusammenhang mit den von ihm selbst gefithrten Verwaltungsverfahren oder den von ihm gesetzten
(verfahrensfreien) Mallnahmen verarbeitet werden. Dies erscheint zweckmaBig, weil der in diesem Sinne
(ausschlieBlich) zustindige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen
beziiglich der in Rede stehenden Daten tatsdchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger
Anspruch nach der DSGVO zukommt.

Wird ein Recht nach der DSGVO vom Betroffenen — unter Nachweis seiner Identitét (vgl. ErwGr 64 zur
DSGVO) — bei einem nach dieser Bestimmung unzustindigen Verantwortlichen wahrgenommen, soll
direkt durch diesen die Weiterverweisung an den fiir die Bearbeitung des Gesuchs zustdndigen
Verantwortlichen erfolgen. Dies soll auch fiir Félle gelten, in denen den in Anspruch genommenen
Verantwortlichen nur einen Teil der Pflichten treffen.

Der vorgeschlagenen Regelung steht Art. 26 Abs. 3 DSGVO nicht entgegen. Nach dieser Bestimmung
kann der Betroffene ein Recht aufgrund der DSGVO zwar gegeniiber ,jedem einzelnen der
Verantwortlichen” geltend machen, und zwar unabhéngig von einer zwischen den Verantwortlichen im
Rahmen einer Vereinbarung getroffenen Zustdndigkeitsverteilung; dies impliziert eine Pflicht des
insoweit unzustindigen Verantwortlichen, ein Gesuch des Betroffenen nicht zuriickzuweisen, sondern es
jedenfalls entgegenzunehmen und an den zustidndigen Verantwortlichen weiterzuleiten. Die freie Wahl
des Verantwortlichen, gegeniiber dem der Betroffene ein Recht nach der DSGVO geltend macht, gilt
jedoch nur dann, wenn die Zustdndigkeitsverteilung auf einer Vereinbarung zwischen den
Verantwortlichen, nicht aber, wenn sie auf einer gesetzlichen Regelung beruht. Verteilt daher — wie hier
(Abs. 1a) — eine gesetzliche Regelung die Zustindigkeiten unter den Verantwortlichen, so ist ein
unzustdndiger Verantwortlicher nicht gehalten, ein Gesuch des Betroffenen entgegenzunehmen oder
weiterzuleiten. Vielmehr kann er den Betroffenen in einem solchen Fall an den zustindigen
Verantwortlichen verweisen.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine Zustédndigkeitsnorm. Die Regelungen der
DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemif
Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberithrt. Macht der Betroffene demnach zB das Recht auf Loschung
(Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den geméll dem ersten Satz zustdndigen Verantwortlichen jeweils im
Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Anwendung gelangt, wobei vor allem der Ausnahmetatbestand gemas lit. b leg. cit. einschlégig sein wird.

Zu Abs. 2:

Vor dem Hintergrund des Entfalls von § 17 Abs. 2 DSG 2000, wonach gemi3 Z 1 Datenanwendungen,
die die Fithrung von offentlichen Registern zum Inhalt haben, nicht meldepflichtig sind, ist die
Klarstellung, dass es sich beim Zentralen Personenstandsregister um ein dffentliches Register handelt,
nicht mehr erforderlich.

Zu Abs. 3.
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Gemidll Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll § 4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemi3 § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf das Zentrale
Personenstandsregister bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne groftmoglicher
Kontinuitidt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu iibertragen. Zudem soll
gesetzlich normiert werden, dass der Bundesminister fiir Inneres in dieser Funktion auch verpflichtet ist,
die Datenschutzpflichten gemaB Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen. Dariiber hinaus darf
er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Abs. 5.

Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018,
BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von spezifischen Regelungen betreffend die
Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, im Rahmen des ZPR eine dem § 14 Abs.2 Z 7
DSG 2000 vergleichbare Regelung aufzunehmen, wobei die bisherige in § 14 Abs.5 DSG 2000
enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren beibehalten werden soll.

Zu Abs. 6:

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemdBl Art. 18 Abs. 1 DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kann jedoch gemifl Art. 23 DSGVO zur
Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch nationale Bestimmungen beschréankt
werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnisméBig ist. Von einer solchen
Beschrinkung wird in § 44 Abs. 6 fiir sdmtliche nach dem Personenstandsgesetz 2013 verarbeiteten
Daten Gebrauch gemacht.

Fiir einen geordneten Vollzug des Personenstandswesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten
in dem gesetzlich vorgesehenen MaBle unerldsslich und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
schutzwiirdiges, oOffentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemall Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf
Einschriankung der Verarbeitung gemél Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten
personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwédgung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO
vorgesehen ist, hatte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person
eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender
schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der
Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir
den Fall, dass der Betroffene die Einschriankung der Verarbeitung gemdf3 Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d
DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass
ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer
der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Ordnung als allgemeines Offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten von Betroffenen verbundenen Ordnungsfunktion ist die gesetzlich vorgesehene
Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behdrden iibertragenen Aufgaben jedoch — bis
zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wére im Falle
eines Widerspruchs nach Art.21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrankung der
Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuldssigkeit der
Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich
beeintrichtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des Personenstandswesens nicht
mehr moglich.

Die Ausiibung der Rechte geméal Art. 18 und 21 DSGVO — die auch nach bisheriger Rechtslage nicht
vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrichtlichen Verwaltungsaufwand verursachen, da das
Personenstandsregister Daten zu sdmtlichen Personenstandsfillen umfasst. Uberdies wire im Falle der
Geltendmachung des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung nicht
mehr gewihrleistet, dass das Personenstandsregister, das aus Griinden der Publizitit fiir die Offentlichkeit
in Bezug auf die Daten zum Tod einer Person als 6ffentliches Register gefiihrt wird, Daten sdmtlicher
Personenstandsfille enthédlt. Dies hidtte zur Folge, dass Auskunftserteilungen aus dem
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Personenstandsregister lediglich in eingeschriankter Weise erteilt werden konnten. Der generelle
Ausschluss der Rechte gemédB Art. 18 und 21 DSGVO ist daher unerlésslich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. bendtigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an behdrdliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtmidfig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemif Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschlagigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemifl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Durch die gesetzlich normierten Datensicherheitsmalnahmen sollen Missbrauch,
unrechtmiBige Zuginge und unrechtmiBige Ubermittlungen hintangehalten werden. Der Ausschluss des
Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies
selbstverstindlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und
unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es
zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf Einschrinkung der
Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden unrichtigen
personenbezogenen  Daten, unrechtmiBig  verarbeiteten  personenbezogenen  Daten  oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Ldschung
gemil den Art. 16 bis 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte geméf Art. 18
und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind. Ausdriicklich
steht es Personenstandsbehorden dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen
individuell, sondern an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher
auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zB auf der Homepage).

Die Ausfithrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar und soll den Vollzug des Personenstandswesens sowie die
Funktionalitdt und die ordnungsgeméBe Fithrung des Personenstandsregisters gewéhrleisten.

Zu Art. 77 Z.20 und 21 (§ 45 Abs. 3 und 4 PStG 2013):

§ 4 Z 1 DSG 2000 definiert Daten dann als indirekt personenbezogen, wenn der Personenbezug derart ist,
dass die Identitdt des Betroffenen mit rechtlich zuldssigen Mitteln nicht bestimmt werden kann. Diese
Definition findet sich weder in der DSGVO noch im Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, weshalb — wie
in § 7 DSG (,,Verarbeitung fiir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder
historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke*) — in Abs. 3 eine Klarstellung erfolgen soll, dass
die Daten fiir statistische Zwecke an ndher bestimmte Organe so zu iibermitteln sind, dass sie fiir den
Empfénger pseudonymisierte personenbezogene Daten sind (vgl. die Definition in Art. 4 Z 5 DSGVO)
und der Empfinger (vgl. Art. 4 Z9 DSGVO) die Identitit des Betroffenen mit rechtlich zuldssigen
Mitteln nicht bestimmen kann.

Betreffend die vorgeschlagenen Ergdnzungen in Abs. 4 wird auf die Erlduterungen zu § 44 Abs. 5
verwiesen.

Zu Art. 77 Z.24 (§ 46 Abs. 1 und 2 PStG 2013):

Der Begriff der ,,Verarbeitung™ personenbezogener Daten geméfl Art.4 Z2 DSGVO entspricht dem
bisher in §4 Z8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens“ bzw. der ,,Verwendung“
personenbezogener Daten. Vor diesem Hintergrund ergibt sich die Berechtigung der
Personenstandsbehdrden, die im ZPR verarbeiteten Daten zu verwenden, bereits aus § 44 Abs. 1, weshalb
diese Passagen in Abs. 1 und 2 entfallen kdnnen.
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Zu Art. 77 Z 28 bis 30, 35 bis 38 (Uberschrift zu § 48, § 48 Abs. 1 bis 3, 5, 7 bis 12, § 49, § 51 Abs. 1
PStG 2013):

Da sich aus der DSGVO ergibt, dass der Schutz natiirlicher Personen technologieneutral sein und nicht
von den verwendeten Techniken abhdngen sollte (ErwGr 15 zur DSGVO), wird kiinftig von der
begrifflichen Differenzierung zwischen ,,zur Verfiigung stellen* und ,,iibermitteln” Abstand genommen
(siche auch die Erlduterungen zu den terminologischen Anpassungen).

Im vorgeschlagenen Abs. 12 soll lediglich eine Anpassung an die neue Systematik erfolgen.
Zu Art. 77 Z 33 (§ 48 Abs. 4a PStG 2013):

Mit der vorgeschlagenen Anderung wird einem Wunsch aus der Praxis nachgekommen. Es ist von
enormer Bedeutung, dass der Datenbestand im Strafregister aktuell gehalten wird, da andererseits
aufgrund von Namensénderungen die Gefahr besteht, dass unrichtige bzw. unvollstindige
Strafregisterbescheinigungen ausgestellt werden. Daher sollen die Daten zu allen Namensdnderungen von
strafmiindigen Personen sowie zum Tod einer Person auch dem Strafregisteramt der
Landespolizeidirektion Wien im Wege des Bundesministers filir Inneres als Auftragsverarbeiter gemaf § 1
Abs. 3 Strafregistergesetz 1968 iibermittelt werden. Einer Aktualisierung der Daten bedarf es
selbstverstindlich nur in jenen Féllen, in denen die geénderten Daten des jeweiligen Betroffenen bereits
im Strafregister verarbeitet wurden.

Zu Art. 77 Z.39 (§ 50 PStG 2013):

Die Daten zum Tod einer Person konnen im Rahmen des Anderungsdienstes auf Verlangen gegen
Kostenersatz libermittelt werden. Eine Anderung der Daten zum Tod einer Person wire jedoch
denkunmdglich und soll vor diesem Hintergrund entfallen.

Zu Art. 77 Z.41 und 42 (§ 52 Abs. 4 und 4a PStG 2013):

In Abs. 4 erfolgt die Verweisanpassung an das neue DSG idFd Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018
sowie die Bereinigung eines redaktionellen Versehens. Soweit personenbezogene Daten von mehr als
einem Auftraggeber zu iibermitteln sind, kommt diese Aufgabe dem Bundesminister fiir Inneres als
Auftragsverarbeiter zu. Dabei handelt es sich um eine durch Gesetz iibertragene Verpflichtung ohne
Ermessen; der Bundesminister fiir Inneres ist zudem nicht befugt, {iber die Zwecke und Mittel der
Verarbeitung zu entscheiden.

Werden personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu
statistischen Zwecken verarbeitet, so konnen bei Vorliegen ndher bestimmter Voraussetzungen gemif
Art. 89 Abs. 2 DSGVO — vorbehaltlich der Bedingungen und Garantien gemaf Abs. 1 — durch nationales
Recht Ausnahmen von den Rechten gemill Art. 15 (Auskunftsrecht der betroffenen Person), 16 (Recht
auf Berichtigung), 18 (Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung) und 21 (Widerspruchsrecht)
vorgenommen werden. Da es in der Praxis kaum moglich wiére, gegeniiber Betroffenen bei statistischen
und wissenschaftlichen Erhebungen aufgrund der Vielzahl, Vielfalt und des Umfangs der betroffenen
personenbezogenen Daten sdmtliche dieser Rechte zu wahren bzw. die Wahrung der Betroffenenrechte
die Verwirklichung der spezifischen Forschungs- bzw. statistischen Zwecke ernsthaft beeintrachtigen,
wenn nicht sogar unmdéglich machen wiirde, soll die Ausnahmeerméchtigung geméal Art. 89 Abs. 2
DSGVO betreffend die im Zentralen Personenstandsregister gespeicherten Daten in Anspruch genommen
werden. Demzufolge soll, soweit personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen
Forschungszwecken oder statistischen Zwecken iibermittelt werden, dem Betroffenen das Recht auf
Auskunft gemdB Art. 15 DSGVO nicht zukommen. Da bei Datenverarbeitungen fiir im 6ffentlichen
Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische
Zwecke personenbezogene Daten, die nicht unter §7 Abs.1 DSG idF des Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018 fallen, nur dann verarbeitet werden diirfen, wenn dies entweder gesetzlich
vorgesehen ist, eine Einwilligung der betroffenen Person erteilt wurde oder eine Genehmigung der
Datenschutzbehérde vorliegt (vgl. § 7 Abs. 2 DSG), ist der Ausschluss dieses Rechts bei Ubermittlungen
jedenfalls gerechtfertigt und steht dieser — auch aufgrund der eingeschrinkten Ausgestaltung — im
Einklang mit den Vorgaben der DSGVO. Die weitere Verarbeitung der Daten zu den genannten Zwecken
ist hingegen nicht Gegenstand dieser Bestimmung.

Zu Art. 77 Z.43 (§ 52 Abs. 5 Z 3 PStG 2013):
Es handelt sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens.
Zu Art. 77 Z. 44 (§ 53 Abs. 7, § 58 Abs. 2 PStG 2013):

Es soll die Klarstellung erfolgen, dass es sich um die Amtssignatur des Bundesministers fiir Inneres
handelt.
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Zu Art. 77 Z.47 (§ 61 Abs. 7 PStG 2013):

Aufgrund der zeitlich eingeschriankten Mdglichkeit, bis 1. Juni 2015 eine Verordnung zu erlassen, kann
diese Verordnungsermichtigung mangels Anwendungsbereich entfallen.

Zu Art. 77 Z.48 und 49 (§ 72 Abs. 3 bis 8 PStG 2013):

Die rechtliche Grundlage fiir den Testbetrieb des ZPR in Abs. 3 kann vor dem Hintergrund der bereits
erfolgten Aufnahme des Echtbetriebs am 1. November 2014 entfallen. Zwecks besserer Lesbarkeit soll
eine Neunummerierung der bisherigen Abs. 4 bis 9 erfolgen.

Zu Art. 78 (Anderung des Pyrotechnikgesetzes 2010)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen, SchieBwesen*).

Zu Art. 78 Z 1 und 2 (§ 10 Abs. 1, 3 und 4):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Dem
»Auftraggeber einer Datenanwendung (§ 4 Z 4 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich der
DSGVO der ,,Verantwortliche* (Art. 4 Z 7 DSGVO) einer Datenverarbeitung. Der ,,Auftragsverarbeiter*
(§ 4 Z 8 DSGVO) deckt sich mit dem bisherigen ,,Dienstleister im Sinne des DSG 2000. Der Begriff der
,Verarbeitung® personenbezogener Daten gemill Art. 4 Z2 DSGVO beinhaltet auch die Offenlegung
durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht damit dem
bisher in §4 Z8 DSG2000 definierten Begriff des ,,Verwendens®“ bzw. der ,,Verwendung"
personenbezogener Daten.

Soweit der Begriff ,Daten” durch ,,pe"rsonenbezogene Daten® ersetzt wurde, bewirkt diese
vorgeschlagene Ergdnzung keine inhaltliche Anderung. Vielmehr handelt es sich um eine Klarstellung.

Dariiber hinaus wurden Verweisanpassungen vorgenommen.
Zu Art. 78 Z.3 (§ 19 Abs. 4):

Betreffend das Verhidltnis zwischen Bundesminister fiir Inneres und dem gemeinsamen
Auftragsverarbeiter orientieren sich die vorgeschlagenen Anderungen an der Regelung in § 3 Abs. 6 und
8 Passgesetz 1992 und haben — ohne eine Anderung der tatsiichlichen Vollzugspraxis herbeizufiihren —
lediglich eine klarstellende Funktion.

Im Hinblick auf die terminologischen Anpassungen wird auf die Erléduterungen zu § 10 verwiesen.

Zu Art. 79 (Anderung des Vereinsgesetzes 2002)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung eines diesem Entwurf entsprechenden Bundesgesetzes griindet
sich hinsichtlich dieses Artikels auf Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Vereins- und Versammlungsrecht*).

Zu Art.79 Z. 4, 5, 8, 13,18 bis 20 (I"Jberschrift zum 3. Abschnitt, Uberschrift zu §15, §15, §16
Abs. 1 und 5, § 17 Abs. 4, § 19 Abs. 4 bis 6 VerG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Sofern im
Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der im Vereinsgesetz 2002 verwendeten
Begriffe erforderlich erscheint, werden diese nun an die Definitionen der DSGVO (Art. 4 DSGVO)
angeglichen. Beispiclsweise sollen die Begriffe ,,verwenden* und ,,evident halten* durch ,,verarbeiten®,
»zur Verfiigung stellen” durch ,,iibermitteln® sowie ,,Datenanwendungen® durch ,,Datenverarbeitungen®
ersetzt werden.

Zudem soll im Hinblick auf die neuen Begriftlichkeiten die Wortfolge ,,sensible Daten* auf ,besondere
Kategorie personenbezogener Daten* (vgl. Art. 9 DSGVO) angepasst werden.

Zu Art. 79 Z.4 (§ 15 VerG):

Die in Art. 9 Abs. 1 DSGVO nidher bezeichneten besonderen Kategorien personenbezogener Daten
entsprechen im Wesentlichen der Kategorie der sensiblen Daten gemal3 § 4 Z 2 DSG 2000. Die DSGVO
normiert fiir die Verarbeitung solcher Daten ein grundsétzliches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Im
gegebenen Zusammenhang ist der Tatbestand des Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO einschldgig, wonach die
Datenverarbeitung der Verwirklichung eines wichtigen, im Unions- oder nationalen Recht anerkannten
Interesses dienen muss. Dies vor dem Hintergrund, dass die Vereinsbehorden ihrer gesetzlich
vorgesehenen Informations- und Priifpflicht nur dann nachkommen koénnen, wenn sie die erforderlichen
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Vereinsdaten zweckgemil3 verarbeiten konnen. Ankniipfungspunkt fiir besondere Kategorien
personenbezogener Daten ist dabei der Vereinsname, der gemdB3 § 4 Abs.1 einen Schluss auf den
Vereinszweck zulassen muss. Dies kann zur Folge haben, dass zB ein auf eine bestimmte ethnische
Herkunft oder politische Uberzeugung hindeutender Name eines Vereins einen Riickschluss auf die
rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiése oder weltanschauliche Uberzeugungen
oder die Gewerkschaftszugehorigkeit der Vereinsorgane mit sich bringt.

In den Fillen des — hier einschldgigen — Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO sind ,,spezifische MaBinahmen zur
Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person® gesetzlich vorzusehen. Diesem
Erfordernis wird durch Festlegung angemessener Schutzgarantien zugunsten besonderer Kategorien
personenbezogener Daten in Form einer Differenzierung nach Datenarten und ,,Auskunftsebenen® (§ 17
Abs. 1 und Abs. 2, § 19 Abs. 2 und Abs. 3) sowie in Gestalt einer Auskunftssperre (§ 17 Abs. 4 bis 6)
Rechnung getragen.

Zu Art. 79 Z 5,7 und 8 (§ 16 Abs. 1,4 und S VerG):

Im Hinblick auf Art. 6 DSGVO betreffend die RechtméBigkeit der Verarbeitung sowie das in der
DSGVO normierte Transparenzgebot (vgl. ErwGr 60 zur DSGVO; siehe auch Art. 5 DSGVO), soll in
Abs. 1 der Zweck der Datenverarbeitung festgelegt werden.

Aufgrund der Tatsache, dass sich das Recht des Betroffenen auf Berichtigung aus Art. 16 DSGVO ergibt,
soll die sich direkt aus dem Vereinsgesetz 2002 ergebende Mdoglichkeit, auf Antrag eine Berichtigung zu
verlangen, in Abs. 4 entfallen, ohne dass dies eine Beschrankung der Betroffenenrechte zur Folge hat.

In Abs. 5 erfolgt zudem die Beseitigung eines redaktionellen Versehens.

Zu Art.797.6,11,17 und 22 (§ 16 Abs. 1 Z3,§ 17 Abs. 1 Z 1, § 19 Abs. 2 und § 31 Z 4 lit. e VerG):
Es handelt sich um Verweisanpassungen.

Zu Art. 79 Z.9 (§ 16 Abs. 6 VerG):

§ 14 DSG 2000 sicht unter anderem vor, dass Protokolldaten {iber tatsdchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufzubewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Davon darf in jenem
Ausmal} abgewichen werden, als der von der Protokollierung betroffene Datenbestand zuldssigerweise
frither geloscht oder langer aufbewahrt wird. Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von
spezifischen Regelungen betreffend die Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, dass auch
weiterhin Protokoll gefilhrt wird, damit tatsdchlich durchgefiihrte Verwendungsvorginge, wie
insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen, im Hinblick auf ihre Zulissigkeit im
notwendigen Ausmaf nachvollzogen werden konnen. Dabei soll die bisherige in § 14 Abs. 5 DSG 2000
enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren beibehalten werden.

Zu Art. 79 Z.10 (Uberschrift zu § 17 VerG):
Es handelt sich um eine Anpassung der Uberschrift an die Regelung in § 17.
Zu Art. 79 Z 11 und 12 (§ 17 Abs. 1 und 2 VerG):

Vor dem Hintergrund des Entfalls von § 17 Abs. 2 DSG 2000, wonach gemiaf3 Z 1 Datenanwendungen,
die die Fiihrung von offentlichen Registern zum Inhalt haben, nicht meldepflichtig sind, ist die
Klarstellung in Abs. 1, dass es sich beim Lokalen Vereinsregister um ein 6ffentliches Register handelt,
nicht mehr erforderlich.

Im Hinblick auf die Anderungen des DSG 2000 aufgrund des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018,
kann der Verweis auf das DSG 2000 in Abs. 2 entfallen.

Zu Art. 79 Z 15 (§ 18 VerG):
Zu Abs. 1:

Der DSGVO und — soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstiick umsetzt — dem Datenschutzgesetz
(DSG), BGBIL. 1 Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher §4 Z 13
DSG 2000) unbekannt.

Art. 26 DSGVO sieht vor, dass wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die
Mittel zur Verarbeitung festlegen, diese gemeinsam Verantwortliche sind. Da diese Regelung eine
Offnungsklausel enthilt, soll § 18 entsprechend angepasst werden. Eine materielle Anderung gegeniiber
der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine FEinschrinkung des Grundsatzes, dass jedem
Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der im Zentralen Vereinsregister (ZVR)
verarbeiteten Daten —unabhingig davon, welcher Verantwortliche sie im Einzelfall zur Verfiligung
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gestellt hat — offensteht, ist damit nicht verbunden. Zudem sollen wie bisher die Vereinsbehdrden
verpflichtet sein, dem Bundesminister fiir Inneres fiir die Zwecke der Fithrung des ZVR unverziiglich ihre
Vereinsdaten geméB § 16 Abs. 1 Z 1 bis 17 im Wege der Datenferniibertragung zu iibermitteln.

Zu Abs. la:

GemdB §26 Abs.1 zweiter Satz DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer
Vereinbarung festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach
der DSGVO -zB Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine
entsprechende Zustdndigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen
Vorschrift des Unions- oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne soll der vorgeschlagene
Abs. la die Zustdndigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen des ZVR dahingehend aufteilen,
dass Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach der DSGVO von
jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im
Zusammenhang mit den von ihm selbst gefithrten Verwaltungsverfahren oder den von ihm gesetzten
(verfahrensfreien) Maflnahmen verarbeitet werden. Dies erscheint zweckméBig, weil der in diesem Sinne
(ausschlieBlich) zustindige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen
beziiglich der in Rede stehenden Daten tatséchlich ein Informations-, Auskunfts-, Berichtigungs- oder
sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt.

Wird ein Recht nach der DSGVO vom Betroffenen — unter Nachweis seiner Identitét (vgl. ErwGr 64 zur
DSGVO) — bei einem nach dieser Bestimmung unzustindigen Verantwortlichen wahrgenommen, soll
direkt durch diesen die Weiterverweisung an den fiir die Bearbeitung des Gesuchs zustdndigen
Verantwortlichen erfolgen. Dies soll auch fiir Fille gelten, in denen den in Anspruch genommenen
Verantwortlichen nur einen Teil der Pflichten nach der DSGVO treffen.

Der vorgeschlagenen Regelung steht Art. 26 Abs. 3 DSGVO nicht entgegen. Nach dieser Bestimmung
kann der Betroffene ein Recht aufgrund der DSGVO zwar gegeniiber ,jedem einzelnen der
Verantwortlichen” geltend machen, und zwar unabhéngig von einer zwischen den Verantwortlichen im
Rahmen einer Vereinbarung getroffenen Zustidndigkeitsverteilung; dies impliziert eine Pflicht des
insoweit unzustindigen Verantwortlichen, ein Gesuch des Betroffenen nicht zuriickzuweisen, sondern es
jedenfalls entgegenzunehmen und an den zusténdigen Verantwortlichen weiterzuleiten. Die freie Wahl
des Verantwortlichen, gegeniiber dem der Betroffene ein Recht nach der DSGVO geltend macht, gilt
jedoch nur dann, wenn die Zustindigkeitsverteilung auf einer Vereinbarung zwischen den
Verantwortlichen, nicht aber, wenn sie auf einer gesetzlichen Regelung beruht. Verteilt daher — wie hier
(Abs. 1a) — eine gesetzliche Regelung die Zustdndigkeiten unter den Verantwortlichen, so ist ein
unzustindiger Verantwortlicher nicht gehalten, ein Gesuch des Betroffenen entgegenzunehmen oder
weiterzuleiten. Vielmehr kann er den Betroffenen in einem solchen Fall an den zustindigen
Verantwortlichen verweisen.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine Zustidndigkeitsnorm. Die Regelungen der
DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemél
Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der Betroffene demnach zB das Recht auf Loschung
(Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den gemél dem ersten Satz zustdndigen Verantwortlichen jeweils im
Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Anwendung gelangt, wobei vor allem der Ausnahmetatbestand gemaB lit. b leg. cit. einschlédgig sein wird.

Zu Abs. 1b:

Gemidll Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll § 4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemif § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf das ZVR bisher der
Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne grofftmdglicher Kontinuitit angezeigt ist, ihm
kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu ilibertragen. Zudem soll gesetzlich normiert werden, dass
der Bundesminister fiir Inneres in dieser Funktion auch verpflichtet ist, die Datenschutzpflichten gemél
Art. 28 Abs.3 lit.a bis h DSGVO wahrzunehmen. Dariiber hinaus darf er wie bisher weitere
Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Abs. 2:

Es handelt sich lediglich um eine Klarstellung.

Zu Abs. 3:

Betreffend die Protokollierungsregelungen wird auf § 16 Abs. 6 verwiesen.



83 von 195

Zu Abs. 4.

Da sich der Verweis auf § 17 Abs. 1 hinsichtlich der Auskiinfte aus dem Lokalen Vereinsregister bereits
aus dem vorgeschlagenen § 19 Abs. 1 ergibt, kann der geltende § 18 Abs. 4 entfallen.

Ab Inkrafttreten der DSGVO hat der Betroffene gemif3 Art. 21 Abs. 1 DSGVO das Recht, aus Griinden,
die sich aus seiner besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden
personenbezogenen Daten Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemifl Art. 18
Abs. 1 DSGVO das Recht, unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung
zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kann jedoch gemif Art.23 DSGVO zur
Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch nationale Bestimmungen beschréankt
werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnisméBig ist. Von einer solchen
Beschrinkung wird in § 18 Abs. 4 fiir sdmtliche nach dem Vereinsgesetz 2002 verarbeiteten Daten
Gebrauch gemacht.

Fiir einen geordneten Vollzug des Vereinswesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in dem
gesetzlich vorgesehenen Mafe unerldsslich und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
schutzwiirdiges, oOffentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemall Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf
Einschriankung der Verarbeitung gemél Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten
personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwédgung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO
vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person
eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender
schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der
Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir
den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung gemif3 Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d
DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass
ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer
der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Ordnung als allgemeines oOffentliches Interesse, zur Sicherstellung der mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten von Betroffenen verbundenen Ordnungsfunktion sowie zum Schutz wichtiger
Ziele des allgemeinen oOffentliches Interesses (zB zur Abkldrung steuerrechtlicher und zivilrechtlicher
Fragestellungen) ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfilllung der
den Behorden iibertragenen Aufgaben jedoch — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu
jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei
einem Verlangen auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur
voriibergehenden — Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem
Bundesgesetz von vorherein wesentlich beeintrachtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter
Vollzug des Vereinswesens nicht mehr moglich.

Uberdies wire im Falle der Geltendmachung des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung
der Verarbeitung nicht mehr gewéhrleistet, dass das Vereinsregister, das aus Griinden der Publizitét fiir
die Offentlichkeit in Bezug auf Daten gemiB § 16 Abs. 1 Z 1 bis 7, 10 bis 13 und 16 als 6ffentliches
Register gefiihrt wird, Daten sé@mtlicher Vereinsorgane, die unter anderem zur Vertretung des Vereins
nach auBlen befugt sind, enthélt. Dies hitte zur Folge, dass Auskunftserteilungen aus dem Vereinsregister
lediglich in eingeschrinkter Weise erteilt werden konnten und dies den Rechtsverkehr erheblich
erschweren wiirde. Der generelle Ausschluss der Rechte gemédl Art. 18 und 21 DSGVO ist daher
unerlésslich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an behdrdliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtmidBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemifl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschldgigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte geméfl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
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Speicherfristen. Durch die gesetzlich normierten DatensicherheitsmaBnahmen sollen Missbrauch,
unrechtmiBige Zuginge und unrechtmiBige Ubermittlungen hintangehalten werden. Der Ausschluss des
Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies
selbstverstindlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und
unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es
zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf Einschrinkung der
Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden unrichtigen
personenbezogenen  Daten, unrechtmiBig  verarbeiteten  personenbezogenen  Daten  oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Léschung
gemil den Art. 16 bis 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte geméf Art. 18
und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind. Ausdriicklich
steht es Vereinsbehorden dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell,
sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in
allgemeiner Weise erteilt werden (zB auf der Homepage).

Die Ausfithrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtmédBig verarbeiteter Daten dar und soll den Vollzug des Vereinswesens sowie der Funktionalitit
und die ordnungsgeméfe Fithrung des Vereinsregisters gewéhrleisten.

Zu Art. 79 Z.16, 17 und 21 (Uberschrift zu § 19, § 19 Abs. 1, 3 und 7 VerG):
Die Uberschrift soll an die neuen Regelungen in § 19 angepasst werden.

Da sich die Moglichkeit der Vereinsbehorden, personenbezogene Daten des Zentralen Vereinsregisters zu
verarbeiten, bereits aus dem vorgeschlagenen § 18 ergibt, kann § 19 Abs. 1 erster Satz entfallen.

Betreffend den Entfall des Begriffs ,,6ffentliches Register” in Abs. 3, wird auf die Erlduterungen zu § 17
verwiesen.

Nach dem geltenden § 19 Abs. 3 ist eine Online-Einzelabfrage nur nach den in § 17 Abs. 1 Z 1 bis 3
ndher normierten Suchkriterien sowie fiir die in § 16 Abs. 1 Z 1 bis 7, 10 bis 13 und 16 angefiihrten Daten
vorgesehen, wie sich aus der Einschriankung ,,[i]nsoweit das ZVR ein 6ffentliches Register ist (§ 17
Abs. 1) ergibt. Da keine Ausdehnung der erfassten Datenkategorien intendiert ist und zudem weiterhin
nur eine Abfrage eines nach § 17 Abs. 1 Z 1 bis 3 eindeutig bestimmbaren Vereins moglich sein soll,
sollen entsprechende Verweise eingefiigt werden.

Mit der vorgeschlagenen Anderung in Abs. 7 wird einem Wunsch aus der Praxis nachgekommen. Im
Hinblick auf die der Osterreichischen Nationalbank gesetzlich oder gemeinschaftsrechtlich zugewiesenen
Aufgaben soll der Osterreichischen Nationalbank der Zugang zu Daten des Vereinsregisters iiber eine
automatisierte Schnittstelle eingerdumt werden. Die Verordnung (EU) 2016/867 iiber die Erhebung
granularer Kreditdaten und Kreditrisikodaten (EZB/2016/13), ABl. Nr.L 144 vom 18.5.2016 S. 44,
(,,AnaCredit-Verordnung®), die seit 31. Dezember 2017 gilt, sieht vor, dass beginnend mit 30. September
2018 Kreditaufnahmen von Firmen und sonstigen juristischen Personen bereits ab einer Hohe von
25 000 Euro —und nicht mehr wie bisher ab 350 000 Euro — an die Osterreichische Nationalbank zu
melden sind. Da durch die deutliche Senkung der Meldegrenze mit einer Vervielfachung der
meldepflichtigen Vereine und somit mit einem enorm steigenden Verwaltungsaufwand zu rechnen ist, ist
im Sinne der Verwaltungsokonomie beabsichtigt, eine Automatisierung der Prozesse einzufiihren.
Angelehnt an die bewéhrte Vorgehensweise bei im Firmenbuch protokollierten Unternechmen (vgl. § 22
Abs. 2a Firmenbuchgesetz, BGBI. Nr. 10/1991) soll eine tdgliche Dateniibermittlung aus dem
Vereinsregister implementiert werden. Dies soll einerseits sowohl bei der 6sterreichischen
Kreditwirtschaft als auch bei der Osterreichischen Nationalbank zu einer Reduzierung des Aufwands
betreffend Neuanmeldungen und Anderungsmeldungen zu Stammdaten von Vereinen fiihren und
andererseits eine Verbesserung der Datenbasis und Datenqualitit zur Folge haben.

Zu Art. 79 2,22 (§ 31 Z 4 lit. e VerG):
Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung an § 18 Abs. 2.
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Zu Art. 80 (Anderung des Waffengesetzes 1996)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung eines diesem Entwurf entsprechenden Bundesgesetzes griindet
sich hinsichtlich dieses Artikels auf Art. 10 Abs.1 Z7 B-VG (,Waffen-, Munitions- und
Sprengmittelwesen, SchieBwesen®).

Zu Art. 80 Z 2 (§ 21 Abs. 5 und 6 WaffG):

Die Eintragung der Registernummer des Auftraggebers ergibt sich nach geltender Rechtslage aus § 25
DSG 2000, wonach bei meldepflichtigen Datenanwendungen die Pflicht zur Offenlegung der Identitét des
Auftraggebers auch die Registernummer umfasst. Da die Meldepflichten an die Datenschutzbehdrde mit
Inkrafttreten des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 wegfallen und somit kiinftig auch keine
Registrierung eines Verantwortlichen bei dieser Behorde vorzunehmen ist, kann in Abs. 5 die Anfiihrung
der Registernummer auf Waffenbesitzkarten und Waffenpassen entfallen.

Betreffend das Verhiltnis zwischen dem Bundesminister fiir Inneres und dem gemeinsamen
Auftragsverarbeiter orientieren sich die vorgeschlagenen Anderungen in Abs. 6 an § 3 Abs. 6 und 8
Passgesetz 1992 und haben —ohne eine Anderung der tatsichlichen Vollzugspraxis herbeizufiihren —
lediglich eine klarstellende Funktion.

Zu Art. 80 Z2, 3, 4, 13, 14, 15 und 17 (§ 21 Abs.5 und 6, Uberschrift zum 11. Abschnitt, § 54
Abs. 1, § 55 Abs. 6 bis 9 WaffG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Dem
»Auftraggeber” einer Datenanwendung (§ 4 Z4 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich der
DSGVO der ,,Verantwortliche* (Art. 4 Z 7 DSGVO) einer Datenverarbeitung. Der ,,Auftragsverarbeiter
(§ 4 Z 8 DSGVO) deckt sich mit dem bisherigen ,,Dienstleister im Sinne des DSG 2000. Der Begriff der
,Verarbeitung™ personenbezogener Daten gemifl Art. 4 Z2 DSGVO beinhaltet auch die Offenlegung
durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht damit dem
bisher in §4 Z8 DSG2000 definierten Begriff des ,,Verwendens®“ bzw. der ,Verwendung"
personenbezogener Daten.

Soweit der Begriff ,Daten” durch ,,pe"rsonenbezogene Daten® ersetzt wurde, bewirkt diese
vorgeschlagene Ergdnzung keine inhaltliche Anderung. Vielmehr handelt es sich um eine Klarstellung.

Zu Art. 80 Z 6 (§ 54 Abs. 2 WaffG):

In Abs. 2 wird eine terminologische Anpassung vorgenommen, da in der DSGVO (Art. 4 Z 10) ,,Dritten*
eine andere Bedeutung zugrunde gelegt wird. Dadurch soll sich jedoch keine inhaltliche Anderung im
Vergleich zur geltenden Rechtslage ergeben.

Zu Art. 80 Z 7 (§ 54 Abs. 2a WaffG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemif3 Art. 18 Abs. 1| DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kann jedoch gemif Art. 23 DSGVO zur
Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch nationale Bestimmungen beschrankt
werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnisméBig ist. Von einer solchen
Beschrinkung wird in § 54 Abs. 2a fiir simtliche nach dem Waffengesetz 1996 verarbeiteten Daten
Gebrauch gemacht.

Fiir einen geordneten Vollzug des Waffenwesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in dem
gesetzlich vorgesehenen MaBe unerlédsslich und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemall Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung gemil Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten
personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwédgung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO
vorgesehen ist, hdtte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person
eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender
schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der
Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir
den Fall, dass der Betroffene die Einschrdnkung der Verarbeitung gemal3 Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d
DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass
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ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer
der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Ordnung und Sicherheit als allgemeines Offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten von Personen mit registrierten Schusswaffen sowie Inhabern von
waffenrechtlichen Dokumenten verbundenen Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen (siehe
auch Art. 23 Abs. 1 lit. h DSGVO) ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten
zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen Aufgaben jedoch — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen
Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21
DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der —
wenn auch nur voriibergehenden — Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben
nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich beeintrachtigt und ein geordneter, sparsamer und
effizienter Vollzug des Waffenwesens nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte gemif3 Art. 18 und
21 DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen
betrachtlichen Verwaltungsaufwand verursachen, da die Zentrale Informationssammlung sémtliche
Personen mit registrierten und bewilligten Schusswaffen umfasst.

Dies wiirde im Anwendungsbereich des Waffenregisters dazu fiihren, dass der unionsrechtlichen
Verpflichtung zur Fiithrung eines elektronischen Waffenregisters, in das die Feuer- bzw. Schusswaffen
eingetragen werden, nicht nachgekommen werden konnte (vgl. Richtlinie [EU] 2008/51 zur Anderung der
Richtlinie 91/477/EWG des Rates iiber die Kontrolle des Erwerbs und des Besitzes von Waffen, ABI.
Nr. L 179 vom 8.7.2008 S. 5). Uberdies wire im Falle der Geltendmachung des Widerspruchsrechts bzw.
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung nicht mehr gewéhrleistet, dass simtliche registrierungs-
und bewilligungspflichtigen Waffen, Inhaber waffenrechtlicher Dokumente sowie Waffenverbote in der
Zentralen Informationssammlung enthalten sind, was aus Griinden der 6ffentlichen Sicherheit bedenklich
wire. Betroffene, iiber die ein Waffenverbot geméll § 12 f verhdngt wurde, konnten etwa ohne weiteres
wieder in den Besitz von Schusswaffen der Kategorie C kommen, da bei Geltendmachung des Rechts auf
Widerspruch  bzw. Einschrinkung der Verarbeitung Waffenverbote in der Zentralen
Informationssammlung nicht ersichtlich wiren. Aus diesem Grund bestiinde auch keine Moglichkeit, dass
Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes Waffen oder Munition sicherstellen. Dariiber hinaus kdnnten
Waffenverbote, sofern eine gesetzliche Grundlage fiir die Ubermittlung von bestehenden Waffenverboten
geschaffen wurde, bei Eignungsfeststellungen (zB im Falle einer Bewerbung als Kindergartenpddagoge)
nicht als Entscheidungsgrundlage dienen. Weiters wére nicht mehr gewahrleistet, dass Gerichte und
sonstige Behorden siamtliche Daten und Informationen, die diese fiir eine rechtsrichtige Entscheidung
benoétigen, tatsdchlich heranziehen kdnnen und kdnnte dies — vor allem bei Gefahr im Verzug (Gewalt in
der Familie, Gefdhrderprognosen etc.) — in einer nicht zu unterschdtzenden Verfahrensverzogerung
resultieren. Der generelle Ausschluss der Rechte gemdfl Art. 18 und 21 DSGVO ist daher unerlésslich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an behdrdliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtmidBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemidfl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung
einschldgigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemifl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Durch die gesetzlich normierten Datensicherheitsmainahmen sollen Missbrauch,
unrechtmiBige Zuginge und unrechtmiBige Ubermittlungen hintangehalten werden. Der Ausschluss des
Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies
selbstverstindlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und
unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es
zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf Einschrinkung der
Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden unrichtigen
personenbezogenen  Daten, unrechtmidfBig  verarbeiteten  personenbezogenen  Daten  oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung
gemdl den Art. 16 bis 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte geméf Art. 18
und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.
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Als grundrechtsschiitzende Mallnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind. Ausdriicklich
steht es den Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen
individuell, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher
auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zB auf der Homepage).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung in einem Spannungsverhiltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar und soll den Vollzug des Waffengesetzes sowie die Funktionalitét
und die ordnungsgeméfe Fiithrung des Waffenregisters gewéhrleisten.

Zu Art. 80 Z 8 (§ 54 Abs. 3 WaffG):

Die Mitwirkung der Bundesrechenzentrum GmbH wird in Abs. 3 dahingehend prézisiert, dass sie in ihrer
Funktion als Auftragsverarbeiterin die Datenschutzpflichten nach Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO
treffen.

Zu Art. 80 Z 9 (§ 55 Abs. 1 bis 3 WaffG):
Zu Abs. 1:

Im Hinblick auf Art. 6 DSGVO betreffend die RechtméBigkeit der Verarbeitung sowie das in der
DSGVO normierte Transparenzgebot (vgl. ErwGr 60 zur DSGVO; siehe auch Art. 5 DSGVO), soll im
Einleitungsteil des Abs. 1 der Zweck der Datenverarbeitung festgelegt werden.

Art. 26 DSGVO sieht vor, dass wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die
Mittel zur Verarbeitung festlegen, diese gemeinsam Verantwortliche sind. Da diese Regelung eine
Offnungsklausel enthilt, soll § 55 entsprechend angepasst werden. Eine materielle Anderung gegeniiber
der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine Einschrinkung des Grundsatzes, dass jedem
Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der in der Zentralen Informationssammlung
verarbeiteten Daten — unabhingig davon, welcher Verantwortliche sie im Einzelfall zur Verfiigung
gestellt hat — offensteht, ist damit nicht verbunden. Zudem soll im letzten Satz eine terminologische
Anpassung erfolgen, da in der DSGVO (Art. 4 Z 10) ,,Dritten eine andere Bedeutung zugrunde gelegt
wird. Dadurch soll sich jedoch keine inhaltliche Anderung im Vergleich zur geltenden Rechtslage
ergeben.

Zu Abs. la:

GemidB §26 Abs.1 zweiter Satz DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer
Vereinbarung festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach
der DSGVO —zB Berichtigungs- und Loéschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine
entsprechende Zustdndigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen
Vorschrift des Unions- oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne soll der vorgeschlagene
Abs. la die Zustindigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen der Zentralen
Informationssammlung dahingehend aufteilen, dass Informations-, Auskunfts-, Berichtigungs-,
Loschungs- und sonstige Pflichten nach der DSGVO von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene
personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten
Verwaltungsverfahren oder den von ihm gesetzten (verfahrensfreien) Mallnahmen verarbeitet werden.
Dies erscheint zweckméBig, weil der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustdndige Verantwortliche am
ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten
tatsdchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt.

Wird ein Recht nach der DSGVO vom Betroffenen — unter Nachweis seiner Identitdt (vgl. ErwGr 64
DSGVO) — bei einem nach dieser Bestimmung unzustidndigen Verantwortlichen wahrgenommen, soll
direkt durch diesen die Weiterverweisung an den fiir die Bearbeitung des Gesuchs zustindigen
Verantwortlichen erfolgen. Dies soll auch fiir Fille gelten, in denen den in Anspruch genommenen
Verantwortlichen nur einen Teil der Pflichten treffen.

Der vorgeschlagenen Regelung steht Art. 26 Abs. 3 DSGVO nicht entgegen. Nach dieser Bestimmung
kann der Betroffene ein Recht aufgrund der DSGVO zwar gegeniiber ,jedem einzelnen der
Verantwortlichen™ geltend machen, und zwar unabhéngig von einer zwischen den Verantwortlichen im
Rahmen einer Vereinbarung getroffenen Zustindigkeitsverteilung; dies impliziert eine Pflicht des
insoweit unzustdndigen Verantwortlichen, ein Gesuch des Betroffenen nicht zuriickzuweisen, sondern es
jedenfalls entgegenzunehmen und an den zustindigen Verantwortlichen weiterzuleiten. Die freie Wahl
des Verantwortlichen, gegeniiber dem der Betroffene ein Recht nach der DSGVO geltend macht, gilt
jedoch nur dann, wenn die Zustdndigkeitsverteilung auf einer Vereinbarung zwischen den
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Verantwortlichen, nicht aber, wenn sie auf einer gesetzlichen Regelung beruht. Verteilt daher — wie hier
(Abs. 1a) — eine gesetzliche Regelung die Zustindigkeiten unter den Verantwortlichen, so ist ein
unzustdndiger Verantwortlicher nicht gehalten, ein Gesuch des Betroffenen entgegenzunehmen oder
weiterzuleiten. Vielmehr kann er den Betroffenen in einem solchen Fall an den zustindigen
Verantwortlichen verweisen.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine Zustdndigkeitsnorm. Die Regelungen der
DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemif
Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberithrt. Macht der Betroffene demnach zB das Recht auf Loschung
(Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den gemél dem ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im
Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Anwendung gelangt, wobei vor allem der Ausnahmetatbestand gemaB lit. b leg. cit. einschldgig sein wird.

Zu Abs. 2:

Gemidll Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll §4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemid3 § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf die Zentrale
Informationssammlung bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne grotmoglicher
Kontinuitdt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu {iibertragen. In dieser
Funktion sollen ihn auch die Datenschutzpflichten nach Art. 28 Abs. 3 lita bis h DSGVO treffen.
Dartiiber hinaus darf er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Abs. 3:

Der gemiBl § 32 ermichtigte Gewerbetreibende trifft im Zuge der Registrierung die gesetzlich
determinierte Entscheidung, Daten der betroffenen Person (zB Kéufer einer Waffe) zu verarbeiten.
Zudem diirfen ihm Daten der betroffenen Person (ua. zu Waffenverboten) ilibermittelt werden, die
wiederum als Entscheidungsgrundlage fiir sein Handeln (zB Ablehnung eines Geschifts, Nicht-
Aushédndigung einer Waffe) dienen sollen. Daher soll Abs.3 dahingehend prézisiert werden, dass
Gewerbetreibende als Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 DSGVO titig werden.

Zu Art. 80 Z 10 (§ 55 Abs. 4 WaffG):

Der erste Satz kann zur Génze entfallen, da sich die Berechtigung der Waffenbehdrden, die in der
Zentralen Informationssammlung verarbeiteten Daten zu beniitzen, bereits aus Abs. 1 ergibt.

Zu Art. 80 Z 16 und 18 (§ 55 Abs. 6 und 9 WaffG):

Da sich das Auskunftsrecht des Betroffenen kiinftig direkt aus Art. 15 DSGVO ergibt, hat eine
Verweisanpassung in Abs. 6 zu erfolgen.

Aufgrund der vorgeschlagenen Protokollierungsregelung in Abs. 10 soll in Abs. 9 eine Verweisanpassung
erfolgen.

Zu Art. 80 Z 19 (§ 55 Abs. 10 WaffG):

Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018,
BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von spezifischen Regelungen betreffend die
Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, im Rahmen des ZWR in Abs. 10 eine dem § 14
Abs.2 Z7 DSG 2000 vergleichbare Regelung aufzunehmen, wobei die bisherige in § 14 Abs. 5
DSG 2000 enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren beibehalten werden soll.

Zu Art. 81 (Anderung des Zivildienstgesetzes 1986)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 1 Z 15 B-VG (,,Angelegenheiten des Zivildienstes®).

ZuArt.81Z1,2,4,5und 18 (§ 5 Abs. 2,3 und 4, § 6 Abs. 4, § 57a Abs. 5 ZDG):

Sofern im Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der im Zivildienstgesetz 1986
verwendeten Begriffe erforderlich erscheint, werden diese nun an die Definitionen der DSGVO (Art. 4
DSGVO) angeglichen. Beispielsweise sollen die Begriffe ,.einbringen®; ,,weiterleiten, ,,zurlicksenden*
und ,zur Kenntnis bringen“ von Daten durch ,jiibermitteln®, der Begriff ,Einbringung® durch
,,Ubermittlung* ersetzt werden.
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Zu Art. 81 Z 3 (§ 5 Abs. 3 ZDG):

Die in Art. 9 Abs. 1 DSGVO ndher bezeichneten besonderen Kategorien personenbezogener Daten
entsprechen im Wesentlichen der Kategorie der sensiblen Daten gemal3 § 4 Z 2 DSG 2000. Die DSGVO
normiert fiir die Verarbeitung solcher Daten ein grundsétzliches Verbot (vgl. Art. 9 DSGVO), weshalb
beabsichtigt ist, von der Verarbeitung des Religionsbekenntnisses kiinftig abzusehen. Da § 17 Abs. 7 Z 1
und 2 WG 2001, auf den im letzten Satz verwiesen wird, in dieser Form nicht mehr in Geltung steht, soll
der letzte Satz entfallen.

Zu Art. 81 Z 6 (§ 6 Abs. 5 ZDG):
Es handelt sich um die Beseitigung eines redaktionellen Versehens.
Zu Art. 81 77,8,10 und 11 (§ 8 Abs. 7, § 21 Abs. 5, § 34b Abs. 1 und 3 ZDG):

Da § 7 Abs. 3 nicht mehr in Kraft ist, sollen § 8 Abs. 7, § 21 Abs. 5, §34b Abs.1 Z2 und Abs. 3
entfallen.

Zu Art. 81 Z9 (§ 31 Abs. 3 ZDG):

Aufgrund der Tatsache, dass dem Unabhéngigen Beirat fiir Zivildienstbeschwerdeangelegenheiten — im
Gegensatz zum Zivildienstbeschwerderat — nicht mehr die Beratung des Bundesministers fiir Inneres vor
Erlassung von Verordnungen nach § 31 Abs. 3 obliegt (vgl. § 43), soll die Bestimmung angepasst werden
und somit die Anhorung entfallen.

Zu Art. 81 Z 12 und 13 (Uberschrift zu Abschnitt IXa, § 57a Abs. 1 ZDG):

Der Begriff der ,,Verarbeitung® personenbezogener Daten gemiB Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens“ bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten, weshalb terminologische Anpassungen an die neuen Begrifflichkeiten erfolgen
sollen.

Die vorgeschlagenen Ergéinzungen dienen —ohne eine inhaltliche Anderung der bisherigen Praxis
herbeizufiithren — im Wesentlichen dazu, vor allem im Hinblick auf Art. 6 DSGVO betreffend die
RechtmaBigkeit der Verarbeitung sowie auf den im DSGVO vorgesehenen Grundsatz der Transparenz fiir
den Betroffenen (vgl. ErwGr 39 zur DSGVO) eine Konkretisierung der fiir die Verarbeitung in Betracht
kommenden Datenarten herbeizufiihren.

Demnach soll die Zivildienstserviceagentur explizit erméchtigt sein, Identitits- und Erreichbarkeitsdaten
(zB Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Familienstand, Vorname der Eltern, Sozialversicherungsnummer,
Sterbedatum, Wohnadressen), Daten iiber die gesundheitliche Eignung (zB Korpergrofe, Gewicht,
Blutgruppe, Brillentrdger, Gutachten von Amtsérzten gemal §§ 9 und 19, sonstige Gesundheitsdaten),
Daten iiber besondere Kenntnisse und Féhigkeiten (zB Beruf, Schulbildung), das bereichsspezifische
Personenkennzeichen (vgl. § 9 E-Government-Gesetz), Daten, die fiir die Ableistung des ordentlichen
Zivildienstes erforderlich sind (zB Fahrtkosten, Bescheid iiber Zuerkennung von Wohnkostenbeihilfe,
Bescheid iiber Zuerkennung von Familienunterhalt, Wohnkostenbeihilfe, Familienunterhalt), Daten fiir
die Abwicklung von Personalangelegenheiten vor oder wihrend der Ableistung des ordentlichen
Zivildienstes, wie Versetzung, Nichteinrechnung, Unterbrechung, Anzeigen wegen Nichtantritt des
Zivildienstes, Entlassung, Verfahren betreffend die Aufhebung der Zivildienstpflicht sowie
Abwesenheiten (zB aufgrund von Unfall oder Krankheit), Daten zum Erléschen der Zivildienstpflicht (zB
Bescheide, Nachweise, Daten der Sozialversicherungstrager), Bezeichnung, Adresse und sonstige Daten
zu Rechtstragern und Einrichtungen, Daten des Verfahrens zur Feststellung und zum Widerruf der
Zivildienstpflicht (zB Antragsdatum, Bezeichnung der Militirbehorde, Datum und Ergebnis der
Strafregisterauskunft), Daten des Verfahrens zur Zuweisung zur Ableistung des ordentlichen Zivildienstes
(zB Dienstantrittsdatum, zu erbringende Dienstleistungen) sowie Daten fiir die Abwicklung eines
Aufschubs- und Befreiungsverfahrens (zB Begriindung fiir Befreiung bzw. Aufschub, Dauer der
Befreiung bzw. Aufschub) zu verarbeiten.

Zu Art. 81 Z 14 und 15 (§ 57a Abs. 1a und Abs. 2 ZDG):

Die in Art. 9 Abs. 1 DSGVO nidher bezeichneten besonderen Kategorien personenbezogener Daten
entsprechen im Wesentlichen der Kategorie der sensiblen Daten gemal3 § 4 Z 2 DSG 2000. Die DSGVO
normiert fiir die Verarbeitung solcher Daten ein grundsétzliches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Im
gegebenen Zusammenhang ist der Tatbestand des Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO einschldgig, wonach die
Datenverarbeitung der Verwirklichung eines wichtigen, im Unions- oder nationalen Recht anerkannten
offentlichen Interesses dienen muss. Im Hinblick darauf, dass Daten iiber die gesundheitliche Eignung
den besonderen Kategorien personenbezogener Daten (Art. 9 DSGVO) zuzuordnen sind und die
Erforderlichkeit besteht, bei deren Verarbeitung spezifische MaBBnahmen zur Wahrung der Grundrechte
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und Interessen der betroffenen Person vorzusehen (vgl. Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO), soll explizit normiert
werden, dass eine Verarbeitung von Daten iiber die gesundheitliche Eignung nur fiir Zwecke der
Feststellung der gesundheitlichen Eignung zur Dienstleistung (zB tauglich, untauglich) und insoweit
zuléssig ist, als dies fiir die Zivildienstverwaltung unerldsslich ist. Diese Daten sollen aulerdem lediglich
manuell und nicht automationsunterstiitzt verarbeitet werden diirfen.

Zudem soll in Abs. 2 ausdriicklich geregelt werden, dass eine Ubermittlung von Daten iiber die
gesundheitliche Eignung an die in Abs. 3 genannten Empféanger jedenfalls unzuléssig ist.

Zu Art. 81 Z17 (§ S7a Abs. 3 Z3 ZDG):

Da seit 1. Janner 2014 (Inkrafttreten der Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle 2012, BGBI. I Nr. 10/2013)
das Bundesverwaltungsgericht iiber Beschwerden gegen Bescheide der Zivildienstserviceagentur
entscheidet, sollen in Z3 die Ubermittlungsempfinger um das Bundesverwaltungsgericht erweitert
werden. Im Rahmen von Strafverfahren gemidfl §§ 58 und 59 oder betreffend Auskiinfte in
Zusammenhang mit Verfahren gemal § 6 Abs. 3 ist zudem eine Dateniibermittlung an die ordentlichen
Gerichte erforderlich, weshalb vorgeschlagen wird, diese ebenfalls als Ubermittlungsempfinger
auszuweisen.

Da der Begriff ,,ibermitteln” in Abs. 2 technologiencutral ist, kann der letzte Satz entfallen (vgl. auch
ErwGr 15 zur DSGVO).

Zu Art. 81 Z 19 (§ 57a Abs. 6 und 7 ZDG):
Zu Abs. 6:

§ 14 DSG 2000 sicht unter anderem vor, dass Protokolldaten {iber tatsdchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufzubewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Davon darf in jenem
Ausmal} abgewichen werden, als der von der Protokollierung betroffene Datenbestand zuldssigerweise
frither geloscht oder langer aufbewahrt wird. Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von
spezifischen Regelungen betreffend die Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, dass auch
weiterhin Protokoll gefilhrt wird, damit tatsdchlich durchgefiihrte Verwendungsvorginge, wie
insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen, im Hinblick auf ihre Zulissigkeit im
notwendigen Ausmal} nachvollzogen werden kdnnen. Dabei soll die bisherige in § 14 Abs. 5 DSG 2000
enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren beibehalten werden.

Zu Abs. 7:

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemél Art. 18 Abs. 1 DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kann jedoch gemifl Art.23 DSGVO zur
Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch nationale Bestimmungen beschréankt
werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnismédBig ist. Von einer solchen
Beschriankung wird in § 57a Abs. 7 fiir sdimtliche nach dem Zivildienstgesetz 1986 verarbeiteten Daten
Gebrauch gemacht.

Fiir einen geordneten Vollzug des Zivildienstwesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten von
Zivildienstwerbern und Zivildienstpflichtigen in dem gesetzlich vorgesehenen MafBie unerlédsslich und
liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes schutzwiirdiges, oOffentliches Interesse an der
Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts
gemdB Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung geméB Art. 18 DSGVO fiir
alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine
Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hétte iberdies zur Folge, dass im
Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt
(Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der
Verarbeitung gemél Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte
konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung
gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden
diirfen. Zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung als allgemeines dffentliches Interesse und zur
Sicherstellung der mit der Verarbeitung personenbezogener Daten von Zivildienstwerbern und
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Zivildienstpflichtigen verbundenen Ordnungsfunktion ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der
betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen Aufgaben jedoch — bis zu deren
gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wire im Falle eines
Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung der Verarbeitung
nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuléssigkeit der Weiterverarbeitung
die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich beeintréchtigt und ein
geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des Zivildienstwesens nicht mehr moglich. Die Ausiibung
der Rechte gemaB Art. 18 und 21 DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind —
wiirde zudem einen betridchtlichen Verwaltungsaufwand verursachen, da die Datenverarbeitung gemif
§ 57a Daten zu sdmtlichen Zivildienstwerbern und Zivildienstpflichtigen umfasst.

Einerseits ist die Verarbeitung der Daten gemil} § 57a Abs. 1 Z 1 bis 11 erforderlich, um zu beurteilen, ob
der Zivildienst bereits vollstindig abgeleistet wurde. Andererseits sind die Daten insbesondere fiir
Zwecke der Zuweisung des Zivildienstpflichtigen zu einem Rechtstriger bzw. zu einer Einrichtung sowie
fiir die Abwicklung der Personalangelegenheiten wahrend der Ableistung des ordentlichen Zivildienstes
unbedingt erforderlich. Der generelle Ausschluss der Rechte gemél Art. 18 und 21 DSGVO ist daher
unerlésslich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBlig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht langer, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an behdrdliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtmiBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschrinkung der Verarbeitung gemif Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschligigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte geméll Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstdndlich ausschlieflich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es daher auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts
unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten,
unrechtméBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder personenbezogenen Daten, deren
Verarbeitung fiir die Zwecke, flir die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr
notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung gemifl den Art. 16 bis 17 DSGVO
Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemif3 Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den
Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende Mallnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind. Ausdriicklich
steht es dem Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen
individuell, sondern an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher
auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zB auf der Homepage).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung in einem Spannungsverhiltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméfig  verarbeiteter Daten dar und soll den ordnungsgemédBen Vollzug des
Zivildienstgesetzes 1986 gewihrleisten.

Zu Art. 81 Z 20 (§ 76b Abs. 12 ZDG):

Da das Religionsbekenntnis den besonderen Kategorien personenbezogener Daten (Art. 9 DSGVO)
zuzurechnen ist und eine Verarbeitung gemaf3 Art. 9 Abs. 1 DSGVO grundsétzlich untersagt ist, soll die
Verarbeitung des Religionsbekenntnisses durch die Zivildienstserviceagentur nicht mehr zuldssig sein
(siehe Erlduterungen zu § 5 Abs. 3). Die Daten zum Religionsbekenntnis, die vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes automationsunterstiitzt verarbeitet wurden, sind mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
umgehend zu l6schen.
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Zu Art. 82 (Anderung des BFA-Verfahrensgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (,,Ein- und Auswanderungswesen einschlie8lich des Aufenthaltsrechtes aus
beriicksichtigungswiirdigen Griinden®; ,,Aufenthaltsverbot, Ausweisung und Abschiebung®; ,,Asyl®).

Zu Art. 82 7. 1, 2 und 3 (Inhaltsverzeichnis):
Die Anderungen stellen eine notwendige Adaptierung des Inhaltsverzeichnisses dar.
Zu Art. 82 Z 4 (§ 2 Abs. 2 BFA-VG):

Zur besseren Verstindlichkeit wird fiir den Anwendungsbereich des BFA-VG auf die Definition der
DSGVO gemil dem vorgeschlagenen § 2 Abs. 4 Z 24 FPG verwiesen.

Zu Art. 82 Z.5 (§ 13 Abs. 1 BFA-VG):

Da sich die Verpflichtung des Fremden zur Mitwirkung an einer erkennungsdienstlichen Behandlung
bereits aus dem in § 24 Abs. 4 verwiesenen § 65 Abs. 4 SPG ergibt, kann deren Normierung in § 13
Abs. 1 entfallen.

Zu Art. 82 Z 6 bis 8 und 18 (Uberschriften der §§ 23, 27 und 32 BFA-VG; §§ 23 Abs. 1 und 2, 27
Abs. 3 BFA-VG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO.

Der Begriff der ,,Verarbeitung® personenbezogener Daten gemél Art. 4 Z 2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens® bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten. Dem ,,Auftraggeber” einer Datenanwendung (§ 4 Z 4 DSG 2000) entspricht
im Anwendungsbereich der DSGVO der ,,Verantwortliche* bzw. ,,gemeinsam Verantwortliche* (Art. 4
Z 7 und 26 Abs. 1 DSGVO) einer Datenverarbeitung.

Zu Art. 82 Z 9 und 10 (§ 23 Abs. 3 bis 6 BFA-VG):
Zu Abs. 3:

Gemail Art. 21 Abs. 1 DSGVO haben Betroffene grundsitzlich das Recht, aus Griinden, die sich aus ihrer
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus haben Betroffene gemdB Art. 18 Abs. 1 DSGVO das
Recht, unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen. Ein
solches, den Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kdnnen jedoch gemiBl Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung
eines in Abs. 1 lit. a bis j leg. cit. genannten Zweckes durch nationale Bestimmungen beschrankt werden,
sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnisméaBig ist. Von einer solchen Beschrinkung
wird im vorgeschlagenen § 23 Abs. 3 Gebrauch gemacht. Fiir einen geordneten Vollzug des Asyl- und
Fremdenwesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten von Fremden in dem gesetzlich
vorgesehenen Malle unerlédsslich und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes schutzwiirdiges,
offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, einen
generellen Ausschluss des Widerspruchsrechts nach Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf Einschrankung
der Verarbeitung gemdB Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten
personenbezogenen Daten vorzusehen.

Eine Einzelfallabwigung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass
im Falle eines Widerspruchs durch den betroffenen Fremden eine weitere Datenverarbeitung mit
Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die
Verarbeitung nicht mehr erfolgen diirfte, sofern der betroffene Fremde die Einschrankung der
Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die
Einschrinkung der Verarbeitung gemdB Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die
Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende
personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des
Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung und
Sicherheit als allgemeines Offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten von Fremden verbundenen Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen
ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behorden und
dem Verwaltungsgericht iibertragenen Aufgaben jedoch —bis zu deren gesetzlich vorgesehener
Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wére im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21
DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der —
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wenn auch nur voriibergehenden — Unzuléssigkeit einer Weiterverarbeitung nicht mehr gewihrleistet,
dass die Behorde oder das Verwaltungsgericht simtliche Daten und Informationen, die es fiir eine
rechtsrichtige Entscheidung benétigt, tatsdchlich heranziehen kann. Dies kdnnte in einer nicht zu
unterschidtzenden  Verfahrensverzogerung  resultieren bzw. wiirde eine Verfahrensfiihrung
(Ermittlungsverfahren zu diversen Tatbestandsmerkmalen in asyl- und fremdenrechtlichen Normen)
geradezu unmoglich machen. Ist die Verarbeitung hingegen unrechtméfig bzw. bendtigt der
Verantwortliche die Daten nicht linger, sind die personenbezogenen Daten angesichts der strengen
Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten Anspruchs an dffentlich-rechtliche Register oder
Dateisysteme, ausschlieBlich rechtméBig verarbeitete personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu
16schen und soll es nicht moglich sein, dass der Betroffene lediglich die Einschrinkung der Verarbeitung
gemil Art. 18 Abs.1 lit.tb und lit.c DSGVO verlangt. Der generelle Ausschluss des
Widerspruchsrechtes sowie des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung, welche auch nach geltender
Rechtslage nicht vorgesehen sind, ist daher unerlésslich.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung
einschligigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemél Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstidndlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie
betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtméfig verarbeiteten personenbezogenen
Daten oder personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und
Loschung gemif den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte
gemil Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher kein Rechtsschutzdefizit und stellt die
Bestimmung eine ausgewogene Abwigung zwischen den administrativen Interessen und dem Schutz der
Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und unrechtméBig verarbeiteter Daten dar.

Als grundrechtsschiitzende Mallnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise iiber den Ausschluss des Widerspruchsrechts
sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung zu informieren sind. Ausdriicklich steht es den
Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell, sondern
an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in allgemeiner
Weise erteilt werden (z. B. auf der Homepage des Bundesamtes bzw. des BVwQG).

Zu Abs. 4 und 5:

Der vorgeschlagene Abs. 4 schrénkt das Auskunftsrecht des Betroffenen (Art. 15 DSGVO) in
Ubereinstimmung mit Art. 23 DSGVO nur in jenen Fillen ein, in denen der Auskunft eines der in Z 1 bis
5 genannten, wichtigen Ziele des allgemeinen 6ffentlichen Interesses entgegensteht.

Entsprechend Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO siecht der vorgeschlagene Abs. 5 als Grundsatz vor, dass der
Betroffene iiber die Einschrinkung oder Verweigerung der Auskunft sowie iiber den dafiir maf3geblichen
Grund zu informieren ist, die Erteilung dieser Information jedoch in bestimmten Ausnahmefillen
unterbleiben kann. Dabei wird von der Behorde im Einzelfall abzuwégen sein, ob die Erteilung der
Information den konkreten Zweck bzw. die konkrete Mafinahme, zu dem (der) bestimmte Daten
verarbeitet wurden, etwa eine —den Betroffenen einbezichende — MalBlnahme der Erweiterten
Gefahrenerforschung (§ 6 Abs.1 Z 1 des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes — PStSG, BGBI. I
Nr. 5/2016), gefdhrden konnte. Zum Schutz der Interessen des Betroffenen ist als grundrechtsschiitzende
MaBnahme vorgesehen, dass die fiir die Nichterteilung der Auskunft mafigeblichen Griinde mit
Aktenvermerk festzuhalten sind.

Zu Abs. 6:

Abs. 6 entspricht inhaltlich dem Abs. 3 der geltenden Rechtslage. Es wurde lediglich ein redaktionelles
Versehen beseitigt.

Zu Art. 82 Z 11 (§ 24 Abs. 1 Einleitungsteil und Z 2):

In Umsetzung der DSGVO wird im Einleitungsteil des § 24 Abs. 1 der konkrete Zweck einer
erkennungsdienstlichen Behandlung festgelegt.
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§ 24 Abs. 1 Z 2 in seiner geltenden Fassung wurde mit dem Fremdenbehdrdenneustrukturierungsgesetz,
BGBIL. I Nr. 87/2012, ecingefiihrt. Der darin enthaltene Verweis bezog sich zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Fremdenbehordenneustrukturierungsgesetzes auf § 3 Abs. 4 AsylG 2005 in der Fassung
BGBI. I Nr. 87/2012, welcher die amtswegige Zuerkennung des internationalen Schutzes aufgrund
volkerrechtlicher Verpflichtungen Osterreichs regelte. Mit Inkrafttreten des
Fremdenrechtsdnderungsgesetzes 2015, BGBI. I Nr. 70/2015, wurde die oz. Bestimmung des § 3 Abs. 4
AsylG 2005 inhaltsgleich in § 3a AsylG 2005 tibernommen, der Verweis in § 24 Abs. 1 Z 2 jedoch nicht
entsprechend angepasst. Mit der vorgeschlagenen Anderung soll dieses redaktionelle Versehen nunmehr
beseitigt werden.

Zu Art. 82 Z 12 (§ 24 Abs. 3a BFA-VG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der Anpassung der fiir die erkennungsdienstliche Behandlung
geltenden Voraussetzungen an die Vorgaben der DSGVO. Da eine erkennungsdienstliche Behandlung
auch die Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger und damit die Verarbeitung einer besonderen
Kategorie personenbezogener Daten — siche dazu auch die Erlduterungen zu § 28 Abs. 4 — umfassen
kann, sind geméf Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO spezifische grundrechtsschiitzende MaBBnahmen zu Gunsten
des Betroffenen vorzusehen. Es wird daher vorgeschlagen, die Vornahme der erkennungsdienstlichen
Behandlung, soweit sie insbesondere auch die Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger umfasst,
ausschlieflich geeigneten und besonders geschulten Bediensteten des Bundesamtes, der
Landespolizeidirektionen und der Vertretungsbehdrden vorzubehalten, welche der
Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Handelt es sich bei diesen Bediensteten um Beamte oder
Vertragsbedienstete, ergibt sich die Verschwiegenheitspflicht jeweils unmittelbar aus § 46 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979  (BDG), BGBIL.  Nr.333/1979, oder §§5 oder 79 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948  (VBG), BGBI.  Nr. 86/1948. Die  Durchfilhrung einer
erkennungsdienstlichen Behandlung durch Bedienstete, fiir die weder die Vorschriften des BDG noch des
VBG zur Anwendung kommen, darf nur erfolgen, sofern auch diese in Bezug auf die Durchfiihrung
erkennungsdienstlicher =~ Behandlungen etwa im  Rahmen der  Unterzeichnung  einer
Verschwiegenheitserklarung zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Weiters wird die Durchfiihrung
einer erkennungsdienstlichen Behandlung — nach dem bewéhrten Vorbild des § 13 FPG — durch Verweis
auf die Achtung der Menschenwiirde und moglichste Schonung der Person ausdriicklich dem
VerhéltnismaBigkeitsgrundsatz unterstellt.

Zu Art. 82 13 (§ 24 Abs. 4 BFA-VG):

Betreffend die erkennungsdienstliche Behandlung von Fremden hat in Umsetzung der DSGVO eine
Anpassung der Verweise auf das SPG zu erfolgen.

Zu Art. 82 Z 14 (Uberschriften der §§ 26 und 28 BFA-VG):
Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO.

Der DSGVO wund -—soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstick umsetzt— dem
Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. I Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher
§ 4 Z 13 DSG 2000) unbekannt. Dieser hat daher in den Uberschriften der §§ 26 und 28 zu entfallen.

Zu Art. 82 Z 15 (§ 26 BFA-VG):
Zu Abs. 1:

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Diese erfasst den
Fall, dass mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel einer Datenverarbeitung
festlegen, durch den Begriff des gemeinsam Verantwortlichen in Art. 26 Abs. 1 DSGVO. § 26 Abs. 1 ist
daher entsprechend anzupassen. Eine materielle Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage,
insbesondere eine Einschrinkung des Grundsatzes, dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den
Gesamtbestand der im Zentralen Fremdenregister verarbeiteten Daten — unabhdngig davon, welcher
Verantwortliche sie im Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat — offensteht, ist damit nicht verbunden.

Das Bundesverwaltungsgericht, welches nach bisheriger Rechtslage in Bezug auf das Zentrale
Fremdenregister — neben den anderen in Abs. 1 genannten Behdrden — als datenschutzrechtlicher
Auftraggeber fungierte, wird eine solche Funktion kiinftig nicht mehr ausiiben. In der Neufassung des
Abs. 1 wird das Bundesverwaltungsgericht daher nicht in die angefiihrte Auflistung der iSd Art. 4 Z 7 in
Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 DSGVO gemeinsam Verantwortlichen aufgenommen. Um jedoch
sicherzustellen, dass es auch kiinftig Zugang zu den im Zentralen Fremdenregister verarbeiteten
personenbezogenen Daten erhilt, wird vorgesehen, dass ihm diese Daten gemdll §29 Abs.1 Z20
iibermittelt werden diirfen, sofern dies zur Erfiillung der ihm tibertragenen Aufgaben erforderlich ist.

Zu Abs. 2:
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Gemal Art. 26 Abs. 1 Satz 2 DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer Vereinbarung
festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach der DSGVO
—z. B. Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine entsprechende
Zustandigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen Vorschrift des Unions-
oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne teilt der vorgeschlagene Abs. 2 die Zustindigkeit
zwischen den gemeinsam Verantwortlichen des Zentralen Fremdenregisters dahingehend auf, dass
Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach der DSGVO von
jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im
Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten Verwaltungsverfahren (z. B. Asylverfahren nach dem
AsylG 2005, Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels nach dem NAG etc.) oder den von ihm
gesetzten (verfahrensfreien) Mafinahmen (z. B. Abschiebung oder Entziehung gegenstandslos gewordener
Aufenthaltstitelkarten) verarbeitet werden. Dies erscheint zweckmiBig, weil der in diesem Sinne
(ausschlieBlich) zustindige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen
beziiglich der in Rede stehenden Daten tatsdchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger
Anspruch nach der DSGVO zukommt. Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine
Zustandigkeitsnorm. Die Regelungen der DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben
genannten Anspriiche und Pflichten gemif3 Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der
Betroffene demnach zB. das Recht auf Loschung (Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den geméfl dem
ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein
Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs.3 DSGVO zur Anwendung gelangt, wobei vor allem der
Ausnahmetatbestand gemal lit. b leg. cit. einschligig sein wird. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis
seiner Identitdt ein Recht nach der DSGVO gegeniiber einem unzustidndigen Verantwortlichen wahr, ist er
gemil dem letzten Satz des neuen Abs. 2 an den zustindigen Verantwortlichen zu verweisen.

Zu Abs. 3:

Gemill Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll §4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemil § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf das Zentrale
Fremdenregister bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne groftmoglicher
Kontinuitdt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu iibertragen. Dariiber
hinaus darf er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Abs. 4:

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Die bisher im
ersten Satz vorgesehene Sperre des Zugriffs auf im Zentralen Fremdenregister verarbeitete
personenbezogene Daten entspricht der Sache nach der ,,Einschrankung der Verarbeitung™ dieser Daten
gemil Art.4 Z3 DSGVO. Der vorgeschlagene erste Satz sicht daher bei Wegfall der
Speichervoraussetzungen oder der sonstigen Notwendigkeit der (weiteren) Datenverarbeitung die
Einschrinkung der Verarbeitung der betreffenden Daten vor und normiert die bisher im dritten Satz
enthaltene Ausnahme von der Zugriffssperre als jenen Ausnahmefall, auf den die Datenverarbeitung
einzuschrinken ist. Der zweite Satz kann — abgesehen von der terminologischen Anpassung an Art. 4 Z 3
DSGVO - unverindert beibehalten werden.

Zu Abs. 5:

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an Art.4 Z3 DSGVO. Im
Gegensatz zur bisherigen Fassung des ersten Satzes wird nicht mehr ausdriicklich vorausgesetzt, dass sich
die nach Ablauf von sechs Jahren eintretende Priifplicht (lediglich) auf Daten bezicht, deren Verarbeitung
noch nicht eingeschrénkt ist, weil sich dies bereits aus dem Inhalt und dem Zweck der Priifung eindeutig
ergibt. Die Anderung des zweiten und die Anfiigung eines dritten Satzes dienen lediglich der besseren
Lesbarkeit, ohne die Rechtslage materiell zu dndern. Der bisherige zweite Satz enthélt eine alternative
Aufzdhlung von zwei einander ausschlieBenden Bedingungen, unter denen ausnahmsweise nicht mit
Zugriffssperre und — infolge des Verweises auf Abs. 2 (nunmehr Abs. 4) — nach Ablauf von zwei weiteren
Jahren mit physischer Loschung vorzugehen ist. Demgegeniiber nennt der vorgeschlagene zweite Satz nur
noch den ersten Fall, dass der Speichergrund nach Ablauf der Sechs-Jahres-Frist weiterhin besteht und
eine Einschrankung der Verarbeitung daher (noch) nicht in Betracht kommt. Der zweite Fall, dass bereits
eine Loschungspflicht gemél § 23 Abs. 3 besteht und die betreffenden Daten daher sofort und nicht erst
im Anschluss an eine zweijdhrige Einschrinkung ihrer Verarbeitung zu l6schen sind, ist im
vorgeschlagenen dritten Satz genannt.

Zu Abs. 6 und 7:
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In Abs. 6 und 7, welche den Abs.4 und 5 der geltenden Rechtslage entsprechen, wurden keine
inhaltlichen Anderungen vorgenommen. Durch die Anderung in Abs. 7 soll lediglich die Schreibweise
des Begriffes des ,,Zentralen Fremdenregisters” vereinheitlicht und der Verweis auf die Loschungsfristen
des neuen § 23 Abs. 6 angepasst werden.

Zu Art. 82 716 (§ 27 Abs. 1 Einleitungs- und Schlussteil):

Die vorgeschlagene Anderung dient — ohne eine materielle Anderung der Rechtslage herbeizufiihren —
lediglich einer sprachlichen Vereinfachung. Da die Befugnis der gemeinsam Verantwortlichen,
personenbezogene Daten Fremder im Zentralen Fremdenregister zu verarbeiten, bereits ausdriicklich in
§ 26 Abs. 1 normiert ist, kann sich § 27 Abs. 1 auf die Konkretisierung der fiir eine Verarbeitung in
Betracht kommenden Datenarten beschrénken.

Zu Art. 82 717 (§ 27 Abs. 1Z 5,10, 20 und 21 BFA-VG):
ZuAbs.1Z5:

Auf Grund der vorgeschlagenen Anderung konnen nicht nur die im Bundesgebiet, sondern auch die
auflerhalb desselben gelegenen Wohnanschriften des Fremden im Fremdenregister verarbeitet werden.
Die Kenntnis — und damit die Verarbeitung — von im Ausland gelegenen Wohnanschriften des Fremden
kann sowohl fiir das Bundesamt als auch fiir die Vertretungsbehdrden und die Behérden nach dem NAG
zur Erflillung ihrer Aufgaben erforderlich sein. So ergehen etwa Entscheidungen der Vertretungsbehdrden
in Visaangelegenheiten (§ 11 FPG), der Behorden nach dem NAG iiber die Erteilung von
Aufenthaltstiteln in Fillen, in denen kein Recht zur Inlandsantragstellung besteht (§ 21 Abs. 1 NAG),
oder des Bundesamtes iiber die Verkiirzung bzw. die Authebung eines Einreise- oder Aufenthaltsverbotes
(§§ 60 Abs. 1 und 2, 69 Abs. 2 FPG) notwendigerweise gegeniiber Fremden, deren Wohnanschrift sich
auBlerhalb des Bundesgebietes befindet.

Zu Abs. 17 10:
Die vorgeschlagene Anderung der Z 10 dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO.

Die in Art. 9 Abs. 1 DSGVO nidher bezeichneten besonderen Kategorien personenbezogener Daten
entsprechen im Wesentlichen der Kategorie der sensiblen Daten gemdl3 § 4 Z 2 DSG 2000. Die DSGVO
normiert fiir die Verarbeitung solcher Daten ein grundsitzliches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Im
gegebenen Zusammenhang ist der Tatbestand des Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO einschldgig, wonach die
Datenverarbeitung der Verwirklichung eines wichtigen, im Unions- oder nationalen Recht anerkannten
Interesses dienen muss. Zweck der Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten gemél3
Z 10 ist es, den Schutz der Gesundheit oder der korperlichen Unversehrtheit des gegeniiber dem
betroffenen Fremden einschreitenden Organs oder dritter Personen, die von einer Amtshandlung betroffen
sein konnen, sicherzustellen. Z 10 dient daher der Verwirklichung eines erheblichen o6ffentlichen
Interesses im Sinne des Art.9 Abs.2 lit. g DSGVO, das im Ubrigen auch in der DSGVO selbst
ausdriicklich anerkannt ist (vgl. ErwGr 52 zur DSGVO und insbesondere die darin als Beispiel genannte
,Sicherstellung und Uberwachung der Gesundheit®).

In den Fillen des — hier einschldgigen — Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO sind ,,spezifische MaBlnahmen zur
Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person® gesetzlich vorzusehen. Diesem
Erfordernis wird durch die in Z 10 normierte Voraussetzung, dass die Verarbeitung besonderer
Kategorien personenbezogener Daten ,,zur Wahrung lebenswichtiger Interessen anderer” notwendig sein
muss, und durch die Einschrinkung, dass nur Gesundheitsdaten, nicht aber sonstige besondere Kategorien
personenbezogener Daten verarbeitet werden diirfen, Rechnung getragen. Die Verarbeitung geméll Z 10
ist somit von vornherein auf jene personenbezogenen Daten eingeschriankt, deren Kenntnis tatsidchlich
geeignet ist, den Schutz der Gesundheit oder der korperlichen Unversehrtheit des einschreitenden Organs
zu gewiahrleisten. Die Voraussetzung, dass ,,lebenswichtige* Interessen anderer zu wahren sind, schrankt
die fiir eine Bearbeitung in Betracht kommenden Gesundheitsdaten zusitzlich auf ein Minimum ein,
sodass ein angemessener Ausgleich zwischen dem Interesse des Betroffenen am Schutz seiner
personenbezogenen Daten und dem Interesse des einschreitenden Organs bzw. des von der Amtshandlung
in sonstiger Weise betroffenen Dritten gewahrleistet ist.

Zur Ersetzung des Begriffs ,,Verwendung* durch den Begriff ,,Verarbeitung® wird auf die Erlduterungen
zu § 23 Abs. 1 verwiesen.

Zu Abs. 1 Z 20 und 21:

Hierbei handelt es sich um rein formale Adaptierungen.

Zu Art. 82 Z 19 und 20 (§ 27 Abs. 4 und 5 BFA-VG):

Der zweite und der letzte Satz des Abs. 4 kénnen wegen des vorgeschlagenen Abs. 5 entfallen.
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Die DSGVO enthiélt keine Bestimmung iiber Protokollierungsvorschriften, innerstaatliche Regelungen
sind daher zuldssig. Da die Protokollierungsvorschriften des § 14 DSG 2000 entfallen, sind in jedem
Materiengesetz gesonderte Protokollierungsvorschriften vorzusehen, um ein gleichbleibendes
Datenschutzniveau zu gewéhrleisten. Dies erfolgt im BFA-VG durch den vorgeschlagenen Abs. 5,
welcher fiir Protokolldaten wie bisher eine angemessene Aufbewahrungsdauer von drei Jahren festlegt.

Zu Art. 82 Z 21 (§ 28 BFA-VG):
Zu Abs. 1:
Die vorgeschlagene Neufassung des Abs. 1 dient der Anpassung an die Systematik der DSGVO.

Hinsichtlich der Zentralen Verfahrensdatei war das Bundesverwaltungsgericht bisher gemeinsam mit dem
Bundesamt dazu erméchtigt, die von ihnen ermittelten Verfahrensdaten gemeinsam zu verarbeiten. Auf
Grund der Tatsache, dass das Bundesverwaltungsgericht die von ihm ermittelten Informationen zu
anhédngigen Verfahren ohnehin in einem separaten, ausschlieBlich von diesem gefiihrten Datensystem
verarbeitet, wurde von der eingerdumten Erméchtigung bisher jedoch kein Gebrauch gemacht. Vor
diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, dass sich die Erméchtigung zur Verarbeitung von
Verfahrensdaten in der Zentralen Verfahrensdatei kiinftig nur noch auf das Bundesamt beschranken soll.
Durch Erginzung der Z4 des §29 Abs.1 um das Bundesverwaltungsgericht und dessen damit
einhergehende Aufnahme in den Kreis der Ubermittlungsempfinger hinsichtlich der in der Zentralen
Verfahrensdatei — und im Zentralen Fremdenregister — verarbeiteten Daten wird sichergestellt, dass dem
Bundesverwaltungsgericht — technikneutral — jederzeit derartige Daten {ibermittelt werden diirfen, sofern
diese zur Erfiillung der ihm iibertragenen Aufgaben benétigt werden.

Zu Abs. 2:

Der vorgeschlagene Abs. 2 dient der Anpassung an die Systematik und Terminologie der DSGVO. Siehe
dazu die Erlduterungen zu § 26 Abs. 3.

Zu Abs. 3:
Die Anderung stellt eine Anpassung an die Neufassung des Abs. 1 dar.
Zu Abs. 4:

Die vorgeschlagene Anderung regelt die Berechtigung zur Datenabfrage aus der Zentralen
Verfahrensdatei neu und orientiert sich dabei an der fiir das Zentrale Fremdenregister geltenden
Bestimmung (§ 27 Abs. 2). Die bislang im ersten Satz enthaltene Einschrinkung (,,soweit dies ...
erforderlich ist”) fihrt —bei wortlicher Auslegung — dazu, dass z.B. fiir die Erflillung einer
Amtshilfepflicht (Art. 22 B-VG) keine Abfrage aus der Zentralen Verfahrensdatei zuldssig wére. Ebenso
lasst sie es als zweifelhaft erscheinen, ob zum Zwecke einer Dateniibermittlung an einen Empfanger
gemil § 29 Abs. 1 eine Abfrage zuldssig ist, weil die zuletzt genannte Bestimmung keine Pflicht, sondern
blof ein Ermessen des Bundesamtes und insoweit keine gesetzlich libertragene ,,Aufgabe normiert. Es
wird daher vorgeschlagen, diese Beschrinkung ersatzlos entfallen zu lassen, zumal die Abfrage einen
Verarbeitungsvorgang im Sinne des Art. 4 Z 2 DSGVO darstellt und als solcher bereits gemall § 23
Abs. 1 einer strengen Zweckbindung unterliegt.

Umgekehrt wird — im Hinblick auf die aus Betroffenensicht vergleichbare Sachlage — vorgeschlagen, den
letzten Satz des § 27 Abs. 2 zu iibernehmen und die Beauskunftung von Papillarlinienabdriicken aus der
Zentralen Verfahrensdatei einer entsprechenden Beschrankung zu unterwerfen. Eine derartige
Auskunftsbeschriankung ist auch nach der DSGVO geboten, weil Papillarlinienabdriicke der Finger eine
besondere Kategorie personenbezogener Daten gemidfl Art. 9 Abs. 1 DSGVO (biometrische Daten)
darstellen und daher gemaB Abs. 2 lit. g leg. cit. ,,spezifische Mainahmen zur Wahrung der Grundrechte
und Interessen der betroffenen Person® gesetzlich vorzusehen sind. Die Beschrinkung auf Falle der
unbedingten Erforderlichkeit fiir die Erfiillung einer behordlichen Aufgabe stellt sicher, dass die
Beauskunftung von Papillarlinienabdriicken der Finger nur als ,,ultima ratio* in Betracht kommt — dh. nur
dann stattfindet, wenn eine Erfiillung der behordlichen Aufgabe andernfalls nicht moglich wére — und
iiberdies einem strengeren Rechtfertigungszwang unterliegt als die Ubermittlung sonstiger im Zentralen
Fremdenregister verarbeiteter Daten. Dadurch wird dem besonderen Charakter dieser Daten in
angemessener Weise Rechnung getragen, ohne die im Einzelfall iiberwiegenden Verarbeitungsinteressen
anderer Behorden zu beeintrachtigen.

Nicht erforderlich ist hingegen eine Ubernahme des § 27 Abs. 2 zweiter Satz. Die dort genannten ,,Daten
zur Giiltigkeit von Einreise- und Aufenthaltstiteln, die zum Zweck des Abgleichs mit den Daten des
Zentralen Melderegisters (§ 32 Abs. 2) ausnahmsweise als Abfragekriterien herangezogen werden diirfen,
werden ndmlich ohnehin bereits im Zentralen Fremdenregister gespeichert (§ 27 Abs. 1 Z 11). Es ist
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daher nicht erforderlich, auch die in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeiteten Daten zum Gegenstand
des Abgleichs gemil § 32 Abs. 2 zu machen.

Zu Abs. 5:

Abs. 5 erster Satz entspricht inhaltlich dem Abs.4 der geltenden Rechtslage. Es soll lediglich die
Schreibweise des Begriffes der ,,Zentralen Verfahrensdatei* vereinheitlicht werden und wird der Verweis
auf die Loschungsfristen des neuen §23 Abs.6 angepasst. Die FEinfiigung des Wortes
»personenbezogene® hat lediglich klarstelle Funktion. Der neue letzte Satz verdeutlicht die geltende
Rechtslage, wonach sich § 28 Abs. 5 auf die Loschung von Daten aus der Zentralen Verfahrensdatei
bezieht, fiir externe Empfinger, denen Daten aus der Zentralen Verfahrensdatei iibermittelt werden,
gelten die entsprechenden Loschungsvorschriften der jeweiligen Bundes- oder Landesgesetze.

Zu Abs. 6:

Durch den vorgeschlagenen Abs. 6 wird auch fir die Zentrale Verfahrensdatei eine Pflicht zur
Protokollierung von Abfragen und Dateniibermittlungen vorgesehen. Diesbeziiglich wird auf die
Erlauterungen zu § 27 Abs. 5 verwiesen.

Zu Art. 82 7,22 (§ 29 Abs. 1 bis 3 BFA-VG):
Die vorgeschlagenen Anderungen haben lediglich klarstellende Funktion.
Zu Art. 82 Z 23 und 24 (§ 29 Abs. 1 Z 4 und 5a BFA-VG):

Zur Aufnahme des Bundesverwaltungsgerichts in den Kreis der Ubermittlungsempfinger von gemilB
§§ 27 Abs. 1 und 28 verarbeiteten personenbezogenen Daten siche die Erlduterungen zu den §§ 26 Abs. 1
und 28 Abs. 1.

Durch den Entfall des Verweises auf Art. 148a ff B-VG in § 28 Abs. 3 ist die Volksanwaltschaft als
Ubermittlungsempfinger in § 29 Abs. 1 zu definieren, um ihr fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben weiterhin
den Zugang zu personenbezogenen Daten Fremder zu gewéhrleisten. Aufgrund der Aufnahme in die Liste
der Ubermittlungsempfinger gemiB § 29 Abs. 1 diirfen der Volksanwaltschaft —iiber die bisherige
Rechtslage hinausgehend — kiinftig auch Daten aus dem Zentralen Fremdenregister {ibermittelt werden,
sofern sie diese fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben benétigt. Diese Erweiterung ist vor dem Hintergrund der
umfassenden Unterstiitzungspflicht und des expliziten Ausschlusses der Amtsverschwiegenheit gemal
Art. 148b Abs.1 B-VG auch verfassungsrechtlich geboten. Eine Schlechterstellung der
Volksanwaltschaft gegeniiber der bisherigen Rechtslage ist damit nicht verbunden, weil
Dateniibermittlungen auch in Form der Einrdumung und Inanspruchnahme einer Abfrageberechtigung
stattfinden kdnnen und § 29 nicht regelt, in welcher Form die Daten zu {ibermitteln sind.

Zu Art. 82 Z 25 (§ 29 Abs. 1 Z 19 BFA-VG):

Im Hinblick auf die Zentrale Verfahrensdatei (§ 28) {ibt der Bundesminister fiir Inneres kiinftig die
Funktion des Auftragsverarbeiters gemall Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1 DSGVO aus. Ein
Zugriff auf sémtliche in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeiteten personenbezogenen Daten ist fiir ihn
in dieser Funktion nicht vorgesehen. Ein solcher erscheint jedoch vor dem Hintergrund, dass es sich beim
Bundesminister fiir Inneres um die sachlich in Betracht kommende Oberbehdérde handelt, in deren
Funktion beispielsweise Stellungnahmen in Verfahren vor dem Europdischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte abzugeben sind, zweckmidBig und erforderlich. Aus diesem Grund wurde durch
Anfligung der neuen Z 19 eine Rechtsgrundlage fiir die Ubermittlung der nach § 28 verarbeiteten
personenbezogenen Daten an den Bundesminister fiir Inneres geschaffen.

Zu Art. 82 7Z.26 und 27 (§ 29 Abs. 2 und 3 BFA-VG):

Soweit die in § 29 Abs. 2 und 3 genannten Empfanger das kiinftig gemal § 27 Abs. 1 Z 21 verarbeitete
bereichsspezifische Personenkennzeichen (bPK) eines Fremden zur Erflillung der ihnen iibertragenen
Aufgaben benétigen, darf dieses gemiB den vorgeschlagenen Anderungen in Abs.2 und 3 ebenfalls
iibermittelt werden.

Durch die vorgeschlagene Z 6 in Abs. 2 kdnnen Daten des Zentralen Fremdenregisters (§ 27) und der
Zentralen Verfahrensdatei (§ 28) in dem gemid3 Abs.2 eingeschrinkten Umfang auch den fiir die
Gewidhrung von Sozial- oder sonstigen Transferleistungen zustédndigen Stellen iibermittelt werden. Die
Notwendigkeit einer solchen Ubermittlungsbefugnis ergibt sich daraus, dass bspw. das
Mindestsicherungsrecht in den Bundesldndern, soweit es Fremde in den Kreis der Anspruchsberechtigten
aufnimmt, regelméBig voraussetzt, dass diesen Fremden ein qualifizierter Aufenthaltsstatus, etwa jener
des Asyl- oder des subsididr Schutzberechtigten, zukommt und sie iiberdies ihren Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt in dem betreffenden Bundesland genommen haben. Eine Anderung des
Aufenthaltsstatus und des Wohnsitzes, wie sie im Fremdenregister und der Verfahrensdatei verarbeitet



99 von 195

wird, kann sich daher —in Verbindung mit sonstigen, zur eindeutigen Identifizierung regelmifBig
notwendigen Personaldaten des betreffenden Fremden — unmittelbar auf den Anspruch auf Leistungen der
Mindestsicherung auswirken. Gleiches gilt im Zusammenhang mit sonstigen Sozial- oder
Transferleistungen, auf deren Gewédhrung durch Erhalt eines bestimmten asyl- oder fremdenrechtlichen
Status ein Anspruch entstehen kann. Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, die fiir die Gewdhrung von
Sozial- oder sonstigen Transferleistungen zustéindigen Stellen in den Kreis der Ubermittlungsempfinger
aufzunehmen.

Zu Art. 82 Z.28 (§ 30 Abs. 6 BFA-VG):

Durch die vorgeschlagene Anderung werden die Staatsbiirgerschaftsbehdrden verpflichtet, das
Bundesamt auch vom Verlust der Staatsbiirgerschaft geméd dem III. Abschnitt des
Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985 — StbG, BGBI. Nr. 311/1985, in Kenntnis zu setzen, wobei der Verweis
auf § 26 StbG klarstellt, dass sich die Informationspflicht auf simtliche Verlusttatbestdinde (Erwerb einer
fremden Staatsangehorigkeit, Eintritt in den Militdrdienst eines fremden Staates, Entziehung und
Verzicht) erstreckt. Dies soll dem Bundesamt die durch den Verlust der Staatsbiirgerschaft notwendig
werdende Priifung, ob eine aufenthaltsbeendende MaBnahme zu erlassen oder ein Aufenthaltstitel aus
beriicksichtigungswiirdigen Griinden nach dem 7. Hauptstiick des AsylG 2005 zu erteilen ist, erleichtern
und dient insofern der Sicherstellung eines effizienten Vollzugs des Fremdenwesens. Hinsichtlich des
geltenden Abs. 4 zweiter Satz wird angemerkt, dass diesem zufolge die in Abs.4 Satz 1 genannten
Behorden auch gegeniiber dem Osterreichischen Integrationsfonds ermichtigt und auf Anfrage
verpflichtet sind, die in § 27 Abs. 1 Z 1 bis 6 und Z 19 genannten Datenarten zu iibermitteln, sofern der
Osterreichische Integrationsfonds die Daten fiir die Durchfiihrung von MaBnahmen der Integrationshilfe
(§ 68 AsylG 2005) benétigt.

Zu Art. 82 Z.29 (§ 31 Abs. 3 BFA-VG):

Hierbei handelt es sich lediglich um eine Verweisanpassung und eine Anpassung der Terminologie.
Zu Art. 82 Z 30 bis 35 (§ 33 BFA-VG):

Zu Abs. 1:

Die vorgeschlagene Anderung dient der Anpassung an die Vorgaben der DSGVO.

Das bisher in Abs. 1 enthaltene Erfordernis eines mit Osterreich vergleichbaren Datenschutzniveaus kann,
soweit es sich um die Dateniibermittlung an Empfanger in einem Mitgliedstaat handelt, entfallen, weil das
Datenschutzniveau innerhalb der Europédischen Union durch die DSGVO harmonisiert ist. Soweit es sich
um die Dateniibermittlung an Empfianger in einem Drittland handelt, ist zu beachten, dass nach dem
V. Kapitel der DSGVO Daten an Empfénger in einem Drittland unter gewissen Voraussetzungen auch
dann ibermittelt werden konnen, wenn kein auf das Dbetreffende Drittland lautender
Angemessenheitsbeschluss der Europdischen Kommission geméfl Art. 45 DSGVO vorliegt und es daher
unsicher ist, ob dieses Drittland ein dem Osterreichischen vergleichbares Datenschutzniveau aufweist. Um
den von der DSGVO gebotenen Spielraum voll ausschopfen zu konnen, hat der Verweis auf das
Erfordernis eines vergleichbaren Datenschutzniveaus auch vor diesem Hintergrund zu entfallen.

Der vorgeschlagene Entfall des sprachlich missgliickten Verweises auf die ,,in § 29 genannten Zwecke® —

genauer: auf auslindische, als Ubermittlungsempfinger in Betracht kommende Stellen, welche dieselben
Zwecke wie die in § 29 genannten, im Inland anséssigen Empfénger verfolgen — dient der Angleichung an
die Parallelvorschriften des § 108 Abs. 1 FPG und des § 38 Abs.1 NAG, die ecine vergleichbare
Einschrinkung nicht vorsehen. Mit Inkrafttreten der DSGVO ist dieser Verweis auch insoweit nicht mehr
erforderlich, als eine geméB § 33 Abs. 1 geschlossene Vereinbarung die Dateniibermittlung an Empfanger
in einem Drittland ermdglicht. Denn entweder schrinkt bereits der geméf Art. 45 DSGVO grundsitzlich
erforderliche Angemessenheitsbeschluss der Europidischen Kommission seinen Geltungsbereich auf
,.spezifische Sektoren® (dh. bestimmte Ubermittlungsempfinger) im betreffenden Drittland ein, so dass es
einer im nationalen Recht normierten Einschrinkung des Empféngerkreises nicht mehr bedarf. Oder die
Dateniibermittlung an das Drittland ist — mangels eines Angemessenheitsbeschlusses und ,,geeigneter
Garantien gemdfl Art. 46 DSGVO — nur unter den Voraussetzungen des Art. 49 DSGVO zuléssig. In
einem solchen Fall ist es gemdl Abs.1 lit.d leg. cit. unter anderem erforderlich, dass die
Dateniibermittlung an das Drittland einem —im Unions- oder innerstaatlichen Recht anerkannten —
offentlichen Interesse dient. Schliefit aber bereits § 29 die Dateniibermittlung an bestimmte innerstaatliche
Empfénger aus, so bedeutet dies, dass er insoweit ein ,,0ffentliches Interesse” an der Dateniibermittlung
gerade nicht anerkennt und die Dateniibermittlung an im Drittland befindliche Empfinger mit
vergleichbaren Zwecken bzw. vergleichbarer Aufgabenstellung daher auch nicht auf Art. 49 Abs. 1 lit. d
DSGVO gestiitzt werden konnte, ohne dass dies noch explizit im nationalen Recht zu normieren wére.

Zu Abs. 2:
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Die vorgeschlagene Anderung dient der Bereinigung eines redaktionellen Versehens und der
terminologischen Anpassung an Art. 4 Z 2 DSGVO.

Zu Abs. 3 und 4:

Die vorgeschlagenen Anderungen sollen klarstellen, dass eine Ubermittlung personenbezogener Daten an
die fiir den Fremden zustindige auslindische Behorde (§ 46 Abs.2 bis 2b FPG) zum Zweck der
Beschaffung eines Ersatzreisedokumentes oder einer vergleichbaren, fiir die Abschiebung bzw. die
Einreise in den Herkunfts- oder sonstigen Zielstaat erforderlichen Bewilligung in Verwirklichung eines
wichtigen 6ffentlichen Interesses gemafl Art. 49 Abs. 1 lit. d DSGVO — ndmlich der Sicherstellung eines
geordneten und effizienten Vollzugs im Asyl- und Fremdenwesen — stattfindet und daher jedenfalls — dh.
unabhingig davon, ob in Bezug auf den betreffenden Zielstaat ein Angemessenheitsbeschluss der
Europédischen Kommission (Art. 45 DSGVO) oder sonstige Garantien (Art. 46 DSGVO) vorliegen —
zuléssig ist.

Zu Abs. 5:

Die vorgeschlagene Anderung trigt dem mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI.
Nr. 51/2012, und dem Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ausfiihrungsgesetz 2013, BGBI. I Nr. 33/2013,
einhergehenden Entfall des behordlichen Instanzenzuges Rechnung. Die Neufassung des bisher in Z 3
enthaltenen letzten Satzes als Schlussteil der gesamten Bestimmung soll klarstellen, dass der Umstand,
dass ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, auch bei Dateniibermittlungen gemaf3 Z 1 oder
2 nicht hervorkommen darf.

Zu Art. 82 Z. 36 (§ 56 Abs. 11 BFA-VG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Art. 83 (Anderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (,,Regelung und Uberwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des
Austrittes aus ihm®; ,,Aufenthaltsverbot, Ausweisung und Abschiebung®).

Zu Art. 83 Z 1 bis 4 (Inhaltsverzeichnis):

Die Anderungen stellen eine notwendige Adaptierung des Inhaltsverzeichnisses dar.

Zu Art. 83 Z.5 (§ 2 Abs. 4 Z. 24 FPG):

Zur besseren Verstiandlichkeit wird die DSGVO definiert.

Zu Art. 83 Z.6, 7, 8 und 9 (Uberschriften zu §§ 98, 99 und 107 FPG; § 98 Abs. 1 bis 6 FPG):

Die vorgeschlagenen Anderungen stellen zunichst terminologische Anpassungen an die DSGVO dar. Der
Begriff der ,,Verarbeitung® personenbezogener Daten gemill Art. 4 Z2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens™ bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten. Da das Wort ,,Dritter” in Art. 4 Z 10 DSGVO mit einer anderen Bedeutung als
hier verwendet definiert ist, wird ferner vorgeschlagen, nunmehr von ,,dritten Personen” zu sprechen.
Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden. Die Aufnahme der Vertretungsbehorden in § 98
Abs. 1 und 2 dient der Bereinigung eines legistischen Versehens.

Durch die vorgeschlagenen Abs. 3 bis 5 wird auch fiir die nach dem Fremdenpolizeigesetz verarbeiteten
Daten das Widerspruchsrecht, das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung sowie das Auskunftsrecht
der Betroffenen (Art. 21, 18 und 15 DSGVO) eingeschrénkt.

Gemail Art. 21 Abs. 1 DSGVO haben Betroffene grundsitzlich das Recht, aus Griinden, die sich aus ihrer
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus haben Betroffene geméf Art. 18 Abs. 1 DSGVO das
Recht, unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen. Ein
solches, den Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung konnen jedoch geméf Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung
eines in Abs. 1 lit. a bis j leg. cit. genannten Zweckes durch nationale Bestimmungen beschrankt werden,
sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhdltnisméBig ist. Von der Moglichkeit einer solchen
Beschrankung wird durch den vorgeschlagenen Abs. 3 Gebrauch gemacht. Fiir einen geordneten Vollzug
des Fremdenwesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten von Fremden in dem gesetzlich
vorgesehenen Mafle unerldsslich und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes schutzwiirdiges,
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offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, einen
generellen Ausschluss des Widerspruchsrechts gemdfl Art.21 DSGVO sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung gemiB Art. 18 DSGVO fiir die nach dem Fremdenpolizeigesetz
verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen.

Eine Einzelfallabwagung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass
im Falle eines Widerspruchs durch den betroffenen Fremden eine weitere Datenverarbeitung mit
Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die
Verarbeitung nicht mehr erfolgen diirfte, sofern der betroffene Fremde die Einschrinkung der
Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die
Einschrankung der Verarbeitung gemi3 Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die
Auslibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende
personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des
Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung und
Sicherheit als allgemeines Offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten von Fremden verbundenen Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen
ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behorden und
den Verwaltungsgerichten iibertragenen Aufgaben jedoch — bis zu deren gesetzlich vorgesehener
Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21
DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der —
wenn auch nur voriibergehenden — Unzuldssigkeit einer Weiterverarbeitung nicht mehr gewahrleistet,
dass die Behorden oder die Verwaltungsgerichte sdmtliche Daten und Informationen, die sie fiir eine
rechtsrichtige Entscheidung benétigen, tatsidchlich heranziehen konnen. Dies konnte in einer nicht zu
unterschitzenden  Verfahrensverzogerung resultieren bzw. wiirde eine Verfahrensfiihrung
(Ermittlungsverfahren zu diversen Tatbestandsmerkmalen in fremdenrechtlichen Normen) geradezu
unmoglich machen. Ist die Verarbeitung hingegen unrechtméBig bzw. bendtigt der Verantwortliche die
Daten nicht ldnger, sind die personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer
Verarbeitung sowie des erhohten Anspruchs an oOffentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme,
ausschlieBlich rechtméBig verarbeitete personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und
soll es nicht mdglich sein, dass der Betroffene lediglich die Einschrinkung der Verarbeitung gemif
Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO verlangt. Der generelle Ausschluss des Widerspruchsrechtes sowie
des Rechts auf Einschriankung der Verarbeitung, welche auch nach geltender Rechtslage nicht vorgesehen
sind, ist daher unerlésslich.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschlagigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemél Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstindlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie
betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmiBig verarbeiteten personenbezogenen
Daten oder personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und
Loschung gemidfl den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte
gemdB Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher kein Rechtsschutzdefizit und stellt die
Bestimmung eine ausgewogene Abwiagung zwischen den administrativen Interessen und dem Schutz der
Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und unrechtméBig verarbeiteter Daten dar.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise iiber den Ausschluss des Widerspruchsrechts
sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung zu informieren sind. Ausdriicklich steht es den
Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell, sondern
an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in allgemeiner
Weise erteilt werden (z. B. auf der Homepage).

Zur Einschrinkung des Auskunftsrechtsrechts (Art. 15 DSGVO) gemil den vorgeschlagenen Abs. 4 und
5 wird auf die Erlduterungen zu § 23 Abs. 4 und 5 BFA-VG verwiesen.
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Zum Zweck der verbesserten Ubersichtlichkeit wird die Loschungsvorschrift inhaltlich unveriindert aus
dem bisherigen Abs. 2 herausgeldst und in einem neuen Abs. 6 geregelt.

Zu Art. 83 Z.10 (§ 99 Abs. 1 FPG):

In Umsetzung der DSGVO wird in § 99 Abs. 1 der konkrete Zweck einer erkennungsdienstlichen
Behandlung festgelegt.

Zu Art. 83 Z 11 (§ 99 Abs. 2a FPG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der Anpassung der fiir die erkennungsdienstliche Behandlung
geltenden Voraussetzungen an die Vorgaben der DSGVO. Da eine erkennungsdienstliche Behandlung
auch die Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger und damit die Verarbeitung einer besonderen
Kategorie personenbezogener Daten umfassen kann, sind geméf Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO spezifische
grundrechtsschiitzende MaBnahmen zu Gunsten des Betroffenen vorzusehen. Es wird daher
vorgeschlagen, die Vornahme der erkennungsdienstlichen Behandlung ausschlieSlich geeigneten und
besonders geschulten Bediensteten der Landespolizeidirektionen und der Vertretungsbehdrden
vorzubehalten. Handelt es sich bei diesen Bediensteten um Beamte oder Vertragsbedienstete, ergibt sich
die Verschwiegenheitspflicht jeweils unmittelbar aus § 46 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
(BDG), BGBI. Nr. 333/1979, oder §§ 5 oder 79 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (VBG), BGBI.
Nr. 86/1948. Die Durchfithrung einer erkennungsdienstlichen Behandlung durch Bedienstete, fiir die
weder die Vorschriften des BDG noch jene des VBG zur Anwendung kommen, darf nur erfolgen, sofern
auch diese in Bezug auf die Durchfiihrung erkennungsdienstlicher Behandlungen etwa im Rahmen der
Unterzeichnung einer Verschwiegenheitserkldrung zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Weiters wird
die Durchfiihrung einer erkennungsdienstlichen Behandlung — nach dem bewéhrten Vorbild des § 13 —
durch Verweis auf die Achtung der Menschenwiirde und mdglichste Schonung der Person ausdriicklich
dem VerhéltnismaBigkeitsgrundsatz unterstellt.

Zu Art. 83 Z 12 (§ 99 Abs. 5 FPG):

Betreffend die erkennungsdienstliche Behandlung von Fremden hat in Umsetzung der DSGVO eine
Anpassung der Verweise auf das SPG zu erfolgen.

Zu Art. 83 Z 13 und 14 (§ 100 Abs. 1 und 4 FPG):

Die Informationspflichten bei Erhebung von personenbezogenen Daten ergeben sich kiinftig unmittelbar
aus Art. 13f. DSGVO, die bisherigen Bestimmungen zur Information iiber die Ermittlung
erkennungsdienstlicher Daten in Abs. 1 und 4 haben daher zu entfallen. Die Informationspflicht kann so
wie bisher durch das Aushéndigen von Informationsblittern erfiillt werden, nach wie vor ist dabei danach
zu trachten, dass dieses in einer dem Fremden versténdlichen Sprache abgefasst ist. Das Verwenden von
fremdsprachigen Informationsblittern entspricht auch Art. 12 Abs. | DSGVO, wonach Informationen
gemal Art. 13f DSGVO in préziser, transparenter, verstdndlicher und leicht zugianglicher Form in einer
klaren und einfachen Sprache zu libermitteln sind. An der gegenwartigen Praxis soll sich daher durch den
Entfall der diesbeziiglichen Bestimmung nichts dndern. Dariiber hinaus kann die Normierung der Pflicht
des Fremden zur Mitwirkung an einer erkennungsdienstlichen Behandlung im letzten Satz entfallen, weil
sich diese bereits aus dem in § 99 Abs. 5 verwiesenen § 65 Abs. 4 SPG ergibt.

Die Aufnahme der Vertretungsbehorden in Abs. 1 dient der Bereinigung eines legistischen Versehens.
Zu Art. 83 Z15 (§ 102 FPG):

§ 102 kann entfallen, da die Ubermittlung personenbezogener Daten aus dem Zentralen Fremdenregister
an die darin genannten Empfianger bereits von den Z 1, 2, 8, 10, 11, 12 und 13 des § 29 Abs. 1 BFA-VG,
der sich als Ubermittlungserméchtigung an alle gemeinsam Verantwortlichen des Fremdenregisters und
damit auch an die Landespolizeidirektionen richtet, abgedeckt ist.

Zu Art. 83 Z. 16 bis 21 (§ 104 FPG samt Uberschrift):
Die vorgeschlagene Anderung der Uberschrift dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO.
Zu Abs. 1

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Diese erfasst den
Fall, dass mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel einer Datenverarbeitung
festlegen, durch den Begriff des gemeinsam Verantwortlichen in Art. 26 Abs. 1. § 104 Abs. 1 ist daher
entsprechend anzupassen. Eine materielle Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere
eine Einschrinkung des Grundsatzes, dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand
der in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeiteten Daten — unabhéngig davon, welcher Verantwortliche
sie  im Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat— offensteht (vgl. die Definition des
Informationsverbundsystems in § 4 Z 13 DSG 2000), ist damit nicht verbunden.
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Zu Abs. 2:

Gemil Art. 26 Abs. 1 Satz 2 DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer Vereinbarung
festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach der DSGVO
—z. B. Berichtigungs- und Loéschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine entsprechende
Zusténdigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen Vorschrift des Unions-
oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne teilt der vorgeschlagene (neue) Abs.2 die
Zustandigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen der Zentralen Verfahrensdatei dahingehend
auf, dass Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach der DSGVO
von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im
Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten Verwaltungsverfahren (z. B. Strafverfahren nach dem
2. Abschnitt des 15. Hauptstiickes etc.) oder den von ihm gesetzten (verfahrensfreien) MaBinahmen (z. B.
Zuriickweisungen und Zuriickschiebungen) verarbeitet werden. Dies erscheint zweckméBig, weil der in
diesem Sinne (ausschlieBlich) zustdndige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob
dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten tatséchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder
sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt. Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine
Zusténdigkeitsnorm. Die Regelungen der DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben
genannten Anspriiche und Pflichten gemi3 Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der
Betroffene demnach zB. das Recht auf Loschung (Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den gemdfl dem
ersten Satz zustdndigen Verantwortlichen jeweils im Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein
Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs.3 DSGVO zur Anwendung gelangt, wobei vor allem der
Ausnahmetatbestand gemal lit. b leg. cit. einschlégig sein wird. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis
seiner Identitdt ein Recht nach der DSGVO gegeniiber einem unzustidndigen Verantwortlichen wahr, ist er
gemil dem letzten Satz des neuen Abs. 2 an den zustindigen Verantwortlichen zu verweisen.

Zu Abs. 3:

Gemidll Art.28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll §4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemid3 § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf die Zentrale
Verfahrensdatei bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne groftmoglicher
Kontinuitdt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu iibertragen. Dariiber
hinaus darf er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Abs. 4:
Abs. 4 entspricht dem Abs. 2 der geltenden Rechtslage.
Zu Abs. §:

Die vorgeschlagene Anderung regelt die Berechtigung zur Datenabfrage aus der Zentralen
Verfahrensdatei neu und orientiert sich dabei an dem fiir das Zentrale Fremdenregister geltenden § 27
Abs. 2 BFA-VG. Die bislang im ersten Satz enthaltene Einschrankung (,, soweit dies ... erforderlich ist*)
fihrt —bei wortlicher Auslegung— dazu, dass z.B. flir die Erfiillung einer Amtshilfepflicht
(Art. 22 B-VG) oder zum Zwecke der Erteilung einer sonstigen Auskunft an einen externen Empfanger,
wie sie in manchen Rechtsvorschriften (z. B. in § 158 der Bundesabgabenordnung — BAO, BGBL
Nr. 194/1961) vorgesehen ist, keine Abfrage aus der Zentralen Verfahrensdatei zuldssig wire. Es wird
daher vorgeschlagen, diese Beschrinkung ersatzlos entfallen zu lassen, zumal die Abfrage ecinen
Verarbeitungsvorgang im Sinne des Art. 4 Z2 DSGVO darstellt und als solcher bereits gemdf3 § 98
Abs. 1 einer strengen Zweckbindung unterliegt.

Umgekehrt wird —im Hinblick auf die aus der Sicht des Betroffenen vergleichbare Sach- und
Interessenlage — vorgeschlagen, den letzten Satz des § 27 Abs.2 BFA-VG zu iibernehmen und die
Beauskunftung von Papillarlinienabdriicken aus der Zentralen Verfahrensdatei einer entsprechenden
Beschriankung zu unterwerfen. Eine derartige Auskunftsbeschrankung ist auch nach der DSGVO geboten,
weil Papillarlinienabdriicke der Finger eine besondere Kategorie personenbezogener Daten gemél3 Art. 9
Abs. 1 DSGVO (biometrische Daten) darstellen und daher gemdB8 Abs. 2 lit. g leg. cit. ,,spezifische
MaBnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person gesetzlich vorzusehen
sind. Die Beschrankung auf Félle der unbedingten Erforderlichkeit fiir die Erfiillung einer behordlichen
Aufgabe stellt sicher, dass die Beauskunftung von Papillarlinienabdriicken der Finger nur als ,,ultima
ratio in Betracht kommt — d.h. nur dann stattfindet, wenn eine Erfiillung der behordlichen Aufgabe
andernfalls nicht moglich wére — und iiberdies einem strengeren Rechtfertigungszwang unterliegt als die
Ubermittlung sonstiger im Zentralen Fremdenregister verarbeiteter Daten. Dadurch wird dem besonderen
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Charakter dieser Daten in angemessener Weise Rechnung getragen, ohne die im Einzelfall
iiberwiegenden Verarbeitungsinteressen anderer Behorden zu beeintrachtigen.

Nicht erforderlich ist hingegen eine Ubernahme des § 27 Abs. 2 Satz 2 BFA-VG. Die dort genannten
,Daten zur Giiltigkeit von Einreise- und Aufenthaltstiteln®, die zum Zweck des Abgleichs mit den Daten
des Zentralen Melderegisters (§ 32 Abs. 2) ausnahmsweise als Abfragekriterien herangezogen werden
diirfen, werden né@mlich ohnehin bereits im Zentralen Fremdenregister gespeichert (§ 27 Abs. 1 Z 11). Es
ist daher nicht erforderlich, auch die in der Zentralen Verfahrensdatei der Landespolizeidirektionen
verarbeiteten Daten zum Gegenstand des Abgleichs gemél § 32 Abs. 2 BFA-VG zu machen.

Dariiber hinaus wird ein redaktionelles Versehen bereinigt.
Zu Abs. 6:

Die vorgeschlagene Anderung des bisherigen Abs.4 hat lediglich klarstellende Funktion. Der
vorgeschlagene letzte Satz trigt dem Verarbeitungsbegriff des Art. 4 Z2 DSGVO Rechnung. Da der
Begriff der ,,Verarbeitung™ bzw. des ,,Verarbeitens* nach dieser Bestimmung — anders als nach § 4 Z 9
DSG 2000 — die Dateniibermittlung umfasst, kann sich der im ersten Satz verwiesene § 98 Abs. 6
nunmehr auch auf den Fall beziehen, dass in der Verfahrensdatei verarbeitete personenbezogene Daten zu
16schen sind, die nicht nur den Landespolizeidirektionen, sondern auch einem dritten Empfanger, dem sie
iibermittelt wurden, zur Verfligung stehen. Loschungspflichten und Ldschungsfristen richten sich
allerdings nur fiir die Verantwortlichen der Zentralen Verfahrensdatei, also fir die
Landespolizeidirektionen nach (dem im ersten Satz verwiesenen) § 98 Abs. 6, fiir einen dritten
Empfénger hingegen nach den filir diesen geltenden Bestimmungen (etwa nach § 25 Abs. 5 letzter Satz
des Arbeitsmarktservicegesetzes — AMSG, BGBI. Nr. 313/1994). Der vorgeschlagene letzte Satz soll
klarstellen, dass dies auch dann gilt, wenn ein externer Empfénger die von ihm (weiter-)verarbeiteten
Daten urspriinglich aus der Zentralen Verfahrensdatei iibermittelt bekommen hat.

Zu Abs. 7:

Die DSGVO enthilt keine Bestimmung iiber Protokollierungsvorschriften, innerstaatliche Regelungen
sind daher zuldssig. Da die Protokollierungsvorschriften des § 14 DSG 2000 entfallen, sind in jedem
Materiengesetz  gesonderte  Protokollierungsvorschriften vorzusehen um ein gleichbleibendes
Datenschutzniveau zu gewéhrleisten. Dies erfolgt im FPG durch den vorgeschlagenen § 104 Abs. 7.

Zu Art. 83 Z 22 (§ 105 Abs. 1 FPG):

Die vorgeschlagene Anderung dient lediglich der sprachlichen Vereinfachung und bewirkt keine
materielle Anderung der Rechtslage.

Zu Art. 83 Z 23 und 24 (§ 108 Abs. 1 und 3 FPG):

Die vorgeschlagenen Anderungen in Abs. 1 dienen lediglich der terminologischen Angleichung an die
Parallelvorschrift des § 33 Abs. 1 BFA-VG, ohne eine materielle Anderung der Rechtslage zu bewirken.
Bei der Anderung des Abs.3 handelt es sich um die —zur Vermeidung von Missverstindnissen im
Hinblick auf § 57 Abs. 3 SPG erforderliche — Bereinigung eines legistischen Versehens.

Zu Art. 83 Z.25 (§ 108 Abs. 4 FPG):

Abs. 4 kann entfallen, da die Dateniibermittlung an die fiir den Fremden zusténdige auslidndische Behorde
(§ 46 Abs. 2 bis 2b) zum Zweck der Beschaffung eines Ersatzreisedokumentes oder einer vergleichbaren,
fir die Abschiebung bzw. die Einreise in den Herkunfts- oder sonstigen Zielstaat erforderlichen
Bewilligung bereits in § 33 Abs. 3 und 4 BFA-VG geregelt ist.

Zu Art. 83 Z.26 (§ 126 Abs. 21 FPG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Art. 84 (Anderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (,,Ein- und Auswanderungswesen einschlieBlich des Aufenthaltsrechtes aus
beriicksichtigungswiirdigen Griinden®).

Zu Art. 84 Z 1 bis 3 (Inhaltsverzeichnis):

Die Anderungen stellen eine notwendige Adaptierung des Inhaltsverzeichnisses dar.
Zu Art. 84 Z4 (§ 2 Abs. 1 Z 21 NAG):

Zur besseren Verstdandlichkeit wird die DSGVO definiert.
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Zu Art. 84 Z.5 bis 8 (Uberschrift des 7. Hauptstiickes des ersten Teiles, § 34 Abs. 1 bis 6 NAG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen zunichst der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Der
Begriff der ,,Verarbeitung™ personenbezogener Daten gemiB3 Art.4 Z2 DSGVO beinhaltet auch die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung und entspricht
damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten Begriff des ,,Verwendens* bzw. der ,,Verwendung*
personenbezogener Daten. Da das Wort ,,Dritter” in Art. 4 Z 10 DSGVO mit einer anderen Bedeutung als
hier verwendet definiert ist, wird vorgeschlagen, nunmehr von ,dritten Personen™ zu sprechen. Eine
inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Die Verwaltungsgerichte der Lédnder sind ebenfalls berechtigt, als gemeinsam Verantwortliche
personenbezogene Daten im Rahmen der Zentralen Verfahrensdatei (§ 36) zu verarbeiten und wird daher
vorgeschlagen, diese ebenfalls in die allgemeine Bestimmung des § 34 aufzunehmen und sie damit im
Rahmen der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz unter anderem auch der
Zweckbindung des Abs. 1 zu unterstellen.

Mit Einfiigung der neuen Abs. 3 bis 5 wird auch fiir die nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz
verarbeiteten Daten das Widerspruchsrecht, das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung sowie das
Auskunftsrecht der Betroffenen (Art. 21, 18 und 15 DSGVO) eingeschrénkt.

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO haben Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus ihrer besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus haben Betroffene gemif3 Art. 18 Abs. 1 DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrankung der Verarbeitung zu verlangen. Ein solches,
den Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht sowie das Recht
auf Einschriankung der Verarbeitung konnen jedoch geméfl Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung eines in
Abs. 1 lit. a bis j leg. cit. genannten Zweckes durch nationale Bestimmungen beschriankt werden, sofern
eine solche Beschrinkung notwendig und verhdltnisméBig ist. Von der Moglichkeit einer solchen
Beschriankung wird durch den vorgeschlagenen Abs. 3 Gebrauch gemacht. Fiir einen geordneten Vollzug
des Fremdenwesens ist die Verarbeitung personenbezogener Daten von Fremden in dem gesetzlich
vorgesehenen Mafle unerldsslich und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes schutzwiirdiges,
Offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, den
generellen Ausschluss des Widerspruchsrechts nach Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf Einschrankung
der Verarbeitung gemdB Art. 18 DSGVO auch fiir die nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz
verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwigung, wie sie in Art. 21 Abs. 1
DSGVO vorgesehen ist, hitte tberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch den
Betroffenen eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum Nachweis
zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr erfolgen diirfte, sofern der
Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir
den Fall, dass der Betroffene die Einschriankung der Verarbeitung gemdf3 Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d
DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass
ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer
der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der o6ffentlichen
Ordnung und Sicherheit als allgemeines Offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz verbundenen Kontroll-,
Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden
Daten zur Erfillung der den Behorden ibertragenen Aufgaben jedoch — bis zu deren gesetzlich
vorgesehener Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wére im Falle eines Widerspruchs
nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18
DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuldssigkeit einer Weiterverarbeitung nicht
mehr gewihrleistet, dass die Behorden oder die Verwaltungsgerichte simtliche Daten und Informationen,
die sie flir eine rechtsrichtige Entscheidung bendtigen, tatsédchlich heranziehen konnen und kénnte dies in
einer nicht zu unterschédtzenden Verfahrensverzégerung resultieren. Fiir einen geordneten Vollzug des
Fremdenwesens und zur Vermeidung von Missbrauch ist es aulerdem erforderlich, die gesamte
fremdenrechtliche Historie einer Person zu kennen. So kann beispielsweise die Beantragung eines
Aufenthaltstitels zum Zweck der Familienzusammenfithrung im Inland nach Ablehnung der
Verldngerung einer Aufenthaltsbewilligung fiir Studierende ein Hinweis auf moglichen Missbrauch sein.
Die Nachvollziehbarkeit der fremdenrechtlichen Historie ist ferner bspw. beim Erwerb eines dauerhaften
Aufenthaltsrechts oder bei Ansuchen um Verleihung der Osterreichischen Staatsbiirgerschaft auch im
Interesse des Betroffenen gelegen. Ist die Verarbeitung hingegen unrechtméfig bzw. bendtigt der
Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die personenbezogenen Daten angesichts der strengen
Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten Anspruchs an dffentlich-rechtliche Register oder
Dateisysteme, ausschlieBlich rechtméBig verarbeitete personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu
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16schen und soll es nicht moglich sein, dass der Betroffene lediglich die Einschrankung der Verarbeitung
gemil Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO verlangt. Der generelle Ausschluss des Widerspruchsrechts
sowie des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung, welche auch nach geltender Rechtslage nicht
vorgesehen sind, ist daher unerlésslich.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschlagigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemifl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstidndlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie
betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmifig verarbeiteten personenbezogenen
Daten oder personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und
Loschung gemidf den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte
gemdB Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher kein Rechtsschutzdefizit und stellt die
Bestimmung eine ausgewogene Abwigung zwischen den administrativen Interessen und dem Schutz der
Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und unrechtméBig verarbeiteter Daten dar.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise iiber den Ausschluss des Widerspruchsrechts
sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung zu informieren sind. Ausdriicklich steht es den
Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell, sondern
an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in allgemeiner
Weise erteilt werden (z. B. auf der Homepage).

Zur Einschriankung des Auskunftsrechtsrechts (Art. 15 DSGVO) gemal} den vorgeschlagenen Abs. 4 und
5 wird auf die Erlduterungen zu § 23 Abs. 4 und 5 BFA-VG verwiesen.

Zum Zweck der verbesserten Ubersichtlichkeit wird die Loschungsvorschrift inhaltlich unverindert aus
dem bisherigen Abs. 2 herausgeldst und in einem neuen Abs. 6 geregelt.

Zu Art. 84 Z.9 bis 11 (Uberschrift zu § 35, § 35 Abs. 1a und 2 NAG):
Die vorgeschlagene Anderung der Uberschrift dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO.

Die vorgeschlagene Aufnahme des neuen Abs. 1a dient der Anpassung der fiir die erkennungsdienstliche
Behandlung geltenden Voraussetzungen an die Vorgaben der DSGVO. Da eine erkennungsdienstliche
Behandlung auch die Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger und damit die Verarbeitung einer
besonderen Kategorie personenbezogener Daten umfassen kann, sind gemal3 Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO
spezifische grundrechtsschiitzende Mallnahmen zu Gunsten des Betroffenen vorzusehen. Es wird daher
vorgeschlagen, die Vornahme der erkennungsdienstlichen Behandlung ausschlieBlich geeigneten und
besonders geschulten Bediensteten der Niederlassungs- und Vertretungsbehdrden vorzubehalten. Handelt
es sich bei diesen Bediensteten um Beamte oder Vertragsbedienstete, ergibt sich die
Verschwiegenheitspflicht jeweils unmittelbar aus § 46 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG),
BGBI. Nr. 333/1979, oder §§5 oder 79 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (VBG), BGBL
Nr. 86/1948. Die Durchfithrung einer erkennungsdienstlichen Behandlung durch Bedienstete, fiir die
weder die Vorschriften des BDG noch des VBG zur Anwendung kommen, darf nur erfolgen, sofern auch
diese in Bezug auf die Durchfiihrung erkennungsdienstlicher Behandlungen etwa im Rahmen der
Unterzeichnung einer Verschwiegenheitserkldrung zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Weiters wird
die Durchfiihrung einer erkennungsdienstlichen Behandlung — nach dem bewéhrten Vorbild des § 13 FPG
— durch Verweis auf die Achtung der Menschenwiirde und moglichste Schonung der Person ausdriicklich
dem VerhéltnisméBigkeitsgrundsatz unterstellt.

Betreffend die erkennungsdienstliche Behandlung von Fremden hat in Abs. 2 in Umsetzung der DSGVO
eine Anpassung der Verweise auf das SPG zu erfolgen.

Zu Art. 84 Z. 12 (§ 36 samt Uberschrift NAG):
Die vorgeschlagene Anderung der Uberschrift dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO.
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Der DSGVO wund -—soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstick umsetzt — dem
Datenschutzgesetz (DSG), BGBL. I Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher
§ 4 Z 13 DSG 2000) unbekannt. Dieser hat daher in der Uberschrift des § 36 zu entfallen.

Zu Abs. 1:

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Diese erfasst den
Fall, dass mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel einer Datenverarbeitung
festlegen, durch den Begriff des gemeinsam Verantwortlichen in Art. 26 Abs. 1, was im Wesentlichen
dem bisherigen Begriff des ,,Informationsverbundsystems* entspricht. § 36 Abs. 1 ist daher entsprechend
anzupassen. Eine materielle Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine
Einschriankung des Grundsatzes, dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der in
der Zentralen Verfahrensdatei verarbeiteten Daten — unabhingig davon, welcher Verantwortliche sie im
Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat— offensteht, ist damit nicht verbunden. So erfolgt auch die
Verarbeitung der Verfahrensdaten durch die Verwaltungsgerichte der Lander weiterhin im Rahmen der
Justizverwaltung.

Zu Abs. 2, 3 und 4:

Gemil Art. 26 Abs. 1 Satz 2 DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer Vereinbarung
festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach der DSGVO
—z. B. Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine entsprechende
Zusténdigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen Vorschrift des Unions-
oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne regelt der vorgeschlagene Abs. 2, dass die
Erfiillung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstigen Pflichten, welche
sich aus der DSGVO ergeben, demjenigen der (gemeinsam) Verantwortlichen obliegt, der diese Daten im
Zusammenhang mit von ihm gefiihrten Verfahren verarbeitet hat. Die vorgeschlagene Regelung erscheint
zweckmifig, weil der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustindige Verantwortliche am ehesten in der
Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten tatséchlich ein
Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt. Bei dieser Bestimmung
handelt es sich lediglich um eine Zustindigkeitsnorm. Die Regelungen der DSGVO zu den inhaltlichen
Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemaB3 Art. 13 ff DSGVO bleiben davon
unberiihrt. Macht der Betroffene demnach zB. das Recht auf Loschung (Art. 17 DSGVO) geltend, ist
durch den gemdB dem ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im Einzelfall zu priifen, ob dieses
besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur Anwendung gelangt, wobei vor
allem der Ausnahmetatbestand gemaf lit. b leg. cit. einschldgig sein wird. Um zu gewéhrleisten, dass
einem Betroffenen die Wahrnehmung seiner Rechte nicht erschwert wird, verweist ein nach dieser
Regelung unzustindiger Verantwortliche den Betroffenen an den zustindigen Verantwortlichen.

Abs. 3 legt fest, dass der Bundesminister fiir Inneres die Funktion des Auftragsverarbeiters iSd Art. 28
Abs. 1 DSGVO ausiibt, was auch der bisherigen Rechtslage (BMI als Betreiber und Dienstleister des
bisherigen Informationsverbundsystems) entspricht und nur eine Anpassung an die Terminologie der
DSGVO bedeutet. Er iibernimmt in dieser Funktion die Verpflichtungen, welche sich aus Art. 28 Abs. 3
lit. a bis h DSGVO ergeben. Diese Bestimmungen sehen beispielsweise geeignete technische und
organisatorische MafBinahmen zur Gewahrleistung eines dem Risiko angemessenen Schutzniveaus vor
(Art. 28 Abs. 3 lit. ¢ DSGVO). Dartiiber hinaus darf er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch
nehmen.

Der vorgeschlagene Abs. 4 entspricht dem Abs. 2 der geltenden Rechtslage.
Zu Abs. 5:

Abs. 3 der geltenden Rechtslage findet sich nunmehr im ersten Satz des vorgeschlagenen Abs. 5. Im
Vergleich zum bisherigen Abs. 3 entfdllt dabei die Einschrinkung, dass eine Abfrage aus der Zentralen
Verfahrensdatei nur zur Besorgung einer nach dem NAG iibertragenen Aufgabe zuldssig ist. Einerseits ist
die strenge Zweckbindung der Niederlassungsbehorden und der Landesverwaltungsgerichte bei der
Verarbeitung — einschlieflich der Abfrage (vgl. Art. 4 Z2 DSGVO) — von personenbezogenen Daten
bereits ausdriicklich in § 34 Abs. 1 normiert, sodass eine Wiederholung dieses Grundsatzes in § 36
unterbleiben kann. Andererseits ist Abs.3 der geltenden Rechtslage zu eng gefasst, weil er seinem
Wortlaut nach — anders als § 34 Abs. I — Abfragen zum Zweck der Erfiillung anderer als der im NAG
geregelten Aufgaben, insbesondere der Amtshilfepflicht gemd Art.22 B-VG wund der
Unterstiitzungspflicht gegeniiber der Volksanwaltschaft geméfl Art. 148b Abs. 1 B-VG, ausschlief3t.
Dariiber hinaus wird ein Redaktionsversehen bereinigt.

Der vorgeschlagene zweite Satz stellt eine weitere, gemdB Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO notwendige
spezifische Mafinahme zur Wahrung der Grundrechte und Interessen von Betroffenen im Zusammenhang
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mit der Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten dar (siche dazu auch die
Erlduterungen zu § 35 Abs. 1a). Nach dem Vorbild des die Datenabfrage aus dem Zentralen
Fremdenregister regelnden § 27 Abs. 2 BFA-VG und des vorgeschlagenen § 28 Abs. 4 leg. cit. sollen
daher in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeitete Papillarlinienabdriicke, welche zu einer besonderen
Kategorie personenbezogener Daten gehoren, nicht bei jeglicher Abfrage beauskunftet werden, sondern
nur dann, wenn die Erfiillung einer behordlichen Aufgabe andernfalls nicht moglich wére. Dadurch wird
dem besonderen Charakter dieser Daten in angemessener Weise Rechnung getragen, ohne die im
Einzelfall {iberwiegenden Verarbeitungsinteressen anderer Behdrden zu beeintriichtigen. Im Ubrigen wird
auf die Erlduterungen zu § 28 Abs. 4 BFA-VG verwiesen.

Zu Abs. 6:
Es wird ein redaktionelles Versehen bereinigt.

AuBerdem wird der Verweis auf § 34 Abs. 2 (nunmehr § 34 Abs. 6), der sich auf die dort genannte
Loschungspflicht bezieht, prézisiert. Der angefiigte Satz verdeutlicht lediglich die geltende Rechtslage,
wonach sich § 36 Abs. 6 auf die Loschung von Daten aus der Zentralen Verfahrensdatei bezieht, fiir
externe Empfianger, denen Daten aus der Zentralen Verfahrensdatei iibermittelt werden, gelten die
entsprechenden Loschungsvorschriften der jeweiligen Bundes- oder Landesgesetze.

Zu Abs. 7:
Der vorgeschlagene Abs. 7 entspricht dem Abs. 5 der geltenden Rechtslage.
Zu Abs. 8:

Die DSGVO enthélt keine Bestimmung iiber Protokollierungsvorschriften, innerstaatliche Regelungen
sind daher zuldssig. Da die Protokollierungsvorschriften des § 14 DSG 2000 entfallen, sind in jedem
Materiengesetz  gesonderte  Protokollierungsvorschriften vorzusehen um ein gleichbleibendes
Datenschutzniveau zu gewdhrleisten. Dies erfolgt im NAG durch den vorgeschlagenen Abs. 8, welcher
fiir Protokolldaten wie bisher eine angemessene Aufbewahrungsdauer von drei Jahren festlegt.

Zu Art. 84 Z.13 (§ 37 Abs. 1 NAG):

Bei der vorgeschlagenen Anderung handelt es sich lediglich um eine terminologische Anpassung an die
DSGVO.

Zu Art. 84 Z.14 (§ 38 Abs. 1 NAG):

Es handelt sich um eine terminologische Anpassung an vergleichbare Bestimmungen in § 33 BFA-VG
und § 108 FPG.

Zu Art. 84 Z 15 (§ 38 Abs. 2 NAG):

Es handelt sich um die —zur Vermeidung von Missverstindnissen im Hinblick auf § 57 SPG
erforderliche — Bereinigung eines redaktionellen Versehens.

Zu Art. 84 Z. 16 (§ 38 Abs. 3 NAG):
Da der Begriff der Verarbeitung das Empfangen von Daten einschlieBt, kann diese Wendung entfallen.
Zu Art. 84 Z. 17 und 18 (§ 39 samt Uberschrift NAG):

Bei der Anderung der Uberschrift handelt es sich um eine terminologische Anpassung an die DSGVO.
Die Anderung im Text stellt die Beseitigung eines redaktionellen Versehens dar.

Zu Art. 84 Z 19 (§ 40 Abs. 3 NAG):

§ 40 Abs. 3 hat in der Praxis keine Auswirkungen entfaltet und kann daher ersatzlos entfallen.
Zu Art. 84 7Z.20 (§ 82 Abs. 26 NAG):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Art. 85 (Anderung des Grundversorgungsgesetzes-Bund 2005)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (,,Asyl).

Zu Art. 8571 (§ 1 Z8 GVG-B 2005):
Zur besseren Verstiandlichkeit wird die DSGVO definiert.
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Zu Art. 85 Z.2 (§ 8 GVG-B 2005 samt Uberschrift):
Zu Abs. 1:

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Diese erfasst den
Fall, dass mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel einer Datenverarbeitung
festlegen, durch den Begriff des gemeinsam Verantwortlichen in Art. 26 Abs. 1. Als gemeinsam
Verantwortliche iSd DSGVO sind hinsichtlich des Betreuungsinformationssystems nunmehr das
Bundesamt als Behorde und die mit der Versorgung von Fremden gemiBl Art.2 Abs. 1 der
Grundversorgungsvereinbarung betrauten Dienststellen der Lénder — welche nach dem bisherigen
Wortlaut des Abs. 1 unter dem Begriff der Behorden zusammengefasst wurden — und der Bundesminister
fiir Inneres vorgesehen. Eine materielle Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere
eine Einschrinkung des Grundsatzes, dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand
der im Betreuungsinformationssystem verarbeiteten Daten — unabhéngig davon, welcher Verantwortliche
sie im Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat — offensteht, ist damit nicht verbunden.

Zu Abs. 2 und 3:

Die vorgeschlagenen Abs.2 und 3 entsprechen den bisherigen Abs. la und 2, wobei geringfiigige
Abweichungen des Wortlauts gegeniiber der geltenden Fassung lediglich der sprachlichen Straffung
dienen und keine materielle Anderung der Rechtslage bewirken.

Zu Abs. 4 bis 6:

Durch die vorgeschlagenen Abs. 4 bis 6 wird nach dem Vorbild des § 23 Abs. 3 bis 5 BFA-VG auch fiir
die im Betreuungsinformationssystem verarbeiteten Daten das Widerspruchsrecht, das Recht auf
Einschriankung der Verarbeitung sowie das Auskunftsrecht des Betroffenen (Art. 21, 18 und 15 DSGVO)
eingeschrankt.

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO haben Betroffene grundsitzlich das Recht, aus Griinden, die sich aus ihrer
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus haben Betroffene gemdB Art. 18 Abs. 1 DSGVO das
Recht, unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen. Ein
solches, den Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung kdnnen jedoch gemiBl Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung
eines in Abs. 1 lit. a bis j leg. cit. genannten Zweckes durch nationale Bestimmungen beschrinkt werden,
sofern eine solche Beschrankung notwendig und verhdltnisméBig ist. Von der Moglichkeit einer solchen
Beschriankung wird durch den vorgeschlagenen Abs. 4 Gebrauch gemacht. Fiir einen geordneten Vollzug
des Asyl- und Fremdenwesens und damit auch fiir die Grundversorgung von Fremden ist die
Verarbeitung personenbezogener Daten von Fremden in dem gesetzlich vorgesehenen Malle unerlisslich
und liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der
Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, einen generellen Ausschluss des
Widerspruchsrechts nach Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung gemél
Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen.

Eine Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass
im Falle eines Widerspruchs durch den Betroffenen eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde filir die Verarbeitung nicht
mehr erfolgen diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1
lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung gemél
Art. 18 Abs. 1 lit.a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein
Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiilllung gesetzlicher
Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die
liickenlose Verarbeitung von betreuungsrelevanten Daten — beispielsweise iiber das allfallige Vorliegen
eines Sonderbetreuungsbedarfs (medizinische-, psychologische- Besonderheiten, 0.4.) oder iber die
Gewidhrung von Leistungen aus der Grundversorgung — ist zur Sicherstellung der 6ffentlichen Gesundheit
und Seuchenprivention sowie zur Wahrung der wirtschaftlichen und finanziellen Interessen Osterreichs
zu jedem Zeitpunkt erforderlich und damit stets im iiberwiegenden 6ffentlichen Interesse gelegen. Eine
liickenlose Verarbeitung der Daten dient iiberdies auch dem Eigeninteresse der Betroffenen. So kann eine
Gewidhrung von Leistungen gemil3 Art. 6 der Grundversorgungsvereinbarung, BGBI. I Nr. 80/2004, oder
eine Zuweisung von hilfs- und schutzbediirftigen Fremden an die jeweiligen Grundversorgungsstellen der
Léander, welche auch die Moglichkeit allfdlliger Familienzusammenfithrungen beriicksichtigt, nur dann
erfolgen, wenn jederzeit auf die erforderlichen Daten zugegriffen werden kann. Ist die Verarbeitung
hingegen unrechtmdBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an offentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtméfig verarbeitete
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personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemiafl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt. Der generelle Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf Einschrinkung der
Verarbeitung, welche auch nach geltender Rechtslage nicht vorgesehen sind, ist daher unerlésslich.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschlagigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte gemifl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschriankung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstidndlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie
betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmifig verarbeiteten personenbezogenen
Daten oder personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und
Loschung gemidf den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte
gemdB Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher kein Rechtsschutzdefizit und stellt die
Bestimmung eine ausgewogene Abwigung zwischen den administrativen Interessen und dem Schutz der
Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und unrechtméBig verarbeiteter Daten dar.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise iiber den Ausschluss des Widerspruchsrechts
sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung zu informieren sind. Ausdriicklich steht es den
Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell, sondern
an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in allgemeiner
Weise erteilt werden (z. B. auf der Homepage).

Zur Einschriankung des Auskunftsrechtsrechts (Art. 15 DSGVO) gemal} den vorgeschlagenen Abs. 5 und
6 wird auf die Erlduterungen zu § 23 Abs. 4 und 5 BFA-VG verwiesen.

Zu Abs. 7:

Gemil § 26 Abs. 1 Satz2 DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer Vereinbarung
festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach der DSGVO
—z. B. Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine entsprechende
Zustandigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen Vorschrift des Unions-
oder des nationalen Rechts vorgesehen. Der vorgeschlagene Abs. 7 teilt die Zustidndigkeit zwischen den
gemeinsam Verantwortlichen dahingehend auf, dass Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-,
Loschungs- und sonstige Pflichten nach der DSGVO von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene
personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten
Verfahren oder den von ihm gesetzten (verfahrensfreien) Mallnahmen verarbeitet werden. Dies erscheint
zweckmifig, weil der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustindige Verantwortliche am ehesten in der
Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten tatsdchlich ein
Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt. Bei dieser Bestimmung
handelt es sich lediglich um eine Zusténdigkeitsnorm. Die Regelungen der DSGVO zu den inhaltlichen
Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten geméf Art. 13 ff DSGVO bleiben davon
unberiihrt. Macht der Betroffene demnach zB. das Recht auf Loschung (Art. 17 DSGVO) geltend, ist
durch den gemdB dem ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im Einzelfall zu priifen, ob dieses
besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur Anwendung gelangt, wobei vor
allem der Ausnahmetatbestand gemaif lit. b leg. cit. einschligig sein wird. Nimmt ein Betroffener unter
Nachweis seiner Identitdt ein Recht nach der DSGVO gegeniiber einem unzustindigen Verantwortlichen
wabhr, ist er gemifl dem letzten Satz des neuen Abs. 7 an den zustéindigen Verantwortlichen zu verweisen.

Zu Abs. 8:

Gemidll Art.28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister gemil § 4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemidBl §50 Abs.1 DSG2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf das
Betreuungsinformationssystem bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne
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groBtmoglicher Kontinuitdt angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu
iibertragen. Dariiber hinaus darf er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Abs. 9:

Der vorgeschlagene Abs. 9 entspricht inhaltlich dem Abs. 3 der geltenden Rechtslage mit der Maf3gabe,
dass der Bundesminister fiir Inneres die darin genannten Uberpriifungen nicht in seiner Funktion als
Auftragsverarbeiter vornimmt, sondern — gegeniiber dem Bundesamt — in seiner Funktion als zustdndiges
oberstes Organ (Art. 20 Abs. 1 B-VG) und — gegeniiber den Grundversorgungsbehdrden der Lander — in
seiner Funktion als gemeinsam Verantwortlicher, dem das Uberpriifungsrecht durch Abs. 9 eingeriumt
wird. Dabei kann der erste Satz des geltenden Abs. 3 entfallen, weil sich die Pflicht der Verantwortlichen,
Datensicherheitsmafinahmen zu ergreifen, kiinftig unmittelbar aus Art. 32 DSGVO ergibt, auf den zudem
im letzten Satz in einem Klammerausdruck verwiesen wird.

Zu Abs. 10:

Der vorgeschlagene Abs. 10 fasst den bisherigen Abs.3 dahingehend neu, dass von den Lindern
entsprechend Art. 4 Abs. 2 der Grundversorgungsvereinbarung beauftragte humanitére, kirchliche oder
private  Einrichtungen bzw. Institutionen der freien Wohlfahrtspflege ausdriicklich als
Ubermittlungsempfinger definiert werden, beziiglich des Hochkommissirs der Vereinten Nationen fiir
Fliichtlinge klargestellt wird, dass ausschlieBlich dessen Biiro in Osterreich als Ubermittlungsempfinger
in Betracht kommt, und das Bundesverwaltungsgericht —im Hinblick auf seine Zustindigkeit als
Rechtsmittelinstanz gemél §§ 7 Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit 3 Abs.2 Z2 BFA-VG - als neuer
Ubermittlungsempfinger hinzukommt. Andererseits sollen die Grundversorgungsbehdrden der Linder als
Ubermittlungsempfinger  entfallen, weil diese als gemeinsam  Verantwortliche  des
Betreuungsinformationssystems ohnehin Zugriff auf die darin verarbeiteten Daten haben.

Zu Abs. 11:

Abs. 11 entspricht dem Abs.5 der geltenden Rechtslage mit der Maligabe, dass sich die
Informationspflicht des Hauptverbandes bzw. des jeweils zustindigen Sozialversicherungstrigers
nunmehr allgemein auf Fremde, die von einem Land entsprechend der Grundversorgungsvereinbarung
betreut werden, erstreckt.

Zu Abs. 12:

In Umsetzung der DSGVO wird in Abs. 12 eine strenge Zweckbindung fiir Abfragen aus dem
Betreuungsinformationssystem festgelegt. Die Formulierung orientiert sich dabei an den fiir das Zentrale
Fremdenregister und die Zentrale Verfahrensdatei geltenden Bestimmungen der §§ 27 Abs. 2 und 28
Abs.4 BFA-VG. Dabei ist es allerdings nicht erforderlich, Papillarlinienabdriicke als zuldssige
Abfragekriterien zu definieren, weil diese im Betreuungsinformationssystem nicht verarbeitet werden.

Zu Abs. 13 bis 16:
Abs. 13 bis 16 entsprechen den bisherigen Abs. 6 bis 9.
Zu Abs. 17:

Die DSGVO enthilt keine Bestimmung iiber Protokollierungsvorschriften, innerstaatliche Regelungen
sind daher zuldssig. Da die Protokollierungsvorschriften des § 14 DSG 2000 entfallen, sind in jedem
Materiengesetz  gesonderte Protokollierungsvorschriften vorzusehen, um ein gleichbleibendes
Datenschutzniveau zu gewihrleisten. Dies erfolgt im GVG-B 2005 durch den vorgeschlagenen Abs. 17,
welcher fiir Protokolldaten wie bisher eine angemessene Aufbewahrungsdauer von drei Jahren festlegt.

Zu Art. 85 Z 3 (§ 16 Abs. 22 GVG-B 2005):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Art. 86 (Anderung des Grenzkontrollgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 3 B-VG (,,Regelung und Uberwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des
Austrittes aus ihm®).

Zu Art. 86 Z 1 (Inhaltsverzeichnis):
Die Anderung stellt eine notwendige Adaptierung des Inhaltsverzeichnisses dar.
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Zu Art. 86 Z 2 (§ 12 Abs. 2 GrekoG):

Durch den Einsatz der in Abs. 2 Z 2 genannten elektronischen Abfertigungsgerite (e-Gates) kommt es
unter anderem zur Verarbeitung von erkennungsdienstlichen Daten. Erkennungsdienstliche Daten iSd § 2
Abs. 5 Z 4 FPG umfassen mit den Papillarlinienabdriicken der Finger und biometrischen Lichtbildern
auch Daten, welche geméf Art. 9 Abs. 1 der DSGVO als besondere Kategorie personenbezogener Daten
gelten. Die in Art. 9 Abs. 1 DSGVO nidher bezeichneten besonderen Kategorien personenbezogener
Daten entsprechen im Wesentlichen der Kategorie der sensiblen Daten gemidl §4 Z2
Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000), BGBI. I Nr. 165/1999. Die DSGVO normiert fiir die Verarbeitung
solcher Daten ein grundsétzliches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Im gegebenen Zusammenhang ist der
Tatbestand des Art.9 Abs.2 lit. g DSGVO einschligig, wonach die Datenverarbeitung der
Verwirklichung eines wichtigen, im Unions- oder nationalen Recht anerkannten Interesses dienen muss.

Um zu verdeutlichen, dass Abs.2 auch zur Verarbeitung solcher besonderen Kategorien
personenbezogener Daten ermichtigt, wird ausdriicklich auf die erkennungsdienstlichen Daten
hingewiesen.

Die in § 12 Abs. 2 vorgesehenen Mittel werden im Rahmen der Grenzkontrolle und damit im Rahmen der
Sicherheitsverwahrung eingesetzt. Diese Unterscheidung ist wichtig, da im Rahmen der
Sicherheitsverwaltung die DSGVO, im Rahmen der Sicherheitspolizei jedoch die Richtlinie (EU)
2016/680 des Europdischen Parlaments und des Rates zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustindigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung,
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien
Datenverkehr und zur Authebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1, ABIL. L 119 vom 04.05.2016 S. 89
bzw. in deren Umsetzung das Bundesgesetz zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz — DSG), BGBI. I Nr. 120/2017 zur Anwendung kommt.
Durch die Konkretisierung auf die ,,Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit®,
die den Einsatz der Mittel nach Abs.2 unmittelbar erforderlich machen konnen, sollen
Fehlinterpretationen hinsichtlich der Anwendbarkeit der jeweiligen Bestimmungen vermieden werden.

Zu Art. 86 Z 3 (§ 12a Abs. 2 GrekoG):

Da in § 12a Befugnisse hinsichtlich Identitétsfeststellung und erkennungsdienstliche Behandlung
beinhaltet sind, wird auf die Mitwirkungspflicht, die entsprechenden Definitionen zum Erkennungsdienst
sowie auf eine Vorschrift zur physischen Loschung von Daten im Sicherheitspolizeigesetz (SPG)
verwiesen. Die genannten Bestimmungen finden sich in einem Teil des SPG, welcher sich auf die
Verwendung von Daten im Rahmen der Sicherheitspolizei regelt, es wird daher in § 12a Abs. 2
angeordnet, dass an die Stelle der Sicherheitsbehorden (im Rahmen der Sicherheitspolizei), die nach dem
Grenzkontrollgesetz zustdndigen Behdrden (§ 8 Abs. 1 GrekoG) treten.

Zu Art. 86 Z 4 (§ 12a Abs. 3 Z 1 und 2 GrekoG):

Bei den vorgeschlagenen Anderungen handelt sich um die Bereinigung eines legistischen Versehens und
um eine terminologische Anpassung an die DSGVO.

Zu Art. 86 Z.5 (§ 12a Abs. 7 GrekoG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der Anpassung der fiir die erkennungsdienstliche Behandlung
geltenden Voraussetzungen an die Vorgaben der DSGVO. Da eine erkennungsdienstliche Behandlung
auch die Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger und damit die Verarbeitung einer besonderen
Kategorie personenbezogener Daten umfassen kann, sind geméf Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO spezifische
grundrechtsschiitzende MafBnahmen zu Gunsten des Betroffenen vorzusehen. Es wird daher
vorgeschlagen, die Vornahme der erkennungsdienstlichen Behandlung, soweit sie insbesondere auch die
Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger umfasst, ausschlieBlich geeigneten und besonders
geschulten Bediensteten der Behorde vorzubehalten. Handelt es sich bei diesen Bediensteten um Beamte
oder Vertragsbedienstete, ergibt sich die Verschwiegenheitspflicht jeweils unmittelbar aus § 46 des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG), BGBIL.  Nr.333/1979, oder §§5 oder 79 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948  (VBG), BGBI. Nr.86/1948. Die  Durchfiihrung einer
erkennungsdienstlichen Behandlung durch Bedienstete, fiir die weder die Vorschriften des BDG noch des
VBG zur Anwendung kommen, darf nur erfolgen, sofern auch diese in Bezug auf die Durchfiihrung
erkennungsdienstlicher =~ Behandlungen etwa im  Rahmen  der  Unterzeichnung  einer
Verschwiegenheitserkldrung zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Weiters wird die Durchfiihrung
einer erkennungsdienstlichen Behandlung — nach dem bewéhrten Vorbild des § 13 FPG — durch Verweis
auf die Achtung der Menschenwiirde und mdglichste Schonung der Person ausdriicklich dem
VerhidltnismaBigkeitsgrundsatz unterstellt.
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Zu Art. 86 Z 6 und Z 7 (Uberschrift zu § 15 und § 15 Abs. 1 Z 1 GrekoG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der Anpassung an die Terminologie der DSGVO.
Zu Art. 86 Z 8 (§ 15 Abs. 1 Z 2 GrekoG):

Hierbei handelt es sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens.

Zu Art. 86 Z 9 (§ 15 Abs. 2 bis 5 GrekoG):

Durch die vorgeschlagenen Abs. 2 bis 4 wird auch fiir die nach dem Grenzkontrollgesetz verarbeiteten
Daten das Widerspruchsrecht, das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung und das Auskunftsrecht der
Betroffenen (Art. 21, 18 und 15 DSGVO) eingeschrénkt.

Gemail Art. 21 Abs. 1 DSGVO haben Betroffene grundsitzlich das Recht, aus Griinden, die sich aus ihrer
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus haben Betroffene gemall Art. 18 Abs. 1 DSGVO das
Recht, unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrankung der Verarbeitung zu verlangen. Ein
solches, den Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht sowie
das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung konnen jedoch gemill Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung
eines in Abs. 1 lit. a bis j leg. cit. genannten Zweckes durch nationale Bestimmungen beschrankt werden,
sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhdltnisméBig ist. Von der Moglichkeit einer solchen
Beschrinkung wird durch den vorgeschlagenen Abs. 2 Gebrauch gemacht. Fiir einen geordneten Vollzug
des Grenzkontrollwesens (Verordnung (EU) 2016/399 in der Fassung VO (EU) 2017/458 und des
Grenzkontrollgesetzes) wie auch des Asyl- und Fremdenwesens ist die Verarbeitung personenbezogener
Daten von Reisenden bzw. Fremden in dem gesetzlich vorgesehenen Malie unerldsslich. Eine
Grenzkontrolle kdnnte ohne Abgleich der personenbezogenen Daten mit den entsprechenden
Datenbanken nicht ordnungsgemall vollzogen werden und liegt damit an der Verarbeitung
personenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz stets ein iiberwiegendes offentliches Interesse vor.
Es ist daher erforderlich und sachgerecht, einen generellen Ausschluss des Widerspruchsrechts nach
Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung gemifl Art. 18 DSGVO fiir alle
nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen.

Eine Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass
im Falle eines Widerspruchs durch den Betroffenen eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr erfolgen diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1
lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung gemél
Art. 18 Abs. 1 lit.a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein
Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher
Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Zur
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit als allgemeines 6ffentliches Interesse und zur
Sicherstellung der mit der Verarbeitung personenbezogener Daten von Fremden bzw. Reisenden
verbundenen Kontroll, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen ist die gesetzlich vorgesehene
Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behdrden iibertragenen Aufgaben jedoch — bis
zu deren gesetzlich vorgesehener Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Ist die Verarbeitung
hingegen unrechtmidBig bzw. bendtigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an o6ffentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlielich rechtméfig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemiafl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt. Der generelle Ausschluss des Widerspruchsrechtes sowie des Rechts auf Einschrinkung der
Verarbeitung, welche auch nach geltender Rechtslage nicht vorgesehen sind, ist daher unerlésslich.

Im Ubrigen wird ebenso wie zur Einschrinkung des Auskunftsrechtsrechts (Art. 15 DSGVO) geméif den
vorgeschlagenen Abs. 3 und 4 auf die Erlduterungen zu § 23 Abs. 3 bis 5 BFA-VG verwiesen.

Der vorgeschlagene Abs. 5 entspricht dem Abs. 2 der geltenden Rechtslage.
Zu Art. 86 Z 10 (§ 18 Abs. 10 GrekoG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.
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Zu Art. 87 (Anderung des Staatsbiirgerschaftsgesetzes 1985)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 11 Abs. 1 Z 1 B-VG (,,Staatsbiirgerschaft*).

Zu Art. 87 Z 1 und 7 (§§ 39a Abs. 1 bis 4 und 56b Abs. 4 StbG):

Die vorgeschlagenen Anderungen in § 39a Abs. 1 und § 56b Abs. 4 dienen zuniichst der terminologischen
Anpassung an die DSGVO. Der Begriff der Verarbeitung (bzw. des Verarbeitens) personenbezogener
Daten umfasst gemdl Art.4 Z2 DSGVO sowohl die Verwendung als auch die Speicherung
personenbezogener Daten. Werden personenbezogene Daten Dritten zur Verfiigung gestellt — nach
bisheriger Rechtslage durch die Begriffe ,,iiberlassen oder ,,iibergeben” zum Ausdruck gebracht — soll
kiinftig in einheitlicher Weise der Begriff ,,libermitteln“ verwendet werden.

Durch die vorgeschlagenen Abs.2 bis 4 wird auch fiir die nach dem Staatsbiirgerschaftsgesetz 1985
verarbeiteten Daten das Widerspruchsrecht, das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung sowie das
Auskunftsrecht der Betroffenen (Art. 21, 18 und Art. 15 DSGVO) eingeschrénkt.

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO haben Betroffene grundsitzlich das Recht, aus Griinden, die sich aus ihrer
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen
Daten Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus haben Betroffene gemal Art. 18 Abs. 1 DSGVO das
Recht, unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen. Ein
solches, den Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht sowie
das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung konnen jedoch gemil3 Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung
eines in Abs. 1 lit. a bis j leg. cit. genannten Zweckes durch nationale Bestimmungen beschrénkt werden,
sofern eine solche Beschrinkung notwendig und verhéltnisméafig ist. Von einer solchen Beschrankung
wird im vorgeschlagenen § 39a Abs. 2 Gebrauch gemacht. Im Hinblick auf die zahlreichen Rechte und
Pflichten, die an die Osterreichische Staatsbiirgerschaft ankniipfen, insbesondere das Wahlrecht, die
Berechtigung zur Teilnahme an Volksbegehren und Volksabstimmungen sowie die Wehrpflicht, liegt es
stets im iiberwiegenden 6ffentlichen Interesse, dass das Bestehen oder Nichtbestehen der sterreichischen
Staatsbiirgerschaft zu jeder Zeit richtig und zweifelsfrei, also unter Beriicksichtigung der vollstdndigen
dafiir maBgeblichen Datenlage beauskunftet werden kann. Eine solche Beauskunftung, deren Stellenwert
auch durch die umfassenden Mitteilungs- und Informationspflichten geméaf §§ 55, 56 und 56¢ Abs. 2 zum
Ausdruck kommt, setzt die Liickenlosigkeit und Vollstindigkeit der nach diesem Bundesgesetz
verarbeiteten personenbezogenen Daten voraus. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, einen
generellen Ausschluss des Widerspruchsrechts nach Art. 21 DSGVO sowie des Rechts auf Einschrinkung
der Verarbeitung gemil Art. 18 DSGVO fiir alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten
personenbezogenen Daten vorzusehen.

Eine Einzelfallabwagung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass
im Falle eines Widerspruchs durch den Betroffenen eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr erfolgen diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1
lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung gemaf
Art. 18 Abs. 1 lit.a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte kdnnte ein
Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher
Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Aus den
oben angefiihrten Griinden ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten zur
Erfillung der den Behorden iibertragenen Aufgaben jedoch —bis zu deren gesetzlich vorgesehener
Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Ist die Verarbeitung hingegen unrechtmifBig bzw. bendtigt
der Verantwortliche die Daten nicht lédnger, sind die personenbezogenen Daten angesichts der strengen
Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten Anspruchs an dffentlich-rechtliche Register oder
Dateisysteme, ausschlieBlich rechtméafig verarbeitete personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu
16schen und soll es nicht moglich sein, dass der Betroffene lediglich die Einschrinkung der Verarbeitung
gemall Art. 18 Abs.1 lit.tb und lit.c¢ DSGVO verlangt. Der generelle Ausschluss des
Widerspruchsrechtes sowie des Rechts auf Einschrdnkung der Verarbeitung, welche auch nach geltender
Rechtslage nicht vorgesehen sind, ist daher unerlésslich.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts bzw. des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung
einschldgigen Vorgaben des Art. 23 Abs. 2 DSGVO wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben
sich aus den gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem
Bundesgesetz fiir den Ausschluss der Rechte geméfl Art. 18 und 21 DSGVO insbesondere sowohl der
Umfang der vorgenommenen Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen
Daten als auch die fiir deren Verarbeitung Verantwortlichen und Zwecke sowie die jeweiligen
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Speicherfristen. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die Verarbeitung von
personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstidndlich ausschlieBlich auf jene Daten, die in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in rechtskonformer Weise
verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie
des Rechts auf Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie
betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmifig verarbeiteten personenbezogenen
Daten oder personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und
Loschung gemidfB den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte
gemil Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher kein Rechtsschutzdefizit und stellt die
Bestimmung eine ausgewogene Abwégung zwischen den administrativen Interessen und dem Schutz der
Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und unrechtméBig verarbeiteter Daten dar.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h DSGVO ist im letzten
Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise iiber den Ausschluss des Widerspruchsrechts
sowie des Rechts auf Einschrankung der Verarbeitung zu informieren sind. Ausdriicklich steht es den
Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden einzelnen Betroffenen individuell, sondern
an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die Information kann daher auch in allgemeiner
Weise erteilt werden (z. B. auf der Homepage).

Zur Einschriankung des Auskunftsrechtsrechts (Art. 15 DSGVO) gemal} den vorgeschlagenen Abs. 3 und
4 wird auf die Erlauterungen zu § 23 Abs. 4 und 5 BFA-VG verwiesen.

Aufgrund der Einfligung der neuen Abs.2 bis 4 dndern sich zudem die Absatzbezeichnungen der
bisherigen Abs. 2 bis 7 des § 39a.

Zu Art. 87 Z 2 (§ 39a Abs. 5 StbG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der Anpassung der fiir die erkennungsdienstliche Behandlung
geltenden Voraussetzungen an die Vorgaben der DSGVO. Da eine erkennungsdienstliche Behandlung
auch die Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger und damit die Verarbeitung einer besonderen
Kategorie personenbezogener Daten iSd DSGVO umfassen kann, sind geméf Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO
spezifische grundrechtsschiitzende Mallnahmen zu Gunsten des Betroffenen vorzusehen. Es wird daher
vorgeschlagen, die Vornahme der erkennungsdienstlichen Behandlung, soweit sie insbesondere auch die
Abnahme von Papillarlinienabdriicken der Finger umfasst, ausschlieBlich geeigneten und besonders
geschulten Bediensteten der Staatsbiirgerschafts- und Vertretungsbehorden vorzubehalten. Handelt es
sich bei diesen Bediensteten um Beamte oder Vertragsbedienstete, ergibt sich die
Verschwiegenheitspflicht jeweils unmittelbar aus § 46 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG),
BGBI. Nr.333/1979, oder §§5 oder 79 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 (VBG), BGBI.
Nr. 86/1948. Die Durchfithrung einer erkennungsdienstlichen Behandlung durch Bedienstete, fiir die
weder die Vorschriften des BDG noch des VBG zur Anwendung kommen, darf nur erfolgen, sofern auch
diese in Bezug auf die Durchfiihrung erkennungsdienstlicher Behandlungen etwa im Rahmen der
Unterzeichnung einer Verschwiegenheitserkldrung zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Weiters wird
die Durchfiihrung einer erkennungsdienstlichen Behandlung — nach dem bewéhrten Vorbild des § 13 FPG
— durch Verweis auf die Achtung der Menschenwiirde und moglichste Schonung der Person ausdriicklich
dem VerhéltnismaBigkeitsgrundsatz unterstellt.

Zu Art. 87 Z.3 (§ 39a Abs. 6 StbG):

Die Adaptierung der Verweise auf das SPG betreffend die erkennungsdienstliche Behandlung erfolgt auf
Grund des neu eingefiihrten Datenschutzregimes.

Zu Art. 87 Z 4 (§ 56a Abs. 1 StbG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die DSGVO. Die Verwendung
des Begriffes des ,Informationsverbundsystems® gemil §4 Z 13 des Datenschutzgesetzes 2000
(DSG 2000) ist kiinftig nicht mehr vorgesehen. An dessen Stelle tritt der Begriff der ,,gemeinsam
Verantwortlichen (Art. 26 Abs. 1 DSGVO), welche (gemeinsam) die Zwecke und Mittel zur
Datenverarbeitung festlegen. In Bezug auf das Zentrale Staatsbiirgerschaftsregister (ZSR) sind folglich
gemdl Abs. 1 die Evidenzstellen (§ 49 Abs. 2) gemeinsam Verantwortliche im Sinne der DSGVO. Wie
bereits nach bisheriger Rechtslage hat jede Evidenzstelle Zugriff auf den Gesamtbestand der im ZSR
verarbeiteten Daten, unabhéngig davon, welche Evidenzstelle die Daten im Register zur Verfiigung
gestellt hat.

Zu Art. 87 Z 5 (§ 56a Abs. 1a StbG):

Hinsichtlich der Erfiillung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstigen
Pflichten nach den Bestimmungen der DSGVO sieht die Verordnung fiir gemeinsam Verantwortliche in
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Art. 26 Abs. | Satz 2 vor, dass die Zustindigkeitsverteilung beziiglich der Wahrnehmung dieser Pflichten
unter den Verantwortlichen in einer Vereinbarung festzulegen ist, sofern eine entsprechende
Aufgabenverteilung unter den Verantwortlichen nicht bereits durch Rechtsvorschriften der Union oder
der Mitgliedstaaten erfolgte. Vor diesem Hintergrund sieht der vorgeschlagene Abs. la vor, dass jeder
Verantwortliche — dh. jede Evidenzstelle — die oa. Pflichten nur in Bezug auf jene Personen zu erfiillen
hat, deren personenbezogenen Daten er selbst verarbeitet. Eine derartige Zustiindigkeitsverteilung
erscheint zweckmifig, da jener Verantwortliche, der die personenbezogenen Daten des Betroffenen
verarbeitet, am ehesten zu beurteilen vermag, ob ein derartiges Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-,
Loschungs- oder sonstiges Begehren gerechtfertigt ist. Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich
um eine Zustindigkeitsnorm. Die Regelungen der DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben
genannten Anspriiche und Pflichten gemif3 Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der
Betroffene demnach zB. das Recht auf Loschung (Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den gemél dem
ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein
Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs.3 DSGVO zur Anwendung gelangt, wobei vor allem der
Ausnahmetatbestand gemal lit. b leg. cit. einschligig sein wird. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis
seiner Identitdt ein Recht nach der DSGVO gegeniiber einem unzustidndigen Verantwortlichen wahr, ist er
gemil dem letzten Satz des neuen Abs. la an den zustdndigen Verantwortlichen zu verweisen.

Zu Art. 87 Z 6 (§ 56a Abs. 2 StbG):

Durch die Anderungen in Abs. 2 wird den Vorgaben der DSGVO entsprochen. Beim Auftragsverarbeiter
handelt es sich um einen Dritten, der personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen
verarbeitet (Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 DSGVO). Als solcher entspricht er im Wesentlichen
dem Dienstleister gemdl § 4 Z5 DSG 2000 und —soweit es sich bei der Datenanwendung um ein
Informationsverbundsystem handelt — dem Betreiber gemif3 § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen
ibte in Bezug auf das ZSR bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne
groBtmoglicher Kontinuitit angezeigt ist, ihm kiinftig die Funktion des Auftragsverarbeiters zu
iibertragen. Dariiber hinaus darf er wie bisher weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zur terminologischen Anderung im letzten Satz des Abs. 2 siehe die Erliuterungen zu §§ 39a Abs. 1 und
56b Abs. 4.

Zu Art. 87 Z 8 (§ 56b Abs. 6 SthG):

Es wird Kklargestellt, dass es sich bei der Abkiirzung ,ZPR“ um das in §44 des
Personenstandsgesetzes 2013 (PStG 2013) geregelte ,,Zentrale Personenstandsregister handelt.

Zu Art. 87 Z 9 (§ 56b Abs. 8 SthG):

Die DSGVO enthélt keine Bestimmung iiber Protokollierungsvorschriften, innerstaatliche Regelungen
sind daher zuldssig. Da die Protokollierungsvorschriften des § 14 DSG 2000 entfallen, sind in jedem
Materiengesetz  gesonderte  Protokollierungsvorschriften vorzusehen um ein gleichbleibendes
Datenschutzniveau zu gewahrleisten. Dies erfolgt im StbG durch den vorgeschlagenen § 56b Abs. 8.

Zu Art. 87 Z.10 (§ 64a Abs. 27 StbG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten.
Zu Art. 87 Z 11 (§ 66 Abs. 1 lit. ¢ StbG):

Hierbei handelt es sich lediglich um eine Verweisanpassung.

Artikel 88 (Anderung des Sicherheitspolizeigesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit*).

Allgemeines:

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DS-RL sowie deren
innerstaatliche Umsetzung durch das 3. Hauptstiick des Datenschutzgesetzes.

Der Begriff der ,,Verarbeitung* personenbezogener Daten bedeutet geméll § 36 Abs.2 Z2 DSG (bzw.
Art. 3 Z 1 DS-RL) jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede
solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen,
die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Verdnderung, das Auslesen, das
Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der
Bereitstellung, den Abgleich oder die Verkniipfung, die Einschrinkung, das Loschen oder die
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Vernichtung. Indem die ,,Verarbeitung* auch die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine
andere Form der Bereitstellung beinhaltet, entspricht sie damit dem bisher in §4 Z 8 DSG 2000
definierten Begriff der ,,Verwendung® personenbezogener Daten. Zum anderen soll von diesem Begriff
auch das ,,Ermitteln* personenbezogener Daten als Unterfall des ,,Verarbeitens von Daten™ iSd § 4 Z 9
DSG 2000 erfasst sein, sodass der Begriff des ,Verarbeitens“ nunmehr auch das Ermitteln und
Weiterverarbeiten einbezieht, soweit die Erwdhnung des Ermittelns im Sinne des Ermittlungsdienstes
nicht explizit erforderlich erscheint.

Dem Begriff der ,,Datenanwendung® (§4 Z7 DSG 2000) entspricht nunmehr der Terminus der
,Datenverarbeitung*.

Dem ,,Auftraggeber* einer Datenanwendung (§ 4 Z 4 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich des
DSG gemilB § 36 Abs. 2 Z 8 und § 47 DSG (bzw. der DS-RL gemiB Art. 3 Z 8 und 21 Abs. 1 DS-RL)
der ,,Verantwortliche” bzw. ,,gemeinsam Verantwortliche* einer Datenverarbeitung.

Dem ,,Dienstleister” (§ 4 Z 5 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich des DSG geméal § 36 Abs. 2
Z 9 in Verbindung mit § 48 DSG (bzw. der DS-RL gemiB Art. 3 Z 9 in Verbindung mit Art. 22 DS-RL)
der ,,Auftragsverarbeiter”. Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortlichen, so arbeitet dieser
gemil § 48 DSG nur mit Auftragsverarbeitern, die hinreichend Garantien dafiir bieten, dass geeignete
technische und organisatorische Maflnahmen so durchgefiihrt werden, dass die Verarbeitung im Einklang
mit den Anforderungen des Datenschutzgesetzes erfolgt und den Schutz der Rechte der betroffenen
Person gewihrleistet. Der ,,Auftragsverarbeiter im Sinne des DSG entspricht im Wesentlichen dem
,Dienstleister gemil §4 Z5 DSG 2000 und —soweit es sich bei der Datenanwendung um ein
Informationsverbundsystem handelt — dem Betreiber geméf § 50 Abs. 1 DSG 2000.

Dem DSG sowie der DS-RL sind der Begriff des ,Informationsverbundsystems® (bisher § 4 Z 13
DSG 2000) nicht mehr bekannt; dieser wird nunmehr durch die Datenverarbeitung durch ,,gemeinsam
Verantwortliche (§ 47 DSG bzw. 21 Abs. 1 DS-RL) ersetzt. Diese erfasst den Fall, dass mehrere
Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel einer Datenverarbeitung festlegen. Materielle
Anderungen gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine Einschrinkung des Grundsatzes,
dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der in der gemeinsamen
Datenverarbeitung verarbeiteten Daten — unabhéingig davon, welcher Verantwortliche sie im Einzelfall
urspriinglich zur Verfiigung gestellt hat — offensteht, ist damit nicht verbunden.

Zu Art. 88 Z 1 bis 7 (Inhaltsverzeichnis):
Es handelt sich um die erforderlichen Anpassungen des Inhaltsverzeichnisses.
Zu Art. 88 Z 8 (§ 7 Abs. 4 SPG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen im Wesentlichen der Anpassung an die Vorgaben der
unmittelbar anwendbaren DSGVO. Um die geistige und korperliche Eignung von Aufnahmewerbern in
den Exekutivdienst und von Bewerbern fiir bestimmte Verwendungen beurteilen zu koénnen, durften
schon bislang — unter Einbindung von Polizeidrzten als medizinische Sachverstindige — auch
Gesundheitsdaten verarbeitet werden, soweit diese zur Beurteilung der Eignung fiir den Exekutivdienst
erforderlich sind. Da es sich hierbei nicht um die Verarbeitung von Daten zum Zwecke der Verhiitung,
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung gemifl DS-
RL handelt, unterfallen diese dem Rechtsschutzsystem der DSGVO.

Gesundheitsdaten sind nach der Definition des Art. 4 Z 15 DSGVO personenbezogene Daten, die sich auf
die korperliche oder geistige Gesundheit einer natiirlichen Person, einschlieBlich der Erbringung von
Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen iiber deren Gesundheitszustand
hervorgehen. Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist im gegenstindlichen Fall in Erfiillung des
Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO fiir die Wahrnehmung der im 6ffentlichen Interesse liegenden Aufgabe der
Aufrechterhaltung der o6ffentlichen Ordnung und Sicherheit durch korperlich und geistig geeignete
Organe erforderlich. Da Gesundheitsdaten jedoch auch besondere Kategorien von personenbezogenen
Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 DSGVO darstellen, ist deren Verarbeitung nur bei Vorliegen
bestimmter Fille entsprechend Art. 9 Abs. 2 DSGVO zuléssig. Die Verarbeitung der Gesundheitsdaten ist
im gegebenen Zusammenhang fiir die Beurteilung der Arbeitsfdhigkeit des Beschiftigten erforderlich
(Art. 9 Abs.2 lit. h DSGVO). Die Verarbeitung zu diesem Zweck ist zuldssig, da diese Daten
entsprechend Art. 9 Abs. 3 DSGVO von Fachpersonal (oder unter dessen Verantwortung) verarbeitet
werden, welches Berufsgeheimnispflichten unterliegt. Kiinftig ist deren Verarbeitung somit nach
MaBgabe des Art. 9 Abs. 2 lit. h in Verbindung mit Abs. 3 DSGVO zuléssig.

Im Ubrigen handelt es sich um eine redaktionelle Bereinigung.
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Zu Art. 88 9 und 10 (§ 13a SPG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen hauptsichlich der terminologischen Anpassung an die DS-
RL sowie deren innerstaatliche Umsetzung durch das 3. Hauptstiick des Datenschutzgesetzes.

Zu Abs. 3: Die Datensicherheit von Aufzeichnungen, die nach Abs. 3 zum Zwecke der Dokumentation
von Amtshandlungen vorgenommen werden, erfolgte bislang nach den Bestimmungen des § 14
DSG 2000, welchem nunmehr im Wesentlichen § 54 DSG entspricht. Dieser verpflichtet den
Verantwortlichen sowie den Auftragsverarbeiter dazu, unter Beriicksichtigung des Stands der Technik,
der Implementierungskosten und der Art, des Umfangs, der Umstéinde und der Zwecke der Verarbeitung
sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos fiir die Rechte und
Freiheiten natiirlicher Personen geeignete technische und organisatorische Maflnahmen zu treffen, um ein
dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu gewihrleisten.

Da im Rahmen von Aufzeichnungen von Amtshandlungen jedoch auch personenbezogene Daten
verarbeitet werden konnen, die nicht vom Zwecke der DS-RL und damit des 3. Hauptstiicks des DSG
erfasst sind — etwa bei Aufzeichnungen im Rahmen von Demonstrationen oder der Dokumentation von
Handlungen der ersten allgemeinen Hilfeleistungspflicht —, unterliegen die Datensicherheitsmafinahmen
in solchen Fillen den Bestimmungen der unmittelbar zu Anwendung kommenden DSGVO.

Zu Abs. 4: Bislang erfolgte die Protokollierung von Dokumentationen iSd § 13a — insbesondere die
Speicherdauer — nach den Vorgaben des § 14 DSG. Dieser sah in Abs.5 eine generelle
Aufbewahrungsfrist fiir Protokolldaten vor, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet war.
Eine solche Bestimmung findet sich jedoch nicht mehr im DSG, sodass mit dem vorgeschlagenen Abs. 4
eine solche Aufbewahrungsfrist von drei Jahren normiert wird.

Zu Art. 88 Z 11, 12, 14, 21, 22, 24 bis 26, 33 bis 37, 45, 46, 51, 53, 55, 58 und 61 bis 63 (§ 35a Abs. 5,
Uberschrift des 4. Teils, § 52, § 53b, § 54 Abs. 5, 6 und 7, § 55 Abs. 4, § 55a Abs. 4, § 55b Abs. 1,
§57,§ 58,8 60 Abs. 2, § 61,§ 67,§ 69 Abs. 2, § 71 Abs. 5, § 75 Abs. 2, § 91c Abs. 2 und § 91d Abs. 3
SPG):

Es handelt sich um die Anpassung an die Terminologie des DSG, ohne eine materielle Anderung der
bestehenden Rechtslage herbeizufiihren.

Zu Art. 88 Z. 13 (§ 51 SPG):
Die Anderungen dienen der Anpassung an die §§ 39 und 48 DSG.

Zu Abs. 1: Der Begriff der ,sensiblen Daten* gemil §4 Z2 DSG 2000 wurde nunmehr durch den
Begriff der ,besonderen Kategorien personenbezogener Daten” gemil § 39 DSG (Art. 10 DS-RL)
ersetzt. Hiervon erfasst sind personenbezogene Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft,
politische ~ Meinungen,  religiose  oder  weltanschauliche =~ Uberzeugungen  oder  die
Gewerkschaftszugehorigkeit hervorgehen, sowie genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen
Identifizierung einer natiirlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der
sexuellen Orientierung einer natiirlichen Person. Die Verarbeitung solcher Kategorien von Daten fiir die
Zwecke des 3. Hauptstiicks des DSG — und damit fiir Zwecke der Sicherheitspolizei — ist dann zuldssig,
wenn die Verarbeitung unbedingt erforderlich ist, wirksame MaBnahmen zum Schutz der Rechte und
Freiheiten der betroffenen Personen getroffen werden und — sofern der Betroffene die Daten nicht
offensichtlich selbst 6ffentlich gemacht hat — die Verarbeitung gesetzlich vorgesehen ist. Durch die
Anderung des zweiten Satz des Abs. 1 soll das Erfordernis der Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Rahmen der Sicherheitspolizei erfiillt werden. Eine
solche ist — entsprechend der datenschutzrechtlichen Vorgaben — zuldssig, wenn dies zur Erfiillung der
Aufgaben im Rahmen der Sicherheitspolizei unbedingt erforderlich ist; wie bislang sind angemessene
Vorkehrungen zur Wahrung der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen zu treffen. Einer
ausdriicklichen Anordnung, dass bei der Verarbeitung strafrechtlich relevanter Daten angemessene
Vorkehrungen zur Wahrung ebendieser Interessen getroffen werden miissen, bedarf es kiinftig nicht.
Handelt es sich um strafrechtlich relevante Daten, so geschieht die Verarbeitung im Rahmen des SPG
regelmédfig auf Grundlage des 3. Hauptstiicks des DSG bzw. der DS-RL, wodurch bereits besondere
MaBnahmen bei der Datenverarbeitung vorgesehen sind.

Mit der Regelung des Abs. 1 zweiter Satz soll klargestellt sein, dass die Verarbeitung besonderer
Kategorien personenbezogener Daten im Rahmen der Aufgabenerfiillung der Sicherheitspolizei bei
unbedingter Erforderlichkeit zuldssig ist; es bedarf grundsdtzlich keiner zusétzlichen ausdriicklichen
Erméchtigungen. Soll die Verarbeitung solcher besonderen Daten jedoch nicht in jedem Fall — etwa nur
zu bestimmten Zwecken oder nur bei bestimmten Kategorien — zuldssig sein, wird dies durch
ausdriickliche Erwdhnung der besonderen Fille deutlich gemacht. So ist etwa im Rahmen der
Vertrauenspersonenevidenz gemifl § 54b die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener
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Daten ausdriicklich nur zu den Zwecken zur Verhinderung von Gefahrdungen der Betroffenen und zur
Bewertung der Vertrauenswiirdigkeit der Informationen zuléssig. Demgegeniiber sicht etwa § 53a Abs. 2
den Fall der Einschrinkung auf bestimmte Kategorien vor, indem die Daten, die verarbeitet werden
diirfen, taxativ genannt werden. Soweit bestimmte besondere Kategorien von den aufgezédhlten
Datenarten erfasst sind, konnen diese auch im Rahmen des § 53a Abs. 2 verarbeitet werden — andere,
nicht von der Aufzéhlung erfasste, besondere Kategorien hingegen nicht. Durch § 51 Abs. 1 zweiter Satz
soll diese abschlieBende Aufzéhlung keine Erweiterung erfahren.

Sofern nicht ausdriicklich anderes angeordnet wird, finden auf das Verarbeiten personenbezogener Daten
die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes Anwendung. Die Anforderungen des § 43 Abs. 1 DSG
werden insbesondere durch die gesetzliche Grundlage fiir die Datenverarbeitungen im SPG erfiillt.

Zu Abs. 3: Durch den neu vorgeschlagenen Abs. 3 soll im Allgemeinen normiert werden, dass die Rolle
des Auftragsverarbeiters fiir alle Datenverarbeitungen nach dem SPG dem Bundesminister fiir Inneres
zukommen soll; es ist jedoch moglich, gesonderte Regelungen vorzusehen. Der Auftragsverarbeiter im
Sinne des DSG entspricht im Wesentlichen dem ,,Dienstleister” gemif § 4 Z 5 DSG 2000 und — soweit es
sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt — dem ,,Betreiber gemaf § 50
Abs. 1 DSG 2000. Damit kommt gemal Abs. 3 die Funktion des Betreibers nunmehr ausdriicklich dem
Bundesminister fiir Inneres in seiner Funktion als Auftragsverarbeiters zu, sofern nicht ausdriicklich
anderes angeordnet wird.

§ 48 Abs. 2 DSG sieht vor, dass ein Auftragsverarbeiter keinen weiteren Auftragsverarbeiter in Anspruch
nehmen kann, ohne eine vorherige gesonderte schriftliche Genehmigung des Verantwortlichen eingeholt
zu haben. Diese Vorschrift ist jedoch enger als die unionsrechtlichen Vorgaben des Art. 22 Abs. 2 DS-
RL, welche es dem Verantwortlichen ermoglicht, eine allgemeine schriftliche Genehmigung fiir die
Inanspruchnahme weiterer Auftragsverarbeiter zu erteilen. Im diesem Fall hat der Auftragsverarbeiter den
Verantwortlichen nur iiber jede beabsichtigte Anderung in Bezug auf die Hinzuziehung oder die
Ersetzung anderer Auftragsverarbeiter zu unterrichten. Den unionsrechtlichen Vorgaben entsprechend
soll abweichend von § 48 Abs. 2 DSG auch die Erteilung einer allgemeinen schriftlichen Genehmigung
des Verantwortlichen ermoglicht werden. Aufgrund der verfassungsrechtlichen Weisungsbefugnis des
Bundesministers fiir Inneres als oberste Sicherheitsbehorde ist es ausreichend, bei gemeinsamen
Datenverarbeitungen mit dem Bundesminister fiir Inneres als gemeinsam Verantwortlichen diesen von
beabsichtigten Anderungen iSd Abs. 3 letzter Satz zu unterrichten.

Zu Abs. 4: Die vorgeschlagene Neueinfiihrung eines Abs. 4 dient der Umsetzung des § 47 DSG.

Bislang sah § 50 DSG 2000 die Moglichkeit vor, dass mehrere Auftraggeber gemeinsam ein
Informationsverbundsystem betreiben und damit Daten gemeinsam verarbeiten kdnnen. Nunmehr
normiert § 47 DSG die gemeinsame Verarbeitung, wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die
Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung festlegen. Hierbei fungieren die Verantwortlichen als gemeinsam
Verantwortliche, die ihre jeweiligen Aufgaben nach dem Datenschutzgesetz, insbesondere hinsichtlich
der Wahrnehmung der Rechte Betroffener und wer welchen Informationspflichten gemif3 § 43 DSG
nachkommt, festzulegen haben. Nur sofern und soweit die jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen
nicht gesetzlich normiert sind, hat dies mittels Vereinbarung zu geschehen.

In diesem Sinne soll der vorgeschlagene Abs. 4 gesetzlich die Zustidndigkeiten zwischen den gemeinsam
Verantwortlichen von Datenverarbeitungen auf Grundlage des SPG dahingehend aufteilen, dass
Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach dem
Datenschutzgesetz von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu
erfillen sind, die im Zusammenhang mit den von ihm selbst urspriinglich verarbeiteten Daten stehen.
Dies erscheint zweckméBig, weil der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustindige gemeinsam
Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede
stehenden Daten tatsdchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger Anspruch nach dem
Datenschutzgesetz zukommt. Mochte ein Betroffener ein Recht nach dem Datenschutzgesetz
wahrnehmen, hat er hiefiir seine Identitit nachzuweisen, um missbriauchliche oder unberechtigte
Geltendmachung angeblicher Rechte hintanhalten zu kénnen.

Nimmt ein Betroffener ein Recht gegeniiber einem unzustindigen gemeinsam Verantwortlichen wahr —
somit nicht gegeniiber demjenigen, der seine Daten urspriinglich verarbeitet und damit in die gemeinsame
Datenverarbeitung eingespeichert hat — hat dieser durch Konsultation des zustindigen gemeinsam
Verantwortlichen zu priifen, ob die Unterrichtung des Betroffenen womdglich gemédfl § 43 Abs. 4
aufgeschoben, eingeschriankt oder unterlassen werden soll. Liegt kein solcher Fall vor, ist der Betroffene
gemal} dem letzten Satz des neuen Abs. 4 an den zusténdigen gemeinsam Verantwortlichen zu verweisen.

Begehrt der Betroffene jedoch die Aktualisierung oder Richtigstellung von Namen, Geschlecht, fritheren
Namen, Staatsangehorigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnanschrift, Namen der Eltern oder



120 von 195

Aliasdaten gemil § 59 Abs. 1 zweiter Satz, kann dies von jedem gemeinsam Verantwortlichen
vorgenommen werden. Eine Verweisung auf denjenigen gemeinsam Verantwortlichen, der die Daten
urspriinglich eingespeichert hat, ist in diesem Fall nicht erforderlich. Eine vorgenommene Berichtigung
iSd § 59 Abs. 1 zweiter Satz bewirkt jedoch keine Anderung der Zustindigkeit des urspriinglichen
gemeinsam Verantwortlichen. Werden in Folge weitere Anspriiche iSd DSG geltend gemacht, obliegt
deren Wahrnehmung weiterhin dem urspriinglich gemeinsam Verantwortlichen, auch wenn
zwischenzeitlich eine Berichtigung der Daten iSd § 59 Abs. 1 zweiter Satz von einer anderen
Sicherheitsbehdrde vorgenommen wurde.

Zu Art. 88 Z. 15 (§ 53 SPG):

Es handelt sich um begriffliche Anpassungen an das DSG und redaktionelle Bereinigungen. Der Begriff
des ,,Ermittelns* soll nunmehr vom Terminus des ,,Verarbeitens erfasst sein, sodass es keiner getrennten
Erwdhnung von ,,Ermitteln* und ,,(Weiter-)Verarbeiten™ bedarf und dennoch die materielle Rechtslage
beibehalten wird.

Zu Art. 88 Z 16 bis 20 (§ 53a SPG):
Die Anderungen dienen im Wesentlichen der begrifflichen Anpassung an das DSG.

Zu Abs. 2: Da bereits § 51 Abs. | eine Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung besonderer Kategorien von
Daten im Rahmen der Sicherheitspolizei normiert, bedarf es grundsatzlich keiner weiteren Anfiihrung.
Die Verarbeitung ist dabei natiirlich an die Grenzen und Erfordernisse des § 39 DSG sowie des § 51
Abs. 1 gebunden, sodass diese nur bei unbedingter Erforderlichkeit zuldssig ist. Demgegeniiber sicht etwa
§ 53a Abs. 2 den Fall der Einschrinkung auf bestimmte Kategorien vor, indem die Daten, die verarbeitet
werden diirfen, taxativ genannt werden. Soweit bestimmte besondere Kategorien von den aufgezihlten
Datenarten erfasst sind, konnen diese auch im Rahmen des § 53a Abs. 2 verarbeitet werden — andere,
nicht von der Aufzéhlung erfasste, besondere Kategorien hingegen nicht. Durch § 51 Abs. 1 zweiter Satz
soll diese abschliefende Aufzdhlung keine Erweiterung erfahren.

Zu Abs.5 bis 6: Die sonstigen vorgeschlagenen Anderungen der Abs.5 bis 6 dienen — ohne eine
materielle Anderung der Rechtslage herbeizufiihren — lediglich einer sprachlichen Vereinfachung.

Der Auftragsverarbeiter im Sinne des §36 Abs.2 Z9 DSG entspricht im Wesentlichen dem
,Dienstleister gemiBl §4 Z5 DSG 2000 und —soweit es sich bei der Datenanwendung um ein
Informationsverbundsystem handelt — dem Betreiber geméfl § 50 Abs. 1 DSG 2000. Die Funktion des
Betreibers iibte in Bezug auf die zentrale Datenverarbeitung nach Abs. 5a bisher ausdriicklich das
Bundesamt fiir Verfassungsschutz und Terrorismusbekdmpfung aus. Nunmehr weist § 51 Abs. 3 erster
Satz dem Bundesminister fiir Inneres die Funktion des Auftragsverarbeiters zu, sofern nicht ausdriicklich
anderes angeordnet wird. Da das Bundesamt jedoch eine Organisationseinheit der Sicherheitsbehorde
Bundesminister fiir Inneres ist (vgl. § 1 Abs. 3 Polizeiliches Staatsschutzgesetz in Verbindung mit § 6
Abs. 1) und damit im Innenverhdltnis auch weiterhin mit der faktischen Aufgabe der
Auftragsverarbeitung betraut werden kann, bedarf es keiner von der Generalklausel des § 51 Abs. 3 erster
Satz abweichenden Regelung. Wenngleich nunmehr das Bundesamt nicht mehr ausdriicklich in Abs. Sa
angefiihrt wird, wird damit keine tatsichliche Anderung des aktuellen Rechtsbestands herbeigefiihrt.

Zu Art. 88 Z 23 (§ 54b Abs. 1 und 3 SPG):

Es handelt sich in erster Linie um eine terminologische Anpassung an die neuen Begrifflichkeiten des
DSG. Wie bereits geltend soll auch weiterhin klargestellt sein, dass besondere Kategorien
personenbezogener Daten nur soweit verarbeitet werden diirfen, als dies zur Verhinderung von
Gefahrdungen der Betroffenen und zur Bewertung der Vertrauenswiirdigkeit der Informationen unbedingt
erforderlich ist. § 51 Abs. 1 zweiter Satz soll diese Zweckbeschriankung nicht erweitern.

Da strafrechtsbezogene Daten kiinftig keinem gesonderten Regime unterliegen und auch nicht vom
Begriff der besonderen Kategorien von Daten erfasst sind, sind diese als personenbezogene Daten zu
verarbeiten.

Jede Verarbeitung der in der Vertrauenspersonenevidenz verarbeiteten personenbezogenen Daten ist —
auch weiterhin — zu protokollieren. Da die Protokollierung fiir Datenverarbeitungen im Rahmen der
Sicherheitspolizei nach dem 4. Teil des SPG nunmehr generell in § 63 Abs. 3 normiert ist, bedarf es
keiner gesonderten Bestimmung in § 54b Abs. 3, sodass diese zu entfallen hat. Die Protokollierung
erfolgt kiinftig auf Grundlage des § 63 Abs. 3.

Zu Art. 88 Z 27 bis 32 (§ 56 SPG):

Die Anderungen des Abs. 1 dienen der Anpassung an das DSG, wobei Z 1 lediglich begrifflicher Natur
ist.
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Zu Abs. 1: Die Ubermittlung personenbezogener Daten — unabhingig davon, ob es sich auch um
besondere Kategorien personenbezogener Daten handelt — zur Wahrung lebenswichtiger Interessen einer
Person bedarf entsprechend § 38 DSG keiner ausdriicklichen Rechtsgrundlage mehr. Wenngleich eine
Ubermittlung zu diesem Zweck nunmehr auch ohne gesetzliche Regelung zulissig ist, soll Abs. 1 Z 5 zur
Vermeidung von Rechtsunsicherheiten grundsitzlich beibehalten werden. Da die Ubermittlung jedoch
generell zuldssig ist, unabhdngig von der Einordnung des zu iibermittelnden Datums als besondere
Kategorie, hat der Halbsatz zu den vormals sensiblen Daten zu entfallen.

Die Ubermittlung gemiB Abs. 1 Z 7 fiir Zwecke der wissenschaftlichen Forschung und Statistik ist im
Anwendungsbereich des § 36 Abs. 1 DSG — somit insbesondere fiir Zwecke der Sicherheitspolizei — nach
den Bestimmungen des DSG zuldssig, im Anwendungsbereich der DSGVO nach den unmittelbar
geltenden Bestimmungen dieser. Der Verweis auf die Regelung des § 46 DSG 2000 hat zu entfallen.

Im Ubrigen handelt es sich um eine redaktionelle Ergéinzung.

Zu Abs. 2: Die Regelungen zur Protokollierung finden sich nunmehr gebiindelt in § 63 Abs. 3, sodass
Abs.2 zu entfallen hat. Auch die Bestimmung hinsichtlich automatisierter Abfragen von KFZ-
Kennzeichendaten gemidfB § 54 Abs. 4b findet sich nunmehr § 63 Abs. 3. Diese sind auch weiterhin nur
insoweit zu protokollieren, als es sich um Treffer handelt. Damit bleibt das hohe Niveau des
Datenschutzes fiir Personen, deren KFZ-Kennzeichen zwar durch Kennzeichenerkennungsgeréte erfasst
wurden ohne einen Trefferfall zu bewirken, auch weiterhin aufrecht.

Zu Abs. 3: Abs. 3 regelte bislang die Vorgehensweise bei der Ubermittlung von unvollstindigen oder
unrichtigen Daten; dies ist nunmehr insbesondere § 37 DSG zu entnehmen. Geméll § 37 Abs. 6 DSG
diirfen unrichtige, unvollstidndige, nicht mehr aktuelle oder zu 16schende personenbezogene Daten nicht
iibermittelt werden. Zu diesem Zweck sind die Daten vor einer Ubermittlung soweit moglich
entsprechend zu iiberpriifen. Wird festgestellt, dass personenbezogene Daten {ibermittelt worden sind, die
nicht diesen Anforderungen entsprechen, ist dies dem Empfanger unverziiglich mitzuteilen. Letzterer hat
unverziiglich die Loschung unrechtméBig libermittelter Daten, die Berichtigung unrichtiger Daten, die
Ergénzung unvollstindiger Daten oder eine Einschrinkung der Verarbeitung vorzunehmen (§ 37 Abs. 8
DSG). Hat im umgekehrten Fall der Empféanger Grund zur Annahme, dass tibermittelte personenbezogene
Daten unrichtig, nicht aktuell oder zu 18schen sind, ist dies dem Ubermittler mitzuteilen, welcher
unverziiglich die erforderlichen MaBnahmen zu setzen hat (§ 37 Abs. 9 DSG). Wenngleich diese
Bestimmungen des DSG auch unmittelbar im Rahmen des SPG zur Anwendung kommen, wird im Sinne
der Rechtssicherheit und Verstiandlichkeit des Gesetzes ein Verweis auf § 37 Abs. 8 und 9 DSG
aufgenommen.

Zu Abs.5: Insbesondere zum Zweck der Vermeidung zukiinftiger Ausschreitungen bei
SportgroBveranstaltung ermdglicht Abs. 1 Z 3a die Ubermittlung bestimmter personenbezogener Daten
an den Osterreichischen FuBballbund sowie die Osterreichische FuBball-Bundesliga zur Priifung und
Veranlassung eines Sportstittenbetretungsverbotes. Abs. 5 sieht vor, dass eine solche Ubermittlung nach
Eingehen vertraglicher Verpflichtungen des Osterreichischen FuBballbundes und der Osterreichischen
FuBball-Bundesliga zur Einhaltung bestimmter Sicherheitsmafinahmen zuldssig ist. Die Verarbeitung der
iibermittelten personenbezogenen Daten durch FuBlballbund und Bundesliga erfolgt nicht zu einem Zweck
des 3. Hauptstiicks des DSG, sodass die Bestimmungen der DSGVO unmittelbar zur Anwendung
kommen. Die Anderungen des Abs.5 dienen im Ubrigen der terminologischen Anpassung an die
Begrifflichkeiten der DSGVO.

Zu Art. 88 Z 38 bis 42 (§ 58a, § 58b Abs. 1, § 58¢, § 58d Abs. 1, § 58¢ SPG samt Uberschrift):

Es handelt sich ausschlieBlich um Anpassungen an die Terminologie des DSG, ohne eine materielle
Anderung der bestehenden Rechtslage herbeizufithren. Gemd § 51 Abs. 3 kommt die Funktion des
Betreibers dem Bundesminister fiir Inneres in seiner Funktion als Auftragsverarbeiters zu.

Zu Art. 88 Z 40 (§ 58¢ SPG):
Im Ubrigen wurden redaktionelle Bereinigungen vorgenommen.
Zu Art. 88 Z 41 (§ 58d Abs. 1 SPG):

Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten erfolgt entsprechend § 51 Abs. 1
zweiter Satz.

Zu Art. 88 Z 43, 43a und 44 (§ 59 SPG samt Uberschrift):

Die Anderungen der Uberschrift, des Abs. 1 und 3 dienen in erster Linie der begrifflichen Anpassung an
das DSG.
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In Konkretisierung des § 50 DSG finden sich die Regelungen zur Protokollierung nunmehr gebiindelt in
§ 63 Abs. 3 fiir alle Datenverarbeitungen, unabhéngig davon ob sie lokal oder zentral gefiihrt werden,
sodass Abs. 2 zu entfallen hat. Die Protokollaufzeichnungen sind drei Jahre aufzubewahren und danach
zu l6schen. Die Zuordnung zu einem bestimmten Organwalter ist bei ausschlielich programmgesteuerten
(vormalige Diktion: automatisierten) Abfragen auch weiterhin nicht erforderlich (vgl. Art. 25 Abs. 1 DS-
RL, wonach die Identifizierung der Person, welche die Daten abgefragt oder offengelegt hat, nur so weit
wie moglich zu ermdglichen ist). Von der Protokollierung ausgenommen bleiben automatisierte Abfragen
gemil § 54 Abs. 4b, es sei denn, es handelt sich um einen Trefferfall. Auch die Bestimmung hinsichtlich
automatisierter Abfragen von KFZ-Kennzeichendaten gemill § 54 Abs. 4b findet sich nunmehr in § 63
Abs. 3. Diese sind auch weiterhin nur insoweit zu protokollieren, als es sich um Treffer handelt.

Zu Art. 88 Z. 47 (§ 63 SPG samt Uberschrift):
Die Anderungen der Uberschrift und des Abs. 1 dienen der Anpassung an das DSG.

Die Regelungen zur Protokollierung iSd § 50 DSG finden sich nunmehr gebiindelt in einem neuen Abs. 3
fir alle Datenverarbeitungen, unabhidngig davon ob siec lokal oder zentral gefiihrt werden, wobei
festzuhalten ist, dass die Verarbeitung von Daten innerhalb der Organisationsstruktur des
Verantwortlichen bzw. durch gemeinsam Verantwortliche keine Ubermittlung iSd § 50 DSG darstellt.
Die vormalige Regelung des § 59 Abs. 2 wurde ibernommen, indem die Zuordnung zu einem bestimmten
Organwalter bei ausschlieSlich programmgesteuerten (vormalige Diktion: automatisierten) Abfragen auch
weiterhin nicht erforderlich ist (vgl. Art. 25 Abs. 1 DS-RL, wonach die Identifizierung der Person, welche
die Daten abgefragt oder offengelegt hat, nur so weit wie moglich erforderlich ist, sowie § 59 Abs. 2 alt).
Erfasst von dieser Ausnahmebestimmung sind solche Abfragen, die nicht durch eine Willensbetéitigung
eines Menschen initiiert werden, sondern ausschlieBlich durch ein Computersystem aufgrund seiner
Programmierung vollautomatisch durchgefiihrt werden. Hierbei ist die Zuordnung zu einem bestimmten
Organwalter nicht moglich, da kein Organ, sondern ausschlieBlich ein Computersystem, titig wird. Die
Protokollaufzeichnungen sind drei Jahre aufzubewahren und danach zu 16schen. Auch die Bestimmung
hinsichtlich der ausschlieBlich programmgesteuerten (vormalige Diktion: automatisierter) Abfragen von
KFZ-Kennzeichendaten gemil § 54 Abs. 4b findet sich nunmehr in § 63 Abs. 3. Diese sind auch
weiterhin nur insoweit zu protokollieren, als es sich um Treffer handelt.

Zu Art. 88 Z 48 (§ 64 Abs. 2 SPG):
Die Anderungen dienen der Anpassung an die Bestimmungen des § 36 Abs. 2 Z 12 und 13 DSG.

§ 36 Abs. 2 Z 12 DSG definiert ,,genetische Daten® als personenbezogene Daten zu den ererbten oder
erworbenen genetischen Eigenschaften einer natiirlichen Person, die eindeutige Informationen iiber die
Physiologie oder die Gesundheit dieser natiirlichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse einer
biologischen Probe der betreffenden natiirlichen Person gewonnen wurden; Z 13 beschreibt ,,biometrische
Daten* als mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene Daten zu den physischen,
physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer natiirlichen Person, die die eindeutige
Identifizierung dieser natiirlichen Person ermoglichen oder bestitigen, wie Gesichtsbilder oder
daktyloskopische Daten. Von diesen Begriffen erfasst sind etwa erkennungsdienstliche Maflnahmen wie
die Abnahme von Papillarlinienabdriicken, die Vornahme von Mundh&hlenabstrichen, die Herstellung
von Abbildungen, die Vornahme von Messungen oder die Erhebung von Stimmproben.

Die neue Terminologie des DSG aufgreifend wird die Definition der ,erkennungsdienstlichen
MaBnahmen* iSd SPG als technische Verfahren zur Feststellung von biometrischen oder genetischen
Daten (§ 36 Abs. 2 Z 12 und 13 DSG) sowie die Feststellung duf3erlicher korperlicher Merkmale und die
Erhebung von Schriftproben eines Menschen zum Zweck der Wiedererkennung aktualisiert. Eine
materielle Anderung der bestehenden Rechtslage erfolgt durch die Neutextierung jedoch nicht.

Zu Art. 88 Z 49 und 50 (§ 65 SPG):
Die Anderung des Abs. 2 erfolgt in Anpassung an die Voraussetzungen des Abs. 1.

Da sich die Informations- und Verstindigungspflichten unmittelbar insbesondere aus § 43 DSG ergeben,
hat Abs. 5 keinen origindren Anwendungsbereich und damit zu entfallen. Der Betroffene ist nunmehr
nach den Bestimmungen des DSG (§§ 42 ff DSG) {iber seine Rechte zu informieren.

Im Ubrigen handelt es sich um erforderliche begriffliche Anpassungen an das DSG.
Zu Art. 88 Z 52 (§ 68 SPG samt Uberschrift):

Es handelt sich im Wesentlichen um Anpassungen an die Terminologie des DSG, ohne eine materielle
Anderung der bestehenden Rechtslage herbeizufiihren, sowie um sprachliche Vereinfachungen. Gemil
den Abs. 3 und 4 konnen Sicherheitsbehdrden von Personen, die befiirchten, Opfer eines Verbrechens
bzw. eines Unfalles zu werden, mit deren Einwilligung erkennungsdienstliche Daten ermitteln, um
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gefahrlichen Angriffen gegen Leben oder Gesundheit vorzubeugen bzw. die Identifizierung eines
Leichnams zu erleichtern. Bislang konnten diese Daten nur lokal bei der ermittelnden Sicherheitsbehdrde
gespeichert werden. Um im Anlassfall jedoch tatsdchlich die Erfiillung des Speicherzwecks der
Gefahrenvorbeugung bzw. Identifizierung unabhiangig vom Ort der Gefahr oder des Unfalls sicherstellen
zu konnen, bedarf es einer zentralen Datenverarbeitung. Daher sollen — wie bereits in Abs. 1 vorgesehen —
auch die gemiBl § 68 Abs.3 und 4 ermittelten erkennungsdienstlichen Daten mit Einwilligung des
Betroffenen in der Zentralen erkennungsdienstlichen Evidenz (§ 75) verarbeitet werden konnen.

Zu Art. 88 Z.54 (§ 70 SPG samt Uberschrift):

Neben § 75 zur Zentralen erkennungsdienstlichen Evidenz traf § 70 Bestimmungen zur Aufbewahrung
erkennungsdienstlicher Daten in lokal gefiihrten erkennungsdienstlichen Evidenzen. Damit war es
grundsiétzlich jeder Sicherheitsbehorde ermdéglicht, solche erkennungsdienstlichen Daten, die sie im
Rahmen einer erkennungsdienstlichen Behandlung oder Mafinahme ermittelt hat, in einer lokalen
Datenbank aufzubewahren. Dariiber hinaus konnte der Bundesminister fiir Inneres durch Verordnung die
Grundlage fiir regionale oder iiberregionale Evidenzen spezieller Daten nach Abs. 2 schaffen. Da diese
Rechtsgrundlagen nach den Abs. 1 bis 3 jedoch iiber keine praktische Relevanz mehr verfiigen, sollen
diese bereinigt werden.

Abs. 4 hingegen ermoglicht es, Daten, die von Organen der Sicherheitsbehdrden als
,»(Gelegenheitspersonen — somit insbesondere von Kriminalbeamten, die regelméfig mit der Klarung von
Umstidnden gerichtlich strafbarer Handlungen am Tatort befasst sind — ermittelt wurden, in einer
gesonderten Evidenz zu fithren. Ziel dieser ,,Police-Elimination-Datei ist die Ausscheidung der von
erkennungsdienstlich titigen Beamten hinterlassenen Spuren bei der Tataufkldrung. Diese Bestimmung
steht im Zusammenhang mit § 65 Abs. 2 und § 67 Abs. 1 und erlaubt eine solche Datenermittlung blof3 in
Einzelfillen. § 70 soll nunmehr ausschlieBlich die Grundlage zur Fiihrung einer solchen Police-
Elimination-Datei, somit einer ,,Spurenausscheidungsevidenz* sein. Die Fithrung dieser Evidenz obliegt
dem Bundesminister fiir Inneres als Verantwortlichen. Im Ubrigen handelt es sich lediglich um
terminologische Anpassungen, insbesondere auch an das DSG sowie die Begrifflichkeit der §§ 65 und 67,
und die Berichtigung eines redaktionellen Versehens.

Zu Art. 88 Z.56 (§ 73 Abs. 1 Z 5 SPG):
Die Anderung dient der Anpassung an die Uberarbeitung des § 70.
Zu Art. 88 Z.57 (§ 75 Abs. 1 SPG):

Die Adaptierungen des Abs. 1 dienen der Anpassung an die Anderungen des § 68, der terminologischen
Aktualisierung im Sinne des DSG sowie der sprachlichen Vereinfachung. Kiinftig konnen auch Daten, die
gemil § 68 Abs.3 und 4 zum Zwecke der Vorbeugung gefdahrlicher Angriffe gegen Leben oder
Gesundheit bzw. der Identifizierung von Toten mit Einwilligung des Betroffenen ermittelt wurden, in der
Zentralen erkennungsdienstlichen Evidenz verarbeitet werden.

Zu Art. 88 Z.59 (§ 76 SPG):

Die Anderungen der Abs. 1, 2, 3 und 6 dienen der Anpassung an die Terminologie und Vorgaben des
DSG sowie der redaktionellen Bereinigung. Die Anderungen des Abs. 4 erfolgen in Anpassung an die
Uberarbeitung des § 70.

Zu Art. 88 Z 60 (§ 80 SPG):

Die Anderungen griinden sich auf die Vorgaben des DSG. Indem Informationen gemif § 43 DSG sowie
alle Mitteilungen und MaBnahmen geméaB den §§ 44 und 45 DSG Kkiinftig unentgeltlich zur Verfligung zu
stellen sind, hat Abs. 1 zu entfallen und ist Abs. 2 anzupassen. Im Ubrigen handelt es sich um Anpassung
an die Terminologie und die Bestimmungen des DSG.

Zu Art. 88 Z 61 (§ 90 SPG):

Die Anderung dient der Anpassung an die Vorgaben des DSG, wobei das bisher bestehende Regime nicht
abgeédndert werden soll. Zur Verarbeitung personenbezogener Daten zihlt auch das Erheben, weshalb das
,Ermitteln® personenbezogener Daten prinzipiell von § 90 erfasst ist. Dies gilt allerdings auch weiterhin
dann nicht, wenn die Ermittlung personenbezogener Daten in Form von verwaltungsbehordlicher
Befehls- und Zwangsgewalt, etwa im Rahmen einer zwangsweisen Durchsuchung von Réumen, der
zwangsunterstiitzten Anfertigung von Lichtbildern oder durch zwangsweise Erhebung anderer
erkennungsdienstlicher Daten erfolgt. In diesen Féllen, in denen es um die RechtmidBigkeit der
Befugnisausiibung geht, sollen — wie auch bisher — ausschlieBlich die Landesverwaltungsgerichte zur
Entscheidung nach § 88 Abs. 1 zustindig sein.
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Zu Art. 88 Z 64 (§ 94 Abs. 44 SPG):
Es handelt sich um die erforderlichen Inkrafttretens- und AuB3erkrafttretensbestimmungen.

Artikel 89 (Anderung des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels auf
Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit™).

Allgemeines:

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DS-RL sowie deren
innerstaatliche Umsetzung durch das 3. Hauptstiick des Datenschutzgesetzes.

Der Begriff der ,,Verarbeitung™ personenbezogener Daten bedeutet gemdB § 36 Abs. 2 Z2 DSG (bzw.
Art. 3 Z 1 DS-RL) jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefiihrten Vorgang oder jede
solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen,
die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Verdnderung, das Auslesen, das
Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der
Bereitstellung, den Abgleich oder die Verkniipfung, die Einschrinkung, das Loschen oder die
Vernichtung. Indem die ,,Verarbeitung* auch die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine
andere Form der Bereitstellung beinhaltet, entspricht sie damit dem bisher in §4 Z 8 DSG 2000
definierten Begriff der ,,Verwendung® personenbezogener Daten. Zum anderen soll von diesem Begriff
auch das ,,Ermitteln* personenbezogener Daten als Unterfall des ,,Verarbeitens von Daten™ iSd § 4 Z 9
DSG 2000 erfasst sein, sodass der Begriff des ,,Verarbeitens nunmehr auch das Ermitteln und
Weiterverarbeiten einbezieht, soweit die Erwdhnung des Ermittelns im Sinne des Ermittlungsdienstes
nicht explizit erforderlich erscheint.

Dem Begriff der ,,Datenanwendung® (§4 Z7 DSG 2000) entspricht nunmehr der Terminus der
,Datenverarbeitung*.

Dem ,,Auftraggeber* einer Datenanwendung (§ 4 Z 4 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich des
DSG gemédl § 36 Abs. 2 Z 8 und § 47 DSG (bzw. der DS-RL gemidl3 Art. 3 Z 8 und 21 Abs. 1 DS-RL)
der ,,Verantwortliche” bzw. ,,gemeinsam Verantwortliche* einer Datenverarbeitung.

Dem ,,Dienstleister” (§ 4 Z 5 DSG 2000) entspricht im Anwendungsbereich des DSG gemal3 § 36 Abs. 2
Z 9 in Verbindung mit § 48 DSG (bzw. der DS-RL gemil Art. 3 Z 9 DS-RL) der ,,Auftragsverarbeiter®.
Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortlichen, so arbeitet dieser geméf § 48 DSG nur mit
Auftragsverarbeitern, die hinreichend Garantien dafiir bieten, dass geeignete technische und
organisatorische Mafinahmen so durchgefiihrt werden, dass die Verarbeitung im Einklang mit den
Anforderungen des Datenschutzgesetzes erfolgt und den Schutz der Rechte der betroffenen Person
gewihrleistet. Der ,,Auftragsverarbeiter® im Sinne des DSG entspricht im Wesentlichen dem
,Dienstleister gemil §4 Z5 DSG 2000 und —soweit es sich bei der Datenanwendung um ein
Informationsverbundsystem handelt — dem Betreiber geméf § 50 Abs. 1 DSG 2000.

Dem DSG sowie der DS-RL sind der Begriff des ,Informationsverbundsystems™ (bisher §4 Z 13
DSG 2000) nicht mehr bekannt; dieser wird nunmehr durch die Datenverarbeitung durch ,,gemeinsam
Verantwortliche (§ 47 DSG bzw. 21 Abs. 1 DS-RL) ersetzt. Diese erfasst den Fall, dass mehrere
Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel einer Datenverarbeitung festlegen. Materielle
Anderungen gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine Einschrinkung des Grundsatzes,
dass jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der in der gemeinsamen
Datenverarbeitung verarbeiteten Daten — unabhingig davon, welcher Verantwortliche sie im Einzelfall
urspriinglich zur Verfiigung gestellt hat — offensteht, ist damit nicht verbunden.

Zu Art. 89 Z 1 (Uberschrift des 3. Hauptstiicks):
Es handelt sich um die erforderliche begriffliche Anpassung an das DSG.
Zu Art. 89 Z 2,3 und 4 (§ 9 PStSG):

Die Anderungen dienen der Anpassung an das DSG, insbesondere an die §§ 36 Abs.2 Z 2, 39 und 50
DSG. Die Anforderungen des § 43 Abs. 1 DSG werden insbesondere durch die gesetzliche Grundlage fiir
die Datenverarbeitungen im PStSG erfiillt.

Der Begriff der ,,sensiblen Daten* gemidfl §4 Z2 DSG 2000 wurde nunmehr durch den Begriff der
,oesonderen Kategorien personenbezogener Daten™ gemill § 39 DSG (Art. 10 DS-RL) ersetzt. Hiervon
erfasst sind personenbezogene Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische
Meinungen, religiose oder weltanschauliche Uberzeugungen oder die Gewerkschaftszugehdrigkeit
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hervorgehen, sowie genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer
natiirlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer
natiirlichen Person. Die Verarbeitung solcher Kategorien von Daten fiir die Zwecke des 3. Hauptstiicks
des DSG — und damit fiir Zwecke des polizeilichen Staatsschutzes — ist dann zuldssig, wenn die
Verarbeitung unbedingt erforderlich ist, wirksame Maflnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten der
betroffenen Personen getroffen werden und — sofern der Betroffene die Daten nicht offensichtlich selbst
offentlich gemacht hat — die Verarbeitung gesetzlich vorgesehen ist. Durch die Anderung des zweiten
Satz des Abs. 1 soll das Erfordernis der Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten im Rahmen des polizeilichen Staatsschutzes erfiillt werden. Eine solche ist —
entsprechend der datenschutzrechtlichen Vorgaben — zulédssig, wenn dies zur Erfiillung der Aufgaben
nach dem PStSG unbedingt erforderlich ist; wie bislang sind angemessene Vorkehrungen zur Wahrung
der Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen zu treffen. Mit der Regelung des Abs. 1 zweiter Satz soll
klargestellt sein, dass die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Rahmen der
Aufgabenerfiillung nach dem PStSG — wie bisher — bei unbedingter Erforderlichkeit zuldssig ist; es bedarf
grundsétzlich keiner zusidtzlichen ausdriicklichen Erméchtigungen. Soll die Verarbeitung solcher
besonderen Daten jedoch nicht in jedem Fall — etwa nur zu bestimmten Zwecken oder nur bei bestimmten
Kategorien — zuléssig sein, wird dies durch ausdriickliche Erwdhnung der besonderen Fille deutlich
gemacht.

In § 50 DSG finden sich die Regelungen zur Protokollierung fiir alle Datenverarbeitungen. Demnach sind
iber jeden Verarbeitungsvorgang Protokollaufzeichnungen zu fithren, aus denen zumindest Zweck,
Datum und Uhrzeit des Vorgangs, die Identitit der Person, die die Daten verarbeitet hat, sowie allfillige
Ubermittlungsempfinger ersichtlich sind. Bei der Verarbeitung von Daten innerhalb der
Organisationsstruktur des Verantwortlichen bzw. durch gemeinsam Verantwortliche handelt es sich nicht
um eine Ubermittlung in diesem Sinne. Die Protokollaufzeichnungen sind drei Jahre aufzubewahren und
danach zu 16schen.

Gemil § 43 Abs. 4 DSG kann aus bestimmten Griinden die Information des Betroffenen iiber seine
Person betreffende Datenverarbeitungen aufgeschoben, eingeschriankt oder unterlassen werden. Dies gilt
gemdB §44 Abs.2 und 3 DSG auch ausdriicklich im Zusammenhang mit dem Auskunftsrecht
Betroffener. Gemafl Art. 16 DS-RL kann gesetzlich eine solche Beschrinkung ebenso hinsichtlich des
Rechts auf Berichtigung oder Loschung bzw. auf Einschrinkung der Verarbeitung vorgesehen werden.
Durch den neuen Abs. 4 soll — in Entsprechung des Art. 16 DS-RL — bei Vorliegen der Voraussetzungen
des § 43 Abs. 4 DSG auch in Fillen des § 45 Abs. 4 DSG von der Unterrichtung des Betroffenen Abstand
genommen werden konnen.

Zu Art. 89 Z 5 und 6 (§ 10 PStSG):

Da bereits § 9 Abs. | eine Rechtsgrundlage filir die Verarbeitung besonderer Kategorien von Daten im
Rahmen polizeilichen Staatsschutzes normiert, bedarf es grundsitzlich keiner weiteren Anfithrung. Die
Verarbeitung ist dabei natiirlich an die Grenzen und Erfordernisse des § 39 DSG sowie des § 9 Abs. 1
gebunden, sodass diese nur bei unbedingter Erforderlichkeit zuldssig ist.

Im Ubrigen handelt es sich um begriffliche Anpassungen an das DSG, ohne eine Anderung der
materiellen Rechtslage herbeizufiihren. Der Begriff des ,,Ermittelns* soll nunmehr vom Terminus des
,Verarbeitens® erfasst sein, sodass es keiner getrennten Erwdhnung von ,,Ermitteln” und ,,Verarbeiten®
bedarf und dennoch die materielle Rechtslage beibehalten wird.

Zu Art.89727,8,9,10 und 11(§ 12 PStSG):

Die vorgeschlagenen Anderungen erfolgen in Anpassung an das DSG, insbesondere in Umsetzung der
§§ 47 £ DSG.

Der Begriff des ,Informationsverbundsystems® (bisher § 4 Z 13 DSG 2000) wird nunmehr durch die
Datenverarbeitung durch ,,gemeinsam Verantwortliche (§ 47 DSG bzw. 21 Abs. 1 DS-RL) ersetzt.
GemilB § 48 Abs. 1 DSG kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der personenbezogene
Daten in seinem Auftrag verarbeitet (,,Auftragsverarbeiter iSd §36 Abs.2 Z9 DSG). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne des DSG entspricht im Wesentlichen dem ,,Dienstleister* gemil § 4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem ,Betreiber gemidll § 50 Abs.1 DSG 2000. Die Funktion des Betreibers in Bezug auf
Datenverarbeitungen nach § 12 iibte bisher ausdriicklich das Bundesamt fiir Verfassungsschutz und
Terrorismusbekdmpfung aus. Nunmehr soll gemdl Abs.1 letzter Satz die Rolle des
»Auftragsverarbeiters“ dem Bundesminister fiir Inneres zukommen. Als eine Organisationseinheit der
Sicherheitsbehdrde Bundesminister fiir Inneres (vgl. § 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 SPQ) ist das
Bundesamt im Innenverhéltnis auch weiterhin mit der faktischen Aufgabe der Auftragsverarbeitung
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betraut. Wenngleich nunmehr das Bundesamt nicht mehr ausdriicklich angefiihrt wird, wird damit keine
tatsdchliche Anderung des aktuellen Rechtsbestands herbeigefiihrt.

Bislang sah § 50 DSG 2000 die Moglichkeit vor, dass mehrere Auftraggeber gemeinsam ein
Informationsverbundsystem betreiben und damit Daten gemeinsam verarbeiten kdnnen. Nunmehr
normiert § 47 DSG die gemeinsame Verarbeitung, wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die
Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung festlegen. Hierbei fungieren die Verantwortlichen als gemeinsam
Verantwortliche, die ihre jeweiligen Aufgaben nach dem Datenschutzgesetz, insbesondere hinsichtlich
der Wahrnehmung der Rechte Betroffener und wer welchen Informationspflichten geméf § 43 DSG
nachkommt, festzulegen haben. Nur sofern und soweit die jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen
nicht gesetzlich normiert sind, hat dies mittels Vereinbarung zu geschehen. In diesem Sinne soll der
vorgeschlagene Abs. 5 gesetzlich die Zustindigkeiten zwischen den gemeinsam Verantwortlichen von
Datenverarbeitungen auf Grundlage des PStSG dahingehend aufteilen, dass Auskunfts-, Informations-,
Berichtigungs-, Loschungs- und sonstige Pflichten nach dem Datenschutzgesetz von jedem
Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten zu erfiillen sind, die im
Zusammenhang mit den von ihm selbst urspriinglich verarbeiteten Daten stehen. Dies erscheint
zweckmadBig, weil der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustindige gemeinsam Verantwortliche am
ehesten in der Lage ist, zu beurteilen, ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten
tatsdchlich ein Auskunfts-, Berichtigungs- oder sonstiger Anspruch nach dem Datenschutzgesetz
zukommt. Mochte ein Betroffener ein Recht nach dem Datenschutzgesetz wahrnehmen, hat er seine
Identitdt nachzuweisen, um missbrauchliche oder unberechtigte Geltendmachung angeblicher Rechte
hintanhalten zu konnen. Nimmt ein Betroffener jedoch ein Recht gegeniiber einem unzustindigen
gemeinsam Verantwortlichen wahr — somit nicht gegeniiber demjenigen, der seine Daten urspriinglich
verarbeitet und damit in die gemeinsame Datenverarbeitung eingespeichert hat — hat dieser durch
Konsultation des zustdndigen gemeinsam Verantwortlichen zu priifen, ob die Unterrichtung des
Betroffenen womoglich gemall § 43 Abs. 4 aufgeschoben, eingeschriankt oder unterlassen werden soll.
Liegt kein solcher Fall vor, ist der Betroffene gemidfl dem letzten Satz des neuen Abs.8 an den
zustindigen gemeinsam Verantwortlichen zu verweisen. Im Ubrigen handelt es sich um die erforderlichen
begrifflichen Anpassungen an das DSG.

Zu Art. 89 Z 12, 13 und 14 (§§ 13, 14 Abs. 1 und 15 Abs. 1 PStSG):

Es handelt sich ausschlieBlich um Anpassungen an die Terminologie des DSG, ohne eine materielle
Anderung der bestehenden Rechtslage herbeizufiihren.

Zu Art. 89 Z 15 und 16 (§ 16 Abs. 1 und 3 PStSG):

Es handelt sich um die begriffliche Anpassung an das DSG, ohne eine materielle Anderung der
bestehenden Rechtslage herbeizufiihren.

Zu Art. 89 Z.17 (§ 18 Abs. 3 PStSG):

Es handelt sich um die erforderliche Inkrafttretensbestimmung.

Artikel 90 (Anderung des Polizeikooperationsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit®).

Zu Art. 90 Z 1 und 2 (Inhaltsverzeichnis):
Die Anderungen stellen notwendige Adaptierungen des Inhaltsverzeichnisses dar.

Zu Art.90 Z3,4,5,7 und 18 (§ 3 Abs.2 Z1,§5 Abs. 1 Z2 und Abs.3 Z1,§ 7 Abs. 1 und 5, § 18
Z.1 PolKG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die datenschutzrechtlichen
Vorgaben der DSGVO sowie der DS-RL und deren innerstaatlichen Umsetzung durch das 3. Hauptstiick
des Datenschutzgesetzes.

Der Begriff ,,Verarbeitung™ wird in § 36 Abs.2 Z2 DSG (Art. 3 Z2 DS-RL) als jeden mit oder ohne
Hilfe automatisierter Verfahren ausgefilhrten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im
Zusammenhang mit personenbezogenen Daten definiert. Dies umfasst das Erheben, das Erfassen, die
Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Verdnderung, das Auslesen, das
Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der
Bereitstellung, den Abgleich oder die Verkniipfung, die Einschrinkung, das Loschen oder die
Vernichtung. Eine Differenzierung zwischen den Begriffen ,,Ermitteln®, ,,Verwenden und ,,Verarbeiten
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besteht nicht mehr und es werden alle génzlich von ,,Verarbeiten erfasst. Im Sinne der Klarstellung wird
jedoch vereinzelt von der Verwendung des umfassenden Begriffs ,,Verarbeiten abgegangen und lediglich
von ,,Ermitteln* oder ,,Ubermitteln* gesprochen, um die im jeweiligen Kontext konkret zulissige Form
des ,,Verarbeitens* klar zu definieren. Auch ist die Verwendung des Begriffs ,,Ermitteln” dem DSG zu
entnehmen.

Dem bisherigen Begriff des ,,Auftraggebers™ entspricht nunmehr die Definition des ,,Verantwortlichen*
(§36 Abs.2 Z 8 DSG, Art.3 Z8 DS-RL) und wird damit die zustdndige Behorde, die allein oder
gemeinsam mit anderen iber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten
entscheidet, definiert. Dem bisherigen Begriff des ,,Dienstleisters® entspricht nunmehr die Definition des
»Auftragsverarbeiters” (§ 36 Abs.2 Z9 DSG, Art. 3 Z9 DS-RL), der als natiirliche oder juristische
Person, Behorde, Einrichtung oder andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des
Verantwortlichen verarbeitet, definiert wird.

Dem Begriff der ,,Datenanwendung® (§4 Z7 DSG 2000) entspricht nunmehr der Terminus der
,Datenverarbeitung*.

Das rechtliche Konstrukt des Informationsverbundsystems des bisherigen § 50 DSG 2000 ist dem neuen
datenschutzrechtlichen System in dieser Form nicht bekannt. Dieses wird kiinftig durch eine
Datenverarbeitung von zwei oder mehr Verantwortlichen, die gemeinsam den Zweck und die Mittel einer
Datenverarbeitung festlegen, dargestellt. In diesem Konstrukt treffen grundsétzlich alle Verantwortlichen
die entsprechenden Pflichten der Wahrnehmung der Rechte der betroffenen Person gleichermaflen,
insbesondere Informations- und Auskunftspflichten. Die jeweiligen Aufgaben konnen jedoch gemal § 47
DSG (Art. 21 Abs. 1 DS-RL) gesetzlich festgelegt werden.

Zu Art. 90 Z 6 (§ 8 PolKG):

Die DSGVO differenziert hinsichtlich des Zwecks der Verarbeitung personenbezogener Daten. Dient die
Verarbeitung personenbezogener Daten dem Zweck der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr
von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit, sind die Bestimmungen der DS-RL anzuwenden, welche im
3. Hauptstiick des DSG innerstaatlich umgesetzt wurde. Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener
Daten zu anderen als diesen Zwecken, sind die jeweiligen Bestimmungen der DSGVO einschldgig. Da
das PolKG gemidl § 1 Abs.1 die internationale polizeiliche Kooperation sowohl zu Zwecken der
Sicherheits- und Kriminalpolizei (und somit im Anwendungsbereich der DS-RL bzw. dem 3. Hauptstiick
des DSQG) als auch zu Zwecken des Passwesens, der Fremdenpolizei und der Grenzkontrolle (die dem
Regime der DSGVO unterliegen) regelt, muss dies hinsichtlich der Zulissigkeit der Ubermittlung
beriicksichtigt werden.

Da sowohl die DSGVO als auch die DS-RL bzw. das DSG weiters hinsichtlich der Ubermittlung
personenbezogener Daten an Mitgliedstaaten und an Drittstaaten sowie internationale Organisationen
differenziert, muss hierauf ebenso Bedacht genommen werden.

Folglich ist im Anwendungsbereich des PolKG einerseits zwischen Ubermittlungen zum Zweck der
Sicherheits- und Kriminalpolizei und sonstigen Zwecken und anderseits zwischen Ubermittlungen an
Sicherheitsbehdrden anderer Mitgliedstaaten und Ubermittlungen an Sicherheitsbehdrden von Drittstaaten
und an Sicherheitsorganisationen (im Sinne des § 2 Abs. 2 PolKG) zu unterscheiden.

Zu Abs. 1:

Abs. 1 regelt unter welchen Voraussetzungen Ubermittlungen zu Zwecken der Sicherheits- und
Kriminalpolizei zuldssig sind. Z 1 und Z 2 unterscheiden nach dem Ubermittlungsempfinger, da nach der
DS-RL bzw. dem DSG hierzu unterschiedliche Voraussetzungen bestehen. Z 1 definiert die
Voraussetzung fiir Ubermittlungen an Sicherheitsbehdrden von Mitgliedstaaten sowie Europol. GemiB
Art9 Abs. 4 der DS-RL diirfen fiir Ubermittlungen an andere Mitgliedstaaten keine Bedingungen zur
Anwendung gelangen, die nicht auf fiir entsprechende innerstaatliche Dateniibermittlungen gelten. Daher
sind keine zusitzlichen Auflagen oder Beschriankungen fiir Dateniibermittlungen zuléssig, die sich nicht
auch innerstaatlich ergeben. Folglich ist eine Ubermittlung von sterreichischen Sicherheitsbehdrden an
Sicherheitsbehdrden anderer Mitgliedstaaten unter denselben Voraussetzungen zuldssig wie nach den
nationalen sicherheitspolizeilichen und strafprozessualen Bestimmungen. Das bedeutet, dass dann
Auflagen erteilt werden diirfen, wenn diese im Falle einer Ubermittlung an eine andere, inlindische
Behorde aufgrund der nationalen Bestimmungen (beispielsweise im SPG oder in der StPO) ebenfalls
vorgesehen sind.

Z 2 regelt unter welchen Voraussetzungen eine Ubermittlung personenbezogener Daten zu Zwecken der
Sicherheits- und  Kriminalpolizei an Sicherheitsbehdrden ~ von  Drittstaaten sowie
Sicherheitsorganisationen gemdBl § 2 Abs.2 Z2 und 3 zuldssig ist. Das DSG gibt konkrete Vorgaben,
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welche sich in den Bestimmungen der §§ 58 ff DSG (Art. 35 ff DS-RL) wiederfinden. Nach diesen ist
eine Ubermittlung personenbezogener Daten zuldssig, wenn sie fiir Zwecke der Sicherheitspolizei
einschlieBlich des polizeilichen Staatsschutzes, des militdrischen Eigenschutzes, der Aufklarung und
Verfolgung von Straftaten, der Strafvollstreckung und des MaBnahmenvollzugs erforderlich ist und an
einen fir diese Zwecke zustindigen Verantwortlichen erfolgt. Dartiber hinaus bedarf es eines
Angemessenheitsbeschlusses der Europdischen Kommission beziiglich des konkreten Drittstaates, in
Ermangelung eines solchen sonstiger geeigneter Garantien hinsichtlich eines angemessenen
Datenschutzniveaus; in bestimmten Ausnahmefillen ist die Ubermittlung auch ohne einen
Angemessenheitsbeschluss oder geeignete Garantien erlaubt (§ 59 Abs. 6 DSG). Sollen Daten {ibermittelt
werden, die urspriinglich von einem anderen Mitgliedstaat stammen, ist zuvor dessen Zustimmung
einzuholen.

Zu Abs. 2:

Abs. 2 regelt die Zuldssigkeit der Ubermittlung personenbezogener Daten zu Zwecken des Passwesens,
der Fremdenpolizei und der Grenzkontrolle. Da diese Zwecke nicht im Anwendungsbereich der DS-
RL bzw. des 3. Hauptstiicks des DSG liegen, gelangt die DSGVO zur Anwendung. Auch in diesem Fall
muss zwischen den Ubermittlungsempfingern — Mitgliedstaaten und Drittstaaten  sowie
Sicherheitsorganisationen — unterschieden werden, da entsprechend unterschiedliche Voraussetzungen zu
erfiilllen sind. Fiir Ubermittlungen im Anwendungsbereich der DSGVO sollen ebenfalls dieselben
Voraussetzungen gelten wie fiir Ubermittlungen innerhalb eines Staates und diirfen daher auch hier keine
engeren Voraussetzungen fiir Ubermittlung an Mitgliedstaaten vorgesehen werden, als sie
vergleichsweise fiir eine solche innerstaatliche Ubermittlung Anwendung finden. Demnach ist die
Ubermittlung personenbezogener Daten an Mitgliedstaaten dann zuldssig, wenn eine solche zur Erfiillung
der Aufgabe erforderlich ist. Dies ist eine Grundvoraussetzung, die auch fiir Ubermittlungen an
inldndische Behorden vorgesehen ist.

Im Falle der Ubermittlung von Daten zu Zwecken des Passwesens, der Fremdenpolizei sowie der
Grenzkontrolle an Sicherheitsbehérden von Drittstaaten oder an Sicherheitsorganisationen geméal3 § 2
Abs. 2 Z 2 und 3 finden die diesbeziiglichen Bestimmungen des Kapitel V der DSGVO Anwendung und
verweist Z 2 entsprechend auf diese.

Zu Art. 90 Z 7 bis 13 (§ 8a PolKG):

Es handelt sich um Anpassungen an die datenschutzrechtlichen Vorgaben. Eine materielle Anderung zur
bisherigen Rechtslage erfolgt nicht.

Zu Abs. 1:

In dieser Bestimmung wird die Teilnahme an internationalen Datenverarbeitungen den
datenschutzrechtlichen Vorgaben angepasst. Das neue Datenschutzregime regelt die Mdglichkeit der
gemeinsamen Verarbeitung durch zwei oder mehrere Verantwortliche sowohl im rein nationalen Rahmen
als auch im grenziiberschreitenden Bereich mit Mitgliedstaaten. Bei den gemeinsamen
Datenverarbeitungen iSd § 8a handelt es sich um Datenverarbeitungen sowohl mit Sicherheitsbehdrden
von  Mitgliedstaaten als auch mit Sicherheitsbehdrden von  Drittstaaten bzw. mit
Sicherheitsorganisationen. Eine solche ist zuldssig, wenn eine Ubermittlung — welches eine Unterform der
Verarbeitung darstellt — zuléssig ist.

Das bedeutet, dass im Falle einer gemeinsamen Verarbeitung mit Sicherheitsbehdrden von Drittstaaten
oder mit Sicherheitsorganisationen gemél § 2 Abs.2 Z 2 und 3 zu priifen ist, ob die Voraussetzungen
gemdl § 58 ff DSG vorliegen. Dies kann nun sein, dass ein Angemessenheitsbeschluss der Europdischen
Kommission oder — in Ermangelung eines solchen — geeignete Garantien zum Schutz personenbezogener
Daten gegeben sind. Diese geeigneten Garantien konnen in einem rechtsverbindlichen Instrument
(beispiclsweise einem bilateralen Abkommen) festgelegt werden oder der Verantwortliche ist aufgrund
der Beurteilung aller relevanten Umstédnde zu dem Ergebnis gekommen, dass solche geeigneten Garantien
zum Schutz personenbezogener Daten vorliegen.

Zu Abs. 2:

Wihrend Abs. 2 Z 1 die Zusammenarbeit mit Interpol konkretisiert, tragt Z 2 dem Umstand Rechnung,
dass sich die zivilen Inlands- und Sicherheitsdienste der EU-Staaten sowie Norwegen und Schweiz Ende
2001 auf Initiative einer Sonderinnenministertagung als Reaktion auf die Anschldge vom 11. September
2001 zum Zweck der grenziiberschreitenden Terrorismusbekdmpfung zu einer Counter-Terrorism-Group
zusammengeschlossen haben, um den Informationsaustausch iiber eine gemeinsam genutzte Datenbank
zu intensivieren. Hierbei handelt es sich um eine Angelegenheit, die nicht dem Recht der Europiischen
Union unterliegt (§ 3 Abs. 4 DSG). Die Ausschliisse der Anwendbarkeit bestimmter Regelungen des
DSG auf die Datenverarbeitung nach Z 2 griindet sich insbesondere auf die Nichtanwendbarkeit der
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bisherigen § 12 Abs. 5 zweiter Satz und § 50 DSG 2000, welche bislang im letzten Satz des Abs. |
geregelt war. Diese umfasste sowohl Z 1 als auch Z2 des Abs.2. Aufgrund des neuen
Datenschutzregimes wird dieser Ausschluss minimiert, indem dieser nur noch fiir Z2 zur Anwendung
gelangt. Die Zuldssigkeit des Ausschlusses fiir Z 2 zu oben genannten Zwecken ergibt sich aus § 3 Abs. 4
DSG in Zusammenschau mit Art. 2 Abs. 3 lit. a der DS-RL (sowie ndher ausgefiihrt in Erwdgungsgrund
14). Um das bisher bestehende hohe Datenschutzniveau auch weiterhin beizubehalten, werden daher
lediglich spezifische Bestimmungen des DSG ausgeschlossen, die auch schon bisher nicht zur
Anwendung gelangt sind.

Zu Art. 90 Z 14 (§ 9 PolKG):

Im bisherigen Abs. 1 erfolgt eine terminologische Anpassung und wird die Absatzbezeichnung aufgrund
der Streichung des Abs. 2 entfernt.

Der bisherige Abs. 2 entfillt, da sich diese Verpflichtung kiinftig unmittelbar auf § 45 Abs. 6 DSG stiitzt.
Von einer ident lautenden Bestimmung wurde hier Abstand genommen. Nach wie vor sind die
Sicherheitsbehdrden verpflichtet Daten, die ihnen von ausldndischen Sicherheitsbehdrden oder
Sicherheitsorganisationen iibermittelt wurden und die zu 16schen sind, ebenfalls zu 16schen. Dies ergibt
sich nunmehr aus § 45 Abs. 6 DSG. Daten, die in einer gemeinsamen Datenverarbeitung (vormals
Informationssammlung) verarbeitet werden, sind nach den jeweiligen volkerrechtlichen Regelungen zu
l6schen. Die Regelungen hinsichtlich der Speicher- und Loschungsfristen ergeben sich aus den jeweiligen
nationalen Materiengesetzen sowie den volkerrechtlichen Regelungen. Eine materielle Anderung zur
bisherigen Rechtslage erfolgt nicht.

Zu Art. 90 Z 15 (§ 10 PolKG):

Die Streichung dieser Bestimmung ist der Anwendbarkeit des DSG geschuldet. Die Verpflichtung der
Verstandigung der ausldndischen Sicherheitsbehdrde oder der Sicherheitsorganisationen im Falle der
Kenntnisnahme unrichtiger, unrechtméfig verarbeiteter, richtigzustellender oder zu 16schender
personenbezogener Daten bleibt weiterhin aufrecht. Diese Verpflichtung ergibt sich nunmehr unmittelbar
aus § 45 Abs. 5 und 6 DSG. Von einer replizierenden Bestimmung in diesem Gesetz wurde Abstand
genommen. Eine materielle Anderung zur bisherigen Rechtslage erfolgt nicht.

Zu Art. 90 Z 16 (§ 11 PoIKG):

Es handelt sich um eine Anpassung der Protokollierungsbestimmung an die Vorgaben des § 50 DSG. Die
Zuordnung zu einem bestimmten Organwalter ist bei ausschlieBlich programmgesteuerten (vormalige
Diktion: automatisierten) Abfragen nicht erforderlich. Erfasst von dieser Ausnahmebestimmung sind
solche Abfragen, die nicht durch eine Willensbetitigung eines Menschen initiiert werden, sondern
ausschlieBlich durch ein Computersystem aufgrund seiner Programmierung vollautomatisch durchgefiihrt
werden. Hierbei ist die Zuordnung zu einem bestimmten Organwalter nicht mdglich, da kein Organ,
sondern ausschlieBlich ein Computersystem, titig wird. Eine ausdriickliche Bestimmung der
Aufbewahrungsfrist fiir Protokolldaten findet sich in § 50 DSG nicht. Aus diesem Grund wird hier eine
entsprechende Regelung insofern getroffen, dass Protokolldaten — wie bisher — fiir mindestens drei Jahre
aufzubewahren und anschliefend zu 16schen sind.

Zu Art. 90 Z 17 (§ 12 PolIKG):

Es erfolgt eine konkretisierende Anpassung an das DSG dahingehend, als kiinftig die in § 43 Abs. 4 DSG
taxativ aufgezdhlten Griinde eine Beschrinkung des Auskunftsrechts zulassen. Die Moglichkeit der
Beschriankung des Auskunftsrechts ergibt sich aus § 44 Abs. 2 DSG. Im Falle eines Auskunftsbegehrens
ist jene ausldndische Sicherheitsbehdrde oder Sicherheitsorganisation vor Erteilung einer Auskunft um
Stellungnahme zu ersuchen, ob eine der Voraussetzungen gemafl § 43 Abs. 4 DSG fiir eine Beschriankung
der Auskunft vorliegt.

Zu Art. 90 Z 19 (§ 20 Abs. 10 PolKG):

Es handelt sich um die erforderlichen Inkrafttretens- und AuBerkrafttretensbestimmungen.

Artikel 91 (Anderung des EU-Polizeikooperationsgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 7 B-VG (,,Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit®).

Zu Art. 91 Z 1 bis 3 (Inhaltsverzeichnis):

Es handelt sich um notwendige Anpassungen des Inhaltsverzeichnisses
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Zu Art. 91 Z 4 und 7 (§§ 1 Abs. 2, 5 Abs. 4 EU-PolKG):
Es handelt sich um eine Zitatanpassung.

Zu Art.91Z5,7,9,10, 11 und 12 (§§ 3 Abs. 1 und 3, 5 Abs. 2, 6 Abs. 1 bis 3, 26, 33 Abs. 1, 3 und 7
EU-PoIKG):

Es handelt sich um notwendige terminologische Anpassungen aufgrund der datenschutzrechtlichen
Vorgaben. Der Begriff des ,,Verwendens® wird durch den umfassenden Begriff des ,,Verarbeitens* gemaf
§ 36 Abs.2 Z2 DSG (Art. 3 Z2 DS-RL) ersetzt. Davon ist jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter
Verfahren ausgefiihrter Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit
personenbezogenen Daten erfasst. Dies umfasst das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen,
die Speicherung, die Anpassung oder Verdnderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die
Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich
oder die Verkniipfung, die Einschrinkung, das Loschen oder die Vernichtung. Eine Differenzierung
zwischen den Begriffen ,,Ermitteln®, ,,Verwenden® und ,,Verarbeiten“ besteht nicht mehr und es werden
alle diese ginzlich von ,,Verarbeiten™ erfasst. Im Sinne der Klarstellung wird jedoch vereinzelt von der
Verwendung des umfassenden Begriffs ,,Verarbeiten* abgegangen und lediglich von ,,Ermitteln* oder
,,Ubermitteln* gesprochen, um die im jeweiligen Kontext konkret zuléssige Form des ,,Verarbeitens* klar
zu definieren.

Dem bisherigen Begriff des ,,Auftraggebers™ entspricht nunmehr die Definition des ,,Verantwortlichen
(§36 Abs.2 Z 8 DSG, Art.3 Z8 DS-RL) und wird damit die zustdndige Behorde, die allein oder
gemeinsam mit anderen iber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten
entscheidet, definiert.

Dem Begriff der ,,Datenanwendung® (§4 Z7 DSG 2000) entspricht nunmehr der Terminus der
,Datenverarbeitung*.

Zu Art. 91 Z 6 (§ 4 Abs. 1 EU-PolKG):

Es handelt sich um die Bereinigung eines Redaktionsversehens.

Zu Art. 91 Z 8 (Uberschriften zu §§ 6, 22 und 24 EU-PolKG):

Die vorgeschlagenen Anderungen der Uberschriften dienen der terminologischen Anpassung an das DSG.
Zu Art. 91 Z 13 (§ 43 EU-PoIKG):

Es handelt sich um eine Konkretisierung der bestehenden Regelung. Im Falle eines Auskunftsbegehrens
ist vor Erteilung einer Auskunft — wie bisher — jener Mitgliedstaat, der die Daten eingeben hat, um
Stellungnahme zu ersuchen, ob einer der in § 43 Abs. 4 DSG genannten Griinde fiir eine Beschriankung
der Auskunft vorliegt.

Im Ubrigen erfolgt eine Zitatanpassung.

Zu Art. 91 Z 14 (§ 46 Abs. 7 EU-PoIKG):

Es handelt sich um die Inkrafttretensbestimmung.

Zu Art. 92 (Anderung des Bundesprisidentenwahlgesetzes 1971)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs.1 Z1 B-VG (,,Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, und
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung®).

Zu Art. 92 Z 1 (§ 25a BPraswG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemall Art. 18 Abs. 1 DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrdnkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
kann jedoch gemil Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke
durch nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhdltnismédfBig ist. Von einer solchen Beschrinkung wird in §25a fiir sdmtliche nach dem
Bundesprisidentenwahlgesetz 1971 verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fiir einen geordneten Vollzug des Wahlrechts ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in dem
gesetzlich vorgesehenen Mafle unerldsslich und es liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
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schutzwiirdiges, oOffentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemi3 Art. 21 DSGVO fiir alle nach diesem
Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwidgung, wie sie in
Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte liberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch
die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum
Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden
diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO).
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung geméf Art. 18 Abs. 1
lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach
verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben —
zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die rechtskonforme,
fristgerechte Durchfiilhrung von Wahlen steht im allgemeinen oOffentlichen Interesse; die gesetzlich
vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen
Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters
wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung
der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuléssigkeit der
Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich
beeintrichtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug von an ein striktes Fristengefiige
gebundenen Wahlereignissen nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte gemif Art. 18 und 21
DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen
betrachtlichen Verwaltungsaufwand verursachen.

Ist die Verarbeitung unrechtmiBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, so sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an o6ffentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieflich rechtméfig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschrankung der Verarbeitung gemél Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmdBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, flir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung
gemil den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemil
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MaBinahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung auszuschlieen.

Zu Art. 92 Z 2 (§ 28 Abs. 14 BPrisWG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 93 (Anderung des Europiische-Biirgerinitiative-Gesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 2 B-VG (,,Wahlen zum Europédischen Parlament; Européische Biirgerinitiativen®).

Zu Art. 937 1,Z2und Z 3 (§ 3 Abs. 2, § 3 Abs. 6 und § 3 Abs. 8 EBIG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die DSGVO (Art. 4
DSGVO). Demnach sollen die Begriffe ,,Datei* und ,,Datenbank® durch ,,.Dateisystem* ersetzt werden.
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Zu Art. 93 Z 4 (§ 3 Abs. 9 EBIG):

Eine Datenverarbeitung muss gemiaf Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO der Verwirklichung eines wichtigen, im
Unions- oder nationalen Recht anerkannten Interesses dienen. Das Europiische-Biirgerinitiative-Gesetz
dient, wie § 1 Abs. 1 ausfiihrt, der Durchfiihrung der Verordnung (EU) Nr.211/2011 iiber die
Biirgerinitiative, ABl. Nr. L 65 vom 11.03.2011 S. 1. Der Zweck der Verarbeitung von Daten im Sinne
des Europdische-Biirgerinitiative-Gesetzes liegt somit in der Erfiillung einer unionsrechtlichen
Verpflichtung.

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemdfl Art. 18 Abs. 1 DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
kann jedoch gemafB3 Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke
durch nationale Bestimmungen beschrankt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhdltnisméBig ist. Von einer solchen Beschrankung wird in § 3 Abs.9 fir sidmtliche nach dem
Europaische-Biirgerinitiative-Gesetz verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fir einen geordneten Vollzug des Europdische-Biirgerinitiative-Gesetzes ist die Verarbeitung
personenbezogener Daten in dem gesetzlich vorgesehenen MafBle unerlédsslich und es liegt in diesem Sinne
immer ein Uberwiegendes schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist
daher erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemaf3 Art. 21 DSGVO fiir
alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine
Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im
Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt
(Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrinkung der
Verarbeitung gemél Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte
konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung
gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden
diirfen. Die rechtskonforme, fristgerechte Durchfithrung von Europdischen Biirgerinitiativen, die in
Art. 11 Abs. 4 des EU-Vertrages verankert sind, steht im allgemeinen Offentlichen Interesse; die
gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfiillung der der Behorde
iibertragenen Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt
erforderlich. Weiters wére im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen
auf Einschridnkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden —
Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von
vorherein wesentlich beeintriachtigt, ein geordneter, sparsamer und effizienter an ein striktes
Fristengefiige gebundener Vollzug nicht mehr moglich und es konnte den unionsrechtlichen
Verpflichtungen beziiglich der Europdischen Biirgerinitiative nicht nachgekommen werden. Die
Ausilibung der Rechte gemidf Art. 18 und 21 DSGVO — die auch nach bisheriger Rechtslage nicht
vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrichtlichen Verwaltungsaufwand verursachen.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an offentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlielich rechtmifBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemidfl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtméBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung
gemdl den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MaBnahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hierliber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
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kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtmdBig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung auszuschlie3en.

Zu Art. 93 Z.5 (§ 10 Abs. 4 EBIG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 94 (Anderung des Europa-Wiihlerevidenzgesetzes)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 2 B-VG (,,Wahlen zum Europédischen Parlament; Europdische Biirgerinitiativen).

Zu Art. 94 Z 1 (§ 13 Abs. 4 EuWEG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO
(Art. 4 DSGVO). Demnach soll der Begriff ,,verwenden* durch ,,verarbeiten* ersetzt werden.

Zu Art. 94 Z.2 (§ 13 Abs. 5 EuWEG):

Eine Datenverarbeitung muss gemifB3 Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO der Verwirklichung eines wichtigen, im
Unions- oder nationalen Recht anerkannten Interesses dienen. Die Fiihrung einer stdndigen Europa-
Waihlerevidenz ist, wie § 1 Abs. 1 ausfiihrt, die Grundlage fiir das Anlegen von Wéhlerverzeichnissen vor
einer Wahl zum Europiischen Parlament. Der Zweck der Verarbeitung von Daten im Sinne des Europa-
Waihlerevidenzgesetzes liegt somit in der Erfiillung einer unionsrechtlichen Verpflichtung.

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemi3 Art. 18 Abs. | DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschriankung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
kann jedoch gemiBl Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke
durch nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhéltnisméBig ist. Von einer solchen Beschriankung wird in § 13 Abs. 5 fiir sémtliche nach dem Europa-
Waihlerevidenzgesetz verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fir einen geordneten Vollzug des Europa-Wihlerevidenzgesetzes ist die Verarbeitung
personenbezogener Daten in dem gesetzlich vorgesehenen MafBle unerlésslich und es liegt in diesem Sinne
immer ein iiberwiegendes schutzwiirdiges, Offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist
daher erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemaf3 Art. 21 DSGVO fiir
alle nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine
Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hétte tiberdies zur Folge, dass im
Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt
(Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrinkung der
Verarbeitung gemall Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte
konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung
gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden
diirfen. Die rechtskonforme, fristgerechte Durchfilhrung von Europawahlen steht im allgemeinen
Offentlichen Interesse; die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur
Erfiillung der der Behorde iibertragenen Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu
jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei
einem Verlangen auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur
voriibergehenden — Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem
Bundesgesetz von vorherein wesentlich beeintrachtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter
Vollzug nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte geméf Art. 18 und 21 DSGVO — die auch nach
bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrichtlichen Verwaltungsaufwand
verursachen. Es wire nicht mehr gewédhrleistet, dass in der Europa-Wihlerevidenz oder in den daraus
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generierten Wiéhlerverzeichnissen alle Wahlberechtigten enthalten sind und ein an ein striktes
Fristengefiige gebundener Vollzug von Europawahlen wire nicht mehr mdglich, sodass den
unionsrechtlichen Verpflichtungen beziiglich der Wahl zum Europdischen Parlament nicht
nachgekommen werden konnte.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht lénger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an o6ffentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieflich rechtméfig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschrankung der Verarbeitung gemif Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmdBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, flir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Ldschung
gemdB den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MaBinahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhiltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwégung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar und soll Funktionalitdt und Zweck der Fithrung der Europa-
Waihlerevidenz gewihrleisten. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht sowie das
Recht auf Einschriankung der Verarbeitung auszuschlieBen.

Zu Art. 94 Z 3 (§ 20 Abs. 12 EuWEG):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 95 (Anderung der Europawahlordnung)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs. 1 Z 2 B-VG (,,Wahlen zum Europédischen Parlament; Europdische Biirgerinitiativen®).

Zu Art. 9571 (§ 11 Abs. 1 EuWO):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO
(Art. 4 DSGVO). Demnach soll der Begriff ,,EDV-Applikation® durch ,,Datenverarbeitung® ersetzt
werden.

Zu Art. 95 Z 2 (§ 11 Abs. 5 EuWO):

Eine Datenverarbeitung muss gemif Art. 9 Abs. 2 lit. g DSGVO der Verwirklichung eines wichtigen, im
Unions- oder nationalen Recht anerkannten Interesses dienen. Die Osterreichischen Mitglieder des
Europdischen Parlaments im Sinne des Art. 23a B-VG werden, wie § 1 Abs. 1 ausfiihrt, nach den
Bestimmungen der Europawahlordnung gewéhlt. Der Zweck der Verarbeitung von Daten im Sinne dieses
Bundesgesetzes liegt somit in der Erfiillung einer unionsrechtlichen Verpflichtung.

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemiB3 Art. 18 Abs. | DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrdnkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
kann jedoch gemil Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke
durch nationale Bestimmungen beschridnkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhdltnisméBig ist. Von einer solchen Beschrinkung wird in § 11 Abs.5 fiir sdmtliche nach der
Europawahlordnung verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.
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Fiir einen geordneten Vollzug der Europawahlordnung ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in
dem gesetzlich vorgesehenen Mafle unerldsslich und es liegt in diesem Sinne immer ein {iberwiegendes
schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemi3 Art. 21 DSGVO fiir alle nach diesem
Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwidgung, wie sie in
Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch
die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum
Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden
diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO).
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrdnkung der Verarbeitung gemif Art. 18 Abs. 1
lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach
verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben —
zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die rechtskonforme,
fristgerechte Durchfithrung von Europawahlen steht im allgemeinen 6ffentlichen Interesse; die gesetzlich
vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfiillung der der Behdrde iibertragenen
Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters
wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung
der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuléssigkeit der
Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich
beeintrachtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug nicht mehr moglich. Die Ausiibung
der Rechte gemdB Art. 18 und 21 DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind —
wiirde zudem einen betrdchtlichen Verwaltungsaufwand verursachen. Eine an ein striktes Fristengefiige
gebundene Durchfiihrung von Europawahlen wére nicht mehr moglich, sodass den unionsrechtlichen
Verpflichtungen beziiglich der Wahl zum Européischen Parlament nicht nachgekommen werden kdnnte.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht langer, so sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an offentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieflich rechtmifBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht méglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschrankung der Verarbeitung gemif Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrankung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmidfig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Ldschung
gemdB den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MafBnahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhiltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméfig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung auszuschlie3en.

Zu Art.9573,Z4und Z 5 (§ 34 Abs. 1, § 39 Abs. 8 und § 72 Abs. 6 EuWO):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Definitionen der
DSGVO (Art. 4 DSGVO). So sollen die Begriffe ,,zur Verfiigung stellen” durch ,,iibermitteln und
,Datei“ durch ,,Dateisystem* ersetzt werden.

Zu Art. 957 6 (§ 91 Abs. 15 EuWO):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.
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Zu Art. 96 (Anderung der Nationalrats-Wahlordnung 1992)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels auf
Art. 10 Abs.1 Z1 B-VG (,,Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, und
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung®).

ZuArt.96Z1,Z3,Z4und Z 5 (§ 23 Abs. 1, § 46 Abs. 1, § 52 Abs. 7 und § 106 Abs. 5 NRWO):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Definitionen der
DSGVO (Art. 4 DSGVO). So sollen die Begriffe ,,EDV-Applikation* durch ,,Datenverarbeitung®, ,,zur
Verfligung stellen durch ,iibermitteln“ und ,,Datei durch ,,Dateisystem* ersetzt werden.

Zu Art. 96 Z 2 (§ 23 Abs. SNRWO):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemi3 Art. 18 Abs. | DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrankung der Verarbeitung zu verlangen. Ein solches,
dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht kann jedoch
gemdB Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch
nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhéltnisméBig ist. Von einer solchen Beschrinkung wird in § 23 Abs. 5 fiir sdmtliche nach der
Nationalrats-Wahlordnung 1992 verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fiir einen geordneten Vollzug des Wahlrechts ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in dem
gesetzlich vorgesehenen Mafie unerldsslich und es liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
schutzwiirdiges, oOffentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemi3 Art. 21 DSGVO fiir alle nach diesem
Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwéigung, wie sie in
Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch
die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum
Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden
diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO).
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschridnkung der Verarbeitung gemil3 Art. 18 Abs. 1
lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach
verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben —
zumindest filir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die rechtskonforme,
fristgerechte Durchfiilhrung von Wahlen steht im allgemeinen oOffentlichen Interesse; die gesetzlich
vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen
Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters
wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung
der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuldssigkeit der
Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich
beeintrichtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug von an ein striktes Fristengefiige
gebundenen Wahlereignissen nicht mehr mdglich. Die Ausiibung der Rechte gemdf Art. 18 und 21
DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen
betrachtlichen Verwaltungsaufwand verursachen.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, so sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an offentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlielich rechtmifBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemidfl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmdBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Ldschung
gemdl den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MafBinahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
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Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtmdBig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung auszuschlieen.

Zu Art. 96 Z 6 (§ 129 Abs. 12 NRWO):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 97 (Anderung des Volksabstimmungsgesetzes 1972)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs.1 Z1 B-VG (,,Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, und
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung®).

Zu Art. 97 Z 1 (§ 6 Abs. 3 VAbstG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO
(Art. 4 DSGVO). So soll der Begriff ,,EDV-Applikation“ durch ,,Datenverarbeitung® ersetzt werden.

Zu Art. 97 Z 2 (§ 19 Abs. 3 VAbstG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemi3 Art. 18 Abs. 1| DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschriankung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
kann jedoch gemiBl Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke
durch nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhdltnisméBig ist. Von einer solchen Beschrinkung wird in § 19 Abs. 3 fiir sdmtliche nach dem
Volksabstimmungsgesetz 1972 verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fiir eine geordnete Durchfiihrung von Volksabstimmungen ist die Verarbeitung personenbezogener Daten
in dem gesetzlich vorgesehenen MaBle unerlédsslich und es liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemil3 Art. 21 DSGVO fiir alle nach diesem
Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwidgung, wie sie in
Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch
die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum
Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden
diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO).
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung gemal3 Art. 18 Abs. 1
lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach
verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben —
zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die rechtskonforme,
fristgerechte Durchfilhrung von Volksabstimmungen steht im allgemeinen 6ffentlichen Interesse; die
gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfillung der den Behdrden
iibertragenen Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Léschung — zu jedem Zeitpunkt
erforderlich. Weiters wére im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen
auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden —
Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von
vorherein wesentlich beeintriachtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des strikten
Fristengefiiges bei Volksabstimmungen nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte gemdll Art. 18
und 21 DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen
betriachtlichen Verwaltungsaufwand verursachen.

Ist die Verarbeitung unrechtméBig bzw. bendtigt der Verantwortliche die Daten nicht langer, so sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an offentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieBlich rechtméfig verarbeitete
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personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemafl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrankung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmifBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Léschung
gemil den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemal3
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MafBnahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtmédBig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung auszuschlie3en.

Zu Art. 97 Z 3 (§ 21 Abs. 9 VAbstG):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 98 (Anderung des Volksbefragungsgesetzes 1989)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs.1 Z1 B-VG (,,Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, und
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung®).

Zu Art. 98 Z 1 (§ 6 Abs. 3 VBefrG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO
(Art. 4 DSGVO). So soll der Begriff ,,EDV-Applikation“ durch ,,Datenverarbeitung® ersetzt werden.

Zu Art. 98 Z 2 (§ 20 Abs. 4 VBefrG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemif3 Art. 18 Abs. | DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen. Ein solches,
dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht kann jedoch
gemdB Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch
nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschriankung notwendig und
verhdltnisméBig ist. Von einer solchen Beschrinkung wird in § 20 Abs. 4 fiir sdmtliche nach dem
Volksbefragungsgesetz 1989 verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fiir eine geordnete Durchfithrung von Volksbefragungen ist die Verarbeitung personenbezogener Daten
in dem gesetzlich vorgesehenen MaBe unerlésslich und es liegt in diesem Sinne immer ein iiberwiegendes
schutzwiirdiges, offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemdf3 Art.21 DSGVO fiir alle nach diesem
Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwidgung, wie sie in
Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch
die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum
Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden
diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO).
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung geméf Art. 18 Abs. 1
lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach
verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben —
zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die rechtskonforme,
fristgerechte Durchfilhrung von Volksbefragungen steht im allgemeinen Offentlichen Interesse; die
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gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfiilllung der den Behdrden
iibertragenen Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt
erforderlich. Weiters wére im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen
auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden —
Unzuldssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von
vorherein wesentlich beeintréchtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des strikten
Fristengefiiges bei Volksbefragungen nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte gemél Art. 18 und
21 DSGVO - die auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen
betrichtlichen Verwaltungsaufwand verursachen.

Ist die Verarbeitung unrechtmifBig bzw. bendtigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhdhten
Anspruchs an o6ffentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlielich rechtméfig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschriankung der Verarbeitung gemdfl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmifBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, flir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung
gemil den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemal3
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MaBinahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfithrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwégung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung auszuschlieen.

Zu Art. 98 Z. 3 (§ 21 Abs. 10 VBefrG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 99 (Anderung des Volksbegehrengesetzes 2018)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs.1 Z1 B-VG (,,Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, und
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung®).

Zu Art.99 Z.1 (§ 4 Abs. 4 VoBeG):

Die vorgeschlagene Bestimmung, wonach Registrierungen von Volksbegehren und Vermerke iiber
getdtigte Unterstiitzungserklarungen zu l6schen sind, wenn ein Einleitungsantrag abgewiesen wurde und
die Abweisung eines Volksbegehrens unanfechtbar feststeht, dient den in der DSGVO normierten
Grundsétzen der Datenminimierung gemaf Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO.

Zu Art.9972,74,78,7279,7Z12und Z14 (§5 Abs.17Z1,8§5 Abs.2,§ 6 Abs.1,§ 11 Abs. 1 Z1,
§ 11 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 VoBeG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der terminologischen Anpassung an die Definitionen der
DSGVO (Art. 4 DSGVO). So soll der Begriff ,,Datenanwendung® jeweils durch ,,Datenverarbeitung*
ersetzt werden.

Zu Art. 99 Z3 und Z 11 (§ S Abs. 2 und § 11 Abs. 2 VoBeG):

Es wird eine grammatikalische Klarstellung von durch ein Redaktionsversehen unvollstindig gebliebenen
Satzteilen vorgenommen.
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Zu Art. 99 Z.5 (§ 5 Abs. 2 VoBeG):

Mit der vorgeschlagenen Bestimmung wird eine Klarstellung vorgenommen, was mit einem
unterschriebenen Unterstiitzungserklarungs-Formular zu geschehen hat, wenn ein Einleitungsantrag
abgewiesen wurde und eine Anfechtung nicht mehr mdglich ist oder ein Einleitungsantrag bis zum
Ablauf des 31. Dezember des dem Jahr, in dem die Anmeldung vorgenommen wurde, folgenden Jahr
nicht gestellt wurde. Die unverziigliche Vernichtung des Formulars durch die Gemeinde nach
entsprechender Verstindigung durch den Bundesminister fiir Inneres dient den in der DSGVO normierten
Grundsédtzen der Datenminimierung gemaf3 Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO.

Zu Art.99Z 6 und Z 7 (§ S Abs. 3 und § 5 Abs. 4 VoBeG):

Es wird eine terminologische Angleichung an die iibrigen Formulierungen in § 5 vorgeschlagen, da in der
Phase der Abgabe von Unterstiitzungserklarungen generell von ,,Unterstiitzungswilligen* gesprochen
wird; in diesem Sinne soll auch eine terminologische Angleichung des Wortes ,Eintragung® hin zur
Wendung ,,Abgabe einer Unterstiitzungserklarung® erfolgen. Mit dem Entfall des Verweises auf
,»Vorschriften des Abschnittes 111 wird ein Redaktionsversehen behoben.

Zu Art. 99 7.9 (§ 6 Abs. 5 VoBeG):

Es wird eine notwendige terminologische Angleichung vorgenommen, da in der Eintragungsphase
generell von ,,Eintragung® gesprochen wird.

Zu Art. 99 Z 11 (§ 11 Abs. 2 VoBeG):

Es wird eine Klarstellung der Verweisung vorgeschlagen, da im Eintragungsverfahren hinsichtlich der
Stimmberechtigung auf die lex specialis des § 7 des Volksbegehrengesetzes 2018 abgestellt wird.

Zu Art. 99 Z 14 (§ 11 Abs. 5 VoBeG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemi3 Art. 18 Abs. | DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen. Ein solches,
dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht kann jedoch
gemdB Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke durch
nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschriankung notwendig und
verhéltnisméBig ist. Von einer solchen Beschrinkung wird in § 11 Abs. 5 fiir sdmtliche nach dem
Volksbegehrengesetz 2018 verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fiir eine geordnete Durchfiihrung von Volksbegehren ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in
dem gesetzlich vorgesehenen Mafle unerldsslich und es liegt in diesem Sinne immer ein {iberwiegendes
schutzwiirdiges, oOffentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und
sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts gemi3 Art. 21 DSGVO fiir alle nach diesem
Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwigung, wie sie in
Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte tiberdies zur Folge, dass im Falle eines Widerspruchs durch
die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der Speicherung der Daten bis zum
Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht mehr vorgenommen werden
diirfte, sofern der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung verlangt (Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO).
Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrankung der Verarbeitung geméf Art. 18 Abs. 1
lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte konnte ein Betroffener demnach
verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben —
zumindest filir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden diirfen. Die rechtskonforme,
fristgerechte Durchfiihrung von Volksbegehren steht im allgemeinen 6ffentlichen Interesse; die gesetzlich
vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist daher zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen
Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters
wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21 DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung
der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der — wenn auch nur voriibergehenden — Unzuldssigkeit der
Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich
beeintrichtigt und ein geordneter, sparsamer und effizienter Vollzug des strikten Fristengefiiges bei
Volksbegehren nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte gemdB3 Art. 18 und 21 DSGVO - die auch
nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrdchtlichen
Verwaltungsaufwand verursachen.

Ist die Verarbeitung unrechtmifig bzw. bendtigt der Verantwortliche die Daten nicht ldnger, sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an o6ffentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieflich rechtméfig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
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Betroffene lediglich die Einschrankung der Verarbeitung geméf Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrankung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmdfig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Loschung
gemdB den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MafBinahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhiltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméBig verarbeiteter Daten dar. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht
sowie das Recht auf Einschriankung der Verarbeitung auszuschlie3en.

Zu Art. 99 Z.16 (§ 24 VoBeG):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.

Zu Art. 100 (Anderung des Wihlerevidenzgesetzes 2018)
Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich hinsichtlich dieses Artikels
auf Art. 10 Abs.1 Z1 B-VG (,,Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, und
Volksbegehren, Volksabstimmungen und Volksbefragungen auf Grund der Bundesverfassung*).

Zu Art. 100 Z 1 (§ 2 Abs. 7 WEviG):

Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO
(Art. 4 DSGVO). So soll der Begriff ,,verwenden® durch ,,verarbeiten* ersetzt werden.

Zu Art. 100 Z 2 (§ 4 Abs. 1 WEviG):

Der DSGVO und -—soweit es diese in seinem 1., 2. und 4. Hauptstick umsetzt— dem
Datenschutzgesetz (DSG), BGBI. I Nr. 120/2017, ist der Begriff des Informationsverbundsystems (bisher
§ 4 Z 13 DSG 2000) unbekannt. Die vorgeschlagene Anderung dient der terminologischen Anpassung an
die DSGVO. Art. 26 DSGVO sieht vor, dass wenn zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die
Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung festlegen, diese gemeinsam Verantwortliche sind. Da diese
Regelung eine Offnungsklausel enthilt, soll § 4 Abs. 1 entsprechend angepasst werden. Eine materielle
Anderung gegeniiber der bisherigen Rechtslage, insbesondere eine Einschrinkung des Grundsatzes, dass
jedem Verantwortlichen der Zugriff auf den Gesamtbestand der in der Zentralen Evidenz verarbeiteten
Daten —unabhéngig davon, welcher Verantwortliche sie im Einzelfall zur Verfiigung gestellt hat —
offensteht, ist damit nicht verbunden.

Gemidl §26 Abs.1 zweiter Satz DSGVO haben mehrere gemeinsam Verantwortliche in einer
Vereinbarung festzulegen, wer von ihnen gegeniiber der betroffenen Person welche Verpflichtungen nach
der DSGVO - z. B. Berichtigungs- und Loschungspflichten — wahrzunehmen hat, es sei denn, eine
entsprechende Zustdndigkeitsverteilung bzw. Pflichtenzuordnung ist bereits in einer gesetzlichen
Vorschrift des Unions- oder des nationalen Rechts vorgesehen. In diesem Sinne soll der vorgeschlagene
§4 Abs.1 die Zustdndigkeit zwischen den gemeinsam Verantwortlichen der zentralen Evidenz
dahingehend aufteilen, dass Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, LOschungs- und sonstige
Pflichten nach der DSGVO von jedem Verantwortlichen nur in Bezug auf jene personenbezogenen Daten
zu erfiillen sind, die im Zusammenhang mit den von ihm selbst gefiihrten Verwaltungsverfahren oder den
von ihm gesetzten (verfahrensfreien) MaBinahmen verarbeitet werden. Dies erscheint zweckmaBig, weil
der in diesem Sinne (ausschlieBlich) zustéindige Verantwortliche am ehesten in der Lage ist, zu beurteilen,
ob dem Betroffenen beziiglich der in Rede stehenden Daten tatsichlich ein Auskunfts-, Berichtigungs-
oder sonstiger Anspruch nach der DSGVO zukommt.
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Wird ein Recht nach der DSGVO vom Betroffenen — unter Nachweis seiner Identitét (vgl. ErwGr 64 zur
DSGVO) — bei einem nach dieser Bestimmung unzustdndigen Verantwortlichen wahrgenommen, soll
nach Abs. 1 direkt durch diesen die Weiterverweisung an den fiir die Bearbeitung des Gesuchs
zustdndigen Verantwortlichen erfolgen. Dies soll auch fiir Félle gelten, in denen den in Anspruch
genommenen Verantwortlichen nur einen Teil der Pflichten treffen.

Der vorgeschlagenen Regelung steht Art. 26 Abs. 3 DSGVO nicht entgegen. Nach dieser Bestimmung
kann der Betroffene ein Recht aufgrund der DSGVO zwar gegeniiber ,jedem einzelnen der
Verantwortlichen* geltend machen, und zwar unabhéngig von einer zwischen den Verantwortlichen im
Rahmen einer Vereinbarung getroffenen Zustindigkeitsverteilung; dies impliziert eine Pflicht des
insoweit unzustindigen Verantwortlichen, ein Gesuch des Betroffenen nicht zuriickzuweisen, sondern es
jedenfalls entgegenzunehmen und an den zustéindigen Verantwortlichen weiterzuleiten. Die freie Wahl
des Verantwortlichen, gegeniiber dem der Betroffene ein Recht nach der DSGVO geltend macht, gilt
jedoch nur dann, wenn die Zustdndigkeitsverteilung auf einer Vereinbarung zwischen den
Verantwortlichen, nicht aber, wenn sie auf einer gesetzlichen Regelung beruht. Verteilt daher — wie hier —
eine gesetzliche Regelung die Zusténdigkeiten unter den Verantwortlichen, so ist ein unzustdndiger
Verantwortlicher nicht gehalten, ein Gesuch des Betroffenen entgegenzunehmen oder weiterzuleiten.
Vielmehr kann er den Betroffenen in einem solchen Fall an den zustindigen Verantwortlichen verweisen.

Bei dieser Bestimmung handelt es sich lediglich um eine Zustindigkeitsnorm. Die Regelungen der
DSGVO zu den inhaltlichen Voraussetzungen der oben genannten Anspriiche und Pflichten gemél
Art. 13 ff DSGVO bleiben davon unberiihrt. Macht der Betroffene demnach zB das Recht auf Loschung
(Art. 17 DSGVO) geltend, ist durch den geméf dem ersten Satz zustindigen Verantwortlichen jeweils im
Einzelfall zu priifen, ob dieses besteht oder ein Ausnahmetatbestand nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Anwendung gelangt, wobei vor allem der Ausnahmetatbestand gemaB lit. b leg. cit. einschlédgig sein wird.

Gemill Art28 Abs.1 DSGVO kann sich der Verantwortliche eines Dritten bedienen, der
personenbezogene Daten in seinem Auftrag verarbeitet (Auftragsverarbeiter, Art. 4 Z 8 DSGVO). Der
Auftragsverarbeiter im Sinne der DSGVO entspricht im Wesentlichen dem Dienstleister geméll §4 Z 5
DSG 2000 und — soweit es sich bei der Datenanwendung um ein Informationsverbundsystem handelt —
dem Betreiber gemil § 50 Abs. 1 DSG 2000. Diese Funktionen iibte in Bezug auf das Zentrale
Waihlerregister bisher der Bundesminister fiir Inneres aus, weshalb es im Sinne groftmoglicher
Kontinuitit angezeigt ist, ihm kiinftig durch Abs. 1 die Funktion des Auftragsverarbeiters zu iibertragen.
Zudem soll gesetzlich normiert werden, dass der Bundesminister fiir Inneres in dieser Funktion auch
verpflichtet ist, die Datenschutzpflichten gemall Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen sowie
datenqualitétssichernde MaBnahmen zu setzen, wie insbesondere Hinweise auf eine mdogliche Identitét
zweier dhnlicher Datensétze oder die Schreibweise von Adressen zu geben (,,Clearing*). Dariiber hinaus
darf er — wie bisher — weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen.

Zu Art. 100 Z 3 (§ 4 Abs. 3 WEviG):

§ 14 DSG 2000 sicht unter anderem vor, dass Protokolldaten {iber tatsdchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufzubewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Davon darf in jenem
Ausmal} abgewichen werden, als der von der Protokollierung betroffene Datenbestand zuldssigerweise
frither geloscht oder langer aufbewahrt wird. Durch den Entfall des bisherigen § 14 DSG 2000 durch das
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBI. I Nr. 120/2017, und den Umstand, dass die DSGVO von
spezifischen Regelungen betreffend die Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, in § 4
Abs. 3 eine dem § 14 Abs. 2 Z 7 DSG 2000 vergleichbare Regelung aufzunehmen, wobei die bisherige in
§ 14 Abs. 5 DSG 2000 enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren beibehalten werden soll.

Weiters soll in § 4 Abs. 3 im Sinne einer terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO
(Art. 4 DSGVO) der Begriff ,,Datenanwendung* durch ,,Datenverarbeitung* ersetzt werden.

Zu Art. 100 Z 4 (§ 4 Abs. 4 WEviG):

Im Sinne einer terminologischen Anpassung an die Definitionen der DSGVO (Art. 4 DSGVO) soll der
Begriff ,,Datenanwendung® durch ,,Datenverarbeitung® ersetzt werden.

Zu Art. 100 Z S (§ 4 Abs. 6 WEvViG):

Gemil Art. 21 Abs. 1 DSGVO hat der Betroffene das Recht, aus Griinden, die sich aus seiner besonderen
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn betreffenden personenbezogenen Daten
Widerspruch zu erheben. Dariiber hinaus hat der Betroffene gemiB3 Art. 18 Abs. | DSGVO das Recht,
unter ndher normierten Voraussetzungen die Einschrinkung der Verarbeitung zu verlangen.

Ein solches, dem Betroffenen durch die DSGVO in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht
kann jedoch gemél Art. 23 DSGVO zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten Zwecke
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durch nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig und
verhdltnisméBig ist. Von einer solchen Beschriankung wird in § 4 Abs. 6 fiir simtliche nach dem
Wihlerevidenzgesetz 2018 verarbeitete Daten Gebrauch gemacht.

Fiir eine geordnete Durchfithrung von Wahlereignissen ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in
Waihlerevidenzen in dem gesetzlich vorgesehenen Maf3e unerlésslich und es liegt in diesem Sinne immer
ein iiberwiegendes schutzwiirdiges, Offentliches Interesse an der Datenverarbeitung vor. Es ist daher
erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des Widerspruchsrechts geméfl Art. 21 DSGVO fiir alle
nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten  vorzusehen.  Eine
Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1 DSGVO vorgesehen ist, hitte iiberdies zur Folge, dass im
Falle eines Widerspruchs durch die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt
(Art. 18 Abs. 1 lit. d DSGVO). Dasselbe gilt fiir den Fall, dass der Betroffene die Einschrinkung der
Verarbeitung gemaf Art. 18 Abs. 1 lit. a oder lit. d DSGVO verlangt. Durch die Ausiibung dieser Rechte
konnte ein Betroffener demnach verhindern, dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung
gesetzlicher Aufgaben — zumindest fiir die Dauer der Priifung des Antrags — nicht verarbeitet werden
diirfen. Die rechtskonforme, fristgerechte Durchfiihrung von Wahlen bzw. Volksbegehren steht im
allgemeinen o6ffentlichen Interesse; die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung der betreffenden Daten ist
daher zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen Aufgaben — bis zu deren gesetzlich vorgesehenen
Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich. Weiters wire im Falle eines Widerspruchs nach Art. 21
DSGVO sowie bei einem Verlangen auf Einschrinkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO und der —
wenn auch nur voriibergehenden — Unzuléssigkeit der Weiterverarbeitung die Besorgung der Aufgaben
nach diesem Bundesgesetz von vorherein wesentlich beeintrachtigt und ein geordneter, sparsamer und
effizienter Vollzug nicht mehr moglich. Die Ausiibung der Rechte geméB Art. 18 und 21 DSGVO - die
auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen sind — wiirde zudem einen betrachtlichen
Verwaltungsaufwand verursachen. Es ware nicht mehr gewihrleistet, dass in der Wiahlerevidenz oder in
den daraus generierten Wahlerverzeichnissen alle Wahlberechtigten enthalten sind und ein geordneter, an
ein striktes Fristengefiige gebundener Vollzug von Wahlereignissen wire nicht mehr moglich.

Ist die Verarbeitung unrechtmifig bzw. benétigt der Verantwortliche die Daten nicht langer, so sind die
personenbezogenen Daten angesichts der strengen Zweckbindung ihrer Verarbeitung sowie des erhohten
Anspruchs an offentlich-rechtliche Register oder Dateisysteme, ausschlieflich rechtmifBig verarbeitete
personenbezogene Daten zu enthalten, umgehend zu 16schen und soll es nicht moglich sein, dass der
Betroffene lediglich die Einschrinkung der Verarbeitung gemifl Art. 18 Abs. 1 lit. b und lit. ¢ DSGVO
verlangt.

Den Betroffenen bleibt es auch bei Ausschluss des Widerspruchsrechts sowie des Rechts auf
Einschrinkung der Verarbeitung unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden
unrichtigen personenbezogenen Daten, unrechtmidBig verarbeiteten personenbezogenen Daten oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung und Ldschung
gemdB den Art. 16 und 17 DSGVO Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss der Rechte gemél
Art. 18 und 21 DSGVO entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende MafBnahme ist im letzten Satz allerdings vorgesehen, dass die Betroffenen in
geeigneter Weise hieriiber zu informieren sind, wobei diese Information nicht an jeden einzelnen
Betroffenen individuell zu richten ist, sondern an ,,die Betroffenen® in deren Gesamtheit. Die Information
kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (zum Beispiel auf der Homepage des
Bundesministeriums fiir Inneres).

Die Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der DSGVO vorgesehene Recht auf Widerspruch sowie
das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung in einem Spannungsverhiltnis zur gesetzlich angeordneten
Datenverarbeitung stehen. Die Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwigung zwischen
den administrativen Interessen sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und
unrechtméfig verarbeiteter Daten dar und soll Funktionalitit und Zweck der Fiihrung des zentralen
Wihlerregisters gewéhrleisten. Aus diesen Griinden wird vorgeschlagen, das Widerspruchsrecht sowie
das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung auszuschlieBen.

Zu Art. 100 Z 6 (§ 19 WEVIG):
Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Anderung dieses Bundesgesetzes.
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Zum 8. Hauptstiick (Justiz)

Allgemeines
1. Die Datenschutz-Grundverordnung (kurz: DSGVO) tritt am 25. Mai 2018 in Geltung.

Die Datenschutz-Grundverordnung gilt gemdB ihrem Art.2 Abs.1 fiir die ganz oder teilweise
automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie fiir die nicht automatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. Sie
nimmt die Tétigkeit der Justiz nicht generell von ihrem sachlichen Anwendungsbereich aus; von diesem
ausgenommen sind lediglich Datenverarbeitungen in den in Art. 2 Abs. 2 DSGVO genannten Bereichen.
Gemal Art. 2 Abs. 2 lit. d gilt die DSGVO nicht fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
zustdndigen Behdrden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung.

Die DSGVO gilt daher grundsdtzlich fiir jegliches im Zusammenhang mit einem zivilgerichtlichen
Verfahren oder der Tétigkeit in Angelegenheiten der Justizverwaltung ermitteltes personenbezogenes
Datum, welches elektronisch (in der Verfahrensautomation Justiz oder in Hinkunft im System der Justiz
3.0) gespeichert wird.

Die DSGVO sieht fiir den Bereich der justiziellen Tétigkeit lediglich partielle Ausnahmen ihrer Geltung
vor. Geméal Art. 37 Abs. 1 lit. a DSGVO muss kein Datenschutzbeauftragter benannt werden, wenn die
Datenverarbeitung von Gerichten vorgenommen wird, die im Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit handeln.
Weiters sind gemdB Art. 55 Abs.3 DSGVO die Aufsichtsbehdrden (in  Osterreich: die
Datenschutzbehorde) fiir die Aufsicht tiber die von Gerichten im Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit
vorgenommenen Verarbeitungen nicht zustindig.

Die DSGVO enthilt, wie bereits an weiter oben erwihnt, sogenannte ,,Offnungsklauseln®, also fakultative
Regelungsspielrdume, die den Mitgliedstaaten im sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung
abweichende oder in bestimmten Bereichen den Schutzbereich der DSGVO einschrinkende nationale
Regelungen gestatten.

In diesem Sinn erdffnet Art. 23 DSGVO die Moglichkeit, durch Rechtsvorschriften der Union oder der
Mitgliedstaaten die Pflichten und Rechte gemid den Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO gesetzlich zu
beschrianken, sofern eine solche Beschrinkung den Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten
achtet und in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhéltnismifige MaBnahme
darstellt. Solche Beschriankungen sind iiberdies nur zur Sicherstellung bestimmter, in den in Art. 23
Abs. 1 lit. a bis j DSGVO angefiihrter Schutzzwecke zuléssig, so etwa zum Schutz der Unabhingigkeit
der Justiz und zum Schutz von Gerichtsverfahren (lit. f), zur Sicherstellung der Verhiitung, Aufdeckung,
Ermittlung und Verfolgung von VerstoBBen gegen die berufsstindischen Regeln reglementierter Berufe
(lit. g), zum Schutz der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen (lit. i) und
zur Sicherstellung der Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriiche (lit. j).

Die in den Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO angefiihrten Datenschutzrechte des Einzelnen, die in obigem
Sinn gesetzlich eingeschriankt werden kdnnen, betreffen etwa das Recht auf Auskunft und Information,
auf Berichtigung und Léschung, auf Einschrankung der Verarbeitung und auf Widerspruch gegen die
Verarbeitung.

Die Umsetzung des durch die Offnungsklauseln eingerdumten gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums
soll in den spezifischen Materiengesetzen erfolgen.

2. Die speziellen und von privatrechtlichen Datenanwendungen abweichenden Zwecke der
Datenverarbeitung im Zusammenhang mit der Tétigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit erfordern es,
dass von der genannten Offnungsklausel des Art.23 DSGVO Gebrauch gemacht wird, um die
Unabhéngigkeit der Justiz und den Schutz von Gerichtsverfahren gewihrleisten zu konnen. Der
vorliegende Entwurf sieht daher spezifische Bestimmungen fiir den Bereich der Justiz und die in enger
Verbindung mit der Justiz stehenden Berufsgruppen der Rechtsanwilte und Notare vor.

2.1. Fir das zivilgerichtliche Verfahren wird einerseits der Begriff der justiziellen Tétigkeit nédher
definiert und fiir das Recht auf Auskunft und Information, auf Berichtigung und Loschung, auf
Einschrankung der Verarbeitung und auf Widerspruch gegen die Verarbeitung, soweit es sich auf den
Bereich dieser justiziellen Tétigkeit bezieht, auf die Verfahrensrechte verwiesen. Andererseits wird fiir
die Verletzung des Grundrechts auf Datenschutz ein eigener Feststellungsanspruch, wie er bereits derzeit
bei Datenschutzverletzungen durch ein Organ der Gerichtsbarkeit besteht, vorgesehen.

2.2. Dariiber hinaus sieht der Entwurf punktuelle Anpassungen im Zivilverfahrensrecht vor, die in der
gerichtlichen Praxis derzeit strittige datenschutzrechtliche Fragen auf eine klare gesetzliche Basis stellen
sollen.
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- Einfiihrung eines Rechtsschutzmechanismus fiir den Fall, dass ein (inléndisches) Gericht einem
anderen (inldndischen) Gericht die Rechtshilfe durch Ubersendung des Gerichtsakts versagt.

- Klérung der Frage, unter welchen Voraussetzungen von Gerichten auf Ersuchen inldndischer
Verwaltungsbehdrden Amtshilfe durch Ubersendung von Akten oder Aktenbestandteilen geleistet
werden muss.

- Vorgaben fiir die Verdffentlichung eines Verhandlungsspiegels durch die Gerichte.

- Regelung des Auskunftsrechts von Biirgern iiber Abfragen des Personenverzeichnisses im
Grundbuch durch Notare und Rechtsanwilte.

- Anpassung begrifflicher Anderungen durch die DSGVO.

3. Da der Anwendungsbereich der DSGVO auch das anwaltliche und notarielle Berufsrecht betrifft,
werden mit dem Entwurf entsprechende Regelungen in der RAO, in der NO und im DSt vorgeschlagen,
die den besonderen Verfahrenszwecken der durch die Rechtsanwilte und Notare gefiihrten Archive,
Verzeichnisse und Register (insbesondere Urkundenarchiv, Treuhandregister, OZVV und OZTR), dem
Schutz der berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflichten und der Sicherstellung des geordneten Ablaufs
von Disziplinarverfahren Rechnung tragen sollen. Die hier vorgesehenen Beschrinkungen des
Datenschutzrechts und der Begleitrechte nach der DSGVO beziehen sich im Wesentlichen auf die
Tatbestdnde des Art. 23 Abs. 1 lit. g, i und j DSGVO. Auch in diesen Bereichen sollen die besonderen
Archiv-, Register- und Verfahrenszwecke dadurch gewahrt werden, dass anstelle der sich aus den Art. 12
bis 22 und 34 DSGVO sowie aus § 1 Abs.3 DSG ergebenden Rechte und Pflichten die jeweils
spezifischen Verfahrensregelungen von RAO, NO, DSt sowie GOG und der damit im Zusammenhang im
selbstédndigen Wirkungsbereich erlassenen berufsstindischen Richtlinien zur Anwendung kommen.

4. Die fiir den Bereich des Strafrechts geltende Richtlinie (EU) 2016/680 zum Schutz natiirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustindigen Behdrden zum Zwecke
der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung
sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates (im
Folgenden: DS-RL), ABIL. Nr.L119 vom 4.52016 S.89, wurde durch das Datenschutz-
Anpassungsgesetz 2018 und die darin vorgesehenen Anpassungen im Datenschutzgesetz (DSG) idF
BGBI. I Nr. 120/2017 umgesetzt.

In dessen 3. Hauptstiick finden sich explizite Regelungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten
durch zustidndige Behorden zum Zweck der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir
die 6ffentliche Sicherheit, sowie zum Zweck der nationalen Sicherheit, des Nachrichtendienstes und der
militdrischen  Eigensicherung (§§ 36 ff). Wie im  Bericht des Verfassungsausschusses
1761 BlgNR XXV. GP S. 18 ausdriicklich klargestellt, gehen die einschlidgigen materienspezifischen
Regelungen zu Datenverarbeitungen als leges speciales den allgemeinen Regelungen des 3. Hauptstiicks
des DSG vor.

Die bestehenden datenschutzrechtlichen Regelungen der StPO sind daher in erster Linie an die
Terminologie der DS-RL (bzw. des DSG) anzugleichen. Ferner soll eine Kriminalpolizei,
Staatsanwaltschaft und Gericht gleichermalen umfassende gesetzliche Grundlage fiir die grundsétzliche
Zulassigkeit der Datenverarbeitung direkt in der StPO verankert und die Akteneinsicht zu
wissenschaftlichen Zwecken an die europarechtlichen Vorgaben angepasst werden. Des Weiteren soll der
bestehende (subsididre) Rechtsschutz des GOG auch weiterhin sowohl im gerichtlichen als auch
staatsanwaltschaftlichen Bereich bestehen bleiben.

5. Das der Evidenthaltung strafgerichtlicher Verurteilungen dienende Strafregister unterliegt den
unmittelbar anwendbaren Vorschriften der DSGVO. Das StRegG ist daher in erster Linie terminologisch
an die Vorgaben der DSGVO anzupassen. Um die dem StRegG (im Einklang mit dem TilgG)
wesensimmanenten Schutzzwecke nicht zu unterlaufen, soll ferner klargestellt werden, dass Auskiinfte
nach der DSGVO ausschlieBlich in Form einer Strafregisterbescheinigung ergehen sollen.

6. Die DS-RL enthélt allerdings auch Regelungen, die den Zusténdigkeitsbereich des Bundesministeriums
fir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz berithren (s. Kapitel V [,.Dateniibermittlung an
Drittlénder oder internationale Organisationen] und Kapitel VI [,,Unabhéngige Aufsichtsbehdrden*])
und einer Umsetzung bediirfen.
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I1. Besonderer Teil
Zu Art. 101 (Anderung des Auslieferungs- und Rechtshilfegesetzes):
Zu Z 1 (§ 9a ARHG):

Abs. 1 dieser Bestimmung legt in Umsetzung von Art. 35 bis 38 RL-DS, die Voraussetzungen fiir die in
Erledigung eines Rechtshilfeersuchens erfolgende Ubermittlung personenbezogener Daten an einen
Drittstaat oder eine internationale Organisation fest, wobei diese kumulativ vorzuliegen haben. Im
Hinblick auf den Inhalt von § 50 ARHG ist regelméfig vom Vorliegen der Voraussetzungen nach Z 1
auszugehen.

Fir den Fall, dass die Ubermittelten Daten aus einem anderen Mitgliedstaat stammen, setzt die
Dateniibermittlung grundsétzlich das Vorliegen der Zustimmung der zustindigen Behorde des
betreffenden Mitgliedstaats voraus (s. Abs. 1 Z 2). Die zuldssigen Ausnahmen sind in Abs. 2 angefiihrt. In
einem solchen Fall ist die zustdndige Behdrde unverziiglich von der Datenweiterleitung in Kenntnis zu
setzen.

Es ist davon auszugehen, dass die in Abs. 1 Z 3, erster Fall angefiihrten Voraussetzungen in den
seltensten Fillen vorliegen werden, zumal Kommissionsentscheidungen betreffend das Vorliegen eines
angemessenen Datenschutzniveaus bisher nur in Bezug auf die Schweiz, Argentinien, Guernsey, die Insel
Man, Jersey, die Faroer Inseln, Andorra, Uruguay und Neuseeland ergangen sind.

Abs. 1 Z3, zweiter Fall betrifft entsprechend Art.37 Abs.1 RL DS das Vorliegen angemessener
Garantien fiir den Schutz personenbezogener Daten im betreffenden Staat oder der internationalen
Organisation, wobei diese entweder in einem anwendbaren Rechtsinstrument enthalten sein kénnen oder
im Einzelfall iiber entsprechende Nachfrage zugesichert werden (s. lit. a und b leg. cit.).

Festzuhalten ist, dass die Angemessenheit der Garantien im Einzelfall entsprechend Art. 37 Abs. 1 lit. b
RL DS nach Priifung aller Umstiinde, die bei der Ubermittlung personenbezogener Daten eine Rolle
spielen, vom ,,Verantwortlichen” zu beurteilen ist, wobei es sich bei diesem um die aktenfithrende
Behorde (Staatsanwaltschaft oder Gericht) handelt. Durch die angemessenen Garantien soll sichergestellt
werden, dass die Datenschutzvorschriften und die Rechte des Betroffenen, einschlielich seines Rechts
auf wirksame verwaltungsrechtliche und gerichtliche Rechtsbehelfe, beachtet werden. Zu beriicksichtigen
wire dabei u.a., dass die Ubermittlung personenbezogener Daten dem Grundsatz der Spezialitit
unterliegt, damit gewihrleistet ist, dass die Daten nicht zu anderen Zwecken als zu jenen, zu denen sie
iibermittelt wurden, verarbeitet werden. Dariiber hinaus sollte beriicksichtigt werden, dass die
personenbezogenen Daten nicht verwendet werden, um die Todesstrafe oder eine grausame und
unmenschlichen Behandlung zu beantragen, zu verhdngen oder zu vollstrecken. Diese Bedingungen
konnen grundsétzlich als geeignete Garantien angesehen werden, doch konnen vom Verantwortlichen
dartiber hinaus zusétzliche Garantien verlangt werden.

Ungeachtet des Nichtvorliegens der Voraussetzungen nach Abs.1 Z3 ist die in Erledigung eines
Rechtshilfeersuchens erfolgende Dateniibermittlung in den in Abs. 4 genannten Féllen zuldssig, wobei
wohl regelméBig von Vorliegen der Voraussetzungen nach Z 4 auszugehen ist. Festzuhalten ist, dass die
Entscheidung im jeweiligen Einzelfall zu treffen ist, wobei zu priifen ist, ob die Grundrechte des
Betroffenen das 6ffentliche Interesse an der Dateniibermittlung iberwiegen.

Bei der in Abs.3 genannten Aufsichtsbehérde handelt es sich gegenstdndlich um die
Oberstaatsanwaltschaft. Der Datenschutzbehdrde kommt diesbeziiglich keine Zustdndigkeit zu: Die
Bestimmungen iiber deren Aufgaben nach § 32 DSG sind in den Fillen der Z 4, 5 und 8 im Bereich der
StPO nicht anwendbar, weil in Fillen behaupteter Datenschutzverletzungen in diesen Bereichen ohnehin
ein umfassender gerichtlicher Rechtsschutz besteht (s. § 34a Abs. 2a StAG idF BGBI I Nr. XX/2018 samt
Erlduterungen), sodass fiir ein kontrollierendes Eingreifen der Datenschutzbehorde kein Bedarf besteht.

Abs. 5 statuiert entsprechend Art. 38 Abs.3 RL DS Dokumentationspflichten fiir den Fall der
Dateniibermittlung nach Abs. 4. Diese treffen wiederum den Verantwortlichen, somit die aktenfithrende
Behorde. Im Fall der Weiterleitung personenbezogener Daten auf diplomatischem Weg ist die betreffende
Verpflichtung fiir seinen Bereich vom BMEIA wahrzunehmen.

Vor dem Hintergrund der elektronischen Aktenfithrung (,,ELAK®) und der VI ist davon auszugehen, dass
dadurch den Dokumentationspflichten im Justizbereich ausreichend Rechnung getragen wird.

Zu Z 2 (§ 58a):

Diese Bestimmung enthilt in Umsetzung von Art. 35 Abs. 1 lit. ¢ RL DS eine demonstrative Anfiihrung
jener Umstidnde, die von der gemilB § 55 zustindigen Osterreichischen Behorde, die entsprechend § 9a
Abs. 1 Z2 um Zustimmung zur Weiterleitung personenbezogener Daten, die in Erledigung eines
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Rechtshilfeersuchens an einen Drittstaat tibermittelt wurden, an einen weiteren Drittstaat oder eine
weitere internationale Organisation ersucht wurde, zu beriicksichtigen sind.

Zu Z 3 (§ 59a):

Die Datenschutzbestimmung des §9a idF Z1 ARHG des Entwurfs gilt vorbehaltlich der
Ubergangsbestimmung (s. Z 5) fiir jede Ubermittlung personenbezogener Daten durch eine zustindige
Behorde, somit auch fiir die in § 59a ARHG vorgesehene Dateniibermittlung ohne Ersuchen. Die in
Abs. 2 dieser Bestimmung enthaltenen Datenschutzbestimmungen hétten daher zu entfallen.

Zu Z 4 (§ 71a):

Art.39 RLDS sicht unter bestimmten Voraussetzungen die unmittelbare Ubermittlung
personenbezogener Daten an Empfanger in Drittstaaten vor. Zwar umfasst der Begriff ,, Empfanger” nach
der RL DS neben natiirlichen oder juristischen Personen auch ,,.Behdrden, Einrichtungen oder andere
Stellen, denen personenbezogene Daten offengelegt werden®, doch soll diese Bestimmung, bei der es sich
um eine Kann-Regelung handelt, nur in Bezug auf Personen umgesetzt werden, um eine gesetzliche
Grundlage flir die unmittelbare Befassung von in Drittstaaten niedergelassenen Providern zu schaffen.
Diesbeziiglich sind in der Praxis Probleme aufgetreten, da derartige Ersuchen etwa von den zustidndigen
amerikanischen Behorden keiner Erledigung zugefiihrt werden; vielmehr wird die ersuchende Behorde
aufgefordert, sich unmittelbar mit dem Provider in Verbindung zu setzen, weshalb davon auszugehen ist,
dass dieser zur Erteilung entsprechender Informationen an ausldndische Behdrden ohne weiteres
behordliches Dazwischentreten berechtigt ist. Im Hinblick darauf, dass die Befassung des ausldndischen
Providers wohl regelméBig durch die entsprechend zu beauftragenden Sicherheitsbehérden erfolgen wird,
soll im Einklang mit der oOsterreichischen Rechtslage klargestellt werden, dass eine derartige
Vorgangsweise nur in Bezug auf Ersuchen um Ubermittlung von Stammdaten, nicht jedoch auch von
Verkehrsdaten und Zugangsdaten in Betracht kommt, weil bei Letzteren in der StPO eine qualifizierte
Anordnung vorgesehen und sonst eine gerichtliche Bewilligung erforderlich ist (s. § 76a Abs. 2 StPO, § 5
Abs. 5 StAG).

Zu Z 5 (§ 77 Abs. 4):

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der §§ 9a, 58a, 59a und 71a und des Art. XXV. Es wird ein
Inkrafttreten mit 25. Mai 2018 vorgesehen.

Zu Z 6 (Ubergangsbestimmung):

Diese Bestimmung stellt in Umsetzung von Art. 61 der Datenschutz-RL klar, dass die
Datenschutzbestimmung des § 9a auf vor dem 6.5.16 abgeschlossene und mit dem vor diesem Zeitpunkt
bestehenden Unionsrecht vereinbare bi- und multilaterale Vertrige, die zur Ubermittlung
personenbezogener Daten fithren, keine Anwendung findet. Dies ist eine Folge des Grundsatzes, wonach
durch (hier: EU-) Rechtsinstrumente nicht in bestehende Vertrdge mit Dritten eingegriffen werden kann.
Zu denken wire hier insbesondere an die bestehenden Ubereinkommen des Europarats iiber die justizielle
Zusammenarbeit in Strafsachen.

Zu Art. 102 (Anderung des Bewihrungshilfegesetzes):

ZuZ1(§§3 Abs. 1,4 Abs. 1 und 3, 5 Abs. 3, 8 Abs. 1, 9, 10, 11, 12 Abs. 1, 13 Abs. 1, 2, 4, 6 und 7,
14, 24 Abs. 1, 3 und 4, 26 Abs. 1 Z. 3, 26a Abs. 1, 2 und 3, 28 Abs. 1, 2 und 3, 29 Abs. 1, 29d Abs. 1
lit. b und 31 BewHG):

Mit den vorgeschlagenen Anderungen soll die Erweiterung des Bundesministeriums fiir Justiz zum
Bundesministerium  fiir =~ Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz durch die
Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBI. I Nr. 164/2017, nachvollzogen werden.

Zu Z 2 (§ 25 BewHG):

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen der Anpassung an die DSGVO sowie das DSG (,,Verarbeitung*
statt ,,Verwendung®, ,personenbezogene Daten® statt ,sensible Daten sowie — wenngleich nicht
unmittelbar anwendbar — der Einfiihrung von § 38 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 entsprechenden
Kautelen).

Die Verarbeitung von Daten nach Art. 9 DSGVO ist regelméBig eine notwendige Voraussetzung zur
Erfiillung der im Bewéhrungshilfegesetz geregelten sozialarbeiterischen Aufgaben. So ist beispielsweise
die Betreuung eines nach § 278b StGB verurteilten Klienten in der Bewdhrungshilfe oft nicht sinnvoll
moglich, ohne Daten zu seinen religiosen oder weltanschaulichen Uberzeugungen zu verarbeiten und die
Betreuung eines nach § 206 StGB verurteilten Klienten erfordert die Verarbeitung von Daten zu seinem
Sexualleben oder zu seiner sexuellen Orientierung. Die Durchfiihrung eines Tatausgleichs wegen § 83
StGB kann die Verarbeitung von Gesundheitsdaten erfordern, genauso, wie die Vermittlung
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gemeinniitziger Leistungen im Fall von vermittlungsrelevanten gesundheitlichen Vorbelastungen. Auch
bei der Erhebung und Betreuung wihrend des Strafvollzugs durch elektronisch liberwachten Hausarrest,
in der Entlassenenhilfe und bei der Durchfilhrung von Sozialnetzkonferenzen besteht regelméBig die
Notwendigkeit zur Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten.

Fiir die Loschung der personenbezogenen Daten gilt Art. 17 Abs. 1| DSGVO, d.h., dass sie zu dem
Zeitpunkt zu 16schen sind, zu dem sie nicht mehr (etwa nach Ablauf der Zeit, fiir die Bewédhrungshilfe
angeordnet wurde) bendtigt werden. Fiir NEUSTART als privater Verein gilt das DSG aufler dem
3. Hauptstiick und die DSGVO. Das DSG selbst verweist in § 4 ganz allgemein auf die DSGVO, sodass
sich die Loschungsverpflichtungen aus dieser unmittelbar anzuwendenden Verordnung ergeben.

Zu Art. 103 (Anderung des Disziplinarstatuts fiir Rechtsanwiilte und Rechtsanwaltsanwiirter):
Zu Z 1 (§ 20 DSt):

Zum vorgeschlagenen § 20 Abs. 4 und 5 DSt darf zunéchst auf die Ausfiihrungen zum vorgeschlagenen
§ 84 GOG verwiesen werden. Eine der dort niher beschriebenen , Offnungsklauseln® der DSGVO, die
den Mitgliedstaaten als fakultative Regelungsspielrdume im Anwendungsbereich der Verordnung unter
bestimmten Voraussetzungen abweichende oder auch den Schutzbereich der DSGVO einschriankende
nationale Regelungen gestatten, betrifft (auch) den Bereich des anwaltlichen (wie auch des notariellen)
Disziplinarrechts.

Konkret sind nach Art. 23 Abs. 1 lit. g DSGVO Beschriankungen der in den Art. 12 bis 22 und Art. 34
sowie Art. 5 DSGVO vorgesehenen Rechte und Pflichten im Weg von GesetzgebungsmalBnahmen dann
zuldssig, wenn die Beschrinkung der Sicherstellung der Verhiitung, Aufdeckung, Ermittlung und
Verfolgung von VerstoBBen gegen die berufsstindischen Regeln reglementierter Berufe dient. Erforderlich
ist ferner, dass die Beschrinkung den Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achtet und in
einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhéltnismidBige MaBnahme darstellt.

Von dieser Offnungsklausel soll im Bereich des Verfahrens vor dem Disziplinarrat der
Rechtsanwaltskammer und dem Kammeranwalt dahingehend Gebrauch gemacht werden, dass sich die
sich aus Art. 12 bis 22 und Art. 34 DSGVO sowie aus § 1 Abs. 3 DSG ergebenden Rechte und Pflichten
sowie deren Durchsetzung nach dem 5. Abschnitt des DSt richten. Daneben bleibt die Zustédndigkeit der
Datenschutzbehorde als Aufsichtsbehdrde unberiihrt. Thre Zustindigkeit reicht dabei aber nur so weit, als
Rechte und Pflichten des Einzelnen nach der DSGVO bestehen.

Dahinter steht die Uberlegung, dass das anwaltliche Disziplinarverfahren auch in erster Instanz
besonderen verfahrensrechtlichen Anforderungen gerecht werden muss, um einerseits den — dem
iibergeordneten Interesse einer geordneten Rechtspflege dienenden — Anspruch auf wirksame Verfolgung
von VerstoBen gegen das anwaltliche Berufs- und Standesrecht hinreichend zu gewaihrleisten und
andererseits den Vorgaben des Rechts auf ein faires Verfahren gemafl Art. 6 EMRK zu entsprechen.

Unter Beachtung dieser Zielsetzungen enthdlt das DSt in seinem 5. Abschnitt ein ausgewogenes
Regulativ dazu, wie die Ermittlung der fiir die Beurteilung der an den Kammeranwalt bzw. den
Disziplinarrat herangetragenen disziplinarrechtlichen Vorwiirfe gegen einen Rechtsanwalt (oder
Rechtsanwaltsanwirter) benotigten Daten zu erfolgen hat und wie diese verwendet werden diirfen (vgl.
§§ 22 und 27 ff DSt). Ebenso geregelt sind die Informations- und Auskunftsrechte des Beschuldigten
(siche ua. § 22 Abs. 4 und § 27 Abs. 2 DSt) und die Frage (des Umfangs des Rechts) der Akteneinsicht
(§ 27 Abs. 5und § 31 Abs. 3 DSt).

Das verfahrensrechtliche Regime des 5. Abschnitts des DSt entspricht von seinem Wesen und seinem
Inhalt her insgesamt den Anforderungen an ein formelles gerichtliches Verfahren; dies wird nicht zuletzt
durch die in § 77 DSt erginzend angeordnete sinngemil Anwendung von Bestimmungen der StPO
deutlich. Dieses Verfahrensrecht regelt dabei die Informations- und Auskunftsrechte, die Frage der
Ermittlung und Verarbeitung der Daten und deren Verwendung auf eine Weise, die — unter
Beriicksichtigung datenschutzrechtlicher Vorgaben — die effektive Aufdeckung, Ermittlung und
Verfolgung von VerstdBen gegen das Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwilte sicherstellt. Es
erscheint daher in Anwendung der Offnungsklausel des Art.23 Abs. 1 lit. g DSGVO legitim und
gerechtfertigt, die (im Sinn der DSGVO) von einem anwaltlichen Disziplinarverfahren betroffene Person
zur Durchsetzung ihres Rechts auf Schutz bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Verfahren
vor dem Disziplinarrat und dem Kammeranwalt insgesamt auf dieses besondere Regulativ zu verweisen.

Die Umsténde konnen es dabei gerade im Verhiltnis zum Beschuldigten auch erfordern, Informationen
oder Auskiinfte zum Disziplinarverfahren soweit und solange aufzuschieben, einzuschrinken oder zu
unterlassen, wie dies im Einzelfall zur Verhiitung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von
Disziplinarvergehen unbedingt erforderlich und verhdltnismifBig ist. Zu denken ist dabei etwa an
Konstellationen, wo aufgrund entsprechender (friihzeitiger) Bekanntgaben Verdunkelungsgefahr besteht
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oder die Sicherstellung von Beweismitteln vereitelt werden konnte. Mit dem — § 43 Abs. 4 DSG idF BG
BGBI. I Nr. 120/2017 entsprechenden — vorgeschlagenen § 20 Abs.5 DSt soll diesem Erfordernis
Rechnung getragen werden. Klargestellt sei in diesem Zusammenhang noch, dass der vorgeschlagene
Abs. 5 den Regelungsbereich des § 79 DSt unberiihrt ldsst.

Zur Entscheidung iiber Rechtsmittel gegen Erkenntnisse des Disziplinarrats ist gemi3 § 46 DSt der
Oberste Gerichtshof zustindig. Da es sich insofern um ein ordentliches gerichtliches Verfahren handelt,
eriibrigen sich im vorliegenden Kontext gesonderte datenschutzrechtliche Anordnungen dazu im DSt.

Zu Art. 104 (Anderung der EO):
Zu Z 1 und 2 (§ 275 Abs. 6 und § 382g Abs. 1 EO):

In §275 Abs.6 und §382g Abs.1 Z4 werden terminologische Anpassungen aus Anlass der
Datenschutz-Grundverordnung vorgenommen.

Zu Art. 105 (Anderung des GOG):
Zu Z1 (§ 16a GOG):

Mit der vorgeschlagenen Bestimmung soll eine ausdriickliche gesetzliche Grundlage fiir die
Veroffentlichung eines sogenannten ,,Verhandlungsspiegels® durch die Gerichte geschaffen werden.

Durch die Verdffentlichung eines Verhandlungsspiegels soll es der Bevdlkerung erleichtert werden, sich
einen Uberblick iiber den Ort, den Tag, die Stunde des Beginns und den Gegenstand des Verfahrens der
am jeweiligen Gericht stattfindenden offentlichen Gerichtsverhandlungen in biirgerlichen Rechtssachen
und in Strafsachen zu verschaffen. Mit der vorgeschlagenen Regelung soll klargestellt werden, dass die
Allgemeinheit nur iiber 6ffentliche Gerichtsverhandlungen entsprechend informiert werden soll.

Ob solche Verhandlungsspiegel iiberhaupt erstellt und in welcher Form sie von den Gerichten
veroffentlicht werden (etwa durch Aushang am ,,schwarzen Brett®, Darstellung auf einem Infoscreen oder
auf der Website des Gerichts), bleibt der Entscheidung der zustindigen Organe der Justizverwaltung
iiberlassen.

Zu 72 (§§ 83 bis 85a GOG):

Datenverarbeitungen in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit in biirgerlichen Rechtssachen und der
weisungsfreien Justizverwaltung fallen in den Anwendungsbereich der DSGVO, die am 25.5.2018 in
Geltung tritt.

Datenverarbeitungen in Angelegenheiten der Strafgerichtsbarkeit fallen in den Anwendungsbereich der
Richtlinie (EU) 2016/680 (im Folgenden: DS-RL), die mit dem Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018,
BGBI. I Nr. 120/2017, umgesetzt wurde, welches gemeinsam mit der DSGVO in Kraft treten wird.

Demnach ist es erforderlich, die bestehenden datenschutzrechtlichen Regelungen der §§ 83 bis 85 GOG
an die (teilweise) neuen rechtlichen Gegebenheiten und Instrumentarien der DSGVO und des DSG fiir
den Bereich der Datenverarbeitungen in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit anzupassen.

Da nun nicht mehr — wie bisher mit dem DSG 2000 — ein einheitliches datenschutzrechtliches
Regelungswerk besteht, ist es erforderlich, in Anpassung an die rechtlichen Vorgaben der DSGVO und
des neuen Datenschutzgesetzes getrennte Regelungen fiir die Gerichtsbarkeit in biirgerlichen
Rechtssachen und der weisungsfreien Justizverwaltung einerseits (§§ 83 bis 85 des Entwurfs) sowie fiir
Angelegenheiten der Strafgerichtsbarkeit andererseits (§ 85a des Entwurfs) vorzusehen.

Zu § 83 GOG:

Nach dem vorgeschlagenen § 83 Abs. 1 diirfen die Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit die
hiefiir erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten.

Diese generelle Festlegung trigt dem sowohl im innerstaatlichen wie auch im europdischen
Datenschutzrecht geltenden Prinzip Rechnung, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten
grundsitzlich verboten ist, wenn der Gesetzgeber nicht ausdriicklich eine Erlaubnis erteilt. Die ndheren
Umsténde, welche Daten fiir welche Zwecke und in welchem Umfang von den Gerichten ermittelt und
auf welche Weise diese verarbeitet werden diirfen, sowie alle weiteren fiir die gerichtlichen
Datenverarbeitungen geltenden Grundsidtze werden durch die von den Gerichten einzuhaltenden
Verfahrensgesetze und den darauf beruhenden Verordnungen sowie die Vorschriften des GOG
determiniert. Dabei wird in Hinkunft auch Art. 5 DSGVO als Leitlinie fiir die (europarechtskonforme)
Auslegung der nationalen Bestimmungen dienen.

Der bereits im vorgeschlagenen § 83 Abs. 1 verwendete Begriff der ,,justiziellen Tatigkeit der Gerichte
soll im vorgeschlagenen § 83 Abs.2 definiert werden. Dieser Begriff wird in der DSGVO im
Zusammenhang mit den Bereichsausnahmen der Artikel 37 Abs.1 lit.a (Benennung eines
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Datenschutzbeauftragten) und Artikel 55 Abs. 3 (Aufsichtsbehorden) verwendet. In Erwigungsgrund 20
der DSGVO wird damit im Zusammenhang ausgefiihrt, dass die Aufsichtsbehorden (in Osterreich: die
Datenschutzbehorde) nicht fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Gerichte im Rahmen
ihrer justiziellen Tatigkeit zustédndig sein sollen, damit die Unabhéngigkeit der Justiz bei der Ausiibung
ihrer gerichtlichen Aufgaben einschlieBlich ihrer Beschlussfassungen unangetastet bleibt.

Im Sinne dieses Begriffsverstdndnisses, welches ausdriicklich den Schutz der Unabhingigkeit der Justiz
und den Begriff der justiziellen Tétigkeit der Gerichte in einen Bedeutungszusammenhang stellt, wird im
vorgeschlagenen § 83 Abs. 2 festgelegt, dass die justizielle Tétigkeit der Gerichte alle Tétigkeiten
umfasst, die zur Erfiillung der Aufgaben in Angelegenheiten der ordentlichen Gerichtsbarkeit erforderlich
sind.

Durch die Formulierung ,,in Angelegenheiten der ordentlichen Gerichtsbarkeit” soll deutlich gemacht
werden, dass der Anwendungsbereich des vorgeschlagenen § 83 — ebenso wie dies beim geltenden § 83
GOG der Fall ist — nicht nur die gerichtliche Entscheidungstitigkeit als Kernbereich der unabhiangigen
Rechtsprechung umfassen soll, sondern auch die in Senaten ausgeiibte Justizverwaltung, die ebenfalls als
Gerichtsbarkeit im formellen Sinn zu betrachten ist. Sofern Aufgaben der Justizverwaltung kollegial zu
besorgen sind, werden die Richter in Ausiibung ihres richterlichen Amtes tétig und liegt eine Vollziehung
durch Gerichtsbehorden vor (vgl. Art. 87 Abs. 2 B-VG; V{SIg. 7753/1976, 13.215/1992, 19.618/2012).

Ebenso Teil der justiziellen Tatigkeit der Gerichte sind die Aufgaben und Befugnisse, die im
Zusammenhang mit dem Verlassenschaftsverfahren den Notaren in ihrer Funktion als
Gerichtskommissidre gesetzlich zugewiesen sind. Auch die Befundaufnahme und Gutachtenserstattung
der gerichtlich bestellten Sachverstindigen ist Teil des gerichtlichen Beweisverfahrens und gehort somit
in diesem Umfang zur justiziellen Tétigkeit der Gerichte.

Soweit die Tétigkeit der Justizverwaltung nicht in Senaten vollzogen wird, ist diese nicht als justizielle
Tatigkeit der Gerichte im Sinn der DSGVO und des vorgeschlagenen § 83 Abs. 2 GOG zu qualifizieren.

Zu § 84 GOG:

Die DSGVO und das DSG nehmen die Tatigkeit der Justiz nicht generell von ihrem sachlichen
Anwendungsbereich aus. Die datenschutzrechtlichen Vorgaben der DSGVO und des DSG gelten
demnach grundsétzlich fiir jegliches im Zusammenhang mit einem zivilgerichtlichen Verfahren oder der
Tatigkeit in Angelegenheiten der Justizverwaltung ermitteltes personenbezogenes Datum, welches
elektronisch (in der Verfahrensautomation Justiz oder in Hinkunft im System Justiz 3.0) gespeichert wird.
Die DSGVO enthilt jedoch sogenannte ,,Offnungsklauseln®, also fakultative Regelungsspielriume, die
den Mitgliedstaaten im sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung abweichende oder in bestimmten
Bereichen den Schutzbereich der DSGVO einschrankende nationale Regelungen gestatten.

In diesem Sinn legt Art.23 DSGVO nidhere Voraussetzungen fiir allfillige Beschrinkungen der
Betroffenenrechte geméfl den Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO in konkreten Konstellationen sowie
Vorgaben in Bezug auf die gesetzliche Ausgestaltung fest. Sieht das nationale Recht derartige
Beschrinkungen vor, so miissen diese Regelungen den Wesensgehalt der Grundrechte und
Grundfreiheiten achten und in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhdltnismaBige
MaBnahme darstellen. Solche Beschriankungen sind iiberdies nur zur Sicherstellung bestimmter, in den in
Art. 23 Abs. 1 lit.a bis j DSGVO angefiihrter Schutzzwecke zuldssig, so etwa zum Schutz der
Unabhéngigkeit der Justiz und zum Schutz von Gerichtsverfahren (lit. f).

Die in den Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO angefiihrten Datenschutzrechte des Einzelnen, die in obigem
Sinn gesetzlich eingeschrankt werden konnen, betreffen etwa das Recht auf Auskunft und Information,
auf Berichtigung und Loschung, auf Einschrinkung der Verarbeitung und auf Widerspruch gegen die
Verarbeitung. In dhnlicher Weise ermoglicht § 1 Abs. 4 DSG bei Eingriffen staatlicher Behorden zur
Wahrung tiberwiegender berechtigter Interessen eines anderen gesetzliche Beschriankungen der Rechte
auf Auskunft, Richtigstellung und Léschung gemél § 1 Abs. 3 DSG, wenn diese den Voraussetzungen
des § 1 Abs. 2 DSG geniigen, also insbesondere aus den in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Griinden
notwendig sind, und der Eingriff verhiltnismaBig ist.

Die speziellen und von privatrechtlichen Datenanwendungen abweichenden Zwecke der
Datenverarbeitung im Zusammenhang mit der Tatigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit erfordern es,
dass von der genannten Offnungsklausel des Art. 23 DSGVO bzw. § 1 Abs. 4 DSG Gebrauch gemacht
wird, um die Unabhéngigkeit der Justiz und den Schutz von Gerichtsverfahren zu gewéhrleisten. Der
dabei im vorgeschlagenen § 84 verfolgte Grundgedanke lautet, dass sich bei Datenverarbeitungen im
Rahmen der justiziellen Tétigkeit in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit in biirgerlichen Rechtssachen
und der in Senaten zu erledigenden Justizverwaltung die sich aus Art. 12 bis 22 und Art. 34 DSGVO und
die sich aus § 1 Abs.3 DSG ergebenden Rechte und Pflichten sowie deren Durchsetzung nach den
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Verfahrensgesetzen und den darauf beruhenden Verordnungen sowie den Vorschriften des GOG richten.
Diese Abgrenzung entspricht auch der derzeitigen Rechtslage und Judikatur zum Datenschutz in
Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit gemaf §§ 83 bis 85 GOG in der derzeit geltenden Fassung.

Die im Gerichtsverfahren (insbesondere im Beweisverfahren) notwendige Verwendung von Daten muss
speziellen Zielsetzungen gerecht werden. Die Gerichtsbarkeit in biirgerlichen Rechtssachen muss den
Rechtsverfolgungsanspruch und gleichzeitig den Rechtsverteidigungsanspruch der Parteien unter
Beachtung der Vorgaben des Rechts auf ein faires Verfahren gemil Art. 6 EMRK wahren. Dritte
Personen diirfen nur ausnahmsweise und in speziell geregelten Konstellationen Einblick in die
Verfahrensinhalte bekommen. Rechtsfiirsorgeverfahren, wie etwa im Bereich der Erwachsenenschutz-
oder Kindschaftsverfahren, verfolgen hingegen andere Verfahrenszwecke und stellen die Interessen der
schutzberechtigten Personen in den Vordergrund. Es erfordert daher ein ausdifferenziertes und auf die
Bediirfnisse der jeweiligen Verfahrensart abgestelltes Regulativ, welche Daten vom Gericht ermittelt und
wie diese verwendet werden diirfen. Die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen finden sich in den
maligebenden Verfahrensgesetzen (insbesondere ZPO, AufiStrG und JN), in den darauf beruhenden
Verordnungen (insbesondere in der Geo.) sowie im GOG. Diese Bestimmungen nehmen, sofern sie die
Rechte und Pflichten gemélB den Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO sowie § 1 Abs.3 DSG (teilweise)
beschrinken, die von Art.23 Abs.2 DSGVO und §1 Abs.2 DSG geforderten Wertungen und
Abwigungen vor.

Die gerichtlichen Verfahrensgesetze, die darauf basierenden Verordnungen und das GOG regeln die
datenschutzrechtlichen Rechte und Pflichten fiir den Bereich der Gerichtsverfahren abschlie3end.

Derselbe Grundsatz gilt fiir die Angelegenheiten der in Senaten zu erledigenden Justizverwaltung. Auch
bei diesen Agenden der unabhingigen richterlichen Tétigkeit miissen spezifische Verfahrenszwecke
gewahrt werden, weshalb ein abweichendes datenschutzrechtliches Regulativ auch in diesem Bereich
erforderlich ist. Zu diesen Angelegenheiten zéhlen etwa die Geschéftsverteilung fiir die gerichtlichen
Geschifte, die Besetzungsvorschldge fiir die ausgeschriebenen Richterplanstellen und die
Dienstbeschreibungen der Richter (vgl. Fellner/Nogratnig, RStDG — GOG* [2015] § 31 GOG Anm 6).

Die Verfahrensgesetze gestalten somit die Rechte auf Auskunft und Information, auf Berichtigung und
Loschung, auf Einschriankung der Verarbeitung und auf Widerspruch gegen die Verarbeitung auf eine Art
und Weise, die — unter Beriicksichtigung datenschutzrechtlicher Vorgaben — das Funktionieren und die
Unabhéngigkeit der Gerichtsbarkeit sicherstellen. In manchen Bereichen gehen die durch die
Verfahrensgesetze eingerdumten Rechte {iber die von der DSGVO eingerdumten hinaus, in manchen
Bereichen sind sie nur anders gestaltet und in anderen Bereichen wiederum eingeschrankt oder
ausgeschlossen.

So sind beispielsweise Parteien und Zeugen grundsitzlich verpflichtet, im gerichtlichen Verfahren
Auskunft iiber personenbezogene Daten zu erteilen. Zur Gewihrleistung bestimmter iiberwiegender
personlicher Interessen an der Geheimhaltung bestimmter Informationen enthalten die Verfahrensgesetze
detaillierte Regelungen, unter welchen Voraussetzungen bzw. in welchem Umfang Parteien oder Zeugen
— zur Wahrung auch ihres datenschutzrechtlichen Widerspruchsrechts — die Beantwortung von Fragen
verweigern diirfen (so die §§ 321 ff, § 380 ZPO, die gemiBl § 35 AuBStrG auch im auBerstreitigen
Verfahren anzuwenden sind).

Fiir die Frage, unter welchen Umstidnden der Gegenpartei oder einem Dritten die Vorlage von Urkunden
aufgetragen werden kann, enthalten die (gemdB § 35 AuBStrG auch im aufBerstreitigen Verfahren
anwendbaren) §§ 298 ff ZPO detaillierte Regelungen, deren Einhaltung die entsprechenden Anordnungen
des Gerichtes auch datenschutzrechtlich absichert.

Anstelle des datenschutzrechtlichen Auskunfts- und Informationsrechts steht den Parteien das Recht auf
Akteneinsicht zu. Das iiber das Recht auf Akteneinsicht Erlangbare geht weit iiber den Umfang jener
Information hinaus, die im Wege der datenschutzrechtlichen Auskunfts- und Informationserteilung zu
erzielen ist. Da die Gerichte in erster Linie personenbezogene Daten der Verfahrensparteien verarbeiten,
werden die datenschutzrechtlichen Vorgaben fiir den Grofiteil der von der Gerichtsbarkeit verarbeiteten
Daten in diesem Bereich iibererfiillt. Die grundsitzlich in jeder Phase des Gerichtsverfahrens zu
wahrende Parteioffentlichkeit gewihrleistet somit das datenschutzrechtliche Informations- und
Auskunftsrecht.

Lediglich das Recht dritter Personen, deren Daten Eingang in Gerichtsverfahren finden, wie Zeugen,
Dolmetscher oder Sachverstindiger, auf Auskunft und Information ist nur eingeschrankt gegeben. Thnen
stehen Akteneinsichtsrechte nur soweit zu, als sie auch Parteistellung haben (zB bei Verhdngung von
Ordnungsstrafen gegen Zeugen oder bei Bestimmung der Gebiihren des Sachverstdndigen) oder ein
rechtliches Interesse dartun konnen. Die verarbeiteten Daten der Parteien sollen nicht oder nur im
unbedingt ndtigen Ausmal} fiir andere Personen zugénglich sein. § 219 ZPO sieht daher nur fiir die
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Parteien des Verfahrens ein uneingeschrinktes Recht auf Akteneinsicht vor. Fehlt eine Zustimmung der
Parteien, so konnen Dritte nur insoweit Akteneinsicht erlangen, als sie ein rechtliches Interesse glaubhaft
machen. Es ist im Einzelfall zu priifen, ob die Akteneinsicht unbedingt ndtig ist oder ob sie einen
unverhéltnisméBigen Eingriff in Geheimhaltungsrechte anderer im Akt aufscheinender Personen darstellt,
wobei bei dieser Abwégung auch die Geheimhaltungsinteressen im Akt aufscheinender (anderer) Dritter
zu berticksichtigen sind.

Soweit in besonderen Konstellationen Auskunftsrechte zur Wahrung von Geheimhaltungsinteressen bzw.
zur Geltendmachung von Verletzungen des Grundrechts auf Datenschutz erforderlich sind, sollen diese
durch Sonderregeln geschaffen werden. So sieht etwa § 6a Grundbuchsumstellungsgesetz einen eigenen
Auskunftsanspruch iiber Abfragen aus dem Personenverzeichnis des Grundbuchs vor, ebenso § 430 EO
iiber Abfragen aus bestimmten Daten aus einem Exekutionsverfahren (tritt mit 1. Jinner 2019 in Kraft).

Das Recht auf Richtigstellung und Loschung ist eng an den Zweck der Datensammlung gebunden: fiir die
Beurteilung, ob ein in einem Register, Geschiftsbehelf oder Gerichtsakt enthaltenes Datum ,,richtig* oder
LHunrichtig®, ,,zuldssig® oder ,,unzulédssig™ ist, ist nimlich nicht auf seine ,,0bjektive* Richtigkeit, sondern
auf den Zweck und die vorhersehbare Verwendung der Datensammlung abzustellen. Ein Recht auf
Richtigstellung von personenbezogenen Daten besteht im Zusammenhang mit gerichtlichen Verfahren
daher nur ausnahmsweise (etwa im Antrag auf Richtigstellung der Parteibezeichnung, auf Berichtigung
einer Entscheidung oder den Vorschriften zur Richtigstellung des gerichtlichen Protokolls). Gerade im
Beweisverfahren ermittelte Daten miissen in der Weise, wie diese in das Verfahren Eingang gefunden
haben, auch zum Akteninhalt gemacht werden. Selbst falsche Angaben zu Personen konnen fiir das
Gerichtsverfahren von Relevanz sein und diirfen daher nicht nachtriglich einer ,,Korrektur* zugénglich
sein.

Die Regeln der §§ 173 ff Geo. zur Aktenvernichtung legen fest, welche Akteninhalte zu welchem
Zeitpunkt zu 16schen sind. Sie gewéhrleisten dadurch das datenschutzrechtliche Recht auf Loschung.

Was die offentlichen Biicher (Register), insbesondere Grund- und Firmenbuch, betrifft, so sind die durch
die vorgeschlagene Bestimmung getroffenen Abweichungen von den Rechten und Pflichten der Art. 12
bis 22 und 34 DSGVO zum Schutz der betreffenden Gerichtsverfahren und der Unabhéngigkeit der Justiz
wie folgt zu begriinden:

Das Grundbuch ist ein von den Bezirksgerichten in ihrer justiziellen Tétigkeit gefiihrtes offentliches
Verzeichnis, in das Grundstiicke und die an ihnen bestehenden dinglichen Rechte eingetragen werden. Es
dient der Sicherung des Rechtsverkehrs durch Offenkundigkeit der Rechtsverhéltnisse. Dingliche Rechte
an Liegenschaften konnen — von einigen Ausnahmen abgesehen — nur durch Eintragung in das
Grundbuch erworben werden. Das Vertrauen des gutgldaubigen rechtsgeschiftlichen Erwerbers auf die
Richtigkeit und Vollstandigkeit des Grundbuchs ist geschiitzt.

Daraus folgt zum einen, dass die in das Grundbuch eingetragenen personenbezogenen Daten jedermann
zur Einsicht offenstehen miissen. Das Grundbuchsumstellungsgesetz sieht eine Einschrinkung dieses
Grundsatzes nur insofern vor, als es fiir die Einsicht in das Personenverzeichnis ein rechtliches Interesse
verlangt.

Dariiber hinaus muss aus der Einsicht in das Grundbuch auch die Kette der Rechtserwerbe und
Rechtsverluste liickenlos nachvollziehbar sein. Nicht mehr aktuelle oder zu berichtigende urspriinglich
unrichtige Grundbuchseintragungen werden aus diesem Grund nur im Hauptbuch geldscht und in das
Verzeichnis der geléschten Eintragungen (§ 3 GUG) aufgenommen, das dem Hauptbuch gleichsteht und
wie dieses von jedermann einsehbar ist.

Das — aus dem Hauptbuch und der Urkundensammlung bestehende — Firmenbuch wird von den Gerichten
in ihrer justiziellen Tétigkeit gefiihrt (vgl. § 7 UGB) und dient der Offenlegung von Tatsachen, die nach
dem Firmenbuchgesetz (FBG) oder nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften einzutragen sind (vgl. § 1
Abs. 2 FBG). Es ist gesetzlich genau festgelegt, welche Rechtstriger in das Firmenbuch einzutragen sind,
welche Angaben die Eintragungen zu enthalten haben und welche Urkunden in die Urkundensammlung
aufzunehmen sind. Fiir Kapitalgesellschaften ist die Offenlegung von bestimmten Urkunden und
Angaben in einem oOffentlichen Register auch unionsrechtlich geboten (vgl. Art. 14 ff der Richtlinie
2017/1132 iiber bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts).

Eintragungen in das Firmenbuch erfolgen in aller Regel auf Antrag. Dabei kann die Identitit des
Antragstellers verldsslich gepriift werden, weil die Unterschrift des Antragstellers grundsitzlich der
gerichtlichen oder notariellen Beglaubigung bedarf (vgl. § 11 Abs. 1 UGB). Teilweise bestehen auch fiir
die der Anmeldung zugrundeliegenden Rechtsgeschifte (z. B. den Abschluss eines Gesellschaftsvertrags)
besondere Formpflichten (z. B. Notariatsaktsform), was eine verldssliche Dokumentation der Vorginge
und eine Vorabpriifung ihrer RechtméBigkeit gewéhrleistet.
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Das Firmenbuchgericht ist zu einer genauen Priifung der Anmeldung und ihrer Beilagen verpflichtet und
darf eine Eintragung im Firmenbuch nur vornehmen, wenn alle formellen und materiellen
Voraussetzungen erfiillt sind. Die maBigeblichen Verfahrensvorschriften finden sich im FBG, das in
seinem § 15 Abs. 1 auch eine subsididre Geltung des Au3StrG anordnet. Demnach liegt jeder Eintragung
ein entsprechender Beschluss des Firmenbuchgerichts zugrunde, gegen den gegebenenfalls ein
Rechtsmittel (Rekurs) erhoben werden kann. Von vornherein unzulédssige oder unzuldssig gewordene
Eintragungen kann das Gericht auch von Amts wegen l6schen (vgl. § 10 Abs. 2 FBG).

Andert sich eine im Firmenbuch eingetragene Tatsache, so ist der Rechtstriger zur unverziiglichen
Anmeldung dieser Anderung verpflichtet (vgl. § 10 Abs. 1 FBG). Diese Verpflichtung kann — wie alle
Verpflichtungen zur Vornahme einer Anmeldung oder Einreichung zum Firmenbuch — mit einer vom
Firmenbuchgericht zu verhdngenden Zwangsstrafe durchgesetzt werden. Dadurch wird gewihrleistet,
dass gesetzlich vorgeschriebene Anmeldungen auch tatséchlich vorgenommen werden.

Zu § 85 GOG:
Der vorgeschlagene § 85 GOG entspricht im Wesentlichen der geltenden Bestimmung.

Mit der vorgeschlagenen Fassung wird die Bestimmung im Hinblick auf § 85a GOG des Entwurfs,
welcher nunmehr den Rechtsschutz bei Verletzungen im Grundrecht auf Datenschutz in Angelegenheiten
der Strafgerichtsbarkeit regelt, lediglich in ihrem Anwendungsbereich auf Angelegenheiten der
Gerichtsbarkeit in biirgerlichen Rechtssachen und der — nunmehr auch ausdriicklich angefiihrten —
weisungsfreien Justizverwaltung beschrankt.

AuBerdem wird die Bestimmung begrifflich an die Terminologie der DSGVO (,,justizielle Tatigkeit™)
angepasst.

Zu § 85a GOG:

Die Zuldssigkeit der Verarbeitung von Daten durch Strafgerichte richtet sich grundsétzlich nach den
Bestimmungen der StPO. Eine § 83 Abs. 1 GOG entsprechende ausdriickliche gesetzliche Grundlage der
Berechtigung zur Verarbeitung soll in § 74 Abs. 1 StPO aufgenommen werden, um nicht nur Gerichte,
sondern auch Staatsanwaltschaft und Kriminalpolizei zu erfassen.

Dem Begriff Angelegenheiten der Strafgerichtsbarkeit liegt ein weites Verstdndnis zugrunde. So ist eine
Verarbeitung personenbezogener Daten nicht nur im Bereich der gerichtlichen Entscheidungstitigkeit,
sondern auch in jenem der zur unabhingigen Rechtsprechung zéhlenden kollegialen Justizverwaltung
(Art. 87 Abs. 2 B-VG) unter den durch § 74 Abs. 2 StPO normierten Pramissen zulédssig. Ebenso erfasst
ist die Tatigkeit der im Gerichtsverfahren bestellten Sachverstindigen und Dolmetscher.

Einer § 84 GOG idgF entsprechenden Bestimmung bedarf es fiir den Bereich der Strafgerichtsbarkeit
nicht. Die den angefiihrten Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 entsprechenden Regelungen
der DS-RL wurden im Wesentlichen durch §§ 43 bis 45 DSG idF BGBI. 1. Nr. 120/2017 umgesetzt. Sie
umfassen die Verpflichtung des Verantwortlichen zur Information sowie die Rechte der betroffenen
Person auf Auskunft, Berichtigung oder Loschung personenbezogener Daten und Einschrinkung der
Verarbeitung. Hierbei handelt es sich um Pflichten bzw. Rechte, hinsichtlich derer spezielle, auf die
besondere Stellung und Funktion des Strafverfahrens abstellende Regelungen in der StPO bestehen. Wie
im Bericht des Verfassungsausschusses 1761 BIgNR XXV. GP S. 18 klargestellt, gehen die einschldgigen
materienspezifischen Regelungen zu Datenverarbeitungen (leges speciales) den allgemeinen Regelungen
des 3. Hauptstiicks des DSG vor. So sind etwa insbesondere die Regelungen der StPO iiber Akteneinsicht
oder Verstdndigungspflichten als leges speciales zum 3. Hauptstick des DSG zu betrachten.
Informationsverpflichtungen sind etwa in § 50, § 138 Abs. 5, § 139 Abs. 2 StPO zu ersehen, wobei diese
im Einklang mit der fiir das Strafverfahren wesensimmanenten Zielsetzung der Aufkldrung von Straftaten
und Verfolgung verdéchtiger Personen (§ 1 Abs. 1 StPO) unter Wahrung der Rechte Verdéchtiger bzw.
Beschuldigter auch dem Umstand einer moglichen Gefidhrdung des Zwecks des strafrechtlichen
Ermittlungsverfahrens Rechnung tragen. Die Auskunft innerhalb der StPO wird typischerweise iiber die
Regelung der Akteneinsicht prazisiert. Daneben bleibt kein Raum fiir das Auskunftsrecht nach dem DSG
(vgl. Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK StPO § 74 Rz 60). In diesem Sinn fiihrt auch der Bericht des
Verfassungsausschusses 1761 BIgNR XXV. GP S.23 aus, dass §44 Abs.5 DSG idF BGBI. I
Nr. 120/2017 die bisherige Regelung des § 26 Abs. 8 DSG 2000 tibernimmt, wodurch klargestellt wird,
dass das Auskunftsrecht wie bisher nicht zur Umgehung von in Materiengesetzen geregelten speziellen
Einsichtsrechten (z. B. Akteneinsicht) herangezogen werden kann. In § 75 StPO finden sich ferner
ausdriickliche Vorschriften iiber das Berichtigen, Loschen und Sperren personenbezogener Daten. Dort,
wo es an entsprechenden Regelungen in der StPO fehlt, finden gemidl § 74 Abs.1 StPO die
Bestimmungen des DSG subsidiédr im Strafverfahren Anwendung.
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§ 85 GOG kommt aufgrund seiner Ausgestaltung als subsididrer Rechtsschutz nur dort zum Tragen, wo
die StPO fiir die Durchsetzung der Datenschutzrechte keine ausreichenden Instrumente vorsicht. Der
Anwendungsbereich der Bestimmung ist im Strafverfahren daher denkbar klein, weil typischerweise nach
der StPO mit Einspruch wegen Rechtsverletzung, Beschwerde oder Nichtigkeitsbeschwerde/Berufung
gegen das Urteil vorgegangen werden kann, um Datenschutzverletzungen geltend zu machen. Erst wo
diese Moglichkeiten enden, ist das GOG einschléagig (vgl. Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK StPO
§ 74 Rz 67). Die durch das Strafprozessrechtsinderungsgesetz 2013, BGBIL. I Nr. 195/2013, entfallene
Befristung der Einbringungsmdoglichkeit eines Einspruchs wegen Rechtsverletzung geméll § 106 StPO
mit Beendigung des Ermittlungsverfahrens hat zu einer weiteren Verkleinerung des Anwendungsbereichs
des § 85 GOG gefiihrt. Dessen ungeachtet dient die Bestimmung (etwa im Bereich der Geschéftsregister)
nach wie vor dazu, dort Liicken im Rechtsschutz zu schlieen, wo die Verfahrensordnung einen solchen
nicht bietet. Aus diesem Grund wird die Geltung des § 85 GOG auch auf Strafgerichte erweitert.

Zu Z. 3, 6 und 7 (Uberschriften der §§ 89f, 89g und 89i GOG):

Da die jeweils vorangehenden Uberschriften (vor § 89e [,,Haftung fiir IT-Einsatz*] und § 89h [,,Amtshilfe
der Sozialversicherungstriger”]) nur fir den unmittelbar nachfolgenden Paragraphen passen, sollen
§§ 89f, 89g und 89i zu ihrem Inhalt passende Uberschriften erhalten.

Zu Z 4 und 5 (§ 89f GOG):

Die vorgeschlagenen Regelungen betreffen terminologische Anpassungen an die DSGVO. Das
Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz ist als Verantwortlicher fiir die
Einhaltung der Grundsitze fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten im Justizressort — neben der
Abwicklung des Strafvollzuges und der Fithrung der zivil- und strafgerichtlichen Verfahren zahlen hierzu
nun insbesondere auch die vor dem Bundesverwaltungsgericht gefiihrten Verfahren — verantwortlich. Es
hat insbesondere sicherzustellen, dass die Sicherheit und Vertraulichkeit von personenbezogenen Daten
hinreichend gewiahrleistet ist, wozu auch gehort, dass Unbefugte keinen Zugang zu den Daten haben und
weder die Daten noch die Gerite, mit denen diese verarbeitet werden, benutzen kénnen (Art. 5 DSGVO).
Die hierzu erforderlichen technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen sind der
Bundesrechenzentrum GmbH als Auftragsverarbeiterin nach den Erfordernissen des Einzelfalls,
insbesondere nach Maligabe der Art der verarbeiteten personenbezogenen Daten und dem Einsatzgebiet
der Verarbeitungstitigkeit, vom Verantwortlichen vorzugeben.

Zu Z 8 (§§ 89p und 89q GOG):
Zu § 89p GOG:

Die Gerichte diirfen im Rahmen ihrer justiziellen Tétigkeit die hiefiir erforderlichen personenbezogenen
Daten nach den Vorgaben der Verfahrensgesetze verarbeiten. Ergénzend dazu legen die maBgeblichen
Rechtsvorschriften etwa zur Akten- und Registerfithrung und zu den hiefiir bereitgestellten technischen
Applikationen (derzeit die Verfahrensautomation Justiz [VJ]) die zuldssigen Mittel der Verarbeitung fest.

Auf Basis des Art. 4 Z 7 zweiter Satzteil DSGVO obliegt es dem nationalen Gesetzgeber, in diesen Féllen
den jeweils zustindigen Verantwortlichen zu definieren.

Mit dem vorgeschlagenen § 89p wird zunédchst zum Ausdruck gebracht, dass im Rahmen der justiziellen
Tatigkeit in Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit in biirgerlichen Rechtssachen und der in Senaten zu
erledigenden Justizverwaltung das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und
Justiz und das jeweils verfahrensfithrende Gericht als fiir die Verarbeitung Verantwortliche zu betrachten
sind. Geregelt wird auch die Aufgabenverteilung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeit fiir die
Datenverarbeitung. Soweit nicht gesondert eine gerichtliche Zustdndigkeit vorgesehen ist, treffen die
Rechte und Pflichten des Verantwortlichen das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen,
Deregulierung und Justiz. Diese (Auffang-)Zustandigkeit ergibt sich aus dem Umstand, dass die
technische Struktur der von den verfahrensfithrenden Gerichten verarbeiteten Daten zentral durch die
vom Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz bereitgestellten
Applikationen (derzeit die Verfahrensautomation Justiz [VJ]) vorgegeben wird. Demnach sollen die
Pflichten des Verantwortlichen im Umfang der Vorgaben der DSGVO (etwa gemidl3 Art. 24, 25 sowie
28 ff DSGVO) das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz treffen.

Entsprechend der im vorgeschlagenen § 84 GOG getroffenen Einschrinkung der Anwendbarkeit der
Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO kommt eine Aufgabenverteilung fiir diesen Bereich nicht mehr in Frage,
weil hier bereits die Verfahrensvorschriften entsprechende (gerichtliche) Zustidndigkeiten vorsehen.
Daneben sehen die Verfahrensgesetze und das GOG punktuell eigene Zustdndigkeiten fiir
Auskunftsrechte auBerhalb eines konkreten gerichtlichen Verfahrens vor. So ermdglicht etwa § 891
jedermann beim Bezirksgericht seines Wohnsitzes oder Aufenthalts ein Auskunftsrecht iiber Gericht und
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Aktenzahl aller im elektronischen Register enthaltenen zivilgerichtlichen Verfahren, in denen er Partei ist.
Auch hier sieht das jeweilige Materiengesetz eine entsprechende (gerichtliche) Zustiandigkeit vor.

Zu § 89q GOG:

Nach § 36 Abs. 2 Z 8 DSG idF BGBI. I. Nr. 120/2017 ist Verantwortlicher die zustidndige Behorde, die
allein oder gemeinsam mit anderen iiber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten entscheidet. Der Begriff ersetzt jenen des Auftraggebers nach §4 Abs.4 DSG 2000. Der
Verantwortliche zeichnet fiir die Einhaltung der durch §§ 74 f StPO bzw. § 37 Abs. 1 DSG idF BGBL. L.
Nr. 120/2017 festgelegten Kriterien der Zuléssigkeit einer Datenverarbeitung verantwortlich, ihn treffen
unter Berticksichtigung der durch die StPO (das DSG) normierten Voraussetzungen die Pflichten zur
Information, Auskunftserteilung, Berichtigung und Lodschung personenbezogener Daten und
Einschriankung deren Verarbeitung.

Nach Art. 3 Z 8 DS-RL gilt, dass fiir den Fall, dass die Zwecke und Mittel der Verarbeitung durch das
Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben sind, der Verantwortliche beziehungsweise
die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten
vorgesehen werden konnen. Die (Straf-)Gerichte diirfen die fiir die Ausiibung ihrer Aufgaben
erforderlichen personenbezogenen Daten nach den Vorgaben der Verfahrensgesetze, welche Zweck und
Mittel der jeweils rechtmidBigen Datenverarbeitung im Gerichtsverfahren bestimmen, verarbeiten.
Erginzend dazu legen die maBgeblichen Rechtsvorschriften etwa zur Akten- und Registerfiihrung und zu
den hiefiir bereitgestellten technischen Applikationen (derzeit die Verfahrensautomation Justiz [VJ]) die
zuldssigen Mittel der Verarbeitung fest.

Aufgrund des Umstands, dass die Struktur der seitens des jeweils verfahrensfithrenden Gerichts
verarbeiteten Daten zentral durch die vom Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung
und Justiz bereitgestellte Applikation Verfahrensautomation Justiz (VJ) vorgegeben wird, sollen das
jeweils fallbearbeitende Gericht und das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung
und Justiz die Position des Verantwortlichen wahrnehmen. Die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten
des Verantwortlichen nach der StPO (aufgrund des Verweises in § 74 Abs. 1 StPO subsididr des DSG)
soll dabei ausschlieBlich das jeweils verfahrensfiilhrende Gericht treffen. Zur Vermeidung der
Notwendigkeit einer Befassung jedes einzelnen in Strafsachen téitigen Gerichts soll im Einklang mit der
fiir den zivilgerichtlichen Bereich geltenden Bestimmung des § 891 GOG festgelegt werden, dass jede
auskunftssuchende Person beim Haft- und Rechtsschutzrichter des fiir Strafsachen zustdndigen
Landesgerichts seines Wohnsitzes oder gewohnlichen Aufenthalts eine bundesweite Auskunft iiber
Gericht und Aktenzahl aller in der VJ enthaltenen strafgerichtlichen Haupt- und Rechtsmittelverfahren
beantragen kann, in denen sie Beteiligte ist. Eine Auskunft iiber anhidngige Ermittlungsverfahren darf
jedoch selbst fiir den Fall, dass in einem solchen Verfahren eine Befassung des Haft- und
Rechtsschutzrichters erfolgt ist, nicht erteilt werden, weil diese Verfahren unter Leitung der
Staatsanwaltschaft — und nicht des Gerichts — stehen (§ 20 Abs. 1 StPO).

Zu Z 9 und 10 (§§ 91b und 91d GOG):
Die vorgeschlagenen Regelungen betreffen terminologische Anpassungen an die DSGVO.
Zu Z 11 (Inkrafttretens- und Ubergangsbestimmungen)

Die Anderungen sollen gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der DSGVO in Kraft treten.
Ubergangsbestimmungen sind lediglich fiir die §§ 84, 85 und 85a erforderlich.

Zu Art. 106 (Anderung des GUG):
Zu Z 1 (§ 6a GUG):

Rechtsanwilte und Notare sind gemd § 6 Abs.2 GUG unter bestimmten Umstdnden zur direkten
Abfrage des Personenverzeichnisses befugt: Notare, um als Gerichtskommissér in Verlassenschaftssachen
oder als Erbenmachthaber verbiicherte Rechte des Erblassers zu ermitteln (Z 1); Rechtsanwiélte, um als
Erbenmachthaber verbiicherte Rechte des Erblassers zu ermitteln und um Personen, die im
Personenverzeichnis eingetragen sind, Abschriften und Mitteilungen iiber die sie betreffenden
Eintragungen zu erteilen (Z la); Notare und Rechtsanwilte, um als Vertreter des Gléubigers einer
vollstreckbaren Geldforderung verbiicherte Rechte des Schuldners zu ermitteln (Z 1b). In den nach den
genannten Bestimmungen nicht vorgesehenen Féllen haben auch Notare und Rechtsanwélte die Einsicht
in das Personenverzeichnis nach § 5 Abs. 4 GUG bei Gericht zu beantragen und dafiir ein rechtliches
Interesse darzulegen.

In technischer Hinsicht gehen die Einsichtsmoglichkeiten der Rechtsanwélte und Notare aber iiber ihre
gesetzlich vorgesehenen Einsichtsrechte hinaus. Der Entwurf sieht daher in der vorgeschlagenen
Bestimmung einen Auskunftsanspruch iiber die Abfrage von Daten aus dem Personenverzeichnis durch



156 von 195

Rechtsanwilte und Notare vor, damit die Betroffenen priifen kdnnen, ob die Direktabfrage ihrer Daten
aus dem Personenverzeichnis den Anforderungen des § 6 Abs. 2 GUG entsprach.

Die Auskunft ist beim Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz zu
beantragen und von diesem zu erteilen.

GemilB § 6 Abs.2 Z 2 GUG sind auch die Dienststellen des Bundes, der Lander und der Gemeinden
sowie die Sozialversicherungstriger und der Hauptverband der Sozialversicherungstrager zur Abfrage des
Personenverzeichnisses befugt, soweit dies zur Erfiillung der ihnen iibertragenen Aufgaben notwendig ist.
Die Zulassigkeit dieser Abfragen kann von der Justiz nicht iiberpriift werden; vielmehr muss dies im
jeweiligen Wirkungsbereich der genannten Stellen geschehen. Folglich wird den betroffenen Personen in
diesem Bereich ein entsprechendes Auskunftsrecht im GUG nicht eingerdumt.

Zu Art. 107 (Anderung der JN):
Zu Z 1 (§ 37 Abs. 6 JN):

Bei Rechtshilfeersuchen eines ausldndischen an ein inldndisches Gericht (§§ 38, 39 und 40 JN) ist fiir den
Fall der Verweigerung der Rechtshilfe oder bei sonstigen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem
ersuchenden und dem ersuchten Gericht ein Regulativ vorgesehen (§ 40 JN). Diesfalls hat auf Begehren
des ersuchenden ausldndischen Gerichts oder eines anderen hiezu berufenen auslédndischen 6ffentlichen
Organs das dem ersuchten Gericht vorgesetzte Oberlandesgericht iiber die RechtmifBigkeit der Weigerung
oder iiber den sonstigen Gegenstand der Meinungsverschiedenheit zu entscheiden.

Wird einem Ersuchen einer Staatsanwaltschaft um Amts- oder Rechtshilfe von einem ersuchten Gericht
nicht oder nicht vollstindig entsprochen, so hat das dem ersuchten Gericht iibergeordnete
Oberlandesgericht gemdll § 76 Abs.2a StPO auf Antrag der Staatsanwaltschaft ohne vorhergehende
miindliche Verhandlung iiber die RechtsméBigkeit der unterlassenen Amts- oder Rechtshilfe oder iiber
den sonstigen Gegenstand der Meinungsverschiedenheit zu entscheiden.

Bei Streitigkeiten zwischen ersuchendem und ersuchtem (jeweils inlédndischen) Gericht iber die
Verweigerung der Rechtshilfe ist jedoch ein gerichtliches Verfahren nach geltendem Recht nicht
ausdriicklich vorgesehen.

Mit der vorgeschlagenen Bestimmung soll diese Rechtschutzliicke geschlossen werden, indem in diesen
Féllen § 40 JN sinngemél anzuwenden sein soll. Zur Entscheidung iiber diese Streitigkeit ist das beiden
Gerichten tibergeordnete Gericht berufen.

Der rechtliche Charakter der Entscheidung iiber das zugrunde liegende Rechtshilfeersuchen kommt in der
gewidhlten Verweisungsnorm (anders als in §47 JN, welcher sich alternativ als mdgliche
Verweisungsnorm angeboten hétte) passend zum Ausdruck. Die Amtshilfe ist zwar ein Akt der
Gerichtsbarkeit (6 Ob 656/84), hat aber blo internen Charakter; weder die Verfahrensparteien noch das
ersuchende Organ haben ein subjektives Recht darauf, dass Amtshilfe geleistet oder verweigert wird oder
sind Partei in einem Verfahren zur Erlangung der Amtshilfe (vgl. 10 Ob 28/07a).

§ 40 JN erdffnet in sinngemédfer Anwendung einen direkten Rechtszug auf Antrag des ersuchenden
Gerichts an das beiden Gerichten iibergeordnete Gericht, und zwar in Form einer Beschwerde sui generis.
Mit der Beschwerde sollen in der konkreten Rechtshilfesache strittig gewordene (Verfahrens-)Fragen
ausjudiziert werden; diese kdnnen die (génzliche oder teilweise) Verweigerung der Rechtshilfe, die Art
ihrer Ausfiihrung oder jede sonstige zwischen ersuchendem und ersuchtem Gericht ausgebrochene
Meinungsverschiedenheit betreffen (vgl. Sengstschmid in Fasching/Konecny® § 40 JN Rz 1).

Zu Z2 (§37a JN):

Mit der vorgeschlagenen Bestimmung soll die in der gerichtlichen Praxis ebenfalls immer wieder strittige
Frage geklédrt werden, in welchen Féllen die von Verwaltungsbehdrden (etwa den Gewerbebehorden,
Finanzdmtern, Kinder- und Jugendhilfetrdgern ua) an ein Gericht gestellten Ersuchen um Amtshilfe durch
Ubersendung des Gerichtsaktes zuldssig sind und in welchen Fillen diese verweigert werden diirfen.

Die Akteniibersendung wird als haufigster Fall der — der Rechtshilfe vergleichbaren — Amtshilfe zwischen
den Organen der Vollziehung (Art. 22 B-VG) genannt (6 Ob 656/84).

Gemil Art. 22 B-VG sind alle Organe des Bundes, der Linder und der Gemeinden im Rahmen ihres
gesetzmiBigen Wirkungsbereichs zur wechselseitigen Amtshilfe verpflichtet. Zur Moglichkeit der
Ausgestaltung dieser Verpflichtung durch einfaches Gesetz fiihrt Wiederin in Korinek/Holoubek,
Osterreichisches Bundesverfassungsrecht, Rz 50 zu Art. 22 B-VG mit Verweis auf mehrere Belegstellen
aus, es sei nahezu unbestritten, dass der Gesetzgeber Art. 22 B-VG néher ausgestalten, d.h. die Amtshilfe
zwischen Organen und Gebietskdrperschaften konkretisieren darf. Dem Gesetzgeber steht daher nicht nur
die Erweiterung frei; er kann Amtshilfe auch beschrinken (Wiederin aaO). Es ist iiberdies eine
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gesetzliche Grundlage in Konstellationen erforderlich, in denen das ersuchte Organ faktische Leistungen
erbringen soll, die in Grundrechte eingreifen; Dateniibermittlungen, die in Art. 8§ EMRK oder in das
Grundrecht auf Datenschutz eingreifen, miissen als Informationseingriffe gesetzlich zugelassen sein
(Wiederin aaO Rz 51).

Vor diesem Hintergrund wird in der vorgeschlagenen Bestimmung die gesetzliche Verpflichtung von
Gerichten, Amtshilfe auf FErsuchen inlindischer Verwaltungsbehdrden durch Ubermittlung von
Gerichtsakten oder von Teilen dieser zu leisten, dahingehend beschrinkt, dass die begehrte Ubermittlung
nur soweit erfolgen darf, als diese auf einer ausdriicklichen gesetzlichen Grundlage beruht. Die
ersuchende Behorde hat die gesetzliche Grundlage fiir Ubermittlung gegeniiber dem ersuchten Gericht
anzufiihren.

Hintergrund dieser Regelung ist, dass es einer ausdriicklich vom jeweiligen Materiengesetzgeber
getroffenen Wertungsentscheidung bedarf, in welchen Fallen das Informationsinteresse im Verfahren vor
der ersuchenden Behorde das Geheimhaltungsinteresse im gerichtlichen Verfahren tiberwiegt.

Eine weitere Einschrinkung der Verpflichtung zur Amtshilfe kann sich daraus ergeben, dass der
Ubermittlung bestimmter Informationen aus einem Gerichtsakt spezielle Rechtsvorschriften
entgegenstehen, wie dies etwa fiir Auskiinfte iiber Einkommens- und Vermoégensverhidltnisse oder
Informationen zum Gesundheitszustand der vertretenen Person in Erwachsenenschutzverfahren der Fall
ist (vgl. § 141 AuBStrG).

Zu Art. 108 (Anderung der Notariatsordnung):
Zu Z 1 (§ 37 Abs. 3a NO):

Das zu § 9 Abs. 3a RAO Gesagte gilt sinngemaB.
Zu Z 2 bis 5 (§§ 55 Abs. 4, 82 Abs. 1 und 113 NO)

Bei der Wahrnehmung der den Notar treffenden Identifizierungspflichten hat dieser auch Ausweis- und
(gegebenenfalls) Urkundendaten zu erheben und zu erfassen, die insbesondere beim Notariatsakt auch
regelméBig in der Urkunde selbst angefiihrt werden. Fiir eine weitere Verarbeitung dieser Daten sowie
deren Anfithrung im notariellen Beurkundungs- und Geschéftsregister fehlt es bislang aber an einer
entsprechenden ausdriicklichen gesetzlichen Grundlage. Eine solche soll mit den zu den §§ 55, 82 und
113 NO vorgeschlagenen Anderungen vorgesehen werden.

Zu Z 6 und 8 (§§ 134 Abs. 4 und 140a Abs. 3 NO):

Die vorgeschlagenen §§ 134 Abs. 4 und 140a Abs.3 NO sehen — entsprechend den Anforderungen
sowohl des europdischen wie auch des Osterreichischen Datenschutzrechts — vor, dass sowohl die
Notariatskammern wie auch die Osterreichische Notariatskammer personenbezogene Daten der Notare
und Notariatskandidaten, die zur Erfiillung der jeweiligen gesetzlichen Aufgaben der Notariatskammer
bzw. der Osterreichischen Notariatskammer erforderlich sind, verarbeiten diirfen (wobei sich die
Ermichtigung im Bereich der Notariatskammern auf die Daten der Mitglieder des jeweiligen
Notariatskollegiums [vgl. § 124 NO], im Bereich der Osterreichischen Notariatskammer hingegen auf alle
Osterreichischen Notare und Notariatskandidaten bezieht). Dariiber hinaus soll hier auch darauf Bedacht
genommen werden, dass die Notariatskammern sowie die Osterreichische Notariatskammer im Rahmen
ihres jeweiligen gesetzlichen Zustindigkeitsbereichs gegebenenfalls auch Daten von Personen zu
verarbeiten haben, die (noch) nicht Standesangehorige sind (ein Beispiel dafiir ist etwa die begehrte
Eintragung in die Liste der Notariatskandidaten). Durch den Verweis auf Art.4 Z2 DSGVO wird
gleichzeitig klargestellt, dass unter dem Begriff ,,verarbeiten” alle in der genannten Definition der
DSGVO angefiihrten Verarbeitungsvorgénge zu verstehen sind.

ZuZ7(§140a Abs.2 Z 11 NO):
Dabei handelt es sich um eine Anpassung an die neue Terminologie der DSGVO.
Zu Z 9 bis 13 (§ 140b Abs. 1 und 7 sowie §§ 140i bis 140k NO):

Die Osterreichische Notariatskammer ist gemiB § 140b NO ermichtigt, die darin genannten Register,
Archive und Verzeichnisse zu fiithren.

Die speziellen und von privatrechtlichen Datenanwendungen abweichenden Zwecke der
Datenverarbeitung im Zusammenhang mit der Fithrung einzelner der Register, Archive und Verzeichnisse
gemiB § 140b NO erfordern es, dass (teilweise) von der genannten Offnungsklausel des Art. 23 DSGVO
Gebrauch gemacht wird, um einerseits den Schutz der betroffenen Person und der Rechte und Freiheiten
anderer Personen (Art.23 Abs. 1 lit. i DSGVO) und andererseits die Durchsetzung zivilrechtlicher
Anspriiche (Art. 23 Abs. 1 lit.j DSGVO) zu gewihrleisten. Insoweit sollen sich nach der
vorgeschlagenen Bestimmung die sich aus Art. 12 bis 22 und Art. 34 DSGVO sowie aus § 1 Abs. 3 DSG
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ergebenden Rechte und Pflichten sowie deren Durchsetzung nach den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes, des § 91c GOG und der nach § 140a Abs.2 Z 8 NO erlassenen Richtlinien der
Osterreichischen Notariatskammer richten, zumal die genannten Vorschriften ein umfassendes und auf
die jeweiligen Verarbeitungszwecke abgestimmtes Regulativ (auch der datenschutzrechtlichen Aspekte
der betroffenen Register, Archive und Verzeichnisse) vorsehen. Dies betrifft folgende der in § 140b
Abs. 1 NO genannten Datenanwendungen:

- das ,Osterreichische Zentrale Testamentsregister (OZTR),
- das ,,Treuhandregister des Osterreichischen Notariats* (THR),

- das nach §91d Abs.2 GOG hoheitlich zu fithrende ,,Urkundenarchiv des 0&sterreichischen
Notariats®,

- das ,Osterreichische Zentrale Vertretungsverzeichnis“ (OZVV) und

- das ,Patientenverfiigungsregister des Osterreichischen Notariats” (das mit den vorgeschlagenen
§ 140b Abs. 1 Z 7 und § 1401 NO zugleich auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage gestellt werden
soll).

Das OZTR dient der Registrierung der Verwahrung der bei Gerichten, Notaren und Rechtsanwilten
hinterlegten  letztwilligen =~ Anordnungen,  Erbvertrige, = Verméichtnisvertrdge, = Erb-  und
Pflichtteilsverzichtsvertrige sowie weiteren Urkunden iiber sonstige Erkldrungen auf den Todesfall
(§ 140c Abs. 1 NO). Die Osterreichische Notariatskammer hat die registrierten Daten bei Anfragen von
Verlassenschaftsgerichten und 6ffentlichen Notaren als Gerichtskommissére in Verlassenschaftssachen an
diese und zu Kontrollzwecken an Gerichte, Notare und Rechtsanwilte auf deren Verlangen hinsichtlich
der von ihnen gemeldeten Daten registrierungsfahiger Urkunden zu iibermitteln (§ 140c Abs. 3 NO).

Das OZTR dient der Auffindbarkeit errichteter Testamente. Bis zum Wirksamwerden des registrierten
Testaments dient die Registrierung ausschlielich dem Interesse des Testators. Rechte dritter Personen
sind soweit nicht beriihrt, weshalb diesen auch keine Rechte nach Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO
zukommen konnen (und sollen). Mit dem Ableben des Testators ist es Aufgabe der im gerichtlichen
Verlassenschaftsverfahren titigen Organe (Gericht und Gerichtskommissér), allfdllige registrierte
Testamente abzufordern und gemél den dann anzuwendenden Verfahrensvorschriften (insbesondere des
AuBStrG und des GKG) im Rahmen der justiziellen Tatigkeit abzuhandeln; diesfalls kommen die
Bestimmungen iiber das gerichtliche Verfahren zur Anwendung.

Das THR dient der Registrierung der nach § 109a Abs. 2 NO eintragungspflichtigen Treuhandschaften.
Einzutragen sind insbesondere der Notar, die Versicherung des Notars, der Treuhandrahmen, die
Treugeber und der Beginn und das Ende der Treuhandschaft. Jeder Treugeber ist berechtigt, von der
Osterreichischen Notariatskammer dariiber Auskunft zu verlangen, ob die ihn betreffende Treuhandschaft
im THR registriert ist und in welcher Hohe dafiir Versicherungsschutz besteht (§ 140d Abs. 1 und 2 NO).

Die §§ 109a und 140d NO und die auf der Grundlage der §§ 109a Abs. 5 und 140b Abs.2 Z 8 NO
ergangenen Richtlinien der Osterreichischen Notariatskammer vom 8.6.1999 iiber die Vorgangsweise bei
notariellen Treuhandschaften (THR 1999) enthalten insgesamt ein umfassendes Schutzregime
insbesondere zur Absicherung des Treugebers, das auch dessen (iiber diec DSGVO hinausgehenden)
Auskunfts- und Informationsrechte im Detail regelt (vgl. etwa die Pkte. 27 ff der THR 1999).

Das Urkundenarchiv des Osterreichischen Notariats dient der Speicherung von Notariatsakten oder dem
Notar von den Parteien iibergebenen Urkunden (§ 110 Abs. 1 NO). Zweck des Urkundenarchivs ist ferner
die Speicherung von Urkunden, die fiir den elektronischen Urkundenverkehr mit den Gerichten bestimmt
sind.

Das Urkundenarchiv dient insgesamt ausschlieflich dem Schutz der Rechte der Parteien und
(gegebenenfalls) der Durchsetzung ihrer zivilrechtlichen Anspriiche. Deren datenschutzrechtliche Sphére
ist durch die von der Osterreichischen Notariatskammer nach § 140b Abs.5 NO zu erlassenden
Richtlinien sowie die anzuwendenden Verfahrensvorschriften geschiitzt. Den Parteien ist vom Notar
elektronischer Zugang zu diesen Urkunden zu ermdglichen (§ 91c Abs. 3 GOG). Die Parteien sind
berechtigt, in der in den Richtlinien vorgesehenen Form auch anderen Personen elektronischen Zugang zu
diesen Urkunden einzurdumen. Aufer den in diesem Gesetz angefiihrten Féllen darf ein Zugriff auf diese
Urkunden nur iiber gerichtlichen Auftrag dem Gericht oder im Rahmen der standesrechtlichen Aufsicht
iiber Auftrag der Notariatskammer dieser ermdglicht werden (§ 110 Abs. 3 NO).

Das OZVV ist in § 140h NO detailliert geregelt. Es dient insbesondere der Registrierung von
Vorsorgevollmachten und (gemdB dem 2. Erwachsenenschutz-Gesetz, BGBI. 1 Nr. 59/2017, fiir
Eintragungen ab dem 30.6.2018) von Vereinbarungen iiber eine gewdhlte Erwachsenenvertretung, von
gesetzlichen  Erwachsenenvertretungen,  Erwachsenenvertreter-Verfiigungen und  gerichtlichen
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Erwachsenenvertretungen sowie von Kiindigungen, Anderungen und Widerrufen der genannten
Rechtsinstitute. Da in diesem Bereich sensible Daten der betroffenen Personen verarbeitet werden, bedarf
es spezieller Rechtsschutzvorkehrungen, die in § 140h NO sowie den auf der Grundlage des § 140a
Abs.2 Z 8 NO ergangenen Richtlinien der Osterreichischen Notariatskammer vom 4.6.2007 fiir das
Osterreichische Zentrale Vertretungsverzeichnis (OZVV-RL 2007), daneben aber auch in den
anzuwendenden Verfahrensvorschriften insbesondere des AuBStrG getroffen sind. Die angesprochenen
Regelungen dienen ferner dem Schutz des Geschéftsverkehrs und damit — entsprechend der
Offnungsklausel des Art. 23 Abs. 1 lit. i DSGVO — der Sicherstellung der Rechte und Freiheiten anderer
Personen.

Das von der Osterreichischen Notariatskammer schon bald nach dem Inkrafttreten des
Patientenverfiigungs-Gesetzes eingerichtete ,,Patientenverfiigungsregister des dsterreichischen Notariats*
dient — wie im neuen § 140i NO ausdriicklich klargestellt — der Registrierung von vor einem Notar
errichteten oder sonst wirksam zustande gekommenen Patientenverfligungen. Die Registrierung, die nur
auf Verlangen der Partei vorzunehmen ist, soll die Auffindbarkeit von Patientenverfiigungen erleichtern
und liegt damit im ausschlieBlichen Interesse des Verfiigenden. Rechte Dritter sind hier nicht beriihrt,
diesen konnen daher auch keine Rechte nach Art. 12 bis 22 und 34 DSGVO zukommen. Anfragen zu im
Patientenverfiigungsregister des Osterreichischen Notariats registrierten Patientenverfiigungen koénnen
durch zu einer medizinischen Behandlung befugte Personen oder Einrichtungen im Weg des
Osterreichischen Roten Kreuzes gestellt werden. Die Patientenverfiigung selbst wird im
Patientenverfiigungsregister des Osterreichischen Notariats nicht gespeichert. Liegt eine entsprechende
Anordnung des Verfiigenden vor, so kann die Patientenverfiigung aber auch direkt dem abfragenden Arzt
oder der abfragenden Krankenanstalt zur Verfiigung gestellt werden.

Einer Partei ist iiber ihr Ersuchen im Weg eines Notars Einsicht in das Patientenverfiigungsregister des
Osterreichischen Notariats hinsichtlich aller ihre Person betreffenden aufrechten Registrierungen zu
gewdhren. Der Notar hat diesfalls anhand der Daten der Partei eine entsprechende Abfrage bei der
Osterreichischen Notariatskammer zu veranlassen. Uber das — gegebenenfalls auch negative — Ergebnis
der Suche ist der Partei ein entsprechender Registerausdruck zur Verfiigung zu stellen.

Ausdriicklich hingewiesen sei in diesem Zusammenhang noch darauf, dass die verldssliche
Auffindbarkeit und Verfiigbarkeit von Patientenverfiigungen einen wichtigen Punkt im Rahmen der
laufenden Arbeiten des Bundesministeriums fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz an
der Weiterentwicklung der Elektronischen Gesundheitsakte (ELGA) darstellt. Die Ergebnisse dieser
Arbeiten werden demgemdl auch ganz wesentlich fiir die kiinftige Bedeutung und Rolle (wie auch
iiberhaupt fiir den weiteren Bestand) der Patientenverfiigungsregister des Osterreichischen Notariats und
der osterreichischen Rechtsanwilte sein.

Angesichts des dargestellten umfangreichen und spezifisch abgestimmten Schutzregimes im Bereich der
genannten Register, Archive und Verzeichnisse ist bei diesen jeweils die vorgeschlagene, auf Art. 23
Abs. 1 lit. 1 und j DSGVO beruhende datenschutzrechtliche Sonderregelung gerechtfertigt. Konkret wird
vorgesehen, dass sich bei den in diesen Bereichen vorzunehmenden Datenverarbeitungen die sich aus
Art. 12 bis 22 und Art. 34 DSGVO sowie die sich aus § 1 Abs. 3 DSG ergebenden Rechte und Pflichten
des Einzelnen sowie deren Durchsetzung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der nach
§ 140a Abs. 2 Z 8 erlassenen Richtlinien, im Fall des Urkundenarchivs ferner nach den Vorschriften des
§ 91¢ GOG richten.

Daneben bleibt die Zustdndigkeit der Datenschutzbehorde als Aufsichtsbehdrde unberiihrt. Thre
Zustandigkeit reicht dabei aber nur so weit, als Rechte und Pflichten des Einzelnen nach der DSGVO
bestehen.

Fir die sonstigen Rechte und Pflichten des Verantwortlichen nach der DSGVO soll mit der
vorgeschlagenen Bestimmung iiberdies eine Verteilung der Aufgaben der jeweiligen Verantwortlichen im
Sinn des Art. 4 Z 7 zweiter Satzteil DSGVO vorgenommen werden. Bei diesen sonstigen Rechten und
Pflichten des Verantwortlichen handelt es sich etwa um die Verantwortung fiir Techniksicherheit
(technische und organisatorische Datenschutzvorkehrungen — Art. 24, 25 DSGVO), die Zusammenarbeit
mit Auftragsverarbeitern (Art. 28 DSGVO), die Zusammenarbeit mit der Datenschutzbehorde (Art. 31
DSGVO) und die Datensicherheit (Art. 32 ff DSGVO). Fiir diese sollen die Rechte und Pflichten des
Verantwortlichen fiir die Datenverarbeitungen (soweit die diesbeziiglichen Bestimmungen der DSGVO
im Zusammenhang mit den jeweiligen Datenanwendungen des Notariats anwendbar sind) die
Osterreichische Notariatskammer treffen, wenn nicht in der Notariatsordnung, (gegebenenfalls) in § 91c
GOG oder in den nach § 140a Abs. 2 Z 8 NO erlassenen Richtlinien eine Zustindigkeit des einzelnen
Notars angeordnet ist.
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Zu Z 14 (§ 168 NO):

Das zu § 20 Abs. 4 und 5 DSt Gesagte gilt sinngemé0.
Zu Art. 109 (Anderung der Rechtsanwaltsordnung)
ZuZ1 (§ 9 Abs. 3a RAO):

Das Gebot der anwaltlichen Verschwiegenheit zdhlt zu den tragenden Sdulen des Anwaltsberufs. Das
Recht auf — und damit verbunden — die Pflicht des Rechtsanwalts zur Verschwiegenheit ist
unverzichtbares Kernelement der Rechtsstaatlichkeit und unerldsslich fiir den Zugang zum Recht und das
Grundrecht auf ein faires Verfahren (Manhart, Verschwiegenheit und Doppelvertretung, AnwBI 2014,
161 mwN). Eine Anwaltschaft ohne streng verstandene Verschwiegenheitsverpflichtung ist nicht
denkbar. Fiir die berufsméBige Parteienvertretung durch Rechtsanwélte kommt dem Umstand besondere
Bedeutung zu, dass sich Klienten darauf verlassen konnen, dass von Seiten des Rechtsanwaltes und seiner
Mitarbeiter keinerlei Informationen an Dritte gelangen. Erst dieses Vertrauen ermdglicht die Offenheit
des Klienten gegeniiber seinem Rechtsanwalt, die erforderlich ist, damit seine Interessen bestmoglich
gewahrt werden konnen.

Schutzobjekt der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht sind die Parteiinteressen. Jedermann, der sich in
seinen Angelegenheiten an einen berufsméfigen Parteienvertreter wendet, muss darauf vertrauen konnen,
dass er nicht gerade durch Betrauung cines Parteienvertreters und Informationserteilung an diesen
Beweismittel gegen sich schafft. Fehlt dieser Schutz, so fehlt ein wesentliches Element des Rechts, sich in
seinen Angelegenheiten eines Rechtsbeistands zu bedienen (V{Slg. 10.291/1984; RIS-Justiz RS0116762;
Lehner in Engelhart/Hoffimann/Lehner/Rohregger/Vitek, RAO’ § 9 RAO Rz 24).

§ 9 Abs. 3 RAO stellt damit im Zusammenhang bereits bisher klar, dass dieses Recht des Rechtsanwalts
auf Verschwiegenheit nicht (durch gerichtliche oder sonstige behdrdliche MalBnahmen) umgangen
werden darf. In gleicher Weise diirfen aber auch die durch die DSGVO eingerdaumten Rechte nicht dazu
fithren, dass es zu einer entsprechenden Umgehung kommt. Eben dies wird durch Art. 23 Abs. 1 lit. i und
j DSGVO sichergestellt, der Beschrankungen der Rechte der betroffenen Personen im Sinn der Art. 12 ff
DSGVO durch Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten dann zuldsst, wenn diese Maflnahmen ,,den Schutz
der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen® oder ,.die Durchsetzung
zivilrechtlicher Anspriiche® sicherstellen.

Auf dieser Grundlage und diesen Uberlegungen beruht der neu vorgeschlagene § 9 Abs. 3a RAO, der
vorsieht, dass die Rechte der betroffenen Person (im Verstdndnis des Art. 4 Z 1 DSGVO) nur dann und
lediglich insoweit zur Anwendung kommen, als dem nicht das Recht des Rechtsanwalts auf
Verschwiegenheit zum Schutz der Partei oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen oder der
Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriiche entgegensteht. Dies ist deshalb notwendig, weil andernfalls die
Gefahr bestiinde, dass etwa der (Prozess-)Gegner einer zivilrechtlichen Streitigkeit im Weg des
Informations- und Auskunftsrechts nach der DSGVO Auskiinfte aus den Unterlagen und Akten des
gegnerischen Rechtsanwalts erhalten konnte, was den Interessen der von diesem vertretenen Partei
diametral entgegenstehen wiirde. Angesichts der Mannigfaltigkeit der hier moglichen Konstellationen ist
gleichzeitig auch klar, dass eine generelle Beurteilung (und Anordnung) im Vorhinein, ob und inwieweit
diese Beschrinkung zum Tragen kommt, nicht mdglich ist; dies ist gegebenenfalls vielmehr jeweils
anhand der konkreten Umsténde des Einzelfalls zu priifen und zu bewerten.

Die Beschriankung der Betroffenenrechte geht (nur) so weit, wie dies das Recht des Rechtsanwalts auf
Verschwiegenheit zur Sicherstellung des Schutzes der Partei oder der Rechte und Freiheiten anderer
Personen oder der Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriiche erfordert, ist also lediglich punktuell und
erfolgt unter klar definierten Voraussetzungen. Allfdllige Kontrollbefugnisse der Datenschutzbehdrde als
Aufsichtsbehorde bleiben unberiihrt.

ZuZ2,5,6 und 8 (§§ 10a Abs. 8,36 Abs. 1 Z 6, 8 und 9 sowie Abs. 1a und 37 Abs. 1 Z 7 RAO):

Das zu § 140b Abs.7 NO Gesagte gilt fiir die Fiihrung der Treuhandeinrichtungen durch die
Rechtsanwaltskammern sinngemal.

Die Fiihrung der Treuhandeinrichtungen ist im Bereich der Rechtsanwaltschaft insbesondere durch § 10a
RAO sowie die nach § 27 Abs. 1 lit. g RAO von den Rechtsanwaltskammern fiir ihren jeweiligen Bereich
erlassenen Richtlinien geregelt. Nach diesen Bestimmungen sollen sich nach dem Vorschlag daher auch
die aus Art. 12 bis 22 und Art. 34 DSGVO sowie aus § 1 Abs. 3 DSG ergebenden Rechte und Pflichten
sowie deren Durchsetzung richten. Daneben bleibt die Zustdndigkeit der Datenschutzbehorde als
Aufsichtsbehorde unberiihrt. Thre Zustandigkeit reicht dabei aber nur so weit, als Rechte und Pflichten des
Einzelnen nach der DSGVO bestehen.
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Sonstige Rechte und Pflichten des Verantwortlichen fiir diese Datenverarbeitungen treffen die
Rechtsanwaltskammer, soweit nicht in diesem Bundesgesetz oder in den nach § 27 Abs. 1 lit. g RAO
erlassenen Richtlinien eine Zustdndigkeit des einzelnen Rechtsanwalts angeordnet ist.

Eine entsprechende  Ausgangssituation besteht auch bei dem vom  Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertag eingerichteten und gefiihrten anwaltlichen Urkundenarchiv sowie bei zwei vom
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag im Rahmen der anwaltlichen Selbstverwaltung gefiihrten
Registern, ndmlich dem Patientenverfiigungsregister der Osterreichischen Rechtsanwilte und dem
Testamentsregister ~ der  Osterreichischen ~ Rechtsanwalte. Die insofern  erforderlichen
datenschutzrechtlichen Anpassungen sollen dabei zugleich zum Anlass genommen werden, die beiden
genannten Register auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage zu stellen.

Das anwaltliche Urkundenarchiv dient der Speicherung von dffentlichen und privaten Urkunden (§ 36
Abs. 1 Z4 RAO) insbesondere zum Zweck des elektronischen Urkundenverkehrs mit den Gerichten
(§ 91¢c GOG).

Mit der Speicherung im Urkundenarchiv sollen die Rechte der Parteien geschiitzt und (gegebenenfalls)
die Durchsetzung ihrer zivilrechtlichen Anspriiche sichergestellt werden. Die datenschutzrechtliche
Sphire der Parteien ist durch die vom Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag nach § 37 Abs. 1 Z 7
RAO zu erlassenden Richtlinien sowie die anzuwendenden Verfahrensvorschriften abgesichert. In den
Richtlinien sind dabei neben den Modalitdten des elektronischen Zugangs und der Einsichtnahme
einschlieBlich der Erteilung und der zeitlichen Ausgestaltung der Einsichtsberechtigungen der Parteien
und der von diesen erméchtigten Personen auch die Protokollierung in Ansehung der Speichervorgénge
und die zu erteilenden Auskiinfte zu regeln.

Zum Patientenverfligungsregister der dsterreichischen Rechtsanwilte darf zunichst auf die Ausfithrungen
zum neu vorgeschlagenen § 140i NO verwiesen werden. Ebenso wie das entsprechende Register des
Notariats hat auch das Patientenverfiigungsregister der Osterreichischen Rechtsanwilte den (alleinigen)
Zweck, das Auffinden von Patientenverfiigungen sicherzustellen bzw. zu erleichtern. Eine Registrierung
und die daraus resultierende Datenverfiigbarkeit dient damit ausschlielich Interessen des Verfiigenden,
ohne dass Rechte Dritter beeinflusst werden konnten. Voraussetzung fiir eine Registrierung ist ein
entsprechendes Ersuchen der Partei, die dabei auch verlangen kann, dass gleichzeitig eine Speicherung
der Patientenverfiigung (ihres elektronischen Abbildes) erfolgt. Der Zugang zu den gespeicherten Daten
und einer gegebenenfalls gespeicherten Patientenverfiigung ist den zu einer medizinischen Behandlung
befugten Personen oder Einrichtungen zu erméglichen. Zur Regelung der ndheren Voraussetzungen fiir
die Registrierung und die allféllige Speicherung solcher Patientenverfiigungen auf Verlangen der Partei
sowie den Zugang zu und die Loschung von registrierten Daten einschlieBlich der Festlegung der zur
Deckung des damit verbundenen Aufwands notwendigen Gebiihren sieht der vorgeschlagene § 37 Abs. 1
Z 7 RAO eine Richtlinienermichtigung an den Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag vor.

Wie beim Patientenverfiigungsregister des Osterreichischen Notariats sei auch an dieser Stelle nochmals
ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die verldssliche Auffindbarkeit und Verfiigbarkeit von
Patientenverfiigungen einen wichtigen Punkt im Rahmen der laufenden Arbeiten des Bundesministeriums
fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz an der Weiterentwicklung der Elektronischen
Gesundheitsakte (ELGA) darstellt. Die Ergebnisse dieser Arbeiten werden demgemdll auch ganz
wesentlich flir die kiinftige Bedeutung und die Rolle (wie auch iiberhaupt fiir den weiteren Bestand) der
Patientenverfiigungsregister des Osterreichischen Notariats und der dsterreichischen Rechtsanwilte sein.

Im Testamentsregister der dsterreichischen Rechtsanwélte konnen auf Verlangen einer Partei letztwillige
Verfiigungen und deren Verwahrungsort durch ecinen Rechtsanwalt registriert werden. Im
Testamentsregister elektronisch erfasst werden dabei nicht das Testament selbst, sondern jene Daten, die
ein verldssliches Auffinden des Testaments gewéhrleisten sollen. Eine Registrierung liegt damit bis zum
Wirksamwerden des Testaments im ausschlieBlichen Interesse des Testators. Nach dessen Ableben ist der
Gerichtskommissér im anschlieBenden Verlassenschaftsverfahren gemdB3 § 145a Abs.2 AuliStrG
verhalten, neben dem Osterreichischen Zentralen Testamentsregister auch das Testamentsregister der
Osterreichischen Rechtsanwilte abzufragen und das Ergebnis zu dokumentieren. Ein solcherart
(gegebenenfalls) hervorgekommenes Testament ist in der Folge nach den dann anzuwendenden
Verfahrensvorschriften gerichtlich abzuhandeln.

Auch beim anwaltlichen Urkundenarchiv sowie beim Patientenverfligungs- und Testamentsregister der
osterreichischen Rechtsanwiélte erscheint es angesichts der bei diesen zur Anwendung kommenden
umfangreichen und spezifisch abgestimmten Schutzregime gerechtfertigt, eine auf Art. 23 Abs. 1 lit. i und
j DSGVO beruhende datenschutzrechtliche Sonderregelung vorzusehen. Nach dieser sollen sich bei den
in diesen Bereichen vorzunehmenden Datenverarbeitungen die sich aus Art. 12 bis 22 und Art. 34
DSGVO sowie die sich aus § 1 Abs. 3 DSG ergebenden Rechte und Pflichten des Einzelnen sowie deren
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Durchsetzung nach den Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der nach § 37 Abs. 1 Z 7 erlassenen
Richtlinien, im Fall des anwaltlichen Urkundenarchivs ferner nach den Vorschriften des § 91¢ GOG
richten.

Daneben bleibt die Zustindigkeit der Datenschutzbehdrde als Aufsichtsbehorde unberiihrt. Thre
Zusténdigkeit reicht dabei aber nur so weit, als Rechte und Pflichten des Einzelnen nach der DSGVO
bestehen.

Fir die sonstigen Rechte und Pflichten des Verantwortlichen nach der DSGVO soll mit der
vorgeschlagenen Bestimmung iiberdies eine Verteilung der Aufgaben der jeweiligen Verantwortlichen im
Sinn des Art. 4 Z 7 zweiter Satzteil DSGVO vorgenommen werden. Bei diesen sonstigen Rechten und
Pflichten des Verantwortlichen handelt es sich etwa um die Verantwortung fiir Techniksicherheit
(technische und organisatorische Datenschutzvorkehrungen — Art. 24, 25 DSGVO), die Zusammenarbeit
mit Auftragsverarbeitern (Art. 28 DSGVO), die Zusammenarbeit mit der Datenschutzbehdrde (Art. 31
DSGVO) und die Datensicherheit (Art. 32 ff DSGVO). Fiir diese sollen die Rechte und Pflichten des
Verantwortlichen fiir die Datenverarbeitungen (soweit die diesbeziliglichen Bestimmungen der DSGVO
im Zusammenhang mit den jeweiligen Datenanwendungen der Rechtsanwaltschaft anwendbar sind) den
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertag treffen, wenn nicht in der Rechtsanwaltsordnung,
(gegebenenfalls) in § 91c GOG oder in den nach § 37 Abs. 1 Z7 RAO erlassenen Richtlinien eine
Zustandigkeit des einzelnen Rechtsanwalts angeordnet ist.

ZuZ3,5und 7 (§§ 23 Abs. 2a,36 Abs. 1 Z 7 und 36 Abs. 6 RAO):

Das zu §§ 134 Abs.4 und 140a Abs.3a NO Gesagte gilt sinngemél. Angesichts der von den
Rechtsanwaltskammern einzurichtenden und aufrecht zu erhaltenden Einrichtungen zur Versorgung ihrer
Mitglieder und deren Angehdrigen ist die Erméchtigung zur Verarbeitung personenbezogener Daten
sowohl im Bereich der Rechtsanwaltskammern als auch im Bereich des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags ausdriicklich auch auf solche Daten allfdlliger Anspruchsberechtigter oder
Begiinstigter aus den Versorgungseinrichtungen der Rechtsanwaltskammern zu beziehen.

Zu beriicksichtigen ist ferner, dass die Rechtsanwilte und Rechtsanwaltsanwirter zwar jeweils Mitglieder
ihrere Rechtsanwaltskammer, nicht aber auch Mitglieder des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags sind. Angesichts dessen erscheint es aufgrund der dem Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertag auch in Bezug auf die einzelnen Standesmitglieder gesetzlich zukommenden
bzw. durch die Rechtsanwaltskammern gemil3 § 36 Abs. 3 RAO iibertragenen Aufgaben geboten, die
Erhebung personenbezogener Daten der Mitglieder der Rechtsanwaltskammern und allfilliger
Anspruchsberechtigter oder Begiinstigter aus den Versorgungseinrichtungen der Rechtsanwaltskammern
sowie die Erfassung und Bereitstellung dieser Daten in einer Datenbank und deren Verwendung fiir die
Zwecke der Versorgungseinrichtungen der Rechtsanwaltskammern ausdriicklich als Aufgabe des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags zu definieren.

Bedacht zu nehmen ist in diesem Kontext ferner darauf, dass die Rechtsanwaltskammern wie auch der
Osterreichische ~ Rechtsanwaltskammertag ~ im  Rahmen  ihres  jeweiligen  gesetzlichen
Zusténdigkeitsbereichs gegebenenfalls auch Daten von Personen zu verarbeiten haben, die (noch) nicht
Standesangehdrige sind (ein Beispiel dafiir ist etwa die begehrte Eintragung in die Liste der
Rechtsanwaltsanwirter).

Zu Z 4 (§36 Abs.1 Z5RAO0):

Mit dem neu formulierten §36 Abs.1 Z5 RAO sollen diec dem Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertag nach dieser Bestimmung bereits jetzt implizit zukommende Befugnis zur
Bereitstellung  eines elektronischen Verzeichnisses der in die Listen der 6sterreichischen
Rechtsanwaltskammern eingetragenen Rechtsanwiélte ausdriicklich geregelt und die Bereitstellung des
,elektronischen Rechtsanwaltsverzeichnisses* als Aufgabe des Osterreichischen
Rechtsanwaltskammertags festgelegt werden. Sowohl das elektronische Rechtsanwaltsverzeichnis als
auch das elektronische Verzeichnis fiir die Anwaltssignaturen (das zuldssigerweise gemeinsam mit dem
elektronischen Rechtsanwaltsverzeichnis gefiihrt werden kann) miissen {iber dic Website des
Osterreichischen Rechtsanwaltskammertags allgemein zugénglich sein.

Zu Art. 110 (Anderung des StAG):
Zu 7.1 (§ 34a Abs. 2a StAG):
Siehe grundsétzlich die Erlauterungen zu Artikel 5 Z 2 (§ 85a GOG).

Da Staatsanwaltschaften aufgrund des Art. 90a B-VG als Organe der Gerichtsbarkeit anzusehen sind,
kommt nach Auffassung des Bundesministeriums fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz
der in seiner geltenden Fassung auf eine Rechtsverletzung durch ein Organ der Gerichtsbarkeit
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abstellende § 85 GOG auch im staatsanwaltschaftlichen Bereich zur Anwendung (vgl. in diesem Sinn
auch Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK StPO § 74 Rz 63 zur alten Rechtslage mit dem Hinweis auf
Burgstaller in Korinek/Holoubek [Hrsg], Osterreichisches Bundesverfassungsrecht Art 90a B-VG Rz 21
und DSK vom 8.5.2009, K121.472/0003-DSK/2009/00 und vom 18.11.2009, K121.561/0004-DSK/2009,
wonach Akte der aufgrund von Art.90a B-VG als Organe der Gerichtsbarkeit anzusehenden
Staatsanwaltschaften der Entscheidungsgewalt der DSK entzogen sind). Um den Anwendungsbereich der
Bestimmung infolge deren vorgeschlagener Neufassung nicht einzuschrénken, soll deren Regelungsgehalt
nunmehr auch ausdriicklich in den — schon derzeit umfassten — staatsanwaltschaftlichen Bereich iiberfiihrt
werden.

Zu Z.2 (§ 34a Abs. 6 StAG):

Nach § 36 Abs. 2 Z 8 DSG idF BGBI. I. Nr. 120/2017 ist Verantwortlicher die zustidndige Behorde, die
allein oder gemeinsam mit anderen iiber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten entscheidet. Der Begriff ersetzt jenen des Auftraggebers nach § 4 Abs.4 DSG 2000. Der
Verantwortliche zeichnet fiir die Einhaltung der durch §§ 74 f StPO bzw. § 37 Abs. 1 DSG idF BGBL. L.
Nr. 120/2017 festgelegten Kriterien der Zuléssigkeit einer Datenverarbeitung verantwortlich, ihn treffen
unter Beriicksichtigung der durch die StPO (des DSG) normierten Voraussetzungen die Pflichten zur
Information, Auskunftserteilung, Berichtigung und Lodschung personenbezogener Daten und
Einschrinkung deren Verarbeitung.

Nach Art. 3 Z 8 DS-RL gilt, dass fiir den Fall, dass die Zwecke und Mittel der Verarbeitung durch das
Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben sind, der Verantwortliche bezichungsweise
die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten
vorgesehen werden konnen. Die Staatsanwaltschaften und Oberstaatsanwaltschaften sowie die
Generalprokuratur diirfen die fiir die Ausiibung ihrer Aufgaben erforderlichen personenbezogenen Daten
nach den Vorgaben der Verfahrensgesetze, welche Zweck und Mittel der jeweils rechtméBigen
Datenverarbeitung im Strafverfahren bestimmen, verarbeiten. Ergéinzend dazu legen die maBigeblichen
Rechtsvorschriften etwa zur Akten- und Registerfithrung und zu den hiefiir bereitgestellten technischen
Applikationen (derzeit die Verfahrensautomation Justiz [VJ]) die zuldssigen Mittel der Verarbeitung fest.

Aufgrund des Umstands, dass die Struktur der seitens der jeweils verfahrensfiihrenden Staatsanwaltschaft,
der Oberstaatsanwaltschaft oder der Generalprokuratur verarbeiteten Daten zentral durch die vom
Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz bereitgestellte Applikation
Verfahrensautomation Justiz  (VJ) vorgegeben wird, sollen die jeweils fallbearbeitende
Staatsanwaltschaft, die Oberstaatsanwaltschaft oder die Generalprokuratur und das Bundesministerium
fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz die Position des Verantwortlichen wahrnehmen. Die
Wahrnehmung der Rechte und Pflichten des Verantwortlichen nach der StPO (aufgrund des Verweises in
§ 74 Abs.1 StPO subsidiir des DSG) soll dabei ausschlieBlich die jeweils verfahrensfiihrende
Staatsanwaltschaft, die Oberstaatsanwaltschaft oder die Generalprokuratur treffen.

Eine der Bestimmung des § 89q Abs.2 GOG vergleichbare Regelung soll es fiir den staatsanwalt-
schaftlichen Bereich hingegen nicht geben: Eine Auflosung des Spannungsverhiltnisses zwischen dem
Recht des Beschuldigten auf Information iiber das gegen ihn gefiihrte Strafverfahren sowie seine
wesentlichen Rechte einerseits und dem legitimen Geheimhaltungsinteresse der Staatsanwaltschaft bei
Befiirchtung, dass durch eine entsprechende Information ansonsten der Zweck der Ermittlungen geféhrdet
wire, ist nur im Einzelfall durch eine den Geboten der Gesetz- und VerhiltnismaBigkeit gemall § 5 StPO
Rechnung tragende Anwendung von § 50 Abs. 1 letzter Satz StPO auflosbar. Aus dem Wortlaut des § 50
Abs. 1 StPO (,Information...darf nur so lange unterbleiben, als besondere Umstinde befiirchten
lassen...”) ergibt sich, dass der Aufschub der Information des Beschuldigten restriktiv zu handhaben ist
(Achammer, in Fuchs/Ratz, WK StPO § 50 Rz 5f). Jedenfalls ist der Beschuldigte vor bzw. unmittelbar
nach der Ausiibung von Zwang oder vor seiner Vernechmung zur Sache iiber den gegen ihn bestehenden
Tatverdacht und seine Rechte aufzukldaren (EBRV 25 BIgNR 22. GP 68f; Pilnacek/Pleischl, Das neue
Vorverfahren, Rz 185; Fabrizy, StPO" § 50 Rz2). Dariiber hinaus unterliegt der Aufschub der
Information des Beschuldigten im Wege des Einspruchs wegen Rechtsverletzung geméf § 106 StPO der
Kontrolle durch die unabhdngigen Gerichte. Das durch den grundsétzlichen Zweck des
Ermittlungsverfahrens bedingte Hindernis fiir eine aktive Verstindigung des Beschuldigten darf nicht
dadurch umgangen werden, dass dieser aktiv eine entsprechende Anfrage an eine oder mehrere nicht
verfahrensfithrende Staatsanwaltschaften oder auch das Bundesministerium fiir Justiz richtet, weil schon
mit einer Beantwortung einer solchen Anfrage dahin, ,,dass die Auskunft nicht erteilt werde* bzw. ,,der
begehrten Auskunft die Bestimmung des § 50 Abs. 1 dritter Satz StPO entgegen stehe®, der Zweck der
Norm (ndmlich die Geheimhaltung) vereitelt wiirde. Dasselbe gilt fiir einen Hinweis, an welche konkrete,
ndmlich verfahrensfiihrende, Staatsanwaltschaft sich ein Auskunftswerber wenden solle. Im Ergebnis ist
auch zur Vermeidung einer uneinheitlichen Praxis die begehrte Auskunft {iber die bei einer
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Staatsanwaltschaft gespeicherten personenbezogenen Daten oder dort anhidngige Ermittlungsverfahren
nur von der jeweils verfahrensfiihrenden Staatsanwaltschaft zu erteilen, weil nur diese allein zur
hinreichenden Beurteilung in der Lage ist, ob iiber solche Daten bzw. ein dort anhéngiges
Ermittlungsverfahren Auskunft erteilt werden kann.

Zu Z 3 (§ 42 Abs. 20 StAG):

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Art. 111 (Anderung der StPO):

Zu Z 1,4 und 5 (Eintrag zu § 74 im Inhaltsverzeichnis, Uberschrift von § 74 und § 74 Abs. 1 StPO):

Gerichte, Staatsanwaltschaften, Finanzstrafbehorden, Sicherheitsbehdrden und sonstige staatliche
Behorden, die mit der Erfiillung von Aufgaben im Strafverfolgungsbereich zum Zwecke der Verhiitung,
Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung einschlieSlich des
Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit betraut sind, fallen im Rahmen
ihrer Aufgabenerfiillung in den Anwendungsbereich der DS-RL.

Deren Umsetzung erfolgte mit dem Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, BGBL I Nr. 120/2017. In
dessen 3. Hauptstiick finden sich explizite Regelungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten durch
zustandige Behorden zum Zweck der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten
oder der Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir die
offentliche Sicherheit, sowie zum Zweck der nationalen Sicherheit, des Nachrichtendienstes und der
militdrischen Eigensicherung (§§ 36ff).

Wie im Bericht des Verfassungsausschusses 1761 BIgNR XXV. GP S. 18 ausdriicklich klargestellt, gehen
die einschldgigen materienspezifischen Regelungen zu Datenverarbeitungen als leges speciales den
allgemeinen Regelungen des 3. Hauptstiicks des DSG vor. So sind etwa insbesondere die Regelungen der
StPO iiber Akteneinsicht oder Verstindigungspflichten leges speciales zum 3. Hauptstiick des DSG.
Ebenso sind die Bestimmungen iiber die Aufgaben der Datenschutzbehérde nach § 32 DSG — zumindest
in den Fillen der Z 4, 5 und 8 — im Bereich des Strafverfahrens nicht anwendbar, an deren Stelle stehen
die entsprechenden Rechtsbehelfe der StPO (bzw. subsididar des GOG), die gerichtlichen Rechtsschutz
gewihrleisten, zur Verfligung. Einer ausdriicklichen gesetzlichen Anordnung des im Bericht des
Verfassungsausschusses dargelegten Vorrangs des strafprozessualen Rechtsschutzsystems gegeniiber der
Aufsicht durch die Datenschutzbehdrde bedarf es nicht: Gemal § 31 Abs. 1 erster Satz DSG wird die
Datenschutzbehdrde als nationale Aufsichtsbehorde fiir den in §36 Abs.1 DSG genannten
Anwendungsbereich eingerichtet. Nach dieser Bestimmung ist die Datenschutzbehorde jedoch fiir die
Aufsicht iiber die von Gerichten im Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit vorgenommenen Verarbeitungen
nicht zustidndig. Diese Ausnahme beruht auf der verpflichtenden Vorgabe des Art. 45 Abs.2 DS-RL,
wodurch sichergestellt werden soll, dass die Unabhidngigkeit der Gerichte im Rahmen ihrer
rechtsprechenden Titigkeit gewahrt bleibt, obwohl die Richtlinie selbst auch fiir die Téatigkeit der
Gerichte gilt (vgl. EG 80 der DS-RL). Aufgrund der Ausnahme in § 31 Abs. 1 zweiter Satz DSG ist ein
doppelter Rechtsschutz von vornherein ausgeschlossen, weil in diesem Bereich ausschlieBlich die
Bestimmungen der Materiengesetze (StPO, GOG, StAG) zur Anwendung gelangen. Im Ergebnis gilt
daher der bereits in der geltenden Fassung des § 74 Abs. 1 StPO zum Ausdruck kommende Grundsatz der
lediglich subsididren Geltung des DSG gegeniiber der StPO (vgl. Reindl-Krauskopf in Fuchs/Ratz, WK
StPO § 74 Rz 2 f; 63) auch weiterhin. Durch den Entfall der Wortfolge ,,im Einzelnen* wird zum
Ausdruck gebracht, dass der Vorrang der StPO ,generalisierend” wirkt und sich nicht nur auf jene
Konstellationen bezieht, in denen explizite Bestimmungen in der StPO bestehen, die den auf exakt
denselben Regelungsgehalt abzielenden Bestimmungen des DSG voranstehen. Die Informations- und
Auskunftspflichten bleiben ausschlielich in den in der StPO angefiihrten Fillen bestehen.

Entsprechend § 38 DSG ist die Verarbeitung personenbezogener Daten, soweit sie nicht zur Wahrung
lebenswichtiger Interessen einer Person erforderlich ist, nur rechtmiBig, wenn sie gesetzlich oder in
unmittelbar anwendbaren Rechtsvorschriften, die innerstaatlich den Rang eines Gesetzes haben,
vorgesehen und fiir die Erfiillung einer Aufgabe erforderlich und verhdltnisméBig ist, die von der
zustdndigen Behorde zu den in § 36 Abs. 1 genannten Zwecken wahrgenommen wird. Es soll daher in
Ergéinzung der bestehenden Verpflichtung zur Beachtung des Grundsatzes der Gesetz- und
VerhéltnisméaBigkeit in § 74 Abs. 2 StPO eine ausdriickliche gesetzliche Grundlage fiir die Zuldssigkeit
der Datenverarbeitung durch Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und (Straf-)Gerichte in § 74 Abs. 1
StPO geschaffen werden. Die von diesen wahrzunehmenden Aufgaben werden im Wesentlichen durch
§1 Abs.1 StPO bestimmt: Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte haben Straftaten
aufzukldren, verddchtige Personen zu verfolgen und damit zusammenhingende Entscheidungen zu
treffen. Ebenso erfasst ist die Tétigkeit der im Ermittlungs- oder Hauptverfahren durch die
Staatsanwaltschaft oder das Gericht bestellten Sachverstindigen und Dolmetscher. Die offene
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Formulierung beriicksichtigt weiters, dass die Staatsanwaltschaft nicht nur im Ermittlungsverfahren als
dessen Leiterin, sondern in weiterer Folge auch im Hauptverfahren als Beteiligte (§ 210 Abs. 2 StPO)
tatig wird und ermdglicht ihr so auch in diesem Verfahrensstadium die Verarbeitung entsprechender
personenbezogener Daten; gleiches gilt fiir die Titigkeiten der Oberstaatsanwaltschaft in den
Strafverfahren vor dem Oberlandesgericht (§ 21 Abs. 1 StPO) und der Generalprokuratur in den
Strafverfahren vor dem Obersten Gerichtshof (§ 22 StPO). Fiir die Strafgerichte ist auf die ebenfalls
vorgeschlagene Bestimmung des § 85a GOG zu verweisen, in der zur Konkretisierung der in § 74 Abs. 1
StPO vorgeschlagenen Formulierung auf die Angelegenheiten der Strafgerichtsbarkeit abgestellt wird.
Diesem Begriff liegt ein weites Verstdndnis zugrunde, wodurch die Verarbeitung personenbezogener
Daten nicht nur im Bereich der gerichtlichen Entscheidungstitigkeit, sondern auch in jenem der zur
unabhingigen Rechtsprechung zéhlenden kollegialen Justizverwaltung (Art. 87 Abs. 2 B-VG) unter den
durch § 74 Abs.2 StPO normierten Prdmissen zuldssig ist. § 74 Abs. 1 StPO schafft auch eine
Rechtsgrundlage zur Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten, weil die hiefiir in
§ 39 DSG normierten Voraussetzungen sowohl in § 74 Abs. 1 als auch in Abs. 2 StPO Deckung finden.

Soweit Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte auch mit der Erfiillung anderweitiger
Aufgaben betraut sind, unterliegen sie in Bezug auf diese Tatigkeiten nicht den Vorschriften des
3. Hauptstiicks des DSG, sondern der DSGVO (zur Abgrenzung von Grenzfillen siche den Bericht des
Verfassungsausschusses 1761 BIgNR XXV. GP S. 17 f).

Die vorgeschlagene Anderung der Uberschrift des § 74 StPO bezweckt eine Anpassung an die
Terminologie des DSG idF BGBI. I. Nr. 120/2017.

Zu 73 (§ 54, § 76 Abs. 4 StPO):

Die vorgeschlagenen Anderungen betreffen Anpassungen von Verweisen an das DSG, inhaltliche
Anderungen sind damit nicht verbunden. Durch die Anderung des DSG mit dem Datenschutz-
Anpassungsgesetz 2018, BGBIL. 1. Nr. 120/2017, leitet sich der Begriff der ,schutzwiirdigen
Geheimhaltungsinteressen  nunmehr  ausschlieBlich  aus  der  unverdndert  gebliebenen
Verfassungsbestimmung des § 1 Abs. 1 DSG ab.

Zu 72,6,7,9 bis 11 und 13 bis 18 (Eintrag zu § 75 im Inhaltsverzeichnis, § 74 Abs. 2, Uberschrift
von § 75,8 75 Abs.3und 4, § 76 Abs. 4,§ 117 Z 1, § 141 Abs. 1 und 4, § 142 Abs. 2 und § 143 Abs. 1
und 2 StPO):

Die vorgeschlagenen Anderungen der StPO stellen redaktionelle und terminologische Anpassungen an
die neue Struktur und Terminologie des DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 dar.

Zu Z 8 (§ 75 Abs. 1 StPO):

Die vorgeschlagenen Anderungen betreffen in erster Linie Anpassungen an die Terminologie des DSG
idF BGBI. I. Nr. 120/2017.

Das Recht auf Berichtigung bzw. Vervollstindigung personenbezogener Daten ist im
Strafverfolgungskontext nur eingeschrinkt durchsetzbar. Insbesondere sind davon keine nachtraglichen
Verdnderungen von Aussagen bei Vernehmungen umfasst; hier bezieht sich die Richtigkeit und
Vollstindigkeit der personenbezogenen Daten auf die Ubereinstimmung mit der Aussage selbst und nicht
auf deren Inhalt (vgl. auch EG47 der DS-RL bzw. den Bericht des Verfassungsausschusses
1761 BIgNR XXV. GP S. 23).

Waihrend § 27 Abs. 1 DSG 2000 fiir die Berichtigung oder Loschung von Daten sowohl ein Antragsrecht
(Z 1) als auch ein Vorgehen des Auftraggebers von Amts wegen (Z 2) vorsieht, findet sich in § 75 Abs. 1
StPO bislang keine entsprechende Regelung. Nach hA ist davon auszugehen, dass die Berichtigung
entsprechend der Wertung des § 27 DSG 2000 sowohl von Amts wegen wie auch auf Antrag
unverziiglich durchzufiihren ist (Reindl-Krauskopfin Fuchs/Ratz, WK StPO § 75 Rz 1).

Zwar sicht §45 Abs.1 und 2 DSG idF BGBI. 1. Nr. 120/2017 eine von §27 Abs. 1 DSG 2000
abweichende Regelung dahingehend vor, dass ein Vorgehen von Amts wegen nur im Fall der Loschung
von Daten, nicht jedoch bei einer blolen Berichtigung moglich ist. Gleichwohl ergibt sich eine solche
Verpflichtung aus § 37 Abs. 1 Z4 iVm § 37 Abs. 3 DSG, weshalb dem jeweils verfahrensfithrenden
Gericht oder der jeweils verfahrensfithrenden Staatsanwaltschaft als Verantwortlichem (siche hierzu die
vorgeschlagenen § 89q Abs.2 GOG und § 34a Abs. 6 StAG) die Verpflichtung zur Léschung und
Berichtigung von Daten von Amts wegen zukommen. Zur Verdeutlichung der sich aus verschiedenen
Fundstellen des DSG schlieBenden Verpflichtungen wird vorgeschlagen, diese ausdriicklich in § 75
Abs. 1 StPO zu normieren.

Entsprechend § 45 Abs. 5 und 6 DSG idF BGBI. I. Nr. 120/2017 sollen von einer Berichtigung oder
Loschung jene Behorden und Gerichte, denen diese personenbezogenen Daten iibermittelt wurden (§ 76
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Abs. 4 StPO) sowie von einer Berichtigung iiberdies jene Behorden und offentlichen Dienststellen des
Bundes, der Lander und der Gemeinden sowie andere durch Gesetz eingerichtete Kdrperschaften und
Anstalten des 6ffentlichen Rechts, von denen die personenbezogenen Daten stammen, zu verstindigen
sein.

Zu Z 12 (§ 77 Abs. 2 StPO):

Die vorgeschlagene Neufassung des § 77 Abs.2 StPO versteht sich als zentrale Grundlage der
Zulissigkeit der Ubermittlung personenbezogener Daten eines Strafverfahrens zu wissenschaftlichen
Zwecken. Grundvoraussetzung der Anwendung ist, dass die Daten im Anwendungsbereich der DS-
RL (entsprechend § 36 Abs.1 DSG idF BGBI. I. Nr. 120/2017 somit zur Verhiitung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor
und der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit, sowie zum Zweck der nationalen Sicherheit,
des Nachrichtendienstes und der militirischen Eigensicherung) ermittelt wurden.

Unter Beriicksichtigung des § 40 Abs. 1 und 2 DSG idF BGBIL I. Nr. 120/2017, der grundsitzliche
Vorgaben zur Zulissigkeit der Ubermittlung solcher Daten zu wissenschaftlichen Zwecken innerhalb des
Anwendungsbereichs der DS-RL (etwa zu Priaventionszwecken) und eines — in der Praxis weit hdufiger
vorkommenden — Zwecks auflerhalb davon regelt, soll zur umfassenden Wahrung der Datenschutzrechte
betroffener Personen eine Ubermittlung nur moglich sein, wenn eine Pseudonymisierung (§ 36 Abs. 2 Z 5
DSG idF BGBL I. Nr. 120/2017 = ,,die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusitzlicher Informationen nicht mehr einer spezifischen
betroffenen Person zugeordnet werden konnen, sofern diese zusitzlichen Informationen gesondert
aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen Maflnahmen unterliegen, die gewéhrleisten,
dass die personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder identifizierbaren natiirlichen Person
zugewiesen werden®) personenbezogener Daten nicht oder nur mit einem unverhiltnismaBigen Aufwand
moglich ist und {iberdies das offentliche Interesse an der Forschungsarbeit das schutzwiirdige
Geheimhaltungsinteresse der betroffenen Personen erheblich iiberwiegt. Wie auch bisher diirfen Daten
ferner nur zum Zweck einer nicht personenbezogenen Auswertung fiir wissenschaftliche oder historische
Forschungszwecke oder vergleichbare im 6ffentlichen Interesse liegende Untersuchungen (worunter auch
Archivzwecke zu verstehen sind) ilibermittelt werden. Ungeachtet der den Empfinger der Daten im
Regelfall treffenden Vorgaben der DSGVO ist von diesem auch weiterhin § 54 StPO zu beachten.

Aufgrund der kiinftig erforderlichen sorgfiltigen Abwégung des vom Antragsteller hinreichend
darzulegenden oOffentlichen Interesses an der Forschungsarbeit einerseits und des schutzwiirdigen
Geheimhaltungsinteresses der betroffenen Personen andererseits soll den betroffenen Personen unter
Beriicksichtigung des Umstands, dass das dffentliche Interesse jenes auf Geheimhaltung erheblich zu
iiberwiegen hat, die Auswertung ohnedies nur nicht personenbezogen erfolgen darf und der Empfinger
als Verantwortlicher im Regelfall den umfassenden Verpflichtungen der Verordnung (EU) 2016/679
sowie iberdies der Bestimmung des § 54 StPO unterliegt, das Recht auf Auskunft (§ 44 DSG idF
BGBIL 1. Nr. 120/2017) nicht zukommen. Damit im Einklang treffen den verantwortlichen
Ubermittelnden auch keine Informationspflichten (§ 43 DSG idF BGBI. 1. Nr. 120/2017). Der Ausschluss
der Rechte der betroffenen Personen auf Information (§ 43 DSG) und auf Auskunft (§ 45 DSG) griindet
auf Art. 15 Abs. 1 lit. e bzw. Art. 16 Abs. 4 lit. ¢ der DS-RL (Freiheit der Wissenschaft nach Art. 17
StGG). Die Rechte der betroffenen Personen auf Berichtigung oder Loschung nach § 75 Abs. 1 StPO
bleiben unberiihrt, jedoch sind diese im Zusammenhang mit einem Vorgehen nach § 77 Abs. 2 StPO
ohnedies ohne Relevanz.

Zu 7 19 (§ 514 Abs. 37):

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten.

Zu Art. 112 (Anderung des Strafregistergesetzes):
Zu Z 1 und 2 (§ 1 Abs. 2 und 3 StRegG):

In §1 Abs.2 StRegG soll die Klarstellung erfolgen, dass die Fiithrung des Strafregisters von der
Landespolizeidirektion Wien als Verantwortliche gemédl Art.4 Z7 iVm Art. 24 der Datenschutz-
Grundverordnung erfolgt.

In den gesetzlichen Regelungen wird zwar sowohl der Zweck der Datenverarbeitung als auch das Mittel,
nédmlich eine bestimmte zentrale Anwendung (das Strafregister), festgelegt, obwohl die DSGVO den
Verantwortlichen grundsitzlich dadurch gekennzeichnet sieht, als eben dieser Mittel und Zweck festlegt.
Die vorliegende Regelung orientiert sich daher daran, dass nach Art.4 Z7 der Datenschutz-
Grundverordnung, wenn Zweck und Mittel durch das Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden, der
Verantwortliche oder die Kriterien der Benennung des Verantwortlichen auch nach diesem Recht
vorgenommen werden konnen. In gegenstindlicher Regelung wird die zur Vollziechung der Materie
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zustdndige Behorde, also die Landespolizeidirektion Wien, als Verantwortliche bezeichnet, die die
Entscheidung iiber die konkrete Datenverarbeitung trifft. Insoweit ist davon auszugehen, dass die
Regelung mit dem Unionsrecht jedenfalls im Einklang steht.

Zudem ist beabsichtigt, — ohne eine materielle Anderung der Rechtslage herbeizufiihren — im Sinne der
Transparenz (vgl. Erwigungsgrund 39 zur Datenschutz-Grundverordnung) in § 1 Abs.3 StRegG
ausdriicklich festzulegen, dass der Bundesminister fiir Inneres die Funktion des Auftragsverarbeiters
gemdB Art. 8 Z8 iVm Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung ausiibt. Dariiber hinaus soll
gesetzlich normiert werden, dass der Bundesminister fiir Inneres in dieser Funktion auch verpflichtet ist,
die Datenschutzpflichten gemdl Art.28 Abs.3 lit.a bis h der Datenschutz-Grundverordnung
wahrzunehmen, da andernfalls der Abschluss einer Vereinbarung iiber die Datenschutzpflichten
erforderlich wiére (vgl. Art. 28 Abs. 3Datenschutz-Grundverordnung). Auflerdem soll er wie bisher
weitere Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen kénnen.

Hinsichtlich der Funktion als Auftragsverarbeiter ist vor dem verfassungsrechtlichen Hintergrund, dass
der Bundesminister fiir Inneres oberstes Organ ist, nicht zu iibersehen, dass ein Spannungsverhiltnis
vermutet werden konnte, da es zum Wesen eines Auftragsverarbeiters gehort, dass er nur im Auftrag oder
nur mit Genehmigung des Verantwortlichen titig wird (Art. 28 der Datenschutz-Grundverordnung).
Verfassungswidrig wére es, wenn vorgesechen wiirde, dass der Bundesminister in dieser Rolle an
Willensbildungen anderer Stellen, also etwa der nachgeordneten Landespolizeidirektion Wien als
Verantwortliche gebunden sein wiirde. Die vorgeschlagene Regelung sieht Derartiges nicht vor. Vielmehr
erfolgt die Beauftragung und Bindung ausschlieBlich durch das Gesetz selbst. Dabei werden dem
Bundesminister fiir Inneres in erster Linie Aufgaben iibertragen, wie sie typischerweise einem
Auftragsverarbeiter gemdB Art. 28 der Datenschutz-Grundverordnung zukommen, die eben — wie dies
dort auch als zuldssig erachtet wird — nicht im Rahmen eines Vertrages iibertragen werden, sondern durch
ein Rechtsinstrument des Mitgliedstaates, hier ein Gesetz. Insoweit kommt ihm aber auch nicht die Rolle
eines Verantwortlichen zu, da er in keiner Weise die Entscheidung tiber die Verarbeitung der Daten trifft.
Diese Entscheidung kommt allein der Landespolizeidirektion Wien zu. Wie dies bereits in den
Erléuterungen zum DSG 1978 ausgefiihrt wird, &ndern daran auch nichts die im 6ffentlichen Bereich
bestehenden Weisungen an nachgeordnete Organe, im Rahmen ihrer Eigenzustindigkeit
Datenverarbeitungen einzusetzen; dabei handelt es sich nicht um solche Auftrige, wie sie sich im
Verhéltnis von Auftraggeber und Dienstleister oder in der Terminologie der Datenschutz-
Grundverordnung von Verantwortlichem und Auftragsverarbeiter darstellen. Diese Weisungen bilden
nimlich nicht den unmittelbaren Anlass fiir die Aufnahme der Datenverarbeitung, sie wird vielmehr erst
durch entsprechende Akte des angewiesenen Organs bewirkt (vgl. ErldutRV 554 BlgNR 16. GP 13).

Damit wird durch die vorgesehene Einbindung des Bundesministers fiir Inneres weder in die Position als
oberstes Organ, noch in den geltenden Weisungszusammenhang eingegriffen.

Zu Z 3 und 4 (§ 8 Abs. 1, 2 und 5 StRegG):

Das umfassende Recht auf Berichtigung, Loschung sowie Einschrinkung der Verarbeitung
personenbezogener Daten des Betroffenen ergibt sich aus der Datenschutz-Grundverordnung (vgl.
Art. 16, 17 und 18). Gemal Art. 23 ist es jedoch zuléssig, diesbeziigliche Pflichten und Rechte im Wege
von Gesetzgebungsmalinahmen zu beschrinken, sofern zum einen eine solche Beschrinkung den
Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achtet und zum anderen in einer demokratischen
Gesellschaft eine notwendige und verhéltnisméfige MaBnahme darstellt. Zudem muss die Beschriankung
ndher normierte wichtige Ziele des allgemeinen oOffentlichen Interesses der Union oder eines
Mitgliedstaates sicherstellen.

Da es sich bei den Strafregisterdaten um vor allem fiir Zwecke der Strafrechtspflege und inneren
Sicherheit essentielle Daten handelt, ist eine Beschrankung der Betroffenenrechte auf Berichtigung,
Loschung und Einschrinkung der Verarbeitung aus Griinden der 6ffentlichen Sicherheit gemél Art. 23
Abs. 1 lit. ¢ der Datenschutz-Grundverordnung, des Schutzes sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen
Offentlichen Interesses geméf Art. 23 Abs. 1 lit. e der Datenschutz-Grundverordnung und des Schutzes
der betroffenen Person gemaBl Art.23 Abs. 1 lit.i der Datenschutz-Grundverordnung unbedingt
erforderlich. Demzufolge sollen die genannten Rechte nur in Form eines spezifischen
Feststellungsverfahrens wahrgenommen werden konnen. Da die Pflichten gegeniiber dem Betroffenen
nach der Datenschutz-Grundverordnung den Verantwortlichen treffen, soll kiinftig der Antrag bei der
Landespolizeidirektion Wien einzubringen sein, die hieriiber zu entscheiden hat. In Anbetracht der
Tatsache, dass auf Basis der internen Aufzeichnungen des Bundesministeriums fiir Inneres in den
vergangenen Jahren lediglich im Durchschnitt acht Antrdge pro Jahr gestellt wurden, ist diesbeziiglich fiir
die Landespolizeidirektion Wien auch mit keinem erheblichen Mehraufwand zu rechnen. Der Betroffene
soll demnach bei der Landespolizeidirektion Wien unter anderem die Feststellung beantragen koénnen,
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dass die Aufnahme oder Nichtaufnahme einer Verurteilung oder einer sich darauf beziehenden
EntschlieBung oder Entscheidung in das Strafregister zu Unrecht erfolgte. Das Rechtsschutzverfahren
ermoglicht die Uberpriifung der Zulissigkeit, Richtigkeit und Vollstindigkeit einer Registereintragung
durch die Landespolizeidirecktion Wien. Das Verfahren dient jedoch nicht der Uberpriifung eines
Strafurteils oder einer darauf bezugnehmenden Gerichtsentscheidung (vgl. Kert in Fuchs/Ratz, WK-
StRegG § 8 Rz 1 und 14).

Betreffend das Recht der betroffenen Person, vom Verantwortlichen die Einschrankung der Verarbeitung
zu verlangen, wird darauf hingewiesen, dass im Verfahren nach § 8 StRegG auch die Feststellung
beantragt werden kann, dass die Tilgung der Verurteilung nach dem TilgG (bereits) eingetreten ist. Ist
dies der Fall, darf sie nicht mehr in der Strafregisterauskunft oder Strafregisterbescheinigung aufscheinen.
Auch wenn dies das Gesetz nicht ausdriicklich vorsieht, kann laut hochstgerichtlicher Judikatur mit einem
Antrag nach § 8 StRegG auch die Feststellung begehrt werden, dass eine Verurteilung der Beschrankung
der Auskunft gemal § 6 TilgG unterliegt (vgl. VwWGH 99/01/0453).

Da sich der Anwendungsbereich der Art. 16 bis 18 der Datenschutz-Grundverordnung mit jenem des § 8
StRegG deckt, soll es nicht erforderlich sein, dass sich der Betroffene in seinem Antrag gemdfl § 8
StRegG auch noch zusétzlich auf die Datenschutz-Grundverordnung stiitzt.

Erst wenn dem Antrag nach Abschluss des Feststellungverfahrens ganz oder teilweise Folge gegeben
wird, ist das Strafregister gemil3 Abs. 3 zu berichtigen, d.h. der Eintrag richtigzustellen bzw. zu 16schen
oder die Datenverarbeitung einzuschrinken. Demzufolge kommt dem Feststellungsbescheid konstitutive
Wirkung zu. Andererseits wiirden — sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt
(vgl. Art. 18 Abs. 1 lit. a der Datenschutz-Grundverordnung) — die bestrittenen Daten bis zum Abschluss
des Feststellungsverfahrens nicht im Strafregister aufscheinen, was insbesondere die Moglichkeit der
Beurteilung der Vertrauenswiirdigkeit von Personen (zB  Sicherheitsiiberpriifungen bzw.
Gefiahrderprognosen) vollstidndig konterkarieren und eine Missbrauchsgefahr mit sich bringen wiirde. Es
kann dem Betroffenen nicht iiberlassen sein, durch die Ausiibung dieser Rechte etwa zu verhindern, dass
Behorden oder sonstige Stellen iiber Eintragungen im Strafregister informiert werden diirfen. Die
geplante Beschrinkung hat auch kein Rechtsschutzdefizit zur Folge: Basis fiir die Eintragung bildet ein in
einem rechtsstaatlichen Verfahren ergangenes rechtskréftiges Urteil, wobei der Betroffene bereits im
Strafverfahren die Moglichkeit hatte, den Instanzenzug auszuschopfen.

Das in Abs. 1 geregelte Rechtsschutzverfahren gegen Aufnahmen in das Strafregister soll — wie bisher —
keine Anwendung auf Eintragungen rechtskriftiger Verurteilungen Osterreichischer Staatsbiirger durch
Strafgerichte anderer Mitgliedstaaten und die mit diesen Verurteilungen zusammenhédngenden
Informationen, die gemidB § 2 Abs. 1 Z9 StRegG ausschlieBlich zum Zweck der Ubermittlung eines
Anhangs zu einer Strafregisterauskunft bereitgehalten werden, finden. Hinsichtlich der Aufnahme dieser
Eintrige in den Anhang kommt Osterreich keine Auswahlbefugnis zu, auch deren Loschung richtet sich
nach dem jeweiligen Recht des Urteilsstaates. Damit unterliegen die gemédll § 2 Abs. 1 Z9 StRegG
gespeicherten Eintrdge auch nicht dem Rechtsschutz des § 8 StRegG. Antrage auf Richtigstellung und
Loschung hinsichtlich dieser Daten sind demnach an die zustindigen Behdrden des Urteilsstaates zu
richten (vgl. 1677 BIgNR 23. GP zu BGBI. I Nr. 29/2012).

GemidB Art. 21 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung hat der Betroffene zudem das Recht, aus
Griinden, die sich aus seiner besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung der ihn
betreffenden personenbezogenen Daten Widerspruch zu erheben. Ein solches, dem Betroffenen durch die
Datenschutz-Grundverordnung in genereller Weise eingerdumtes Widerspruchsrecht kann jedoch geméf
Art. 23 der Datenschutz-Grundverordnung zur Sicherstellung einer der in Abs. 1 lit. a bis j genannten
Zwecke durch nationale Bestimmungen beschrinkt werden, sofern eine solche Beschrinkung notwendig
und verhdltnismdBig ist. Die in dieser Bestimmung genannten Griinde flir die Zuldssigkeit des
Ausschlusses dieser Rechte sind auch vor dem Hintergrund der im Verfassungsrang stehenden
Bestimmung des § 1 Abs. 2 DSG zu sehen, wonach Eingriffe einer staatlichen Behorde nur auf Grund
von Gesetzen, die aus den in Art. 8§ EMRK genannten Griinden zulédssig sind, vorgenommen werden
diirfen. Danach ist ein Eingriff einer staatlichen Behorde nur dann statthaft, wenn dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine Maflnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fiir die
nationale Sicherheit, die Offentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die
Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von stratbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit
und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Damit zeigt sich, dass
gesetzlich vorgesehene Eingriffe, die im Einklang mit der Verfassung stehen, jedenfalls die
Voraussetzungen mit sich bringen, die fiir die Zuldssigkeit einer Beschrankung geméf Art. 23 Abs. 1 der
Datenschutz-Grundverordnung erforderlich sind. Von einer solchen mdglichen Beschrankung wird in
Abs. 5 fiir samtliche nach dem StRegG verarbeiteten Daten Gebrauch gemacht.
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Fiir einen geordneten, sparsamen und effizienten Vollzug des StRegG sowie die Funktionalitit des
Strafregisters ist die Verarbeitung personenbezogener Daten in dem gesetzlich vorgesehenen Mafe
unerlésslich und liegt in diesem Sinne immer ein {iberwiegendes schutzwiirdiges, 6ffentliches Interesse an
der Datenverarbeitung vor. Es ist daher erforderlich und sachgerecht, den Ausschluss des
Widerspruchsrechts gemél Art. 21 der Datenschutz-Grundverordnung fiir alle nach diesem Bundesgesetz
verarbeiteten personenbezogenen Daten vorzusehen. Eine Einzelfallabwégung, wie sie in Art. 21 Abs. 1
der Datenschutz-Grundverordnung vorgesehen ist, hdtte iiberdies zur Folge, dass im Falle eines
Widerspruchs durch die betroffene Person eine weitere Datenverarbeitung mit Ausnahme der
Speicherung der Daten bis zum Nachweis zwingender schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung nicht
mehr vorgenommen werden diirfte, sofern der Betroffene die Einschrinkung der Verarbeitung verlangt
(Art. 18 Abs. 1 lit. d der Datenschutz-Grundverordnung). Durch die Ausiibung des Widerspruchsrechts —
das auch nach bisheriger Rechtslage nicht vorgesehen ist — konnte ein Betroffener demnach verhindern,
dass ihn betreffende personenbezogene Daten zur Erfiillung gesetzlicher Aufgaben nicht verarbeitet
werden diirfen. Zur Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung und Sicherheit als allgemeines
offentliches Interesse und zur Sicherstellung der mit der Verarbeitung personenbezogener Daten von im
Strafregister aufscheinenden Personen verbundenen Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen
(siche auch Art.23 Abs. 1 lit. h der Datenschutz-Grundverordnung) ist die gesetzlich vorgesehene
Verarbeitung der betreffenden Daten zur Erfiillung der den Behorden iibertragenen Aufgaben jedoch — bis
zu deren gesetzlich vorgesehenen Loschung — zu jedem Zeitpunkt erforderlich.

Wiirde das Widerspruchsrecht zur Anwendung gelangen, wiirde dies dazu fiihren, dass eine Vielzahl der
im Strafregister aufscheinenden Personen einer Verarbeitung der Verurteilungen widersprechen wiirden,
was einen betrichtlichen Verwaltungsaufwand zur Folge hitte und den Vollzug wesentlich
beeintrichtigen wiirde, weil im jeweiligen Einzelfall gekliart werden miisste, dass die Interessen des
Verantwortlichen an der Datenverarbeitung jenen des Betroffenen iberwiegen. Im Falle eines
Widerspruchs wire nicht mehr gewédhrleistet, dass samtliche strafrechtlich relevanten Daten tatsdchlich
im Strafregister aufscheinen, was den Zweck des Strafregisters — die Evidenthaltung strafrechtlicher
Verurteilungen zum Zwecke der Strafrechtspflege und inneren Sicherheit — vollstdndig konterkarieren
wiirde. Dies wiirde dazu fiihren, dass etwa Gerichte oder sonstige Behdrden nicht simtliche Daten und
Informationen, die diese fiir eine rechtsrichtige Entscheidung sowie zu Strafbemessungszwecken
bendtigen, tatsdchlich heranziehen kénnen und konnte dies — vor allem bei Gefahr im Verzug (Gewalt in
der Familie, notwendige Einstufung der Gefahrlichkeit einer Person etc.) — in einer nicht zu
unterschitzenden Verfahrensverzégerung resultieren. Es darf dem Betroffenen nicht méglich sein, durch
die (unbeschrinkte) Ausiibung dieser Rechte zu verhindern, dass Daten weiterhin verarbeitet werden
diirfen. Der generelle Ausschluss des Widerspruchsrechts ist daher unerlésslich.

Den fiir den Ausschluss des Widerspruchsrechts einschlidgigen Vorgaben des Art.23 Abs.2 der
Datenschutz-Grundverordnung wird entsprechend Rechnung getragen. So ergeben sich aus den
gesetzlichen Vorgaben zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach diesem Bundesgesetz fiir
den Ausschluss des Widerspruchsrechts insbesondere sowohl der Umfang der vorgenommenen
Beschrinkung und die Kategorien der betreffenden personenbezogenen Daten als auch der fiir deren
Verarbeitung Verantwortliche und die Zwecke. Der Ausschluss des Rechts auf Widerspruch gegen die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten bezieht sich iiberdies selbstverstandlich ausschlieBlich auf
jene Daten, die in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen und unionsrechtlichen Vorgaben in
rechtskonformer Weise verarbeitet werden. Den Betroffenen bleibt es zudem auch bei Ausschluss des
Widerspruchsrechts unbenommen, hinsichtlich der Verarbeitung von sie betreffenden unrichtigen
personenbezogenen  Daten, unrechtmifig  verarbeiteten  personenbezogenen  Daten  oder
personenbezogenen Daten, deren Verarbeitung fiir die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf sonstige
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig ist, von ihrem Recht auf Berichtigung, Loschung und
Einschriankung der Verarbeitung gemal den Art. 16 bis 18 der Datenschutz-Grundverordnung im Rahmen
des Feststellungsverfahrens gemifl § 8 StRegG Gebrauch zu machen. Durch den Ausschluss dieses
Rechts entsteht fiir den Betroffenen daher auch kein Rechtsschutzdefizit.

Als grundrechtsschiitzende Maflnahme und in Umsetzung des Art. 23 Abs. 2 lit. h der Datenschutz-
Grundverordnung ist im letzten Satz vorgesehen, dass die Betroffenen in geeigneter Weise hieriiber zu
informieren sind. Ausdriicklich steht es der Verantwortlichen dabei frei, diese Information nicht an jeden
einzelnen Betroffenen individuell, sondern an ,,die Betroffenen* in deren Gesamtheit zu richten. Die
Information kann daher auch in allgemeiner Weise erteilt werden (z. B. auf der Homepage).

Diese Ausfiihrungen lassen erkennen, dass das in der Datenschutz-Grundverordnung vorgesehene Recht
auf Widerspruch in einem Spannungsverhéltnis zur gesetzlich angeordneten Datenverarbeitung steht. Die
Bestimmung stellt demzufolge eine ausgewogene Abwidgung zwischen den administrativen Interessen
sowie dem Schutz der Betroffenen vor der Verarbeitung unrichtiger und unrechtmifig verarbeiteter
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Daten dar und soll den Vollzug des Strafregisterwesens und Anwendbarkeit des StRegG sowie die
Funktionalitdt und die ordnungsgeméfe Fithrung des Strafregisters gewéhrleisten.

Zu Z 5bis 7 (§ 9 Abs. 1 Z 2a und 2b und § 9a Abs. 1 Z 5 und 6 StRegG):

Die Voraussetzungen fiir Ubermittlungen personenbezogener Daten an Drittlinder werden in Kapitel V
der Datenschutz-Grundverordnung festgelegt. Aus diesem Grund sollen die vorgeschlagenen Regelungen
in §9 und § 9a StRegG kiinftig differenzieren, je nachdem, ob sie Behorden aus Mitgliedstaaten der
Européischen Union oder Drittstaaten betreffen.

Hinsichtlich der Strafregisterauskiinfte an Behdrden aus Drittstaaten sowie Sonderauskiinfte zu
Sexualstraftitern an Gerichte, Staatsanwaltschaften und Sicherheitsbehdrden aus Drittstaaten in
Strafverfahren soll demzufolge betreffend die ndheren Voraussetzungen lediglich ein Verweis auf die
Datenschutz-Grundverordnung aufgenommen werden.

Zu Z 8 und 9 (§ 10 Abs. 1a und 4 StRegG):

Im Hinblick darauf, dass Auskiinfte gemédf Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung in Form einer
Strafregisterbescheinigung ergehen sollen (dazu gleich unten) und vor dem Hintergrund von Art. 12
Abs. 5 der Datenschutz-Grundverordnung soll der letzte Satz in § 10 Abs. 1a StRegG entfallen.

Art. 23 der Datenschutz-Grundverordnung erméchtigt die Union und die Mitgliedstaaten dazu, bestimmte
Pflichten und Rechte, darunter auch das Auskunftsrecht gemi Art. 15 der Datenschutz-
Grundverordnung, durch ,,GesetzgebungsmaBnahmen zu beschrinken, sofern gewisse ndher normierte
Griinde vorliegen (sieche auch die Erlduterungen zu § 8 StRegG). Diese Bestimmung enthélt somit eine
Offnungsklausel, die einer gesetzlichen MaBnahme der Mitgliedstaaten zuginglich ist. Zum Schutz des
Betroffenen (vgl. Art. 23 Abs. 1 lit. i der Datenschutz-Grundverordnung) soll das Recht auf Auskunft
insoweit gesetzlich beschrinkt werden, als Auskiinfte gemal3 Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung
in Form einer Strafregisterbescheinigung ergehen sollen.

Mit der Tilgung der Verurteilung erldschen alle nachteiligen Folgen, die kraft Gesetzes mit der
Verurteilung verbunden sind. Ist eine Verurteilung getilgt, so gilt der Verurteilte fortan als gerichtlich
unbescholten und ist auch nicht verpflichtet, die getilgte Verurteilung anzugeben (vgl. § 1 TilgG). Das
Strafregister dient zwar in vielen Bereichen der Beurteilung der Verldsslichkeit einer Person, wie fiir die
Ausilibung gefahrengeneigter Tétigkeiten (zZB Gebrauch von Waffen und Sprengmitteln). Mit der Tilgung
der Verurteilung soll es dem Verurteilten jedoch ermoglicht werden, nach einer gewissen Zeit des
Wohlverhaltens wieder die Stellung eines Unbestraften zu erhalten. Sie soll demzufolge die Gefahr
hintanhalten, dass frithere Verurteilungen, die bereits lange Zeit zuriickliegen, bekannt werden und eine
Wiedereingliederung des Téters in die Gesellschaft und die Arbeitswelt be- und verhindern (vgl. Kert in
Fuchs/Ratz, WK-TilgG Vor Rz 5ff). Das Instrument der Auskunftsbeschrankung gemif § 6 TilgG bietet
ebenfalls den Vorteil, dass durch die weitgehende Einschrinkung der Publizitit der Verurteilungen die
Resozialisierung des Taters erleichtert wird. Sie soll dem Betroffenen ermdglichen, gegeniiber Dritten als
unbescholten auftreten zu konnen. Nur dort, wo es die 6ffentliche Sicherheit erfordert, soll eine Auskunft
iiber alle Verurteilungen gegeben werden, wie dies z. B. gegeniiber Gerichten, Staatsanwaltschaften,
Sicherheitsbehdrden sowie bestimmten anderen Behorden der Fall ist. Der Verurteilte ist nicht
verpflichtet, die Verurteilung gegeniiber Behorden oder Privaten anzugeben.

Durch die Aufhebung der Regelung in § 26 Abs. 9 DSG 2000, wonach fiir Auskiinfte aus dem
Strafregister die besonderen Bestimmungen des StRegG iiber Strafregisterbescheinigungen gelten, durch
das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 wiirde die Gefahr bestehen, dass z. B. Dienstgeber oder andere
Stellen die oben erwdhnten Auskunftsbeschrinkungen dadurch umgehen, dass anstelle einer
Strafregisterbescheinigung die Beibringung eines Auskunftsbegehrens iiber samtliche verarbeitete Daten
gemdB Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung verlangt wird. Das Telos von Tilgung und
Auskunftsbeschriankung, d.h. Beseitigung der Stigmatisierung und Erleichterung der Resozialisierung,
wiirde demnach ins Leere gehen. Dem soll die Regelung in § 19 Abs. 4 StRegG entgegenwirken, indem
zum Schutz des Betroffenen Auskiinfte gemafl Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung in Form einer
Strafregisterbescheinigung ergehen sollen und somit wie bisher weder getilgte Verurteilungen (§ 1 Abs. 5
TilgG) noch Verurteilungen, die einer Auskunftsbeschrankung unterliegen (§ 6 Abs. 4 TilgG), in diese
Auskunft aufgenommen, noch darin auf irgendeine Art ersichtlich gemacht werden diirfen.

In Bezug auf die Ablehnungsgriinde in Abs. 3 ist darauf hinzuweisen, dass auch die Datenschutz-
Grundverordnung den Identitdtsnachweis des Betroffenen zur Inanspruchnahme seiner Rechte als
zuldssig erachtet (vgl. Art. 12 Abs. 6 bzw. EG 64 der Datenschutz-Grundverordnung). Der Antrag ist
auch dann abzulehnen, wenn nach dem Antragsteller zum Zwecke der Aufenthaltsermittlung, Verhaftung
oder Festnahme gefahndet wird. Der Bestimmung liegt die Uberlegung zugrunde, dass es rechtspolitisch
nicht vertretbar erscheint, dass derselbe Staat, der nach einer Person, die sich einer im Inland anhéngigen
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Strafverfolgung oder -vollstreckung offenbar zu entziehen versucht, fahndet, derselben Person einen
untadeligen Lebenswandel bescheinigt (ErlautRV 817 BIgNR 11. GP 11). Der Einschrinkung liegt
demnach ein wichtiges Ziel des allgemeinen offentlichen Interesses gemill Art. 23 Abs. 1 lit. e der
Datenschutz-Grundverordnung zugrunde.

Art. 12 Abs. 5 der Datenschutz-Grundverordnung gilt gleichermalBen.

Zu 710 bis 14 und 19 (§ 10a Abs.1 und 3, § 10b Abs.1 und 2, § 11 Abs.6 und § 14a Abs. 1
StRegG):

Sofern im Hinblick auf das neue Datenschutzregime eine Anpassung der im StRegG verwendeten
Begriffe erforderlich erscheint, werden diese nun an die Definitionen der Datenschutz-Grundverordnung
(Art. 4) angeglichen. Der Begriff der ,,Verarbeitung® personenbezogener Daten gemill Art.4 Z2 der
Datenschutz-Grundverordnung beinhaltet auch die Offenlegung durch Ubermittlung, Verbreitung oder
eine andere Form der Bereitstellung und entspricht damit dem bisher in § 4 Z 8 DSG 2000 definierten
Begriff des ,,Verwendens* bzw. der ,,Verwendung® personenbezogener Daten.

Zudem sollen im Sinne der neuen datenschutzrechtlichen Terminologie beispielsweise die Begriffe
,,[__Jbersendung“, LMitteilung*, ,Bekanntgabe™ oder ,,Weiterleitung“ von Daten durch das Wort
,»Ubermittlung* ersetzt werden.

Zu Z 15 und 16 (§ 12 StRegG):

§ 14 DSG 2000 sicht unter anderem vor, dass Protokolldaten {iber tatsdchlich durchgefiihrte
Verwendungsvorginge, wie insbesondere Anderungen, Abfragen und Ubermittlungen drei Jahre lang
aufbewahren sind, sofern gesetzlich nicht ausdriicklich anderes angeordnet ist. Davon darf in jenem
Ausmal} abgewichen werden, als der von der Protokollierung betroffene Datenbestand zuldssigerweise
frither geldscht oder ldnger aufbewahrt wird. Infolge des Entfalls des bisherigen § 14 DSG 2000 durch
das Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018 und den Umstand, dass die Datenschutz-Grundverordnung von
spezifischen Regelungen betreffend die Protokollierung Abstand nimmt, wird vorgeschlagen, den — fiir
Zwecke der Sicherheitspolizei einschlidgigen — § 50 DSG, wonach aus den Protokolldaten auch die
Identitit eines allfélligen Empfangers verarbeiteter personenbezogener Daten hervorgehen muss, auf die
Protokollierung von Datenverarbeitungsvorgdngen im Rahmen des Strafregisters fiir anwendbar zu
erkldren. Die bisherige in § 14 Abs. 5 DSG 2000 enthaltene Protokollierungsdauer von drei Jahren soll
beibehalten werden.

Zu Z. 17 (§ 13a StRegG):

Werden personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu
statistischen Zwecken verarbeitet, konnen bei Vorliegen ndher bestimmter Voraussetzungen gemif
Art. 89 Abs. 2 der Datenschutz-Grundverordnung — vorbehaltlich der Bedingungen und Garantien geméf
Abs. 1 — durch nationales Recht Ausnahmen von den Rechten gemall Art. 15 (Auskunftsrecht der
betroffenen Person), 16 (Recht auf Berichtigung), 18 (Recht auf Einschrankung der Verarbeitung) und 21
(Widerspruchsrecht) vorgenommen werden. Da es in der Praxis kaum moglich wére, gegeniiber
Betroffenen bei wissenschaftlichen Erhebungen aufgrund der Vielzahl, Vielfalt und des Umfangs der
betroffenen personenbezogenen Daten sdmtliche dieser Rechte zu wahren bzw. die Wahrung der
Betroffenenrechte die Verwirklichung der spezifischen wissenschaftliche Zwecke ernsthaft
beeintriachtigen, wenn nicht sogar unméglich machen wiirde, soll die Ausnahmeerméchtigung gemél
Art. 89 Abs. 2 der Datenschutz-Grundverordnung betreffend die im Strafregister gespeicherten Daten in
Anspruch genommen werden.

Demzufolge soll, soweit personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen
Forschungszwecken oder statistischen Zwecken iibermittelt werden, dem Betroffenen das Recht auf
Auskunft gemdBl Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung nicht zukommen. Da bei
Datenverarbeitungen fiir im Offentlichen Interesse liegenden Archivzwecke, wissenschaftliche oder
historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke personenbezogene Daten, die nicht unter § 7
Abs. 1 DSG idF des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 fallen, nur verarbeitet werden diirfen, wenn
dies entweder gesetzlich vorgesehen ist, eine Einwilligung der betroffenen Person erteilt wurde oder eine
Genehmigung der Datenschutzbehdrde vorliegt (vgl. § 7 Abs. 2 DSG), ist der Ausschluss dieses Rechts
bei Ubermittlungen jedenfalls gerechtfertigt und steht dieser — auch aufgrund der eingeschrinkten
Ausgestaltung — im Einklang mit den Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung. Die weitere
Verarbeitung der Daten zu den genannten Zwecken ist hingegen nicht Gegenstand dieser Bestimmung.

Im Sinne der neuen datenschutzrechtlichen Terminologie soll ferner der Begriff der ,,Bekanntgabe® durch
jenen der ,,Ubermittlung® ersetzt werden.
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Zu Z 18 (§ 14 Abs. 14 StRegG):
Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten.
Zu Art. 113 (Anderung des Strafvollzugsgesetzes):

Zu Z 1 (§§ 9 Abs. 5, 10 Abs. 1, 13, 14 Abs. 1 und 3, 14a Abs. 1, Abs. 2 Z 2 und Abs. 3, 15¢ Abs. 1,
16a Abs. 1 Z 2 und 3, 24 Abs. 3,52 Abs. 2, 69 Abs. 1, 78 Abs. 1 und 2, 80 Abs. 2, 84 Abs. 1 und 3, 97,
101 Abs. 2 und 3, 106 Abs. 3, 116 Abs. 1, 121 Abs. 5, 121b Abs. 4, 134 Abs. 1 und 6, 135 Abs. 2, 161
sowie 179a Abs. 1 und 3 StVG), 5 (§§ 18a Abs. 3, 99 Abs. 5a und 156b Abs.2 StVG), 6 (§ 156b
Abs. 3 StVG) und 8 (§ 182 StVG):

Mit den vorgeschlagenen Anderungen soll die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBL. I
Nr. 164/2017, soweit hier relevant, nachvollzogen werden. Dies betrifft vor allem die Erweiterung des
Bundesministeriums fiir Justiz zum Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und
Justiz. Im Bereich der Vollziechungsbestimmung des § 182 StVG ist iiberdies nunmehr sowohl
hinsichtlich der Arbeit der Strafgefangenen (§§ 44 bis 55 StVG) und der sozialen Fiirsorge (§§ 75 bis 84)
als auch hinsichtlich der &rztlichen Betreuung (§§ 66 bis 74) und der Unterbringung in Anstalten fiir
geistig abnorme Rechtsbrecher sowie in Anstalten fiir entwohnungsbediirftige Rechtsbrecher (§§ 164 bis
170 StVG) gegebenenfalls das Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Konsumentenschutz herzustellen.

Zu Z 2 (§ 152 StVG):

Abs. 1 bildet die Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung (bisher: Verwendung) personenbezogener Daten
(§ 38 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017), einschlieBlich der bisher als ,,sensible Daten bezeichneten
,besonderen Kategorien personenbezogener Daten® im Sinne des § 39 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 in
Bezug auf die Insassen der Justizanstalten. Nach der zuletzt genannten Bestimmung ist die Verarbeitung
personenbezogener Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen,
religidse oder weltanschauliche Uberzeugungen oder die Gewerkschaftszugehérigkeit hervorgehen, sowie
die Verarbeitung von genetischen Daten, biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer
natiirlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer
natiirlichen Person fiir u.a. die Zwecke der Verhiitung von Straftaten sowie der Strafvollstreckung zwar
zulédssig, jedoch nur dann, wenn die Verarbeitung unbedingt erforderlich ist und wirksame MaB3nahmen
zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen getroffen werden. Uberdies muss die
Verarbeitung — sofern sie sich nicht auf Daten bezieht, die die betroffene Person offensichtlich selbst
offentlich gemacht hat — nach § 38 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 zulissig sein; dies bedeutet, dass die
Verarbeitung der personenbezogenen Daten grundsitzlich gesetzlich vorgesehen, fiir die Erfiillung einer
Aufgabe wie der Verhiitung von Straftaten oder der Strafvollstreckung erforderlich und verhéltnismafig
sein muss. § 15a Abs. 1 iibernimmt diese Kautelen.

Abs. 2 erfasst alle jene Personen, bei denen — abgesehen von den in Abs. 1 geregelten Insassen der
Justizanstalten — die Verarbeitung personenbezogener zur Erfiillung der Aufgaben der
Vollzugsverwaltung erforderlich sein kann (§ 38 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017). Dieses Erfordernis
kann sich situationsbedingt (z. B. aus Anlass einer Besichtigung oder im Rahmen der Z 4), aber auch bei
grundsétzlich linger andauerndem Kontakt zu einem Insassen oder der Vollzugsverwaltung ergeben
(z. B. regelmiBige Besuche, Zulieferer). Gegeniiber dem Ministerialentwurf sollen — wenngleich dieser
Personenkreis auch schon als von den im Abs. 1 genannten Daten umfasst angesehen werden konnte —
ausdriicklich auch die Daten jener Personen angefiihrt werden, mit denen ein Strafgefangener im Rahmen
des elektronisch iiberwachten Hausarrests in Kontakt tritt (Abs.2 Z5). Es handelt sich dabei im
Wesentlichen um die Daten des Bereitstellers einer Unterkunft (etwa Vermieters nach § 156¢ Abs. 1 Z 2
lit. a StVG), des Arbeitgebers (§ 156c Abs. 1 Z2 lit. b StVG), der Mitbewohner (§ 156¢c Abs. 1 Z3
StVGQG) und allfdlliger externer Personen nach § 3 Z 5 HausarrestV.

Soweit die betroffenen Personen die Anstalt betreten, kann auch die Verarbeitung biometrischer Daten,
die zu den besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach § 39 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017
zdhlen, erforderlich sein. Abs. 2 beriicksichtigt gleichfalls die Kautelen der §§ 38 und 39 DSG idF
BGBI. I Nr. 120/2017.

Abs. 3 regelt die Aufteilung der Aufgaben und Pflichten der gemeinsamen Verantwortlichen. Hinsichtlich
zentraler Datenanwendungen, die den Vollzugsbehdrden erster Instanz vom Bundesministerium fiir Justiz
zur Nutzung zur Verfiigung gestellt/vorgegeben und im Wege eines bundesweit einheitlich vom
Bundesministerium  fir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz herangezogenen
Auftragsverarbeiters infrastrukturell (Hardware, Software, Applikationen) betreut werden (zB IVV, IWV
etc.), werden die Pflichten des Verantwortlichen nach den §§ 46 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 (Art. 24
DSGVO Abs. 1 und Abs.2 [technische und organisatorische Datenschutzmafnahmen] bzw. Art. 25
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Abs. 1 und Abs. 2 [Datenschutz durch Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen]),
§ 49 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 (Verzeichnis der Verarbeitungstitigkeiten), § 52 DSG idF BGBI. 1
Nr. 1202017  (Datenschutz-Folgenabschdtzung) und 54 DSG idF BGBLI1 Nr. 120/2017
(Datensicherheitsmafinahmen) vom Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und
Justiz wahrgenommen. Die zentralen Datenanwendungen werden in den Verzeichnissen der
Verarbeitungstitigkeiten sowohl des Bundesministeriums fiir Justiz als auch der Vollzugsbehdrden erster
Instanz aufgenommen. Andere, von den Vollzugsbehorden erster Instanz lokal betriebene
Datenanwendungen sind zusétzlich in deren Verzeichnis der Verarbeitungstitigkeiten aufzunehmen. Die
Wahrnehmung der Pflichten der Verantwortlichen hinsichtlich jener Datenanwendungen, die die
Vollzugsbehorden erster Instanz aus eigenem lokal betreiben, obliegt den Justizanstalten. Ebenso obliegt
den Vollzugsbehorden erster Instanz hinsichtlich sé@mtlicher Datenanwendungen (zentrale und
insbesondere lokale Datenanwendungen) die Wahrnehmung der Rechte der betroffenen Personen nach
den §§ 42 bis 45 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 (das sind iW Informations- und Auskunftsrechte sowie
gegebenenfalls das Recht auf Richtigstellung oder Loschung bzw. Einschriankung der Verarbeitung).

Die Abs.4 und 5 entsprechen iW den bisherigen Abs.3 und 4, wobei an die Stelle des bisherigen
,Dienstleisters® der ,,Auftragsverarbeiter* und an die Stelle des ,,Auftraggebers* der ,,Verantwortliche*
tritt.

Zu Z 3 (§ 15b StVG):

Da das Bundesministerium fiir Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz Kompetenzen als oberste
Vollzugsbehérde wahrnimmt (§ 13 StVG), wihrend die Anstaltsleiterlnnen Vollzugsbehdrden erster
Instanz sind (§ 11 StVG), soll die Differenzierung wo nicht sachlich geboten aufgehoben und stattdessen
der einheitliche Begriff ,Vollzugsbehorden verwendet werden. Die Erweiterung der
Dateniibermittlungsstellen um jenen ,.kraft Vereinbarung® soll dem Umstand Rechnung tragen, dass im
Forschungskontext in vertragliche Vereinbarungen mit externen Forschungspartnern iiblicherweise auch
Datenverarbeitungsvorgaben festgelegt werden. Mit dem letzten Satz des Abs1 soll eine den
Aktualititsvorgaben des § 37 Abs.1 Z4 und Abs. 6 DSG idF BGBI. 1 Nr. 120/2017 entsprechende
Regelung in das StVG aufgenommen werden.

Abs. 2 dient der ,,Umsetzung® des § 40 Abs. 1 DSG idF BGBIL I Nr. 120/2017 fiir die Zwecke des
Strafvollzuges (vgl. fiir die Strafverfolgung die Ausfilhrungen in den Gesetzesmaterialien zum
Datenschutz-Anpassungsgesetz 2018, 1664 BIgNR XXV. GP, 19 = 1761 BlgNR XXV. GP, 31 f). im
Strafvollzugskontext kann sich ein entsprechender Anwendungsfall etwa bei der Weiterverarbeitung der
aus Anlass des ersten Vollzuges einer Straf- oder Untersuchungshaft aufgenommenen Insassendaten fiir
eine im unmittelbaren Anschluss nachfolgende Straf- oder Untersuchungshaft, sei es durch die
datenerstverarbeitende Vollzugsbehorde oder eine z. B. im Wege der Klassifizierung (§ 134 StVG) oder
Strafvollzugsortsinderung (§ 10 StVG, § 183 StPO) neu zustindige Vollzugsbehorde. Zur
Rechtsgrundlage fiir eine Weiterverarbeitung vormalig verarbeiteter Insassendaten im Falle neuerlicher
Inhaftierung nach zwischenzeitiger Enthaftung oder Entlassung siehe Art. 13 Z 4 des Entwurfs (§ 15¢
Abs.3).

Abs. 3 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Abs. 2. Unter einem dient diese Bestimmung auch als
Grundlage fiir die Verarbeitung der von den Sicherheitsbehdrden im Rahmen ihrer Zustdndigkeit gemaf
§ 36 Abs. 1 DSG idF BGBL. I Nr. 120/2017 verarbeiteten Personendaten durch die Vollzugsbehorden fiir
ihre im Rahmen des § 36 Abs. 1 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 notwendigen Zwecke (§ 40 Abs. 1 DSG
idF BGBI. I Nr. 120/2017).

Abs. 4 entspricht mit umgekehrten Vorzeichen der Regelung des Abs 3. Wird eine Person von der
Vollzugsverwaltung an eine Sicherheitsbehdrde oder eine sicherheitsbehordliche Hafteinrichtung
iibergeben, griindet die datenschutzrechtliche Verarbeitungszustidndigkeit auf § 40 Abs. 1 DSG idF
BGBI. I Nr. 120/2017. Nun existiert zwar bereits eine vergleichbare Bestimmung in Form des § 58b
Abs3 SPG. Da aber Insassen aus Justizanstalten nach ihrer justiziellen Anhaltung oftmals zu
fremdenpolizeilichen Haftzwecken, deren Datenverarbeitungsgrundlage in der DSGVO griindet (und
nicht durch die Zwecke des § 36 Abs. 1 DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 abgedeckt scheint), an die
polizeilichen Behorden iibergeben werden, soll fiir die Zuldssigkeit der Dateniibermittlung aus der Sphéare
der Vollzugsbehdrden in die Sphére der Fremdenbehdrden im Sinne des § 40 Abs. 2 DSG idF BGBI. I
Nr. 120/2017 eine ausdriickliche gesetzliche Grundlage geschaffen werden.

Zu Z 4 (§ 15¢ StVG):

§ 15c¢ regelt idgF den eingeschrinkten Datenzugriff bzw. die Loschung von Insassendaten. Insoweit kann
die Bestimmung im Wesentlichen unverdndert bleiben. Es soll lediglich eine Ldschungsvorschrift
hinsichtlich der verarbeiteten personenbezogener Daten jener Personen, die keine Insassen sind (siche
dazu bei § 15a Abs. 2 StVG in der Fassung des Entwurfs), angefiigt werden, die unter Berticksichtigung
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des sachlichen und verfahrensokonomischen Bedarfes der Vollzugsverwaltung — und § 37 Abs. 1 Z5
DSG idF BGBI. I Nr. 120/2017 entsprechend — gestaffelt festgesetzt werden sollen.

Zu Art. 114 (Anderung der ZPO):
Zu § 219 ZPO:

Mit der vorgeschlagenen Bestimmung soll die Umschreibung der im ,0ffentlichen Interesse” zu
beriicksichtigenden Aspekte im Zuge der gemil § 219 Abs. 2 ZPO zu treffenden Interessenabwégung an
die in Art. 23 Abs. 1 DSGVG getroffene Wertung angepasst werden.

Zum 9. Hauptstiick (Landesverteidigung)

Allgemeines
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes:

Die Datenschutz-Grundverordnung findet gemif3 ihrem Art.2 Abs. 2 lit. a keine Anwendung auf die
Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen einer Tatigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich
des Unionsrecht fallt (dazu zihlen insbesondere auch Tatigkeiten im Interesse der nationalen Sicherheit —
vgl. Erwiagungsgrund Nr. 16 zur DSGVO bzw. Art. 4 Abs. 2 EUV).

Nach § 4 Abs. 1 des Datenschutzgesetzes (DSG) in der mit 25. Mai 2018 in Kraft tretenden Fassung
finden die Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung jedoch indirekt auch fiir den Bereich der
nationalen Sicherheit Anwendung, soweit dies die Bestimmungen des 3. Hauptstiicks des
Datenschutzgesetzes vorsehen.

Fir die Verarbeitung personenbezogener Daten fiir Zwecke der nationalen Sicherheit gelten unter
Bedachtnahme auf § 4 Abs. 1 DSG jene Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung, die in den
spezifischen Bestimmungen des 3. Hauptstiickes DSG iibernommen werden. Im Hinblick auf den, aus der
Lehre und Judikatur ableitbaren, weiten Inhalt des Rechtsbegriffes ,,nationale Sicherheit wird davon
auszugehen sein, dass alle unmittelbar der ,militdrischen Landesverteidigung™ (Art. 79 Abs. 1 B-VG)
dienenden Datenverarbeitungen dem entsprechenden Ausnahmetatbestand unterliegen werden. Da
Angelegenheiten der nationalen Sicherheit nicht dem Unionsrecht unterliegen (vgl. Art.2 Abs. 2 lit. a
iVm Erwédgungsgrund Nr. 16 zur DSGVO bzw. Art. 4 Abs. 2 EUV), kommt diesbeziiglich auch das
europarechtliche Transformationsverbot nicht zur Anwendung; daher wurde das Kapitel Il DSGVO
»Rechte der betroffenen Person™ in den 2. Abschnitt des 3. Hauptstiickes DSG transformiert und dort —
unter anderem auch fiir den Bereich der nationalen Sicherheit — abschlieBend geregelt. Daher wird weiters
davon auszugehen sein, dass Bestimmungen des Kapitels III DSGVO, welche nicht in den 2. Abschnitt
des 3. Hauptstiickes DSG transformiert wurden, fiir den Bereich der nationalen Sicherheit nicht zur
Anwendung gelangen, wie zB das Widerspruchsrecht nach Art.21 DSGVO. Materienspezifische
Sondernormen {iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten bleiben jedenfalls unberiihrt und gehen
als leges speciales auch den Bestimmungen des 3. Hauptstiickes DSG vor (§ 69 Abs. 8 DSG).

Mit dem vorliegenden Gesetzesvorschlag sollen die im Wehrrecht bestehenden datenschutzrechtlichen
Bestimmungen an die ab 25. Mai 2018 geltende Rechtslage angepasst werden.

Die mit der Vollziechung des jeweiligen Bundesgesetzes betrauten Behorden ergeben sich unmittelbar aus
dem jeweiligen Materiengesetz. Als Verantwortliche im Sinne des 3. Hauptstiickes des
Datenschutzgesetzes werden daher der Bundesminister fiir Landesverteidigung sowie die jeweiligen
Behordenleiter im Rahmen der ihnen tibertragenen Aufgaben zu verstehen sein.

Kompetenzgrundlage:

Die Zustdndigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 15
B-VG (,,militdrische Angelegenheiten®).

Zu Art. 117 (Anderung des Wehrgesetzes 2001):

Zu Z 1 bis 6 (Inhaltsverzeichnis zu § 55a, § 38 Abs. 2, § 39 Abs. 1, die Uberschrift zu § 55a sowie
§ 55a Abs. 1 und 1a):

Auf Grund des Datenschutz-Anpassungsgesetzes 2018 wurden die Begriffe ,,Daten” und ,,Verwenden von
Daten* nach dem DSG 2000 durch die Begriffe ,personenbezogene Daten* bzw. ,,Verarbeitung* von
Daten nach § 36 Abs.2 Z1 und 2 DSG ersetzt. Vor diesem Hintergrund wiren auch die in Rede
stehenden Bestimmungen entsprechend anzupassen. In diesem Zusammenhang wird auch der Begriff
,Verarbeitung® von Daten nicht mehr wie bisher im Sinne des § 4 Z 9 DSG 2000 sondern nunmehr im
Sinne des § 36 Abs. 2 Z 2 DSG zu verstehen sein.
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Nach § 38 DSG ist die Verarbeitung personenbezogener Daten nur dann rechtméBig, wenn sie gesetzlich
vorgesehen und fiir die Erflillung einer Aufgabe erforderlich und verhéltnisméBig ist. Den Vorgaben des
§ 1 Abs. 2 DSG und der einschldgigen Judikatur des Verfassungsgerichtshofes entsprechend sollen daher
die in Rede stehenden Datenschutzregelungen ausreichend prizise regeln, wer welche personenbezogenen
Daten fiir welche Zwecke verarbeiten darf. Die Verarbeitung dieser Daten soll dariiber hinaus nur
zuldssig sein, wenn dies zur Erfiillung der jeweils iibertragenen Aufgabe durch die Behérde im Einzelfall
erforderlich ist. In § 55a Abs. 1 werden die erforderlichen Daten zu Datenkategorien zusammengefasst,
wobei hinsichtlich der Grunddaten sowie der Gesundheitsdaten im Hinblick auf deren besondere
Sensibilitdt und der damit verbundenen hoheren Anforderung an den Determinierungsgrad bei Eingriffen
staatlicher Behorden in das Grundrecht auf Datenschutz nach § 1 DSG auf Grund von Gesetzen eine
taxative Nennung geboten erscheint. Hinsichtlich der {ibrigen Datenkategorien wird von einer taxativen
Aufzdhlung der in jedem Verwaltungsverfahren nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Daten auf
Grund der Unvorhersehbarkeit und Vielzahl an moglichen Fillen Abstand genommen (zB sind die
Griinde fiir eine Befreiung vom Pridsenzdienst nach § 26 Abs. 1 aus familidren oder wirtschaftlichen
Griinden ex ante kaum bestimmbar).

Der primdre Zweck der wehrrechtlichen Datenverarbeitung liegt in der Sicherstellung der
verfassungsgesetzlich normierten allgemeinen Wehrpflicht ménnlicher Staatsbiirger (Art. 9a Abs. 3 B-
VG). Die konkreten Teilelemente der Wehrpflicht ergeben sich aus einfachgesetzlichen Bestimmungen,
insbesondere aus dem Wehrgesetz 2001. So ist die Dauer der Wehrpflicht in § 10 WG 2001 festgelegt
und erstreckt sich grundsétzlich bis zur Vollendung des 50. Lebensjahres, kann jedoch fiir bestimmte
Gruppen von Wehrpflichtigen bis zum vollendeten 65. Lebensjahr und in Einzelféllen auch dariiber
hinaus bestehen. Damit wird auch die Dauer einer rechtméfigen Datenverarbeitung im Sinne des § 37
Abs. 1 Z 5 DSG festgelegt. Die konkreten Pflichten, die sich aus der Wehrpflicht ergeben, sind in § 11
WG 2001 ndher umschrieben und umfassen

—  die Stellungspflicht,

—  die Pflicht zur Leistung des Prisenzdienstes,

—  die Pflichten des Milizstandes,

—  bestimmte Melde- und Bewilligungspflichten sowie
—  bestimmte Verschwiegenheitspflichten.

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit zur Verarbeitung bestimmter Datenarten, die im vorliegenden
Entwurf aufgezéhlt sind.

Unter ,,Grunddaten” werden jene Daten zu verstehen sein, die in erster Linie zur Identifizierung einer
Person erforderlich sind, wie das bereichsspezifische Personenkennzeichen (bPK) nach §9 des
E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBI. I Nr. 10/2004. Unter Kontaktdaten werden Abgabestellen und
elektronische Zustelladressen im Sinne des Zustellgesetzes, BGBI. Nr.200/1982, sowie die
Telefonnummer der betroffenen Person zu verstehen sein. Daten {iber die gesetzlichen Vertreter sind vor
allem fiir jene Fille erforderlich, in denen die betroffene Person auf Grund ihrer Minderjahrigkeit der
Mitwirkung der gesetzlichen Vertreter bedarf (vgl. § 57). Die Verarbeitung des Religionsbekenntnisses
dient ausschlieBlich zur religidsen Betreuung der betroffenen Personen, zB durch die Militérseelsorge
oder zur Beriicksichtigung religiéser Erndhrungsvorschriften wahrend des Wehrdienstes, sofern die
betroffenen Personen dazu ausdriicklich ihre Einwilligung erteilt haben.

Der Begriff ,,Gesundheitsdaten ist der Regelung § 36 Abs. 2 Z 14 DSG nachgebildet. Diese Daten gelten
als ,,besondere Kategorie personenbezogener Daten® im Sinne des § 39 DSG und werden insbesondere im
Rahmen der Feststellung der korperlichen und geistigen Eignung zum Wehrdienst (Stellung) bzw. im
Rahmen anderer Eignungsfeststellungen (zB fiir den Auslandseinsatzprdsenzdienst) sowie im Rahmen
eines Wehrdienstes iiber den korperlichen und geistigen Gesundheitszustand einer Person erhoben
(Dienstfahigkeitsuntersuchung). Dazu zdhlen weiters Gesundheitsdaten, die von der betroffenen Person
der Behorde zur Verfligung gestellt wurden (zB privatirztliche Gutachten).

,Daten iiber Beruf, Ausbildung und Fachkenntnisse* der betroffenen Personen dienen in erster Linie einer
zweckméfigen Zuteilung zu einer bestimmten Waffen- und Truppengattung bzw. einer dem
Ausbildungsstand entsprechenden Verwendung wihrend des Wehrdienstes.

Personenbezogene ,,Daten iiber Einkommen, Unterhaltsverpflichtungen und Wohnsituation® sind zB im
Zusammenhang mit einem Verfahren auf Befreiung von der Leistung eines Prisenzdienstes aus besonders
riicksichtswiirdigen wirtschaftlichen oder familidren Interessen oder zur Ermittlung eines Anspruches auf
Wohnkostenbeihilfe und/oder Familienunterhalt erforderlich.
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,Militérspezifische Daten® sind fiir eine zweckorientierte Einteilung und Verwendung von Soldaten beim
Bundesheer zwingend erforderlich bzw. dienen als Grundlage fiir weitere Verwaltungstétigkeiten (zB fiir
die Bemessung von Barbeziigen).

Einzelne gesetzliche Bestimmungen sehen dariiber hinaus noch weitere konkrete Verwaltungsaufgaben
vor, fiir deren rechtméfBige Vollziehung auch die Verarbeitung personenbezogener Daten erforderlich sein
kann (zB § 7 Abs. 4 betreffend die Erlaubnis zum Fiihren des militdrischen Hoheitszeichens oder § 42
Abs. 3 betreffend die Ausstellung einer Kompetenzbilanz).

Jedenfalls sollen Datenverarbeitungen nur erfolgen diirfen, sofern es zur Wahrnehmung einer gesetzlich
iibertragenen Aufgabe dient und die einzelnen Daten fiir die Bearbeitung einer konkreten Angelegenheit
tatsdchlich erforderlich sind. Die diesbeziiglichen einschldgigen Regelungen im Sinne des § 46 DSG
wiren auf Vollzugsebene durch die Verantwortlichen bzw. der von ihnen beauftragten Stellen zu treffen.

Mit der ins Auge gefassten Neutextierung des § 55a Abs. 1 und la werden die derzeit getrennten
Regelungen des § 38 Abs. 2, § 55 Abs. 2 und § 55a Abs. 1 zusammengefiihrt. Dabei soll auch die bisher
nur indirekt aus dem geltenden §55a Abs.1 Z1 und § 38 Abs.2 ableitbare Zuldssigkeit von
Dateniibermittlungen innerhalb des Ressortbereiches BMLYV im nunmehr vorgesehenen § 55a Abs. 1 Z 1
klarer zum Ausdruck kommen. § 38 Abs.2 und § 55 Abs. 2 koénnen somit entfallen. Die historisch
bedingte Trennung dieser inhaltlich weitgehend identen Bestimmungen ist spétestens seit Einfiihrung der
mit BGBLI Nr.58/2005 geschaffenen Moglichkeit, wonach auch Wehrpflichtige einen
Ausbildungsdienst leisten konnen, obsolet. Mit dieser beabsichtigen MaBnahme wird auch den
Richtlinien I und 4 der Legistischen Richtlinien 1990 fiber die sprachliche Sparsamkeit von
Rechtsvorschriften und der Vermeidung von Normwiederholungen bestmdglich entsprochen. Eine
materielle Anderung ist damit nicht verbunden.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu Z 7 und 8 (§ 60 Abs. 2p und 12):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 sind entsprechende In- und
AuBerkrafttretensregelungen erforderlich.

Zu Art. 118 (Anderung des Heeresdisziplinargesetzes 2014):
ZuZ 1 (§ 11 Abs. 2):

Die mit der Vollziechung des Heeresdisziplinargesetztes betrauten Behorden ergeben sich aus § 11 Abs. 1
(Disziplinarkommandanten und Disziplinarkommissionen) sowie §§ 56 und 77 (Heerespersonalamt).
Hinsichtlich des Begriffes ,,Verarbeitung® von Daten siehe die entsprechenden Erlduterungen zu Art. 117
Z 1 bis 6. Potentiell kommen alle in § 55a Abs. 1 WG 2001 in der vorliegenden Fassung genannten
Datenarten auch fiir eine Verarbeitung nach dem Heeresdisziplinargesetz2014 in Betracht (zB
Gesundheitsdaten, wenn die Frage beantwortet werden soll, ob eine vorliegende Gesundheitsschadigung
im Zusammenhang mit einem bestimmten Wehrdienst steht oder auf eine bereits vor dem Wehrdienst
bestehende Gesundheitsschidigung zuriickzufithren ist), weshalb diesbeziiglich auf § 55a Abs. 1
WG 2001 verwiesen werden soll. Dariiber hinaus soll durch die Zuldssigkeit der Verarbeitung von ,,Daten
iiber Verwaltungsstrafverfahren und Strafverfahren nach der Strafprozessordnung 1975 auch eine
allenfalls erforderliche disziplindre Wiirdigung im Falle eines Zusammentreffens strafbarer Handlungen
mit Pflichtverletzungen (§ 5) sichergestellt werden, zB fiir den Fall, dass ein (Verwaltungs)strafverfahren
eingestellt wurde.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu Z2 (§ 89 Abs. 2):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 119 (Anderung des Heeresgebiihrengesetzes 2001):
Zu Z1 (§ 51 Abs. 2):

Hinsichtlich des Begriffes ,,Verarbeitung® von Daten siehe die entsprechenden Erlduterungen zu Art. 117
Z 1 bis 6. Potentiell kommen alle in § 55a Abs. 1 WG 2001 in der vorliegenden Fassung genannten
Datenarten auch fiir eine Verarbeitung nach dem Heeresgebiihrengesetz 2001 in Betracht, weshalb
diesbeziiglich auf § 55a Abs. 1 WG 2001 verwiesen werden soll. Die Relevanz dieser Datenarten ergibt
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sich aus dem Anwendungsbereich des Heeresgebiihrengesetzes 2001. So werden etwa Gesundheitsdaten
fiir die Vollziehung des 4. Hauptstiickes (Leistungen bei Erkrankung oder Verletzung) und Daten iiber
Einkommen, Unterhaltsverpflichtungen und Wohnsituation fiir die Berechnung der Wohnkostenbeihilfe
oder den Anspruch auf Entschddigung erforderlich sein.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu 72 (§ 60 Abs. 2r):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 120 (Anderung des Auslandseinsatzgesetzes 2001):
Zu Z 1 (§ 6a Abs. 2 und 3):

Hinsichtlich der Ersetzung des Begriffes ,,Verwenden® durch ,,Verarbeitung™ sowie die Auslegung des
Begriffes ,,Verarbeitung* von Daten siehe die Erléduterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Zu Z2 (§7 Abs. 2):

Hinsichtlich des Verweises auf § 55a Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5 (,,Grunddaten®, ,,Gesundheitsdaten®, ,,Daten
tiber Ausbildung, Beruf und Fachkenntnisse® und ,,Militarspezifische Daten*) siche die entsprechenden
Erlauterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Die mit der Vollzichung betrauten Behorden und die ihnen jeweils iibertragenen Aufgaben ergeben sich
unmittelbar aus dem Auslandseinsatzgesetz 2001 (§ 7 Abs. 1) bzw. aus den sonstigen einschldgigen
wehrrechtlichen Bestimmungen, welche im Zusammenhang mit einem Auslandseinsatz anzuwenden sind
(zB Teile des Heeresdisziplinargesetzes 2014). Die Verarbeitung von Gesundheitsdaten wird vor allem im
Rahmen der Feststellung der Eignung zum Auslandseinsatzprasenzdienst (§ 2 Abs. 4) erforderlich sein;
Daten {iiber Ausbildung, Beruf und Fachkenntnisse dienen in erster Linie einer zweckméBigen
Einberufung zu einem bestimmten Auslandseinsatz.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu Z 3 (§ 11 Abs. 2K):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 121 (Anderung des Militirbefugnisgesetzes):

Zu Z 1, 5 und 10 (Inhaltsverzeichnis zu § 5a und § 5a samt Uberschrift, § 26 Abs.4 und § 31
Abs. 3):

Die in Rede stehenden Aufgaben und Befugnisse, zu deren Erfiillung die Verarbeitung
personenbezogener Daten erforderlich ist, umfassen jene des 2. und 3. Teiles des Militdrbefugnisgesetzes
(MBGQ); die fiir den Rechtsschutz erforderlichen Datenverarbeitungen haben ihre gesetzliche Grundlage
im 4. Teil des Militdrbefugnisgesetzes. Hinsichtlich des Verweises auf § 55a Abs. 1 Z 1 und 3 bis 5
(,,Grunddaten®, ,Daten {iiber Ausbildung, Beruf und Fachkenntnisse®, ,,Daten iiber Einkommen,
Unterhaltsverpflichtungen und Wohnsituation® sowie ,Militdrspezifische Daten) siehe die
entsprechenden Erlduterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6. Potentiell kommen alle diese Datenarten auch fiir
eine Verarbeitung nach dem Militdrbefugnisgesetz in Betracht, weshalb diesbeziiglich auf § 55a Abs. 1
Z1 und 3 bis 5 WG 2001 verwiesen werden soll (zB konnen Einkommensdaten im Rahmen der
Entschddigungsbemessung nach §§ 43ff MBG bendtigt werden). Einschrdnkungen ergeben sich auf
Grund der fiir die Vollziehung der jeweiligen Materie festgelegten Aufgabenbereiche (zB § 6) und der
Notwendigkeit der Datenverarbeitung im Einzelfall. Besondere gesetzliche Bestimmungen iiber die
Verarbeitung von Daten bleiben davon unberiihrt (zB § 22).

Mit der vorgesehenen Bestimmung (§ 5a MBG) soll weiters eine fiir das gesamte Militdrbefugnisgesetz
grundlegende Regelung iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten geschaffen werden. Die
materiellen Inhalte der derzeit geltenden §§ 15, 26 Abs. 4 und 31 Abs. 3 lassen sich vollinhaltlich unter
der nunmehr vorgesehenen Bestimmung subsumieren auf konnen daher ersatzlos entfallen. Mit dieser
beabsichtige Maflnahme wird auch den Richtlinien 1 und 4 der Legistischen Richtlinien 1990 {iiber die
sprachliche Sparsamkeit von Rechtsvorschriften und der Vermeidung von Normwiederholungen
bestmdglich entsprochen. Eine materielle Anderung ist damit nicht verbunden. Fiir die Verarbeitung
personenbezogener Daten in militdrischen Angelegenheiten, die vom Militdrbefugnisgesetz nicht explizit
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geregelt werden, gelten weiterhin die entsprechenden datenschutzrechtlichen Regelungen; dies betriftt
insbesondere die in Betracht kommenden Loschungsbestimmungen nach dem Datenschutzgesetz.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche sieche die Erlauterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu Z 2 und 6 (Inhaltsverzeichnis zu § 15 und § 15 samt Uberschrift):

Im Rahmen der mit 1. Janner 2006 in Kraft getretenen SPG-Novelle 2006, BGBI. I Nr. 158/2005, wurde
im Sicherheitspolizeigesetz (§§ 53 und 54 SPQG) ausdriicklich auf ,,Bild- und Tonaufzeichnungsgerite*
bei der Wahrnehmung bestimmter sicherheitspolizeilicher Aufgaben Bedacht genommen. Weiters wurde
die ,,Videoiiberwachung“ im Rahmen der DSG-Novelle 2010, BGBIL. I Nr. 133/2009, (§§ 50a ff
DSG 2000) explizit geregelt, ,,sofern nicht durch andere Gesetze Besonderes bestimmt ist“. Der am
25.Mai 2018 in Kraft tretende neue § 12 DSG (,,Bildverarbeitung®) wird ebenfalls nicht fiir
entsprechende MaBnahmen zur Vollziehung hoheitlicher Aufgaben gelten; diesbeziiglich wird (weiterhin)
eine gesonderte gesetzliche Grundlage notwendig sein (vgl. die Erlduterungen zur RV 1664 BIgNR,
XXV. GP).

Vor diesem Hintergrund soll im Abs. 1 fiir den ,,Wachdienst* eine eigene diesbeziigliche Bestimmung
geschaffen werden. Neben der Echtzeitiiberwachung soll auch eine kurzfristige Bildaufzeichnung zuléssig
sein, sofern noch ein zeitlicher Zusammenhang mit der Mdglichkeit der Abwehr von Angriffen gegen
militdrische Rechtsgiiter hergestellt werden kann. Auch in diesen Féllen sollen subsididr die
entsprechenden datenschutzrechtlichen Regelungen gelten; dies betrifft insbesondere die in Betracht
kommenden Loschungsbestimmungen nach dem Datenschutzgesetz. Da Aspekte der Strafrechtspflege
ohnehin nicht zu den Aufgaben des Wachdienstes gehoren, sind diesbeziigliche Determinierungen —
insbesondere hinsichtlich eines allfdlligen Abgleiches gewonnener Bilddaten zu kriminalpolizeilichen
Zwecken — entbehrlich.

Der im Abs. 2 vorgesehene Hinweis auf eine Bildverarbeitung entspricht weitgehend der Intention des
§ 13 Abs.5 DSG nach Transparenz und korrespondiert inhaltlich mit der Kennzeichnungspflicht
betreffend ,,militdrische Bereiche™ nach § 1 Abs. 3 MBG und kann im Einsatzfall auch Bereiche nach § 6
Abs. 3 Z 1 MBG betreffen. Als ,,lex specialis“ zu § 13 Abs. 5 DSG soll jedoch im Einzelfall von einem
Hinweis Abstand genommen werden kdnnen. Dies wird in der Praxis jene militdrischen Liegenschaften
betreffen, die aus Griinden der ,,militdrischen Sicherheit* eine moglichst geringe Aufmerksamkeit in der
Offentlichkeit erwecken sollen. Bei der Beantwortung der Frage der ,.Unerlisslichkeit* des Entfalles
eines entsprechenden Hinweises wird — ebenso wie nach § 12 Abs. 2 MBG - ein strenger Mafstab
anzulegen sein.

Zu Z 3,7 und 8 (Inhaltsverzeichnis zu § 22, die Uberschrift zu § 22 und § 22 Abs. 1):

Auf Grund der Tatsache, dass § 22 als ,lex specialis zur generellen Norm des vorgesehenen § Sa
(Verarbeitung personenbezogener Daten) anzusehen ist, waren sowohl die Uberschrift als auch Abs. 1
entsprechend zu adaptieren. Ergéinzend zu personenbezogenen Daten nach § 5a sollen militérische Organe
und Dienststellen dariiber hinaus auch jene unter § 39 DSG (,,besonderer Kategorien personenbezogener
Daten*) zu subsumierenden Daten verarbeiten diirfen, sofern dies zur Erfiillung der Aufgaben der
nachrichtendienstlichen Aufkldrung oder Abwehr unbedingt erforderlich und verhéltnisméBig im Sinne
des Grundsatzes nach §4 ist. Dabei sind angemessene Vorkehrungen zur Wahrung der
Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen zu treffen; eine vergleichbare Regelung ist auch im ggstl.
Entwurf zu § 51 SPG vorgesehen und wird addquat auszulegen sein. Die Definition der militdrischen
Organe und Dienststellen ergibt sich aus den entsprechenden Legaldefinitionen in § 1 Abs. 1 und 2.
Weiters kann es in Einzelfdllen, insbesondere beim Einsatz sensibler Ermittlungsmethoden, erforderlich
sein, das Informationsrecht von Personen auch nach den §§ 43 Abs. 1 und 45 Abs. 4 DSG zu sistieren,
um den zustdndigen militdrischen Organen und Dienststellen die Erflillung ihrer gesetzlichen Aufgaben
(vgl. § 20 Abs. 1 und 2) im vollem Umfang zu ermdglichen. Eine solche Sistierung wird sich jedoch vor
dem Hintergrund, dass die genannten Bestimmungen nur eine allgemeine Informationspflicht vorsehen,
auf spezifische, besonders gelagerte Einzelfdlle zu beschrianken haben. Diesfalls wird durch die dafiir in
Betracht kommenden Organe und Dienststellen ein besonders strenger Mafistab bei der Abwagung von
Interessen der nationalen Sicherheit gegeniiber der Interessen der betroffenen Person stattzufinden haben.

ZuZ 4,11 und 12 (§ 1 Abs. 6, § 54 Abs. 4 und § 57 Abs. 6):

Hinsichtlich der Ersetzung der Begriffe ,,Daten* durch den Begriff ,,personenbezogene Daten* und
,»verwenden® durch ,,Verarbeitung* sowie die Auslegung des Begriffes ,,Verarbeitung® von Daten siche
die Erlduterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Sofern auf Bestimmungen des Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000) verwiesen wird, wéren entsprechende
Anderungen der jeweiligen Verweisung auf das Datenschutzgesetz (DSG) vorzunehmen.
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Zu Z 5 (§ 5a samt Uberschrift):

Siehe die Erlduterungen zu Z 1.

Zu Z 6 (§ 15 samt Uberschrift):

Siehe die Erlduterungen zu Z 2.

Zu Z 7 und 8 (Uberschrift zu § 22 und § 22 Abs. 1):
Sicehe die Erldauterungen zu Z 3.

Zu 79 (§ 24 Abs. 1 und § 25 Abs. 3):

Der Diktion des DSG folgend (vgl. zB §§ 7 und 8 DSG) und in Entsprechung der Richtlinien 31 der
Legistischen Richtlinien 1990 iiber die Einheit der Rechtssprache soll der Begriff ,,Zustimmung® durch
den Begriff ,,Einwilligung® ersetzt werden. Materielle Anderungen sind damit nicht verbunden.

Zu Z 10 (§ 26 Abs. 4 und § 31 Abs. 3):

Siehe die Erlauterungen zu Z 1.

Zu Z 11 und 12 (§ 54 Abs. 4 und § 57 Abs. 6):
Siehe die Erlduterungen zu Z 4.

Zu Z 13 und 14 (§ 61 Abs. 11 und 3e):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 sind entsprechende In- und
AuBerkrafttretensregelungen erforderlich.

Zu Art. 122 (Anderung des Sperrgebietsgesetzes 2002):
ZuZ1(§1 Abs. 4):

Die mit der Vollzichung dieses Bundesgesetzes betrauten Behorden ergeben sich unmittelbar aus dem
Gesetz (§ 6a). Hinsichtlich der Begriffe ,,Grunddaten” und ,Verarbeitung“ von Daten siche die
Erléuterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines®.

ZuZ2 (§7 Abs. 7):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 123 (Anderung des Munitionslagergesetzes 2003):
ZuZ1 (§1 Abs. 3):

Die mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behdrden ergeben sich unmittelbar aus dem
Gesetz (§ 14). Hinsichtlich der Begriffe ,,Grunddaten und ,,Verarbeitung® von Daten siche die
Erlauterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu Z2 (§ 18 Abs. 7):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 124 (Anderung des Militirauszeichnungsgesetzes 2002):
ZuZ1(§3 Abs. 4):

Die mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behorden ergeben sich unmittelbar aus dem
Gesetz (zB § 6, § 8b oder §9 Abs.3 bis 5). Hinsichtlich der Begriffe ,,Verarbeitung™ von Daten,
,»Grunddaten und ,,Militirspezifische Daten* siehe die Erlduterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siehe die Erlduterungen zu ,,Allgemeines®.
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Zu Z 2 (§ 18 Abs. 4f):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 125 (Anderung des Verwundetenmedaillengesetzes):
Zu Z1 (§ 4 Abs. 2a):

Die mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betrauten Behdrden ergeben sich unmittelbar aus dem
Gesetz. Hinsichtlich der Begriffe ,,Verarbeitung®™ von Daten, ,,Grunddaten* und ,,Gesundheitsdaten* siche
die Erlduterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6.

Zur Stellung des Bundesministers und der sonstigen Behorden als Verantwortliche siehe die
Erlduterungen zu ,,Allgemeines®.

Zu Z2 (§ 6a Abs. 5):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zu Art. 126 (Anderung des Truppenaufenthaltsgesetzes):
Zu Z 1 (§ 5a samt Uberschrift):

Die mit der Vollziechung dieses Bundesgesetzes betrauten Behorden ergeben sich unmittelbar aus dem
Gesetz (§ 2). Hinsichtlich der Begriffe ,,Verarbeitung“ von Daten und ,,Grunddaten* siehe die
Erlduterungen zu Art. 117 Z 1 bis 6. Dariiber hinaus sollen volkerrechtlicher Vereinbarungen speziellere
Datenschutzregelungen vorsehen kénnen (Abs. 2).

Zur Stellung des Bundesministers fiir Landesverteidigung und der sonstigen Behorden als
Verantwortliche siche die Erlduterungen zu ,,Allgemeines*.

Zu Z2 (§7 Abs. 3):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.

Zum 10. Hauptstiick (Landwirtschaft und Umwelt)
Zu Art. 127 (Anderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002)

Allgemeines:

Anpassungen an die neuen datenschutzrechtlichen Vorgaben, insbesondere an die Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO), sind auch im Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG 2002), BGBI. 1
Nr. 102/2002, erforderlich.

Die im AWG 2002 geregelten Datenverarbeitungen, insbesondere die elektronischen Register, miissen ab
dem 25.Mai 2018 den durch die DSGVO gednderten Anforderungen geniigen, zumal darin unter
anderem auch personenbezogene Daten natiirlicher Personen verarbeitet werden.

Die gemidB §22 AWG 2002 eingerichteten elektronischen Register stehen im Einklang mit den
e-Governmentvorgaben (insb. Effizienzsteigerung, serviceorientierte Verwaltung, One-Stop-Shop- und
Once-Only-Prinzip), dem EU eGovernment Action Plan 2016-2020 und der EU-E-Government
Ministererkldrung von Tallinn und stellen einen bedeutenden Strategiebereich zur Digitalisierung von
Verwaltungsvorgdngen im Umweltrecht dar. Zur Anpassung der diesbeziiglich bestehenden
Bestimmungen an die neuen datenschutzrechtlichen Vorgaben sind im Wesentlichen formal-redaktionelle
Uberarbeitungen notwendig.

Vor dem Hintergrund, dass im neuen Datenschutzrecht weder der Begriff des ,Informations-
verbundsystems* noch der Begriff ,Betreiber” existiert, erfolgen Anpassungen entsprechend der
DSGVO.

Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 12 B-VG (,,Abfallwirtschaft®).
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Zu Art. 127 Z 1 (§ 21 Abs. 2¢ AWG 2002):

Anpassung der Begrifflichkeiten (,,verarbeiten® statt ,,verwenden*). Wie bisher ist die BMNT mit dieser
Bestimmung erméchtigt, auch Daten von Nicht-Registrierungspflichtigen von Amts wegen im
Stammdatenregister gemif § 22 Abs. 1 Z 1 zu erfassen bzw. in den jeweiligen Bewegungsdatenregistern
gem. § 22 Abs. 1 Z 2 lit. a bis d zu verarbeiten. Die Anpassung der Begrifflichkeiten macht es sprachlich
notwendig, diese Regelung noch priziser auszufithren und auch auf die Verarbeitung der Daten in den
Registern gem. § 22 Abs. 1 Z 2 lit. a bis d (,,Bewegungsdatenregister) Bezug zu nehmen.

Zu Art. 127 Z.2 (§ 22 Abs. 2 AWG 2002):

Anpassung der Begrifflichkeiten (,,verarbeiten* statt ,,verwenden®). Die Anpassung der Begrifflichkeiten
macht es sprachlich notwendig, diese Regelung noch préziser auszufiihren und neben der Verarbeitung im
Stammdatenregister gem. § 22 Abs. 1 Z 1 auch auf die Verarbeitung der Daten in den Registern gem.
§ 22 Abs. 1 Z 2 lit. a bis d (,,Bewegungsdatenregister) Bezug zu nehmen.

Zu Art. 127 Z 3 (§ 22 Abs. 4 bis 5S¢ AWG 2002):

Im Hinblick auf die Tatsache, dass sowohl die BMNT als auch die Landeshauptleute im Rahmen ihrer
Zusténdigkeit {iber einzelne Datenverarbeitungen entscheiden und daran maf3geblich beteiligt sind, erfolgt
die Klarstellung, dass es sich hier um ,,gemeinsam fiir die Verarbeitung Verantwortliche* im Sinne des
Art. 26 DSGVO handelt.

Schon bisher ist die BMNT als Betreiberin der Register festgelegt. Wie bisher kommt die Aufgabe,
erforderlichenfalls technische MaBnahmen im Rahmen des Betriebs, der Wartung und der
Weiterentwicklung der Register gegeniiber Auftragsverarbeitern zu beauftragen, der BMNT zu.

Wie bisher erfolgen die Zugriffe auf Daten der Register durch die zustdndigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der zustidndigen Behorden nach einem Rollen- und Rechtekonzept, das den eGovernment-
Vorgaben Rechnung trigt. Die Zwecke der Datenverarbeitung sowie die zu verarbeitenden Daten ergeben
sich aus den bestehenden Bestimmungen des AWG 2002, insb. aus § 22 Abs. 1 und Abs. 5 ff, §§ 86, 87
und 87a AWG 2002. Die verarbeiteten Daten sind in § 22 und § 22a genannt und werden — soweit
erforderlich — auch in den jeweiligen Verordnungen, zB gemdB §§ 14 und 23 AWG 2002, prézisiert.

Zu Abs.5 bis 5¢c AWG2002: Anpassung der Begrifflichkeiten sowie Anpassungen an das
Bundesministeriengesetz idgF. Angelegenheiten des Bergwesens ist nunmehr im Wirkungsbereich der
BMNT gelegen. Wie bisher diirfen die Daten der Register als eGovernmentsystem auch von anderen
Bundesministerinnen und Bundesministern sowie den zustdndigen Behorden verarbeitet werden. Soweit
eine Verarbeitung durch andere Bundesministerinnen und Bundesminister als die BMNT erfolgt, sind
auch diese Verantwortliche im Sinne des Art. 4 DSGVO (zB Verpflichtung zur Beriicksichtigung der
Datenverarbeitung im Verzeichnis aller Verarbeitungstétigkeiten gem. Art. 30 DSGVO).

Im Hinblick auf die Mdglichkeit der Nutzung der IT-technischen Infrastruktur der Register durch die
jeweiligen Landesregierungen (Abs. 5d) ist anzumerken, dass diese gegebenenfalls ebenfalls bei der
Datenverarbeitung personenbezogener Daten als Verantwortliche im Sinne der DSGVO agieren.

Zu Art. 127 Z 4 (§ 22 Abs. 6 AWG 2002):
Anpassung der Begrifflichkeiten.
Zu Art. 127 Z 5 (§ 22 Abs. 8 bis 10 AWG 2002):

Registrierungspflichtige sind dazu verpflichtet, die Daten der Register aktuell zu halten und konnen diese
im Regelfall selbst dndern bzw. berichtigen (§ 22b) und selbst abfragen. Fiir den Fall, dass eine betroffene
Person ihre Daten nicht &ndern bzw. berichtigen kann, hat die zustédndige Behorde als Verantwortliche die
Pflichten gemdB der DSGVO vorzunehmen. Im Hinblick darauf, dass die zustindige Behdrde und die
BMNT als gemeinsam fiir die Verarbeitung Verantwortliche zu qualifizieren sind und die Stammdaten
entsprechend dem Once-Only-Prinzip fiir mehrere ,,Zwecke™ bzw. Meldungen zur Verfligung stehen,
erfolgt bei Eingriffen in die Stammdaten eine Abstimmung zwischen der zustdndigen Behdrde und der
BMNT. Daher wird die BMNT fiir bestimmte Stamm- und Bewegungsdaten als datenschutzrechtliche
Anlaufstelle fiir die betroffene Person festgelegt, an die sich die betroffene Person zu wenden hat bzw. an
die die betroffene Person zu verweisen ist. Dies gilt nicht, wenn es sich bei den erfassten Daten um
Erlaubnisse oder Genehmigungen, sohin um Daten gemaf3 § 22a Abs. 1 lit. a, b oder ¢, Abs. 3a und Abs. 4
AWG 2002 handelt. In diesen Fillen hat sich die betroffene Person direkt an die jeweils zustindige
Behorde (Landeshauptleute) zu wenden.

Im Register werden Meldungen erfasst und nachvollziehbar dokumentiert. Dateninhalte einer Meldung
miissen zum Zeitpunkt des Einbringens der Meldung fiir Kontrollaufgaben der Behorde zur Verfiigung
stechen. Eine nachtrdgliche Anderung von an die Behorde iibermittelten Meldungen wiirde dem
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Dokumentationszweck der Register zuwiderlaufen und hat daher im Hinblick auf die Wahrnehmung
behdrdlicher Kontrollaufgaben zu unterbleiben. Allerdings kann eine Meldung vom Meldepflichtigen
insoweit ohnehin berichtigt, aktualisiert und vervollstdndigt werden, als dieser eine korrigierte Meldung
einbringen kann.

Zudem sind geméfl Art. 5 Abs. | lit. d DSGVO nur solche personenbezogenen Daten unverziiglich zu
16schen oder zu berichtigen, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind.

Klargestellt wird, dass die Bundesministerin fiir Nachhaltigkeit und Tourismus die Daten der Register
auch zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu statistischen Zwecken
verarbeiten darf. Diese Verarbeitung unterliegt den Bestimmungen der DSGVO. Die Bedingungen und
Garantien gemdB Art. 89 DSGVO sind sicherzustellen, insbesondere durch Verarbeitung nur jener Daten,
die fiir den jeweiligen Zweck angemessen, erheblich und notwendig sind (Datenminimierung). Auch bei
einer Verarbeitung zu den oben genannten Zwecken ist jedenfalls Folgendes sicherzustellen: Einhaltung
des Rollen- und Rechtskonzepts des EDM mit eingeschrankten Zugriffen und mit Benutzerverwaltung
durch das BMNT, Datenschutzschulung, das Loschen von Zwischenergebnissen und Hilfsdokumenten,
die fiir den Zweck der Verarbeitung nicht mehr benétigt werden, Anforderungen an die Sicherheit der
verwendeten Endgerite und Sicherheitsiiberpriifungen nach dem Stand der Technik.

Zu Art. 127 Z 6 (§ 22b Abs. 4 AWG 2002):

Um sicherzustellen, dass die in den Registern erfassten Stammdaten im Sinne des Artikel 5 der DSGVO
sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sind, diirfen auch die zustdndigen
Behorden als Hilfestellung fiir den Registrierungspflichtigen Datenanpassungen vornehmen. Zudem kann
eine Stammdatenergéinzung erforderlich sein, um die Erfassung von Genehmigungsinhalten von Anlagen
durch die Behorde zu ermoglichen oder das Unternehmen bei der Erflillung von Meldepflichten zu
unterstlitzen. Diese Ermichtigung entbindet den jeweiligen Registrierungspflichtigen nicht von seinen
Verpflichtungen gemal § 22b Abs. 1.

Die registrierungspflichtige Person ist von Anderungen an den Stammdaten zu verstindigen, wenn diese
Auswirkungen auf die Einhaltung von Melde- oder Betreiberpflichten haben. Die Verstindigung hat
insbesondere mittels der in den Registern vorhandenen Werkzeuge (EBB) oder allenfalls auch mittels
Nachricht an die erfasste Kontakt-E-Mail-Adresse zu erfolgen.

Keine Verstindigung ist zB bei reinen Neugliederungen der Stammdaten zur besseren Ubersichtlichkeit
erforderlich oder damit der Behorde ermdglicht wird, Genehmigungsinhalte gezielt zu erfassen.

Zu Art. 128 (Anderung des Weingesetzes 2009)
Allgemeines:

Mit der vorliegenden Novelle zum Weingesetz 2009 erfolgt die Umsetzung der Datenschutz-
Grundverordnung im Weinbereich. Diese Verordnung ist am 25. Mai 2016 in Kraft getreten, kommt ab
25. Mai 2018 zur Anwendung und hebt die zu diesem Zeitpunkt die Richtlinie 95/46/EG auf.

Kompetenzgrundlage:

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Bundesgesetzes griindet sich insofern auf Art. 10 Abs. 1
Z 12 B-VG (,,Erndhrungswesen®).

Zu Art. 128 Z. 1 (§ 26a samt Uberschrift):

§ 26a legt insbesondere die gemeinsamen Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter sowie deren Rechte
und Pflichten fest.

Zu Abs. 1:

Der DSGVO ist der bisher vorgesehene Begriff des Informationsverbundsystems unbekannt. Art. 26
dieser Verordnung spricht von ,,gemeinsam Verantwortlichen®, wenn zwei oder mehrere Verantwortliche
gemeinsam die Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung festlegen.

Gemeinsam Verantwortliche sind das Bundesministerium fiir Nachhaltigkeit und Tourismus, die Hohere
Bundeslehranstalt und Bundesamt fiir Wein- und Obstbau in Klosterneuburg, das Bundesamt fiir Weinbau
in Eisenstadt, die Bundeskellereiinspektion, sowie die betroffenen Landesbehorden.

Diese Behorden sind erméchtigt, die im Weinbereich ermittelten Daten (z. B. betreffend die Ernte- oder
Bestandsmeldungen) zur Fithrung der Weindatenbank im Bundesministerium fiir Nachhaltigkeit und
Tourismus gemeinsam zu verarbeiten.
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Zu Abs. 2:

Es wird ausdriicklich festgelegt, dass die Erfiillung von in der DSGVO festgelegten Pflichten (z. B.
Informationspflichten) jedem Verantwortlichen obliegt, der konkret fiir das jeweilige Verfahren und die
Verarbeitung der Daten zustindig ist bzw. war. Wendet sich ein Betroffener an einen unzustindigen
Verantwortlichen, so ist Ersterer an den zustindigen Verantwortlichen zu verweisen.

Zu Abs. 3:

Abs. 3 des neuen § 26a regelt die ,, Auftragsverarbeiter. Diese Funktion iiben die Gemeinden und
beauftragten Unternechmen geméal § 24 des Weingesetzes 2009 aus (gemél Art. 4 Z 8 iVm Art. 28 Abs. 1
DSGVO). Auch die Auftragsverarbeiter werden ausdriicklich verpflichtet, die in der DSGVO festgelegten
Datenschutzpflichten wahrzunehmen. Sie haben insbesondere auch datenqualitdtssichernde MaBnahmen
zu setzen.

Zu Abs. 4.

Die Auftragsverarbeiter gemidl Abs. 3 haben gemeinsam mit dem jeweiligen Verantwortlichen die
RechtmiBigkeit der Verarbeitung der Daten in Hinblick auf die Vollziehung des Weingesetzes 2009 zu
iiberpriifen.

Zu Abs. 5:

Festgelegt wird die Pflicht, die Daten iiber die durchgefiihrten Verarbeitungsvorginge drei Jahre lang
aufzubewahren.

ZuZ2(§74 Abs. 6):

Auf Grund des Inkrafttretens des Datenschutzgesetzes mit 25. Mai 2018 ist eine entsprechende
Inkrafttretensregelung erforderlich.
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Anlage

Zum 2. Abschnitt (Offentlicher Dienst)
DATENSCHUTZ-FOLGENABSCHATZUNG
SYSTEMATISCHE BESCHREIBUNG
der geplanten Verarbeitungsvorginge, Zwecke sowie berechtigten Interessen

Im 5a. Unterabschnitt des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 — BDG 1979, BGBI. Nr. 333/1979, wird
die Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologie oder -technik (IKT) geregelt, die
insbesondere die Kontrolle zur Abwehr von Schidden an der IKT-Infrastruktur und zur Gewihrleistung
ihrer korrekten Funktionsféhigkeit (vgl. § 79f BDG 1979), die Kontrolle bei begriindetem Verdacht einer
groblichen Dienstpflichtverletzung (vgl. § 79g BDG 1979) sowie sonstige zuldssige Datenverarbeitungen
(vgl. § 79h BDG 1979) umfasst.

§ 204 Abs. 7 BDG 1979, § 3 Abs. 4 Vertragsbedienstetengesetz 1948 — VBG, BGBI. Nr. 86/1948, § 3
Abs. 1 Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz— RStDG, BGBI. Nr.305/1961, § 6 Abs.5
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz — LDG 1984, BGBIL. Nr.302/1984, §6 Abs.5 Land- und
forstwirtschaftliches Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz — LLDG 1985, BGBIL. Nr. 296/1985, und § 2
Abs. 3a  Rechtspraktikantengesetz— RPG, BGBI. Nr. 644/1987, regeln die Verarbeitung
personenbezogener Daten und besonderer Kategorien personenbezogener Daten durch die jeweilige
Dienstbehdrde oder Personalstelle. Neben der Priifung etwaiger Zulassungserfordernisse sind vor allem
die Einholung und Verarbeitung von Strafregistereinkiinften gemiBl den §§9 und 9a des
Strafregistergesetzes 1968, BGBI. Nr. 277/1968, sowie die Abfrage und Verarbeitung von Vorwarnungen
nach Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG fiiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABI.
Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt geédndert durch den Delegierten Beschluss (EU) 2017/2113, ABI.
Nr. L 317 vom 01.12.2017 S. 119, im Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) vorgesehen.

Die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen sind erméchtigt, personenbezogene Daten und besondere
Kategorien personenbezogener Daten der Personen gemif3 § 280 Abs. 1 BDG 1979 im Sinne des Art. 4
7 2 der Datenschutz-Grundverordnung zu verarbeiten, einander zu iibermitteln (Ubermittlung) und zu
einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, zu verarbeiten
(Weiterverarbeitung). Eine solche Verarbeitung, Ubermittlung oder Weiterverarbeitung muss entweder
zum Zwecke der Aufrechterhaltung oder des Funktionierens der Administration des offentlichen
Dienstes, oder zum Zwecke der Erfiillung der rechtlichen Verpflichtungen oder der Geltendmachung der
Rechte, die sich aus den in § 280 Abs. 2 Z 2 BDG 1979 genannten Vorschriften ergeben, oder gemél
§ 280 Abs. 2 Z 3 BDG 1979 zum Zwecke der Ausiibung der in den Vorschriften gemal3 § 280 Abs. 2 Z 2
BDG 1979 iibertragenen offentlichen Gewalt erforderlich sein. Eine iiber die in diesen Absitzen
festgelegten, eindeutigen und legitimen Zwecke hinausgehende Verarbeitung, Ubermittlung oder
Weiterverarbeitung ist, sofern nicht ausdriicklich normiert, gemafl § 280 Abs. 1 und 2 BDG 1979 nicht
vorgesehen.

§ 280 Abs.3 BDG 1979 ermichtigt die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen, personenbezogene
Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten gemdll § 280 Abs. 1 BDG 1979 auf Ersuchen
einer zustindigen Behdorde gemdB §36 Abs.2 Z7 des Datenschutzgesetzes — DSG, BGBI. 1
Nr. 165/1999, deren Aufgabe die Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten, die
Strafvollstreckung oder der Schutz vor und die Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit ist,
unter den im Gesetz angefiihrten Voraussetzungen zu verarbeiten.

§ 280 Abs.5 BDG 1979 ermichtigt die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir 6ffentlichen
Dienst und Sport, soweit dies zum Zwecke der Wahrnehmung der ihr oder ihm in Vollziehung dieses
Bundesgesetzes oder anderer in § 280 Abs.2 Z2 BDG 1979 genannter Vorschriften iibertragenen
Mitwirkungsbefugnisse erforderlich ist, in die von §280 Abs.1 BDG 1979 erfassten
Datenverarbeitungssysteme direkt Einsicht zu nehmen und im Einzelfall erforderlichenfalls nicht
inhaltsindernde Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen zum Zwecke der Sicherung
der Datenqualitdt vorzunehmen.

§ 280 Abs. 6 BDG 1979 ermichtigt die Bundesministerin oder den Bundesminister fiir 6ffentlichen
Dienst und Sport, personenbezogene Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten aus von
§ 280 Abs. 1 BDG 1979 erfassten Datenverarbeitungssystemen zu statistischen Auswertungen und zu
wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken unter den angefiihrten Voraussetzungen zu
verarbeiten, zu Ubermitteln und weiterzuverarbeiten. Soweit hiebei besondere Kategorien
personenbezogener Daten verarbeitet werden, muss ein schriftlich zu dokumentierendes wichtiges
offentliches Interesse an der Untersuchung vorliegen. Erforderlichenfalls ist die Bundesministerin oder
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der Bundesminister fiir 6ffentlichen Dienst und Sport erméchtigt, im Einzelfall nicht inhaltséndernde
Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen der genannten Daten zum Zwecke der
Sicherung der Datenqualitit vorzunehmen.

Gemil § 280 Abs. 7 BDG 1979 ist die Bundesministerin oder der Bundesminister fiir 6ffentlichen Dienst
und Sport erméchtigt, unter den angefiihrten Voraussetzungen erforderlichenfalls aus den von § 280
Abs. 1 BDG 1979 erfassten Datenverarbeitungssystemen Adressdaten fiir Benachrichtigungen oder
Befragungen zu verarbeiten, zu iibermitteln und weiterzuverarbeiten.

§ 280a Abs. 1 BDG 1979 sieht zum Zwecke der eindeutigen Identifikation im Beschéftigungskontext die
Moglichkeit der elektronischen Personenkennzeichnung der in § 280 Abs. 1 BDG 1979 angefiihrten
Personen vor. Dies kann durch eine aus der ZMR-Zahl (§ 16 Abs. 4 des Meldegesetzes 1991, BGBL
Nr. 9/1992) durch bereichsspezifische Verschliisselung abgeleitete Personenkennzeichnung oder durch
ein bereichsspezifisches Personenkennzeichen (bPK) gemidB § 9 des E-Government-Gesetzes — E-GovG,
BGBI. I Nr. 10/2004 erfolgen.

Zur Erfiilllung der Aufbewahrungspflicht geméfl § 280a Abs. 2 bis 5 BDG 1979 sind die jeweiligen
Verantwortlichen geméll § 280a Abs. 6 BDG 1979 ermichtigt, im Zentralen Personenstandsregister
Abfragen der eingetragenen Todesfélle und Todeserklarungen durchzufiihren.

§ 280a Abs. 7 BDG 1979 erméchtigt die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler, zum Zwecke der
rechtskonformen Verfahrensgestaltung, der Fehlerbehebung sowie der Datensicherheit in den von ihr
oder ihm bereitgestellten oder betriebenen IKT-Losungen und IT-Verfahren fiir das Personalmanagement
des Bundes erforderliche nicht inhaltsindernde  Verarbeitungen, Ubermittlungen  und
Weiterverarbeitungen von personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener
Daten durchzufiihren.

§ 119a LDG 1984 erméchtigt die landesgesetzlich zustindigen Behorden, personenbezogene Daten und
besondere Kategorien personenbezogener Daten gemédll § 119a Abs. 1 LDG 1984 im Sinne des Art. 4 Z 2
DSGVO zu verarbeiten, einander zu iibermitteln (Ubermittlung) und zu einem anderen Zweck als zu
demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, zu verarbeiten (Weiterverarbeitung). Bestimmungen der
§§ 280 ff BDG 1979 finden im in § 119a Abs.2 LDG 1984 beschriebenen Umfang sinngeméif
Anwendung.

§ 119h LLDG 1985 erméchtigt die landesgesetzlich zustindigen Behorden, personenbezogene Daten und
besondere Kategorien personenbezogener Daten gemil3 § 119h Abs. 1 LLDG 1985 im Sinne des Art. 4
Z 2 DSGVO zu verarbeiten, einander zu iibermitteln (Ubermittlung) und zu einem anderen Zweck als zu
demjenigen, zu dem die Daten erhoben wurden, zu verarbeiten (Weiterverarbeitung). Bestimmungen der
§§ 280 ff BDG 1979 finden im in § 119h Abs.2 LLDG 1985 beschriecbenen Umfang sinngeméf
Anwendung.

§ la Abs. 1 bis 3, § 101 Abs. 1 und 2, § 102 und § 105 Abs. 5 Pensionsgesetz 1965 — PG 1965, BGBL.
Nr. 340/1965, § 1a Abs. 1 bis 3, § 21 Abs. 1 und 2 und § 21a Abs. 1 bis 3 Bundestheaterpensionsgesetz —
BThPG, BGBI. Nr. 159/1958, und § 1a Abs. 1 bis 3, §68 Abs.1 und 2 und § 69 Bundesbahn-
Pensionsgesetz — BB-PG, BGBI. I Nr. 86/2001, erméchtigen die zustdndigen Stellen, personenbezogene
Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten zum Zwecke der Ermittlung der
Pensionshohen zu erheben und zu verarbeiten.

BEWERTUNG
der Notwendigkeit und Verhiltnismifligkeit der Verarbeitungsvorginge

Die Kontrolle zur Abwehr von Schéden an der IKT-Infrastruktur und zur Gewéhrleistung ihrer korrekten
Funktionsfiahigkeit und auch die Kontrolle bei begriindetem Verdacht einer groblichen
Dienstpflichtverletzung muss dem jeweils Verantwortlichen jedenfalls moglich sein, um den ihm
auferlegten Pflichten nachkommen und die ihm gewéhrten Rechte ausiiben zu kdnnen. Dass hierbei auch
besondere Kategorien personenbezogener Daten im Falle der unbedingten Erforderlichkeit verarbeitet
werden konnen, wird insbesondere auch im Hinblick auf die durch die geltende IKT-Nutzungsverordnung
ermdglichte private IKT-Nutzung einer Beamtin oder eines Beamten vorgesehen. Die Verarbeitung
besonderer Kategorien personenbezogener Daten zu Kontrollzwecken wird auf Art. 9 Abs. 2 lit. bund g
DSGVO gestiitzt. Unbedingt erforderlich ist eine Verarbeitung zu Kontrollzwecken dann, wenn mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten alleine nicht das Auslangen gefunden werden kann, um Schéden
an der IKT-Infrastruktur abzuwehren, ihre korrekte Funktionsféahigkeit zu gewéhrleisten oder um einem
begriindeten Verdacht einer groblichen Dienstpflichtverletzung nachzugehen.

Aus dienstrechtlichen Vorschriften folgt die Notwendigkeit zur Priifung etwaiger Zulassungserfordernisse
sowie zur Einholung und Verarbeitung von Strafregistereinkiinften gemdB den §§9 und 9a des
Strafregistergesetzes 1968 sowie die Abfrage und Verarbeitung von Vorwarnungen nach Art. 56a der
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Richtlinie 2005/36/EG im Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) gemifl 204 Abs. 7 BDG 1979, § 3
Abs. 4 VBG, § 3 Abs. 1 RStDG, § 6 Abs. 5 LDG 1984, § 6 Abs. 5 LLDG 1985 und § 2 Abs. 3a RPG.

Die Notwendigkeit der Verarbeitung, Ubermittlung oder Weiterverarbeitung personenbezogener Daten
und besonderer Kategorien personenbezogener Daten ergibt sich fiir § 280 BDG 1979 aus dem jeweiligen
in § 280 Abs. 1 BDG 1979 angefiihrten Rechtsverhéltnis im Zusammenhang mit dem jeweiligen Zweck.
Fiir die Praxis bedeutet dies, dass beispielsweise die zum Zwecke der Auszahlung gebiihrender Beziige
oder Pensionen erforderlichen personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien personenbezogener
Daten verarbeitet, libermittelt und weiterverarbeitet werden diirfen, um dieser rechtlichen Verpflichtung,
die sich in diesem Fall aus einer Vorschrift gemél § 280 Abs. 2 Z 2 BDG 1979 ergibt, nachzukommen.

Weiters ergibt sich die Notwendigkeit der beschriebenen Verarbeitungs-, Ubermittlungs- und
Weiterverarbeitungsvorginge ebenfalls aus dem wichtigen 6ffentlichen Interesse an der Erfiillung der
Kernaufgaben des Staates, an der Aufrechterhaltung und dem ordnungsgemifBen Funktionieren des
offentlichen Dienstes und an einem rechtskonformen Vollzug insbesondere der in § 280 Abs. 2
BDG 1979 genannten Vorschriften, der beispielsweise ohne eine zeit- und ortsunabhéngige Verfiigbarkeit
der jeweiligen Daten in der jetzigen Form nicht moglich wire. Auch die Regelung der Nutzung der IKT-
Infrastruktur zur Gewiahrleistung ihrer korrekten Funktionsfdhigkeit sowie entsprechende
Kontrollméglichkeiten sind in diesem Zusammenhang in verhdltnismaBigem Umfang notwendig und
sachgerecht und bedingen in gewissem Ausmal} die Verarbeitung personenbezogener Daten oder
besonderer Kategorien personenbezogener Daten.

Im Zusammenhang mit der Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten darf insbesondere auf Art. 9 Abs. 2 lit. b, g, h und j DSGVO verwiesen werden.
Beziiglich Art. 9 Abs. 2 lit. h DSGVO in Verbindung mit Art. 9 Abs. 3 DSGVO wird auf die Regelungen
zur Amtsverschwiegenheit sowie auf anderweitige Verschwiegenheitspflichten verwiesen (vgl. Art. 20 B-
VG, §46 BDG 1979, § 25 Abs. 6 Bundes-Gleichbehandlungsgesetz — B-GIBG, BGBI. Nr. 100/1993,
§ 54 Arztegesetz 1998 — ArzteG 1998, BGBI. I Nr. 169/1998, ...).

Beziiglich der Notwendigkeit von § 119a LDG 1984 und 119h LLDG 1985 wird auf die Ausfiihrungen zu
den §§ 280 ff BDG 1979 verwiesen.

An den Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen gemiB § 280 Abs. 3 und 5 bis 7
BDG 1979 sowie §280a Abs. 1, 6 und 7 BDG 1979 besteht ein allgemeines wichtiges 6ffentliches
Interesse aufgrund der der oder dem Ermaéchtigten zukommenden Funktion in Zusammenschau mit den
angefiihrten Zwecken.

Die Notwendigkeit zur Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten und besonderer Kategorien
personenbezogener Daten gemil § 1a Abs. 1 bis 3, § 101 Abs. 1 und 2, § 102 und § 105 Abs. 5 PG 1965,
§ la Abs. 1 bis 3, § 21 Abs. 1 und 2 und § 21a Abs. 1 bis 3 BThPG sowie § 1a Abs. 1 bis 3, § 68 Abs. 1
und 2 und § 69 BB-PG ergibt sich aus pensionsrechtlichen Vorschriften.

Die Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung der jeweiligen personenbezogenen Daten und
besonderen Kategorien personenbezogener Daten liegt aber auch im Interesse der betroffenen Personen
und ist erforderlich, damit die Verantwortlichen oder die betroffenen Personen ihre Rechte und Pflichten
ausiiben oder geltend machen konnen.

Grundsétzlich bestehen Risiken, allerdings ist deren Eintritt einerseits nicht sehr wahrscheinlich und sind
andererseits zahlreiche, wirksame und auf den jeweiligen Einzelfall bezogene AbhilfemaBinahmen
vorgesehen, sodass die Datenschutz-Folgenabschéatzung klar positiv ausfallt.

RISIKEN

Risiken, die bei der Verarbeitung und Ubermittlung von personenbezogenen Daten und besonderen
Kategorien personenbezogener Daten bestehen, werden vor allem durch die strikte Einhaltung der
Erfassungs- und Bearbeitungsvorgaben (z. B. Handbiicher, Sicherheitskonzepte,
Verfahrensvorschriften,...) — insbesondere in den diversen Anwenderapplikationen des
Personalverfahrens und der Personalabrechnungen, bei der Pensionsbemessung und Pensionsauszahlung
sowie beim Personalvollzug ohne IT-Unterstiitzung — minimiert. Eine solche Minimierung der Risiken
erfolgt standardmaBig in den IKT-Losungen und IT-Verfahren fiir das IT-Personalmanagement des
Bundes.

Als Risiken werden insbesondere in Erwigungsgrund 85 der DSGVO unter anderem genannt:

— ,physische, materielle oder immaterielle Schiden®, ,unbefugte Aufhebung der Pseudonymisierung®,
HRufschdadigung®, | Identititsdiebstahl oder -betrug®, | finanzielle Verluste®, ,,Verlust der Vertraulichkeit
bei Berufsgeheimnissen‘ oder ,,erhebliche wirtschaftliche oder gesellschaftliche Nachteile*:
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Diese Risiken beziehungsweise Nachteile sind nahezu ausgeschlossen, weil mit den Strafbestimmungen
des vierten bis sechsten sowie zweiundzwanzigsten Abschnittes des Besonderen Teiles des
Strafgesetzbuches — StGB, BGBI. Nr. 60/1974, sowie den allenfalls anzuwendenden dienstrechtlichen
Bestimmungen, wie beispielsweise dem Disziplinarrecht, wirksame Vorkehrungen gegen die
unrechtméBige Verarbeitung von Daten und somit das Entstehen von physischen, materiellen oder
immateriellen Schiden bestehen. Wer die jeweiligen Daten missbraucht, geht angesichts der gerichtlichen
Strafdrohung selbst ein sehr hohes Risiko ein.

Auf die Regelungen zur Amtsverschwiegenheit sowie auf anderweitige Verschwiegenheitspflichten darf
verwiesen werden (vgl. Art. 20 B-VG, § 46 BDG 1979, § 26 Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBI.
Nr. 133/1967, § 25 Abs. 6 B-GIBG...). Insbesondere finanzielle Verluste sind trotz der Verwendung von
Finanzdaten aufgrund der durchgehenden Protokollierung von Verarbeitungen, Ubermittlungen und
Weiterverarbeitungen und der Kontrollmdglichkeit der Daten durch die betroffenen Personen nicht zu
erwarten.

Eine unbefugte Aufhebung einer Pseudonymisierung ist bei schon jetzt umgesetzten Rollenkonzepten
ausgeschlossen.

— ,,Verlust der Kontrolle iiber personenbezogene Daten‘:

Dieses Risiko wird dadurch verringert, dass Art.5 Abs.2 DSGVO als unmittelbar anwendbaren
Grundsatz die Rechenschaftspflicht vorsieht. Die oder der Verantwortliche ist also nicht nur fiir die
Einhaltung des Art. 5 Abs. 1 DSGVO verantwortlich, sondern muss auch dessen Einhaltung nachweisen
konnen, was durch entsprechende Protokollierung (vgl. § 79¢ Abs. 2a, § 79f Abs. 5 und § 280a Abs. 4, 5
und 7 BDG 1979, § 119a LDG 1984 und § 119h LLDG 1985), Dokumentation (vgl. § 79¢ Abs. 2a, § 79f
Abs. 3, § 204 Abs. 8, § 280 Abs. 3 und 6 und § 280b Abs. 4 BDG 1979, § 3 Abs. 4 VBG, § 3 Abs. 1
RStDG, § 6 Abs. 5 und § 119a Abs.2 LDG 1984, § 6 Abs. 5 und § 119h Abs. 2 LLDG 1985 und § 2
Abs. 3a RPG) und Aufbewahrungspflichten (vgl. § 280a Abs. 2 bis 5 und 7 BDG 1979, § 119a Abs. 2
LDG 1984 und § 119h Abs.2 LLDG 1985) bezichungsweise Loschpflichten (vgl. §204 Abs. 8
BDG 1979, § 3 Abs. 4 VBG, § 3 Abs. 1 RStDG, § 6 Abs. 5 LDG 1984, § 6 Abs. 5 LLDG 1985 und § 2
Abs. 3a RPG) erfolgt. Im PM-SAP beispielsweise besteht auch derzeit bereits ein zentrales
Protokollierungssystem, das jede Verarbeitung der Daten liickenlos protokolliert beziehungsweise durch
ein definiertes Rollenkonzept nicht jede Person die Daten verarbeiten lisst.

Beispiele fiir Regelungen, die insbesondere aus Griinden der Nachvollziehbarkeit das
Schriftlichkeitserfordernis vorsehen, sind etwa § 79¢ Abs. 2a, § 79f Abs. 3, § 79g Abs. 1, 4, 6 und 7,
§ 204 Abs. 7, § 280 Abs. 3 und 6 und § 280b Abs. 4 BDG 1979, § 3 Abs. 4 VBG, § 3 Abs. 1 RStDG, § 6
Abs. 5und § 119a Abs. 2 LDG 1984, § 6 Abs. 5 und § 119h Abs. 2 LLDG 1985 und § 2 Abs. 3a RPG.

-, Diskriminierung*:
Dieses Risiko ist durch diverse Diskriminierungsverbote ausgeschlossen, insbesondere durch solche des
B-GIBG oder etwa durch § 43a BDG 1979. Aullerdem besteht fiir die betroffenen Personen in vielen

Féllen die Ausiibung des Rechtes auf Einsicht mittels ESS, wodurch zusdtzlich eine Diskriminierung
ausgeschlossen ist.

— . Einschrinkung der Rechte der betroffenen Personen‘:

Die Beschrankung der Rechte der betroffenen Person gemifl Art. 23 DSGVO erfolgt in § 280 Abs. 3
BDG 1979 im Rahmen einer Einzelfallpriifung, liegt im allgemeinen Sffentlichen Interesse und stellt
sicher, dass die Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder die
Strafvollstreckung, einschlielich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche
Sicherheit gewahrleistet ist. Die zustdndige Behorde soll durch die Vornahme der erforderlichen bloflen
Verarbeitung durch die Leiterin oder den Leiter der jeweiligen Zentralstelle unterstiitzt werden. Im
Einzelfall ist zu priifen, in welchem Ausmal die Rechte der betroffenen Person geméf Art. 12 bis 14 und
Art. 16 bis 22 DSGVO in der Zeit vom Einlangen des Ersuchens bis zum Zeitpunkt der Information der
betroffenen Person beschrinkt werden miissen, damit die Verwirklichung der Zwecke des Ersuchens
nicht unmoglich gemacht oder ernsthaft beeintrdchtigt wird. Dabei kommen die Grundsitze der
Notwendigkeit und der VerhéltnisméaBigkeit zur Anwendung. Da die entsprechenden Beschrankungen der
Rechte der betroffenen Person bereits in § 280 Abs.3 BDG 1979 kundgemacht werden und eine
Unterrichtung iiber die Beschriankung im Einzelfall dem Zwecke der Beschrinkung abtriglich wire, ist
ein Informieren der betroffenen Person erst vorgesehen, sobald es nicht mehr dem Zweck des Ersuchens
zuwiderlduft oder zuwiderlaufen kann. Garantien gegen Missbrauch oder unrechtmiBigen Zugang oder
unrechtmiBige Ubermittlung ergeben sich aus den jeweiligen Verfahrensrechten. Fiir den Bereich des
§ 280 Abs. 3 BDG 1979, also der bloBBen Verarbeitung aufgrund eines entsprechenden Ersuchens, ist die
Leiterin oder der Leiter der jeweiligen Zentralstelle Verantwortlicher. Die Speicherfristen richten sich



188 von 195

nach §280a Abs.2 bis 5 BDG 1979 oder nach den gemil § 280 Abs.7 BDG 1979 erlassenen
Verordnungen. Das Informieren der betroffenen Person gemifl Art. 12 bis 14 DSGVO hat erst nach
Mitteilung durch die ersuchende zustindige Behdrde an die Leiterin oder den Leiter der jeweiligen
Zentralstelle direkt zu erfolgen, was bedeutet, dass es zu keiner Befassung von Zwischenvorgesetzten
kommen soll. Zudem wird der betroffenen Person ein Recht zur Stellungnahme gegeniiber der Leiterin
oder dem Leiter der Dienststelle eingerdumt. § 280 Abs. 3 BDG 1979 regelt ausschlieBlich die blofe
Verarbeitung aufgrund eines Ersuchens zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten, der Strafvollstreckung oder des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren
fiir die 6ffentliche Sicherheit. Sonstige Ersuchen sind gemiB § 280 Abs. 1 und 2 BDG 1979 oder gemél3
ihrer jeweiligen Rechtsgrundlage zu beurteilen.

In § 280 Abs. 6 dritter Satz BDG 1979 wird von den Offnungsklauseln in Art. 23 und in Art. 89 Abs. 2
DSGVO Gebrauch gemacht. Es werden die Rechte der betroffenen Personen auf Information, Auskunft,
Berichtigung, Einschrinkung der Verarbeitung und Widerspruch im Rahmen einer Abwdgung im
jeweiligen Einzelfall beschrinkt. Bei der Abwigung ist zu iiberpriifen, ob diese Rechte voraussichtlich
die Verwirklichung der Forschungszwecke oder der statistischen Zwecke unmoglich machen oder
ernsthaft beeintrdchtigen und die Beschrinkung fiir die Erfiillung der Forschungszwecke oder der
statistischen Zwecke notwendig ist. Dadurch soll insbesondere sichergestellt werden, dass die fiir die
wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecke oder die statistischen Zwecke notwendige
Vollstandigkeit der Daten gewéhrleistet und nicht durch Ausiibung der genannten Rechte der betroffenen
Personen ernsthaft beeintrachtigt oder unmdglich gemacht wird. Regelungen zur Auflsung des
Personenbezuges durch geeignete technische Mittel tragen insbesondere dem Grundsatz der
Datenminimierung und dem Schutz der Rechte und Freiheiten betroffener Personen Rechnung.

In §280b Abs.5 bis 8§ BDG 1979 wird von der in Art. 23 DSGVO eroffneten Moglichkeit der
Beschrinkung der Pflichten und Rechte gemal Art. 5, 12 bis 22 und 34 DSGVO Gebrauch gemacht. Dies
erfolgt unter Beachtung des Wesensgehalts der Grundrechte und Grundfreiheiten. Dabei kommen die
Grundsitze der Notwendigkeit und der VerhiltnismaBigkeit zur Anwendung. Derartige Beschrankungen
von Rechten und Pflichten miissen dartiber hinaus der Sicherstellung bestimmter Zwecke dienen, unter
denen beispielsweise in Art. 23 Abs. 1 lit. ¢ DSGVO der ,,Schutz sonstiger wichtiger Ziele des
allgemeinen offentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, insbesondere eines wichtigen
wirtschaftlichen oder finanziellen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, etwa im Wahrungs-,
Haushalts- und Steuerbereich sowie im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit und der sozialen Sicherheit*
genannt wird. Daneben kdnnen sich solche Beschrinkungen beispielsweise auch auf Art. 23 Abs. 1 lit. £
und h bis j DSGVO stiitzen. Die Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung von
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten ist fiir den 6ffentlichen
Dienst unerldsslich und liegt aufgrund des liberwiegenden, berechtigten 6ffentlichen Interesses an der
Aufrechterhaltung und dem ordnungsgemifBlen und rechtskonformen Funktionieren des offentlichen
Dienstes, insbesondere im Sinne einer Erfiillung der Kernaufgaben des Staates unter Wahrung der
Grundsitze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmiBigkeit, selbst im &ffentlichen Interesse.
Insbesondere ist es erforderlich, dass im 6ffentlichen Dienst weiterhin die Moglichkeit zur Dienstaufsicht
sowie zur Planstellenbewirtschaftung besteht und dass die Revisionssicherheit gewahrleistet ist. Es ist
daher erforderlich und sachgerecht, gewisse Beschrinkungen der Rechte der betroffenen Personen
vorzunehmen.

Ein Verantwortlicher ist nach der DSGVO zur Berichtigung, Aktualisierung oder Vervollstindigung von
personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten, die durch ihn
verarbeitet werden, verpflichtet. Dies ergibt sich einerseits aus Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO und
andererseits aus dem Recht der betroffenen Person auf Berichtigung gemifl Art. 16 DSGVO. Der
Rechtskraft fahige Erledigungen enthalten personenbezogene Daten und unter Umstéinden auch besondere
Kategorien personenbezogener Daten, die grundsitzlich dem Recht auf beziechungsweise der Pflicht zur
Berichtigung gemdB den Bestimmungen der DSGVO unterliegen. Da sich daraus ein
Spannungsverhaltnis zum allgemeinen Konzept der Rechtskraft bezichungsweise der Verjahrung ergibt,
ist eine Beschrinkung des Grundsatzes der Richtigkeit gemdl3 Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO sowie des
Rechtes auf Berichtigung gemall Art. 16 DSGVO vorgesehen. § 280b Abs. 5 BDG 1979 beschrinkt den
Grundsatz der Richtigkeit gemafB Art. 5 Abs. 1 lit. d DSGVO sowie das Recht auf Berichtigung gemél
Art. 16 DSGVO bei unrichtigen oder unvollstindigen personenbezogenen Daten oder besonderen
Kategorien personenbezogener Daten insoweit, als einer Berichtigung die Rechtskraft oder die
Verjdhrung entgegenstehen, oder wenn ein zumutbarer Rechtsweg besteht oder bestand. Dies dient nicht
nur dem Schutz des jeweils vorgesehenen Verfahrens, sondern stellt insbesondere klar, dass das Recht auf
Berichtigung auch im Anwendungsbereich der §§ 280 ff BDG 1979 nicht der Umgehung anderer
rechtlicher Vorschriften oder eines durch den Gesetzgeber vorgesehenen Rechtsweges dient. Dass eine
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nicht inhaltsindernde Stellungnahme abgegeben werden kann, bedeutet, dass im Sinne einer
Vervollstindigung oder ergdnzenden Erklarung zwar von den personenbezogenen Daten oder besonderen
Kategorien personenbezogener Daten abweichende Inhalte angefiihrt werden konnen, diese Inhalte der
personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten gemill § 280 Abs. 1
BDG 1979 aber aufgrund der Stellungnahme nicht geéndert werden diirfen. Die Wahrung der
Rechtssicherheit und Rechtsbesténdigkeit stellt ein wichtiges Ziel des allgemeinen 6ffentlichen Interesses
dar und daher ist eine Beschrinkung im Ausmal} des § 280b Abs. 5 BDG 1979 von Art. 23 Abs. 1 lit. e
DSGVO gedeckt.

§ 280b Abs. 6 BDG 1979 stellt klar, dass fiir zuldssig verarbeitete Daten das Recht auf Loschung gemaf
Art. 17 DSGVO fiir Zeiten einer durch Gesetz oder Verordnung vorgesehenen Aufbewahrungspflicht
oder Archivierung ausgeschlossen ist. Eine solche Moglichkeit besteht gemaB3 Art. 17 Abs. 3 DSGVO zur
Erfiillung einer rechtlichen Verpflichtung, wie beispielsweise einer Aufbewahrungspflicht, die die
Verarbeitung nach dem Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im 6ffentlichen Interesse liegt oder in Ausiibung offentlicher Gewalt
erfolgt, die dem Verantwortlichen iibertragen wurde. Zur Aufrechterhaltung des 6ffentlichen Dienstes und
der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit als allgemeines 6ffentliches Interesse und zur Sicherstellung der
mit der Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung personenbezogener Daten und besonderer
Kategorien personenbezogener Daten von betroffenen Personen verbundenen Kontroll-, Uberwachungs-
und Ordnungsfunktion ist die gesetzlich vorgesehene Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung
der genannten Daten bis zum Ablauf der durch Gesetz oder durch Verordnung bestimmten Frist der
Aufbewahrungspflicht erforderlich. Auf Art. 17 Abs. 3 lit. d und e DSGVO wird aulerdem hingewiesen.
Macht eine betroffene Person glaubhaft, dass die Aufbewahrung ihrer personenbezogenen Daten oder
besonderen Kategorien personenbezogener Daten sie erheblich in ihren Rechten beeintrichtigt, so kann
auf Antrag der betroffenen Person fiir die verbleibende Dauer der Aufbewahrungspflicht eine
Speicherung ohne Aufbereitung vorgesehen werden, wenn fiir diesen Zeitraum keine weitere
Verarbeitung, Ubermittlung oder Weiterverarbeitung vorgesehen ist.

§ 280b Abs. 7 BDG 1979 regelt eine Beschrinkung des Rechtes auf Einschrinkung der Verarbeitung
gemiB Art. 18 DSGVO. Die Uberpriifung der Richtigkeit der personenbezogenen Daten und besonderen
Kategorien personenbezogener Daten der betroffenen Person soll nicht dazu fithren, dass in den
standardisierten IKT-Losungen und IT-Verfahren fiir das Personalmanagement des Bundes die
Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung einzuschrinken wire, was beispielsweise ein
momentanes Anhalten der Vorriickung oder eine nicht zeitgerechte Anweisung des zustehenden Bezuges
zur Folge haben kann. Alleine das Bestehen dieser moglichen Folgen aufgrund der integrierten
Datenverarbeitungssysteme wiirde neben der Verursachung eines betrachtlichen Verwaltungsaufwandes
fiir viele betroffene Personen die Geltendmachung ihrer Rechte gemédfl DSGVO erschweren oder faktisch
unmoglich machen, weswegen fiir den Anwendungsbereich der §§ 280 ff BDG 1979 eine Beschriankung
des Rechtes auf Einschriankung der Verarbeitung im erforderlichen Ausmal} sachgerecht ist. Gleiches gilt
fiir den Zeitraum, in dem die betroffene Person ihr Recht auf Widerspruch geltend gemacht hat und noch
nicht feststeht, ob die berechtigten Griinde des Verantwortlichen gegeniiber denen der betroffenen Person
iiberwiegen. Eine Beschriankung des Rechtes auf Einschrankung der Verarbeitung ist auch im Lichte des
wichtigen wirtschaftlichen und finanziellen Interesses des Staates, beispielsweise im Haushalts- und
Steuerbereich, erforderlich und sachgerecht im Sinne des Art. 23 Abs. 1 lit. e DSGVO, da etwa die
rechtskonforme Abfiihrung von Beitrdgen zur Sozialversicherung und der Lohnsteuer, der
rechtskonforme Vollzug der Personaladministration, die Maoglichkeit zur Dienstaufsicht sowie zur
Planstellenbewirtschaftung und die Revisionssicherheit wichtige Ziele des allgemeinen oOffentlichen
Interesses darstellen, deren Schutz die Beschrankung geméf3 § 280 Abs. 7 BDG 1979 rechtfertigt.

Aufgrund des {iberwiegenden, berechtigten Offentlichen Interesses an der Verarbeitung der
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten der Personen gemil
§ 280 Abs. 1 BDG 1979 ist es erforderlich und sachgerecht, das Recht auf Widerspruch gemdf3 Art. 21
DSGVO in §280b Abs. 8 BDG 1979 fiir Zeiten einer durch Gesetz oder Verordnung vorgesehenen
Aufbewahrungspflicht oder Archivierung auszuschlieBen, sofern die betroffene Person nicht Griinde
nachweisen kann, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben und die die Ziele der Beschriankung des
Rechtes auf Widerspruch iiberwiegen. Die Erforderlichkeit und Sachlichkeit dieser Beschrankung ergibt
sich aus dem fiiberwiegenden, berechtigten offentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung und dem
ordnungsgemidfBen Funktionieren des 6ffentlichen Dienstes, konkret dem rechtskonformen Vollzug der
Personaladministration, dem rechtskonformen Abfiihren von Beitrdgen, Dbeispielsweise zur
Sozialversicherung und der Lohnsteuer sowie der Erfiillung der Kernaufgaben des Staates unter Wahrung
der Grundsitze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmafBigkeit. Insbesondere ist es erforderlich,
dass im Offentlichen Dienst weiterhin die Moglichkeit zur Dienstaufsicht sowie zur
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Planstellenbewirtschaftung besteht und dass die Revisionssicherheit gewihrleistet ist. Verarbeitungen,
Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen gemiB § 280 Abs. 1 BDG 1979 erfolgen ausschlieBlich zu in
§ 280 Abs.2 BDG 1979 genannten Zwecken, sofern dies erforderlich ist. Auch fiir die weiteren
Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen gemiB den §§ 280 und 280a Abs. 1 und 7
BDG 1979 besteht ein liberwiegendes, berechtigtes 6ffentliches Interesse, wobei auch auf Art. 21 Abs. 6
DSGVO hingewiesen wird. Dariiber hinaus wiirde fiir den Fall, dass eine betroffene Person ihr Recht auf
Widerspruch geltend macht, nicht zuletzt aufgrund der integrierten Datenverarbeitungssysteme
mindestens eine weitere Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung erforderlich werden, was
dem grundsitzlichen Anliegen der betroffenen Person zuwiderlaufen wiirde. Es wird daher eine
sachgerechte und erforderliche Beschriankung des Rechtes auf Widerspruch geméf Art. 21 DSGVO im
Sinne des Art.23 DSGVO fiir Zeiten einer durch Gesetz oder Verordnung vorgesehenen
Aufbewahrungspflicht oder Archivierung vorgeschlagen, sofern nicht eine beschriebene besondere
Situation vorliegt. In Féllen, in denen das Widerspruchsrecht nicht gemafl § 280b Abs. 8 BDG 1979
eingeschriankt ist, kann sich direkt aus Art.21 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 6 letzter Satz DSGVO
ergeben, dass trotz Widerspruchs eine Verarbeitung, Ubermittlung oder Weiterverarbeitung
personenbezogener Daten zuldssig ist.

Da §119a Abs.2 LDG 1984 und § 119h Abs.2 LLDG 1985 auf § 280b Abs.4 bis 8 BDG 1979
verweisen, gelten die Ausfiihrungen zu § 280b Abs. 4 bis 8 BDG 1979 sinngemdf3 auch fiir diese
Bestimmungen.

Die genannten Risiken sind nach Erwdgungsgrund 75 DSGVO mit Eintrittswahrscheinlichkeit und
Schwere anzugeben. Angesichts der verschwindend geringen Zahl von zwei Verurteilungen nach § 118a
StGB (Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem) im Jahr 2016 (Statistik Austria, Gerichtliche
Kriminalstatistik 2016, https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/k
riminalitaet/index.html, [15.03.2018]) sowie einer Zahl von ca. 3,6 Mio. aktiven IT-Systemen in
Osterreich, ergibt sich eine Wahrscheinlichkeit von unter 1:1 Million, dass sich die von der DSGVO
angefiihrten Risiken oder Nachteile verwirklichen. Die Zahl von 3 610 602 aktiven IT-Systemen ergibt
sich aus der Zahl der Privathaushalte, die fiir das Jahr 2016 mit 3 865 000 beziffert wird (Statistik Austria,
Haushaltsstatistik 2016, https://www .statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und _gesellschaft/bevoelke
rung/haushalte familien lebensformen/index.html, [15.03.2018]), der Zahl der Unternehmen, die fiir das
Jahr 2015 mit 328 638 beziffert wird (Statistik ~ Austria, Leistungs- und Strukturstatistik 2015,
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/wirtschaft/unternehmen_arbeitsstaetten/index.html,
[15.03.2018]) sowie dem Faktor der IKT-Nutzung der fiir das Jahr 2016 flir private Haushalte mit
85 Prozent und fiir Unternehmen mit 99 Prozent (Statistik Austria, IKT-Einsatz in
Haushalten beziehungsweise Unternehmen, https://www.statistik.at/web_de/statistiken/energie umwelt i
nnovation_mobilitaet/informationsgesellschaft/index.html, [15.03.2018]) beziffert wird.

Im Jahr 2016 (Statistik Austria, Gerichtliche Kriminalstatistik 2016,
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/kriminalitaet/index.html,
[15.03.2018]) erfolgten 57 Verurteilungen nach § 302 StGB (Missbrauch der Amtsgewalt) und eine
Verurteilung nach § 310 StGB (Verletzung des Amtsgeheimnisses). Wie viele der Verurteilungen etwa
aufgrund des gezielten Beschaffens personenbezogener Daten oder besonderer Kategorien
personenbezogener Daten durch Abfrage in fiir die Erflillung dienstlicher Aufgaben eingerichteter
Datenbanken oder aufgrund des Ermittelns personenbezogener Daten oder besonderer Kategorien
personenbezogener Daten ohne dienstliche Rechtfertigung erfolgten, war nicht feststellbar. Daher kann
fir die Fille des Missbrauches der Amtsgewalt sowie der Verletzung des Amtsgeheimnisses keine
Wabhrscheinlichkeit des Verwirklichens der von der DSGVO angefiihrten Risiken oder Nachteile
angegeben werden.

ABHILFEMAGBNAHMEN
Die Datensicherheitsprozesse im IT-Personalmanagement des Bundes orientieren sich an folgenden
Normen, Standards, E-Government Konventionen und Empfehlungen:

« ISO 27001, ISO 27002 und ISO 27005 (Informationssicherheit);

* ISO 29100, ISO 29134 und ISO 29151 (Datenschutz);

+ ONORM S 2109 und DIN 66399-1 (Akten- und Datenvernichtung);

* IT-Grundschutzkataloge (Gefédhrdungskataloge) des deutschen Bundesamts fiir Sicherheit
in der Informationstechnik;

 Datenschutz-Leitlinien der dsterreichischen Datenschutzbehdrde;
* Datenschutz-Leitlinien der Artikel-29-Datenschutzgruppe.
*« BLSG-Konvention ,,Portalverbund — Grundschutz*
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« BLSG-Konvention ,,Portalverbund — Sicherheitsmaf3nahmen*

* BLSG-Konvention ,,Portalverbund — Verwaltungsprozess fiir zentrale Dienste*
* BLSG-Konvention ,,Portalverbundprotokoll Version 2%

* BLSG-Konvention ,,Sicherheitsklassen — Zugriff von Benutzern auf Anwendungen*
* BLSG-Konvention ,,Revisionsabfrage im Portalverbund*

* BLSG-Konvention ,,Datensicherheitsmafinahmen fiir Webanwendungen*

* BLSG-Konvention ,,Common Audit Trail Exchange Format”

* BLSG-Konvention ,,Sicherheitsstufen — Kommunikation Biirger — Behdrde®

* [SK-Vorgabe ,,Nationale Kryptostrategie*

» [SK-Vorgabe ,,TLS-Vorgaben fiir klassifizierte Informationen*

* [SK-Vorgabe ,,Vorgaben zu E-Mail fiir klassifizierte Informationen*

Als MaBnahmen, Garantien und Verfahren zur Einddimmung von Risiken werden insbesondere in
Erwagungsgrund 78 der DSGVO unter anderem genannt:

— ,,Minimierung der Verarbeitung personenbezogener Daten* und ,, Verwendungsbeschrdnkung

Die Minimierung der Verarbeitung personenbezogener Daten ergibt sich unmittelbar aus Art. 5 Abs. 1
lit. ¢ DSGVO. Dort wird die Datenminimierung in dem Sinne geregelt, dass Daten dem Zweck
angemessen und erheblich sowie auf das fiir die Zwecke der Verarbeitung notwendige Mal} beschrénkt
sein miissen. Dieser Grundsatz ist in vielfaltiger Weise auch im Gesetzestext anzutreffen, insbesondere
durch den konsequenten Einsatz des Kriteriums der Erforderlichkeit der jeweiligen Verarbeitung,
Ubermittlung oder Weiterverarbeitung (vgl. § 79¢ Abs. 2, 2a und 3, § 79f Abs. 5, § 79g Abs. 1, § 280
Abs.2, 3 und 5 bis 7 und §280a Abs.7 BDG 1979, § 119a Abs.2 LDG 1984, § 119h Abs. 2
LLDG 1985, § 1a Abs. 1 und 2 und § 105 Abs. 5 PG 1965, § 1a Abs. 1 und 2 BThPG und § la Abs. 1
und 2 BB-PQG).

Die Beachtung des Grundsatzes der Speicherbegrenzung gemifl Art. 5 Abs. 1 lit. ¢ DSGVO, wonach
personenbezogene Daten in einer Form gespeichert werden miissen, die die Identifizierung der
betroffenen Personen nur so lange ermdglicht, wie es fiir die Zwecke, fiir die sie verarbeitet werden,
erforderlich ist, ergibt sich ebenso aus dem Kriterium der Erforderlichkeit sowie aus den bereits
beschriebenen Aufbewahrungspflichten und Loschpflichten. So sind etwa Strafregisterauskiinfte nach
ihrer Uberpriifung unverziiglich zu 16schen (vgl. § 204 Abs. 8 BDG 1979, § 3 Abs. 4 VBG, § 3 Abs. 1
RStDG, § 6 Abs. 5 LDG 1984, § 6 Abs. 5 LLDG 1985 und § 2 Abs. 3a RPG).

§280a Abs.2 bis 5 BDG 1979 enthdlt Bestimmungen zur Datenaufbewahrung. Bei gemeinsam
Verantwortlichen ist dem Grundsatz der Datenminimierung folgend die Aufbewahrungspflicht nur von
einem Verantwortlichen wahrzunehmen. Gesetzlich ist eine fiinfzehnjahrige Frist fiir personenbezogene
Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten vorgesehen. Fiir Protokolldaten iiber lesende
Zugriffe ist eine dreijéhrige Frist und fiir Protokolldaten iiber inhaltsindernde Zugriffe eine siebenjéhrige
Frist festgelegt. § 280a Abs. 6 BDG 1979 bestimmt, dass eine durch Gesetz oder Verordnung
vorgesehene ldngere Aufbewahrungspflicht oder Archivierung den in § 280 Abs.2 bis 5 BDG 1979
vorgesehenen Aufbewahrungspflichten vorgeht. Etwaige ldngere Aufbewahrungspflichten sollen
demnach nicht durch die Einfilhrung einer Aufbewahrungspflicht gemafl § 280a BDG 1979 verkiirzt
werden. Ebenso unberiihrt bleiben sollen die Loschpflicht von Strafregisterauskiinften und die
Loschpflicht gemdB §79¢ Abs.2a BDG 1979. Werden jedoch speziellere Fristen fiir
Aufbewahrungspflichten durch den Verantwortlichen oder die gemeinsam Verantwortlichen mittels
Verordnung vorgesehen, so gehen diese der jeweiligen Frist der Aufbewahrungspflicht geméfl § 280a
Abs.2 bis 5 BDG 1979 vor. Die Fristen fiir Protokolldaten iiber lesende Zugriffe miissen jedoch
mindestens ein Jahr und fiir Protokolldaten iiber inhaltséndernde Zugriffe mindestens drei Jahre betragen,
damit insbesondere die Rechte betroffener Personen nicht durch zu kurze Fristen eingeschrinkt werden.
Eine durch Gesetz oder Verordnung vorgesehene ldngere Frist einer Aufbewahrungspflicht oder
Archivierung geht gemidf3 § 280 Abs. 6 BDG 1979 auch einer durch Verordnung gemidfl § 280a Abs. 7
BDG 1979 festgesetzten kiirzeren Frist vor. Gemeinsam Verantwortliche haben beim Erlassen einer
Verordnung gemil §280a Abs.7 BDG 1979 das Einvernehmen herzustellen. Durch die
Verordnungserméchtigung in § 280a Abs.7 BDG 1979 soll insbesondere den Grundsidtzen der
Speicherbegrenzung und Datenminimierung besonders Rechnung getragen werden.

Der sich aus Art. 5 Abs. 1 lit. b DSGVO ergebende Grundsatz der Zweckbindung ist ebenso durchgehend
umgesetzt. Danach diirfen personenbezogene Daten nur fiir festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke
erhoben werden und diirfen nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise
weiterverarbeitet werden. Eine Weiterverarbeitung zu einem anderen Zweck, der ebenso wie der
urspriingliche Zweck der Verarbeitung durch § 280 Abs. 2 BDG 1979 erfasst sein muss, ist daher nur
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mdglich, sofern die personenbezogenen Daten oder die besonderen Kategorien personenbezogener Daten
zu diesem ,,neuen Zweck ebenfalls erhoben und verarbeitet werden diirften, eine derartige neuerliche
Erhebung bereits vorhandener Daten jedoch aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung sowie den
Grundsétzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit folgend unterbleibt und sofern eine
Weiterverarbeitung erfolgen kann und darf. Die in § 280 Abs. 2 BDG 1979 genannten Zwecke dienen
dem iibergeordneten Zweck der Personaldatenverarbeitung im jeweiligen Rechtsverhdltnis und stehen
somit in einem engen und manchmal untrennbaren Zusammenhang. Die Datenerhebung erfolgt zwar
jeweils zu einem konkreten Zweck, jedoch stets im Hinblick auf die Personaldatenverarbeitung im
jeweiligen Rechtsverhéltnis. Personenbezogene Daten und besondere Kategorien personenbezogener
Daten werden im Rahmen einer Weiterverarbeitung nur insoweit verarbeitet, als eine neuerliche
Erhebung der bereits vorhandenen personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien
personenbezogener Daten moglich wiére. Da Strafregisterauskiinfte sowie zu Kontrollzwecken
verarbeitete besondere Kategorien personenbezogener Daten nach ihrer Uberpriifung unverziiglich zu
16schen sind, kann eine Weiterverarbeitung selbiger zu einem anderen Zweck gar nicht in Betracht
kommen. Aufgrund der genannten Einschrinkungen der Weiterverarbeitung resultieren aus einer
Weiterverarbeitung flir die betroffene Person keine Folgen, die nicht auch ohne die jeweilige
Weiterverarbeitung eingetreten wiren. Es gelten aus den genannten Griinden auflerdem die gleichen
Garantien, die im Falle einer Neuerhebung der personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien
personenbezogener Daten gelten wiirden.

Eine Weiterverarbeitung fiir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fiir wissenschaftliche oder
historische Forschungszwecke oder fiir statistische Zwecke gilt gemal Art. 89 Abs. 1 DSGVO nicht als
unvereinbar mit den urspriinglichen Zwecken. Die rechtméBige Verarbeitung zu einem anderen Zweck als
zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, ist auf Grundlage des § 280
BDG 1979 zuldssig, sofern dies erforderlich ist. Die Erforderlichkeit in diesem Zusammenhang ergibt
sich aus der Zusammenschau mit den in Art. 23 Abs. 1 DSGVO genannten Zielen, fiir die die
Verarbeitung eine in einer demokratischen Gesellschaft notwendige und verhiltnismifige Malinahme
zum Schutz dieser Ziele darstellen muss. Insbesondere ist hierbei an die Offentliche Sicherheit, die
Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten, den Schutz der betroffenen Person
oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen sowie an den Schutz sonstiger wichtiger Ziele des
allgemeinen 6ffentlichen Interesses eines Mitgliedstaates zu denken. Davon abgedeckt sind auch wichtige
wirtschaftliche oder finanzielle Interessen des jeweiligen Mitgliedstaates. Insbesondere darf an dieser
Stelle auch das wichtige 6ffentliche Interesse am Funktionieren des 6ffentlichen Dienstes und an einem
rechtskonformen Vollzug der gesetzlichen Vorschriften hervorgehoben werden.

Zu § 280 Abs. 1 und 2 BDG 1979 wird festgehalten, dass eine {iber die in diesen Absitzen festgelegten,
eindeutigen und legitimen Zwecke hinausgehende Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung,
sofern nicht ausdriicklich normiert, auf Grundlage des § 280 Abs. 1 und 2 BDG 1979 nicht vorgesehen
ist. Von der Ermichtigung des § 280 Abs. 1 und 2 BDG 1979 sind lediglich erforderliche Ubermittlungen
zwischen den Leiterinnen und Leitern der Zentralstellen erfasst. Dariiber hinausgehende Ubermittlungen
an Leiterinnen oder Leiter der Zentralstellen oder Dritte bleiben von dieser Bestimmung unberiihrt und
sind anhand ihrer jeweiligen Rechtsgrundlage zu beurteilen. Die Dokumentation einer Ubermittlung an
Dritte, die iiber eine Ubermittlung nach § 280 Abs. 1 erster Satz BDG 1979 hinausgeht, hat zumindest
Datum, Uhrzeit, Empfangerin oder Empfinger, die Kategorien und den Umfang der iibermittelten
personenbezogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten sowie eine Begriindung
der Ubermittlung unter Hinweis auf die jeweilige Rechtsgrundlage zu enthalten.

Die Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen gemiB § 280 Abs.3 und 5 bis 7
BDG 1979 sowie § 280a Abs. 1, 6 und 7 BDG 1979 sind ebenfalls an die in den Bestimmungen
angefiihrten Zwecke gebunden.

§280 Abs.6 BDG 1979 beinhaltet weiters Regelungen zur unverziiglichen Auflosung des
Personenbezuges bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten oder besonderen Kategorien
personenbezogener Daten zu statistischen Zwecken oder zu wissenschaftlichen oder historischen
Forschungszwecken. Eine Minimierung der Verarbeitung findet daher in der Praxis jedenfalls dann statt,
wenn eine Verarbeitung personenbezogener Daten fiir den beabsichtigten Zweck nicht erforderlich ist,
also beispielsweise im Zusammenhang mit statistischen Auswertungen oder der Erstellung von
Controllingberichten.

GemilB § 79¢ Abs. 3 BDG 1979 diirfen etwa Inhalte iibertragener oder zu libertragender Nachrichten nur
dann im Sinne des § 79¢ BDG 1979 kontrolliert werden, wenn dies fiir die Erreichung der angefiihrten
Zwecke unbedingt erforderlich ist. Weiters wird mit § 79¢ Abs. 2 BDG 1979 festgelegt, dass zu Kon-
trollzwecken verarbeitete besondere Kategorien personenbezogener Daten unverziiglich dokumentiert zu
16schen sind, sobald eine weitere Verarbeitung zu Kontrollzwecken nicht mehr unbedingt erforderlich ist.
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§ 79¢ Abs. 4 BDG 1979 sieht im Sinne des Regelungskonzeptes der stufenweisen Kontrollverdichtung in
Bezug auf die Kontrolle der IKT-Nutzung vor, dass sich vorerst anonyme Kontrollmafinahmen, bei denen
noch kein Riickschluss auf einzelne Bedienstete moglich ist, auf Organisationseinheiten mit mindestens
fiinf Bediensteten zu beziehen haben. Bei Organisationseinheiten mit weniger als fiinf Bediensteten ist fiir
die Durchfiihrung einer Kontrollmanahme die jeweils {iibergeordnete Organisationseinheit
miteinzubeziehen. Wenn bestimmte Programme und Anwendungen auch unter Einbeziehung der
iibergeordneten Organisationseinheiten weniger als fiinf Bediensteten zur Verfligung stehen, diirfen
Kontrollmafinahmen auch auf diesen kleineren Bedienstetenkreis bezogen durchgefiihrt werden.

§ 79f Abs.5 BDG 1979 regelt beispielsweise ein Weiterverarbeitungsverbot fiir Daten im dort
angefiihrten Sinn.

Gemaif § 10a Bundes-Personalvertretungsgesetz erfolgt beispielsweise eine Einsichtnahme grundsitzlich
nur ins Personalverzeichnis und fiir dariiber hinausgehende Verarbeitungen wird die Zustimmung der
oder des betroffenen Bediensteten bendtigt.

Beziiglich § 119a LDG 1984 und 119h LLDG 1985 wird auf die Ausfihrungen zu den §§ 280 ff
BDG 1979 verwiesen.

Die Zugriffs- und Berechtigungskonzepte des IT-Personalmanagements entsprechen dem Grundsatz der
Beschrinkung auf das notwendige MaB.

— ,,schnellstmogliche Pseudonymisierung personenbezogener Daten’ (siche auch Erwagungsgrund 28
DSGVO):

Auf die Ausfithrungen zu § 79¢ Abs. 4 BDG 1979 wird verwiesen.

Eine Pseudonymisierung der auf Grundlage des § 280 BDG 1979 erhobenen personenbezogenen Daten
oder besonderen Kategorien personenbezogener Daten selbst ist nicht mdglich, weil im Sinne des
jeweiligen Rechtsverhéltnisses eine zweifelsfreie Zuordnung sowohl in der analogen, als auch in der
digitalen Welt moglich bleiben muss, was auch dem Kriterium der Erforderlichkeit entspricht. Ist eine
Auflésung des Personenbezuges durch geeignete technische Mittel (vgl. § 280 Abs. 6 BDG 1979) jedoch
moglich, so wird diese insbesondere gemil den Grundsdtzen der Datenminimierung und der
Speicherbegrenzung und im Sinne des Art. 32 DSGVO vorgenommen, sofern nicht ohnedies eine
Loschung zu erfolgen hat.

Beziiglich § 119a LDG 1984 und 119h LLDG 1985 wird auf die Ausfihrungen zu den §§ 280 ff
BDG 1979 verwiesen.

— ,, Transparenz in Bezug auf die Funktionen und die Verarbeitung personenbezogener Daten™ und
., Uberwachung der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die betroffenen Personen *:

Durch die explizite gesetzliche Regelung der Datenverarbeitung sowie deren Zwecke wird den
Anforderungen der Transparenz bereits durch die Kundmachung in hohem Mafle Rechnung getragen.

Auf die Informationspflichten gemaBl Art. 13 und Art. 14 DSGVO wird an dieser Stelle hingewiesen.

Ubt eine betroffene Person ihre Rechte nach der DSGVO gegeniiber einem unzustindigen
Verantwortlichen aus, so hat dieser sie gemidBl § 280b Abs.4 BDG 1979 an den zustindigen
Verantwortlichen zu verweisen. Die Ubermittlung von Informationen an die betroffene Person hat
unentgeltlich innerhalb eines Monats nach Ausiibung eines der genannten Rechte nach der DSGVO direkt
schriftlich, gegebenenfalls elektronisch oder in einer anderen, schriftlich dokumentierten Form zu
erfolgen. Die Frist kann vor Ablauf nach begriindeter Verstindigung der betroffenen Person um weitere
zwel Monate verlidngert werden, wenn dies unter Beriicksichtigung der Komplexitit und der Anzahl von
Geltendmachungen erforderlich ist. Macht eine betroffene Person ein gemdB § 280b Abs.5 bis 8§
BDG 1979 beschrinktes Recht geltend, so ist sie darauf hinzuweisen und die zustidndige
Datenschutzbeauftragte oder der zustdndige Datenschutzbeauftragte ist dariiber in Kenntnis zu setzen.

AuBerdem wird durch das gemidf3 Art. 30 DSGVO zu fithrende Verzeichnis von Verarbeitungstitigkeiten,
das der Aufsichtsbehorde auf Anfrage zur Verfligung zu stellen ist, dargestellt, welche
Verarbeitungstitigkeiten jeweils vorgenommen werden und der jeweiligen Zustdndigkeit unterliegen.

Beispiele fiir Informationspflichten im Zusammenhang mit betroffenen Personen finden sich etwa in
§ 79¢ Abs. 2a, § 79f Abs. 5, § 79g Abs. 6 und 7 sowie § 280 Abs.3 BDG 1979 oder § 119a Abs. 2
LDG 1984 und 119h Abs. 2 LLDG 1985.

Beziiglich § 119a LDG 1984 und 119h LLDG 1985 wird auf die Ausfithrungen zu den §§ 280 ff
BDG 1979 verwiesen.
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Uber das ESS-Serviceportal des IT-Personalmanagement erfolgen entsprechende Informationen an die
betroffenen Personen, deren personenbezogene Daten oder besondere Kategorien personenbezogener
Daten mittels IT-Personalmanagements verarbeitet werden.

— ,,Datensicherheitsmafinahmen® (Erwiagungsgrund 83 DSGVO):

Durch entsprechende technische und personelle MaBnahmen wird im Einzelfall sichergestellt, dass
personenbezogene Daten oder besondere Kategorien personenbezogener Daten in einer Weise verarbeitet
werden, die eine angemessene Sicherheit der Daten gewéhrleistet und einen entsprechenden Schutz vor
unbefugter oder unrechtmifBiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter
Zerstorung oder unbeabsichtigter Schadigung bietet, wodurch vor allem dem Grundsatz der Integritét und
Vertraulichkeit gemal3 Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO Rechnung getragen wird. In diesem Zusammenhang
wird auch auf Art. 25 DSGVO hingewiesen.

Die Verantwortlichen gemifl § 280 Abs. 1 BDG 1979 und die gemeinsam Verantwortlichen gemél
§ 280b Abs.2 BDG 1979 haben jeweils gemdl Art.32 bis 34 DSGVO fiir die Sicherheit der
personenbezogenen Daten, der besonderen Kategorien personenbezogener Daten sowie der
Protokolldaten zu sorgen. Die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler ist gemdB § 280a Abs.7
BDG 1979 erméchtigt, zum Zwecke der rechtskonformen Verfahrensgestaltung, der Fehlerbehebung
sowie der Datensicherheit in den von ihr oder ihm bereitgestellten oder betriebenen IKT-Losungen und
IT-Verfahren fir das Personalmanagement des Bundes erforderliche nicht inhaltsindernde
Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen von personenbezogenen Daten und
besonderen Kategorien personenbezogener Daten durchzufiihren. Die Erforderlichkeit der Verarbeitung,
Ubermittlung und Weiterverarbeitung personenbezogener Daten und besonderer Kategorien
personenbezogener Daten zu den genannten Zwecken ist eng auszulegen. Datensicherheit bezieht sich
nicht nur auf den physischen Zugang zu den Datenverarbeitungssystemen, sondern bedeutet auch, dass
sichergestellt wird, dass die IKT-Losungen und IT-Verfahren fiir das Personalmanagement des Bundes
Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen von personenbezogenen Daten und
besonderen Kategorien personenbezogener Daten nur berechtigten Personen ermdéglichen und diese Daten
nur berechtigten Personen zur Verfligung stehen. Personenbezogene Daten und besondere Kategorien
personenbezogener Daten sind vor unrechtmiBigen Verarbeitungen, Ubermittlungen oder
Weiterverarbeitungen zu schiitzen, was insbesondere durch entsprechende Protokollierung zu erfolgen
hat. Daher ist von dem oder den jeweils Verantwortlichen sicherzustellen, dass bestehende Protokolldaten
nicht verdndert werden konnen. Fiir Bereiche, in denen die Leiterinnen und Leiter der Zentralstellen
jeweils mit der Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler gemeinsam Verantwortliche sind, erfolgt
gemdl § 280b Abs. 2 BDG 1979 die Aufteilung der Pflichten unbeschadet der Stellung als gemeinsam
Verantwortliche im Sinne der DSGVO durch Verordnung der Bundesregierung. Die Moglichkeit zur
Festlegung der jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen durch Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten,
denen die Verantwortlichen unterliegen, wird in Art. 26 Abs. 1 DSGVO er6ffnet. Dadurch soll vor allem
gewihrleistet sein, dass betroffene Personen bei der Geltendmachung ihrer Rechte gemidfl DSGVO
hinsichtlich standardisierter IKT-Losungen und IT-Verfahren des Personalmanagements des Bundes
unabhingig davon, welche Konstellation gemeinsam Verantwortlicher vorliegt, vergleichbar behandelt
werden.

Datensicherheitsmafinahmen werden etwa auch durch Sicherheitsanalysen bei der Programmierung sowie
bereits jetzt umgesetzte Rollenkonzepte und die damit eindeutige Identifikation der oder des jeweiligen
Verarbeitenden getroffen.

Es wird auflerdem an dieser Stelle auf die Regelungen zu Auftragsverarbeitern in Art. 28 DSGVO
hingewiesen.

Gemidll Art.35 Abs.10 DSGVO ist eine Datenschutz-Folgenabschitzung im Zuge von
Gesetzgebungsverfahren zulédssig. Die konkret eingesetzte Infrastruktur wird jedoch typischerweise nicht
gesetzlich geregelt, weswegen an dieser Stelle auf die Einhaltung der Malnahmen gemiB Art. 25 und
Art. 32 DSGVO hingewiesen wird. Durch die Publikation der angefiihrten Bestimmungen in den
jeweiligen gesetzlichen Grundlagen als Bundesgesetz im Bundesgesetzblatt sowie der parlamentarischen
Materialien im Zuge des Gesetzgebungsprozesses konnen die Hintergriinde fiir die zuldssige
Verarbeitung, Ubermittlung und Weiterverarbeitung personenbezogener Daten und besonderer
Kategorien personenbezogener Daten sowie die zum Begutachtungsentwurf erfolgten Stellungnahmen
von der Offentlichkeit kostenlos eingesehen und nachvollzogen werden. Im Rahmen des erfolgten
Begutachtungsverfahrens wurde insbesondere der Datenschutzbehdrde, den Datenschutzbeauftragten, den
betroffenen Personen und den Verantwortlichen die Moglichkeit zur Stellungnahme eingerdumt. Durch
die Abgabe von Stellungnahmen erfolgte eine aktive Mitwirkung an der Gestaltung des Gesetzestextes,
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um die Vereinbarkeit der geplanten Verarbeitungen, Ubermittlungen und Weiterverarbeitungen mit der
DSGVO sicherzustellen.

Weiters trigt die Benennung einer oder eines jeweils zustdndigen Datenschutzbeauftragten maligeblich
zur Datensicherheit bei. Hinzu kommen beispielsweise entsprechende Schulungen, Handbiicher,
Sicherheitskonzepte oder gegebenenfalls Weisungen, die auf den jeweiligen Einzelfall abstellen.

Beziiglich § 119a LDG 1984 und 119h LLDG 1985 wird auf die Ausfiihrungen zu den §§ 280 ff
BDG 1979 verwiesen.

AuBerdem bestehen Verarbeitungs-, Ubermittlungs- und Weiterverarbeitungsmdglichkeiten stets nur fiir
Personen, die sich in ihrem jeweiligen Rechtsverhiltnis entsprechend bewidhrt und als verldsslich
erwiesen haben. Insbesondere die Bestimmungen zur Abwehr von Schiaden an der IKT-Infrastruktur und
zur Gewdhrleistung ihrer korrekten Funktionsfihigkeit und zu Kontrollmanahmen im Sinne des
5a. Unterabschnitts des BDG 1979 bewirken durch die dort gesetzten MaBinahmen ebenso eine Erh6hung
der Datensicherheit.
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	Zu Art. 10 (Änderung des Kinderbetreuungsgeldgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 10 Z 1 bis 6 (§ 25 Abs. 2, Überschrift zu § 36, § 36 bis 37b und § 50 Abs. 21): 
	Zu Art. 10 Z 7 (§ 50 Abs. 21): 

	Zu Art. 11 (Änderung des Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetzes 2013) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 11 Z 1 bis 6 und 8 bis 12, 14, 15 und 17 (§ 8 und 40): 
	Zu Art. 11 Z 7 und 13 (§ 9 Abs. 4 und § 40 Abs. 5): 
	Zu Art. 11 Z 19 (§ 40 Abs. 7): 
	Zu Art. 11 Z 21 (§ 47): 

	Zu Art. 12 (Änderung des Bundesgesetzes über die Einrichtung einer Dokumentations- und Informationsstelle für Sektenfragen) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 12 Z 1 (§ 5): 
	Zu Art. 12 Z 2 (§ 10 Abs. 1): 
	Zu Art. 12 Z 3 (§ 11): 
	Zu Art. 12 Z 4 (§ 13 Abs. 2): 
	Zu Art. 12 Z 5 (§ 14): 

	Zu Art. 13 (Änderung des Bundes-Jugendförderungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 13 Z 1 bis 3 (§ 8 Abs. 2 und § 9): 
	Zu Art. 13 Z 4 (§ 12): 

	Zu Art. 14 (Änderung des Familienzeitbonusgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 14 Z 1 bis 3 (§ 4 Abs. 3, § 8, § 9 samt Überschrift): 
	Zu Art. 14 Z 4 (§ 12 Abs. 2): 

	Zum 2. Hauptstück (Öffentlicher Dienst) 
	Allgemeines: 

	 Zu Art. 15 (Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 15 Z 1 bis 5, 8, 13 und 17 (§ 48 Abs. 1, Überschrift zu § 79e, § 79e Abs. 2 und 5, § 79g Abs. 1 und § 79h BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 6 (§ 79e Abs. 2a BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 7 (§ 79e Abs. 3 BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 9 und 11 (§ 79f Abs. 1 und 4 BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 10 und 14 (§ 79f Abs. 3 und § 79g Abs. 4 BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 12 und 15 (§ 79f Abs. 5 und § 79g Abs. 6 BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 16 (§ 79g Abs. 7 BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 18 (§ 204 Abs. 7 BDG 1979): 
	Zu Art. 15 Z 19 bis 21 (§ 280, § 280a und § 280b BDG 1979): 

	Zu Art. 16 (Änderung des Gehaltsgesetzes 1956) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 16 Z 1 (§ 171 GehG): 

	Zu Art. 17 (Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 17 Z 1 und 3 (Inhaltsverzeichnis, § 96 und § 96a VBG): 
	Zu Art. 17 Z 2 (§ 3 Abs. 4 VBG): 

	Zu Art. 18 (Änderung des Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 18 Z 1 (Artikel VI RStDG): 
	Zu Art. 18 Z 2 (§ 3 Abs. 1 RStDG): 

	Zu Art. 19 (Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 19 Z 1 (§ 6 Abs. 5 LDG 1984): 
	Zu Art. 19 Z 2 (§ 119a LDG 1984): 

	Zu Art. 20 (Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 20 Z 1 (§ 6 Abs. 5 LLDG 1985 ): 
	Zu Art. 20 Z 2 und 3 (§ 119h und § 124a LLDG 1985): 

	Zu Art. 21 (Änderung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 21 Z 1 und 2 (§ 12 Abs. 2 und § 25 Abs. 6 B-GlBG): 

	Zu Art. 22 (Änderung des Pensionsgesetzes 1965) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 22 Z 1 bis 9 (§ 1a Abs. 1 bis 3, Überschrift zu § 101, § 101 Abs. 1 und 2, § 102 und § 105 Abs. 5 PG 1965): 

	Zu Art. 23 (Änderung des Bundestheaterpensionsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 23 Z 1 bis 8 (§ 1a Abs. 1 bis 3, Überschrift zu § 21, § 21 Abs. 1 und 2 und § 21a BThPG): 

	Zu Art. 24 (Änderung des Bundesbahn-Pensionsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 24 Z 1 bis 3 und Z 5 bis 9 (§ 1a Abs. 1 bis 3, Überschrift zu § 68, § 68 Abs. 1 und 2 und § 69 BB-PG): 

	Zu Art. 25 (Änderung des Bundespensionsamtübertragungs-Gesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 25 Z 1 und 2 (§ 5 BPAÜG): 

	Zu Art. 26 (Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 26 Z 1 bis 9 (§ 9 Abs. 2 lit. f, n und o sowie Abs. 3 lit. i, n und o, § 10a Abs. 1 und 3 und § 14 Abs. 3 PVG): 

	Zu Art. 27 (Änderung des Rechtspraktikantengesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 27 Z 1 (§ 2 Abs. 3a RPG): 
	Zu Art. 27 Z 2 (§ 26a RPG): 

	Zum 3. Hauptstück (Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz) 
	Allgemeines: 

	Zum 1#. Abschnitt (Konsumentenschutz) 
	Zu Art. 28 (Änderung des Alternative-Streitbeilegung-Gesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 28 Z 1 (§ 8 Abs. 2): 

	Zu Art. 29 (Änderung des Produktsicherheitsgesetzes 2004) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 29 Z 1 (§ 8 Abs. 4 PSG 2004): 
	Zu Art. 29 Z 2 (§ 9 PSG 2004): 
	Zu Art. 29 Z 3 und 4 (§ 10 PSG 2004): 

	Zum 2. Abschnitt (Soziales) 
	Zu Art. 30 (Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 30 Z 1 und 2 (§§ 16 und 19a BEinstG): 

	Zu Art. 31 (Änderung des Bundesbehindertengesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 31 Z 1 (§ 13c Abs. 5 BBG): 
	Zu Art. 31 Z 2 bis 13 (§ 13d Abs. 5, § 30, § 52 und § 53 BBG): 

	Zu Art. 32 (Änderung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 32 Z 1 (§ 16): 

	Zu Art. 33 (Änderung des Bundespflegegeldgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 33 Z 1 (§ 21a Abs. 5, 6 und 7 BPGG): 
	Zu Art. 33 Z 2, 3, 4 und 6 (§ 21b Abs. 7, 8, 10 und 12): 
	Zu Art. 33 Z 7 bis 10, 14 bis 16 und 18 (§§ 21e, 33 und 45 BPGG): 
	Zu Art. 33 Z 11 bis 13 (§ 32 BPGG): 
	Zu Art. 33 Z 17 (§ 33a Abs. 3 und 4 BPGG): 

	Zu Art. 34 (Änderung des Ehrengaben- und Hilfsfondsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 34 Z 1 und 2 (§§ 13 dritter Satz und 14 Abs. 2): 

	Zu Art. 35 (Änderung des Heeresentschädigungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 35 Z 1 bis 6 (§§ 5 und 6 HEG): 

	Zu Art. 36 (Änderung des Heimopferrentengesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 36 Z 2 und 4 (§§ 11 und 12 HOG): 
	Zu Art. 36 Z 3 (§ 11 Abs. 4 Z 2 lit. d und Z 5 HOG): 

	Zu Art. 37 (Änderung des Impfschadengesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 37 Z 1 und 2 (§ 3 Abs. 3): 

	Zu Art. 38 (Änderung des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 38 Z 1 bis 5 (§§ 17 und 18): 

	Zu Art. 39 (Änderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 39 Z 1 bis 3 (§§ 91a, 91b und 93): 

	Zu Art. 40 (Änderung des Sozialministeriumservicegesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 40 Z 1 bis 8 (§ 2a Abs. 1 bis 5): 

	Zu Art. 41 (Änderung des Verbrechensopfergesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 41 Z 1 und 2 (§ 9 Abs. 5 und § 9c Abs. 2): 

	Zum 3. Abschnitt (Arbeit) 
	Zu Art. 42 (Änderung des Arbeitsmarktservicegesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 42 Z 1 (§ 25 AMSG): 
	Zu Art. 42 Z 1 (§ 25 Abs. 1 bis 8 AMSG): 
	Zu Art. 42 Z 1 (§ 25 Abs. 9 AMSG): 
	Zu Art. 42 Z 1 (§ 25 Abs. 10 und 11 AMSG): 
	Zu Art. 42 Z 2 (§ 78 Abs. 35 AMSG): 

	Zu Art. 43 (Änderung des IEF-Service-GmbH-Gesetzes): 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 43 Z 1 (§ 19 Abs. 1 IEFG): 
	Zu Art. 43 Z 1 (§ 19 Abs. 2 IEFG): 
	Zu Art 43 Z 1 (§ 19 Abs. 3 bis 5 IEFG): 
	Zu Art 43 Z 1 (§ 19 Abs. 6 IEFG): 

	Zu Art. 44 (Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 44 Z 1 und 2 (§ 5 Abs. 5 und § 14 Abs. 4 IESG): 
	Zu Art. 44 Z 3 (§ 36 IESG): 

	Zu Art. 45 (Änderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 45 Z 1 (§ 31a Abs. 2 BUAG): 
	Zu Art. 45 Z 2 und 3 (§ 31a Abs. 4 und 5 BUAG): 
	Zu Art. 45 Z 4 (§ 33g Abs. 1 und 2 BUAG): 

	Zu Art. 46 (Änderung des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 46 Z 1 und 2 (§ 11 Abs. 2 und 3 LSD-BG): 
	Zu Art. 46 Z 3 (§ 11 Abs. 4 LSD-BG): 

	Zu Art. 47 (Änderung des Sozialbetrugsbekämpfungsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 47 Z 1 (Überschrift zu § 5): 
	Zu Art. 47 Z 2 (§ 5 Abs. 3 und 4): 
	Zu Art. 47 Z 3 (§ 5 Abs. 6): 
	Zu Art. 47 Z 4 (§ 8 Abs. 10): 

	Zu Art. 48 (Änderung des Ausbildungspflichtgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 48 Z 1 bis 3 (§ 13 und 15): 
	Zu Art. 48 Z 4 (§ 21): 

	Zu Art. 49 (Änderung des Arbeiterkammergesetzes 1992): 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 49 Z 1 (§ 17a Abs. 4 AKG), 8 und 9 (§ 45 Abs. 1 und 2 erster Satz AKG) sowie 11 bis 13 (§ 92AKG) 
	Zu Art. 49 Z 1, 2, 4, 5, 6, 7, 9, 10 und 13 (§ 17a Abs. 4 und 5, § 33 Abs. 3 und 4, § 34 Abs. 2 und 4, § 45 Abs. 2 und 3 AKG): 
	Zu Art. 49 Z 3 (§ 18 Abs. 5 AKG) 

	Zum 4. Hauptstück (Bildung) 
	Allgemeines: 

	Zu Art. 50 (Änderung des Bildungsdokumentationsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 50 Z 1, 2 und 3 (Inhaltsverzeichnis zu den §§ 7a, 7b, 7c und 10a sowie zur Anlage 4): 
	Zu Art. 50 Z 4 (§ 1): 
	Zu Art. 50 Z 5, 6, 7, 8 und 9 (§ 2 Abs. 1 Z 1 lit. a und c, Z 2 lit. b, e und f; Entfall des § 2 Abs. 1 Z 2 lit. g; § 2 Abs. 1 Z 3): 
	Zu Art. 50 Z 10 (§ 2 Abs. 1 Z 6): 
	Zu Art. 50 Z 11 (§ 2 Abs. 3): 
	Zu Art. 50 Z 12 (§ 2 Abs. 4): 
	Zu Art. 50 Z 13 (§ 3 Abs. 1): 
	Zu Art. 50 Z 14 (§ 3 Abs. 3 Z 8): 
	Zu Art. 50 Z 15 (§ 5 Abs. 1): 
	Zu Art. 50 Z 16 (§ 5 Abs. 2): 
	Zu Art. 50 Z 17 (§ 7 Abs. 1): 
	Zu Art. 50 Z 18 (§ 7 Abs. 2): 
	Zu Art. 50 Z 19 (§ 7 Abs. 4): 
	Zu Art. 50 Z 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29 und 49 (Überschrift des § 7a sowie § 7a Abs. 1, 2, 3, 4, 5, 8, 8a, 9, 10 und 11, Anlage 3 – Datenverbund der Universitäten und Hochschulen): 
	Zu Art. 50 Z 32 und 50 (§ 7b, 7c, Anlage 4): 
	Zu Art. 50 Z 31 (§ 8 Abs. 1 und 2): 
	Zu Art. 50 Z 32, 33, 34 und 35 (§ 8 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 Z 2): 
	Zu Art. 50 Z 36 (Entfall des § 8 Abs. 4): 
	Zu Art. 50 Z 37 (§ 9 Abs. 2 Z 1 lit. b): 
	Zu Art. 50 Z 38 (§ 10 Abs. 3 Z 2): 
	Zu Art. 50 Z 39 und 40 (Überschrift zu § 10a und § 10a Abs. 2): 
	Zu Art. 50 Z 41 (§ 10a Abs. 3): 
	Zu Art. 50 Z 42 (§ 11 Abs. 5): 
	Zu Art. 50 Z 43 (§ 12 Abs. 19): 
	Zu Art. 50 Z 44 (§ 14 Abs. 7): 
	Zu Art. 50 Z 45 (§ 15): 
	Zu Art. 50 Z 46 und 47 (Anlage 1 Z 1,1a und 9): 
	Zu Art. 50 Z 48 (Anlage 1 Z 14): 

	Zu Art. 51 (Änderung des Schulunterrichtsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 51 Z 1, 2 und 3 (§ 57b Abs. 1 und 2; Entfall des § 57b Abs. 3): 
	Zu Art. 51 Z 4 (§ 77 Abs. 2): 
	Zu Art. 51 Z 5 (§ 77 Abs. 3): 
	Zu Art. 51 Z 6 (§ 82 Abs. 10): 

	Zu Art. 52 (Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 52 Z 1, 2 und 3 (§ 55a Abs. 1 und 2; Entfall des § 55a Abs. 3): 
	Zu Art. 52 Z 4 (§ 65 Abs. 2): 
	Zu Art. 52 Z 5 (§ 65 Abs. 3): 
	Zu Art. 52 Z 6 (§ 69 Abs. 12): 
	Zu Art. 52 Z 7 (§ 70): 

	Zu Art. 53 (Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 53 Z 1 (§ 6 Abs. 1a): 
	Zu Art. 53 Z 2 und 3 (§ 16 Abs. 1 und 5): 
	Zu Art. 53 Z 4 (§ 30 Abs. 22): 

	Zu Art. 54 (Änderung des BIFIE-Gesetzes 2008) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 54 Z 1 (§ 3 Abs. 3): 
	Zu Art. 54 Z 2 (§ 6 Abs. 2 und 3): 
	Zu Art. 54 Z 3 (Entfall des § 7 Abs. 1a): 
	Zu Art. 54 Z 4 (Entfall des § 7b Abs. 2): 
	Zu Art. 54 Z 5 (§ 7b Abs. 3): 
	Zu Art. 54 Z 6 und 7 (§ 9 Abs. 4): 
	Zu Art. 54 Z 8, 9 und 10 (§ 9a Abs. 2 Z 3 und 5, § 11 Abs. 1 Z 3 sowie § 12 Abs. 1): 
	Zu Art. 54 Z 11 (§ 27): 
	Zu Art. 54 Z 12 (§ 28 Abs. 6): 

	Zu Art. 55 (Änderung des Hochschulgesetzes 2005) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 55 Z 1 (§ 1 Abs. 3): 
	Zu Art. 55 Z 1, 2 (§ 12 Abs. 1 Z 1 sowie Abs. 2 Z 1 und 2, § 17 Abs. 3): 
	Zu Art. 55 Z 4 und 6 (§ 21 Abs. 5, § 33 Abs. 3): 
	Zu Art. 55 Z 5 (§ 24 Abs. 3): 
	Zu Art. 55 Z 7, 8, 9, 11 und 12 (§ 52d Abs. 3, § 53 Abs. 1, § 65 Abs. 7, § 69 Abs. 6, § 71 Abs. 6): 
	Zu Art. 55 Z 8 (§ 53 Abs. 1): 
	Zu Art. 55 Z 10 (§ 69 Abs. 1): 
	Zu Art. 55 Z 13, 14, 15, 16 und 19 (§ 74a Abs. 1, 2, 6 und 8; Anlage zu § 74a Abs. 1 Z 4): 
	Zu Art. 55 Z 17 (§ 79): 
	Zu Art. 55 Z 18 (§ 80 Abs. 14): 

	Zu Art. 56 (Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 56 Z 1 (§ 1a Z 4): 
	Zu Art. 56 Z 2 und 3 (§ 13 Z 1): 
	Zu Art. 56 Z 4 (Schlusssatz des § 13): 
	Zu Art. 56 Z 5, 6 und 7 (§ 15 Abs. 6, 7 und 8; Entfall des § 15 Abs. 5, 9 und 10): 
	Zu Art. 56 Z 8 (§ 25): 
	Zu Art. 56 Z 9 (§ 26 Abs. 20): 
	Zu Art. 56 Z 10 (Anlage): 

	Zum 5. Hauptstück (Digitales, Wirtschaft) 
	Besonderer Teil 
	Zum 5. Hauptstück (Digitales und Wirtschaft) 
	Kompetenzgrundlage: 

	Zu Art. 57 (Änderung des E-Government-Gesetzes ) 
	Zu Art. 57 Z 1 bis 16, 18 bis 25 (Einträge im Inhaltsverzeichnis zu den §§ 8, 14, 15 bis 18 und 22, § 3, § 4 Abs. 1, 2, 4, 5 und 6, § 4a Abs. 3 bis 5, § 4b, § 5 Abs. 1 bis 3, § 6 Abs. 2, 4 und 5, § 7 Abs. 2, § 8 samt Überschrift, § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 1 und 2, § 11, § 12, § 13, § 14 samt Überschrift, § 14a Abs. 2, die Überschrift zu § 15, § 15 Abs. 1, die Überschrift zu § 16, § 16 Abs. 2, § 17 samt Überschrift, die Überschrift zu § 18, § 18 Abs. 1 und 2, § 19 Abs. 2 und 3, die Überschrift zu § 22, § 22 Abs. 1, § 24 Abs. 3, § 25 Abs. 2): 
	Zu Art. 57 Z 17 (§ 9 Abs. 1): 

	Zu Art. 58 (Änderung des Signatur- und Vertrauensdienstegesetzes) 
	Zu Art. 58 Z 1 (§ 10 Abs. 2): 

	Zu Art. 59 (Änderung des Unternehmensserviceportalgesetzes) 
	Zu Art. 59 Z 1 bis 3 (Überschrift zu § 4, § 4 Abs. 1 erster Satz und zweiter Satz): 

	Zu Art. 60 (Änderung des Dienstleistungsgesetzes) 
	Zu Art. 60 Z 1 und 2 (§ 6 Abs. 6, § 15 Abs. 6): 

	Zu Art. 61 (Änderung des Informationsweiterverwendungsgesetzes) 
	Zu Art. 61 Z 1 (§ 2 Abs. 3): 

	Zu Art. 62 (Änderung des Wettbewerbsgesetzes) 
	Zu Art. 62 Z 1 (§ 10 Abs. 1 und 1a): 
	Zu Art. 62 Z 2 (§ 11 Abs. 3 bis 5): 
	Zu Art. 62 Z 3 (§ 14 Abs. 3): 

	Zu Art. 63 (Änderung der Gewerbeordnung) 
	Zu Art. 63 Z 1 (§ 77a Abs. 7 GewO 1994): 
	Zu Art. 63 Z 2 (§ 151 GewO 1994): 
	Zu Art. 63 Z 3 (§ 352b GewO 1994): 
	Zu Art. 63 Z 4 (§ 365m1 Abs. 10 Z 4 GewO 1994): 
	Zu Art. 63 Z 5 (§ 373a Abs. 5 GewO 1994): 

	Zu Art. 64 (Änderung des Berufsausbildungsgesetzes) 
	Allgemeines: 
	Zu Art. 64 Z 1 (§ 19c Abs. 7 BAG): 
	Zu Art. 64 Z 2 (§ 19e Abs. 1 BAG): 
	Zu Art. 64 3 (§ 19f BAG): 
	Zu Art. 64 Z 4 (§ 19g Abs. 1 BAG): 
	Zu Art. 64 Z 5 (§ 19g Abs. 1): 
	Zu Art. 64 Z 6 und 7 (§ 19g Abs. 2 und 3): 
	Zu Art. 64 Z 8 und 9 (§ 20 Abs. 7 und § 31d Abs. 5): 

	Zu Art. 65 (Änderung des Ingenieurgesetzes 2017) 
	Zu Art. 65 Z 1 (§ 11): 

	Zu Art. 66 (Änderung des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014) 
	Zu Art. 66 Z 1 (§ 52a Abs. 14): 
	Zu Art. 66 Z 2 (§ 52e Abs. 4): 
	Zu Art. 66 Z 3 (§ 67c): 

	Zu Art. 67 (Änderung des Wirtschaftskammergesetzes 1998) 
	Zu Art. 67 Z 1 (§ 72 Abs. 1): 
	Zu Art. 67 Z 2 (§ 72 Abs. 3): 
	Zu Art. 67 Z 3 und 4 (§ 72 Abs. 6 und § 74 Abs. 2): 
	Zu Art. 67 Z 5 (§ 150 Abs. 7): 

	Zu Art. 68 (Änderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017) 
	Zu Art. 68 Z 1 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 68 Z 2 (96 Abs. 15): 
	Zu Art. 68 Z 3 (§ 100 Abs. 4): 
	Zu Art. 68 Z 4 (§ 183): 
	Zu Art. 68 Z 5 (§ 238a): 

	Zu Art. 69 (Änderung des Ziviltechnikerkammergesetzes 1993) 
	Zu Art. 69 Z 1 (§ 18 Abs. 2 Z 7): 
	Zu Art. 69 Z 2 (§ 34 Abs. 3): 

	Zum 6. Hauptstück (Finanzen) 
	Allgemeines 
	Zu Art. 70 und 71 (Änderung der Bundesabgabenordnung und der Abgabenexekutionsordnung): 
	Zu Art. 72 (Änderung des Finanzstrafgesetzes): 
	Kompetenzgrundlage: 

	Zu Art. 70 Änderung der Bundesabgabenordnung) 
	Zu Art. 70 Z 1 (§ 48b BAO): 
	Zu Art. 70 Z 2 (§ 48d bis 48i BAO): 
	Zu § 48d BAO: 
	Exkurs (zu §§ 48e bis 48g BAO): 
	Zu § 48e BAO: 
	Zu § 48f BAO: 
	Zu § 48g BAO: 
	Zu § 48h BAO: 
	Zu § 48i BAO: 
	Zu Art. 70 Z 3 und 4 (§ 97 Abs. 3 und § 97a Z 1 BAO): 
	Zu Art. 70 Z 5 (§ 114 Abs. 4 BAO): 
	Zu Art. 70 Z 6 (§ 323 Abs. 53 BAO): 

	Zu Art. 71 (Änderung der Abgabenexekutionsordnung) 
	Zu Z 1 (§ 25 Abs. 3 AbgEO): 
	Zu Z 2 (§ 44 Abs. 6 AbgEO): 
	Zu Z 3 (§ 90a Abs. 13 AbgEO): 

	Zu Art. 72 (Änderung des Finanzstrafgesetzes) 
	Zu Art. 72 Z 2 (§§ 57a, 57b, 57c und 57d FinStrG): 
	§ 57a: 
	§ 57b: 
	§ 57c: 
	§ 57d: 
	Zu Art. 72 Z 3 (§ 80 FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 4 (§ 120 FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 5 (§ 194c FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 6 (§ 194d Abs. 3 FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 7 (§ 194e Abs. 2 FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 8 (§ 195 FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 9 (§ 257 FinStrG): 
	Zu Art. 72 Z 10 (§ 265 FinStrG): 

	Zum 7. Hauptstück (Inneres) 
	Allgemeines: 
	Zu Art. 73 (Änderung des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes 2015) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 73 Z 1 (§ 22 Abs. 2a): 
	Zu Art. 73 Z 2 und 3 (§ 22 Abs. 3, § 28 Abs. 2): 

	Zu Art. 74 (Änderung des Gedenkstättengesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 74 Z 1 bis 4 (§ 29): 

	Zu Art. 75 (Änderung des Meldegesetzes 1991) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 75 Z 3 (§ 4 Abs. 4 und § 4a Abs. 2 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 4, 5, 6, 8, 9, 10, 17, 19, 24, 25, 26, 28, 30, 32, 33, 34 und 35 (§ 4a Abs. 1 [idF BGBl. I Nr. 120/2016], § 4a Abs. 3, § 11 Abs. 3, Überschrift zum 2. Abschnitt, § 14 Abs. 1, 1a und 4, § 16 Abs. 5 bis 7, Überschrift zu § 16a, § 16a Abs. 6, § 16b Abs. 2 und 4, § 16c, § 17 Abs. 5, § 20 Abs. 1 und 3 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 7 und 12 (Überschrift zu § 14, Überschrift zu § 15 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 11 und 27 (§ 14 Abs. 5, § 16a Abs. 12 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 13 (§ 15 Abs. 1a MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 14 (Überschrift zu § 16 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 15 (§ 16 Abs. 1 und 2 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 16 (§ 16 Abs. 2a MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 17 (§ 16 Abs. 5 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 18 (§ 16 Abs. 8 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 20 bis 23 (§ 16a Abs. 1 bis 4 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 29 und 30 (§ 16b Abs. 3 und 4 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 31 (§ 16b Abs. 5 MeldeG): 
	Zu Art. 75 Z 35 (§ 20 Abs. 3 MeldeG): 

	Zu Art. 76 (Änderung des Passgesetzes 1992) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 76 Z 2 (§ 3 Abs. 5a des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 3, 4, 7, 8, 10, 11 und 12 (§ 3 Abs. 6 und 9, § 16 Abs. 3 und 6, § 17 Abs. 2, Überschrift zu § 22a, § 22a Abs. 1, 3 und 4, Überschrift zu § 22b, § 22b Abs. 2 und 3, § 22d Abs. 2 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 6 (§ 3 Abs. 8 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 7 (§ 16 Abs. 3 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 8 (§ 16 Abs. 6 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 9 und Z 17 (§ 17 Abs. 2, § 22b Abs. 3 und 4, § 22c Abs. 4 und § 22d Abs. 2 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 13 (§ 22a Abs. 6 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 14 und 15 (§ 22b Abs. 1 bis 1b des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 18 (§ 22b Abs. 6 des Passgesetzes 1992): 
	Zu Art. 76 Z 19 (§ 22d Abs. 2 des Passgesetzes 1992): 

	Zu Art. 77 (Änderung des Personenstandsgesetzes 2013) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 77 Z 3, 4, 5, 7, 9, 11, 15, 17, 19, 22, 23, 26, 27, 32, 39, 41 und 45 (§ 7 Abs. 3, § 8, § 9 Abs. 1, 5 und 6, § 12, § 28 Abs. 1 und 5, § 31, § 41 Abs. 3, § 43 Abs. 1, § 45 Abs. 3, Überschrift zum 4. Hauptstück, Überschrift zum 1. Abschnitt des 4. Hauptstückes, § 46 Abs. 4, § 47 Abs. 1 und 4, § 48 Abs. 4, § 50, § 52 Abs. 4, § 61 Abs. 1, 5 und 6 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 6 (§ 9 Abs. 5, § 46 Abs. 3, § 58 Abs. 1, § 61 Abs. 2 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 8 und 14 (§ 9 Abs. 5, § 28 Abs. 5 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 10 und 12 (§ 11 Abs. 4, § 20 Abs. 5, § 27 Abs. 4 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 16 (§ 42 Abs. 3 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 18 (§ 44 samt Überschrift PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 20 und 21 (§ 45 Abs. 3 und 4 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 24 (§ 46 Abs. 1 und 2 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 28 bis 30, 35 bis 38 (Überschrift zu § 48, § 48 Abs. 1 bis 3, 5, 7 bis 12, § 49, § 51 Abs. 1 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 33 (§ 48 Abs. 4a PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 39 (§ 50 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 41 und 42 (§ 52 Abs. 4 und 4a PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 43 (§ 52 Abs. 5 Z 3 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 44 (§ 53 Abs. 7, § 58 Abs. 2 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 47 (§ 61 Abs. 7 PStG 2013): 
	Zu Art. 77 Z 48 und 49 (§ 72 Abs. 3 bis 8 PStG 2013): 

	Zu Art. 78 (Änderung des Pyrotechnikgesetzes 2010) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 78 Z 1 und 2 (§ 10 Abs. 1, 3 und 4): 
	Zu Art. 78 Z 3 (§ 19 Abs. 4): 

	Zu Art. 79 (Änderung des Vereinsgesetzes 2002) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 79 Z 4, 5, 8, 13,18 bis 20 (Überschrift zum 3. Abschnitt, Überschrift zu § 15, § 15, § 16 Abs. 1 und 5, § 17 Abs. 4, § 19 Abs. 4 bis 6 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 4 (§ 15 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 5, 7 und 8 (§ 16 Abs. 1, 4 und 5 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 6, 11, 17 und 22 (§ 16 Abs. 1 Z 3, § 17 Abs. 1 Z 1, § 19 Abs. 2 und § 31 Z 4 lit. e VerG): 
	Zu Art. 79 Z 9 (§ 16 Abs. 6 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 10 (Überschrift zu § 17 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 11 und 12 (§ 17 Abs. 1 und 2 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 15 (§ 18 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 16, 17 und 21 (Überschrift zu § 19, § 19 Abs. 1, 3 und 7 VerG): 
	Zu Art. 79 Z 22 (§ 31 Z 4 lit. e VerG): 

	Zu Art. 80 (Änderung des Waffengesetzes 1996) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 80 Z 2 (§ 21 Abs. 5 und 6 WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 2, 3, 4, 13, 14, 15 und 17 (§ 21 Abs. 5 und 6, Überschrift zum 11. Abschnitt, § 54 Abs. 1, § 55 Abs. 6 bis 9 WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 6 (§ 54 Abs. 2 WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 7 (§ 54 Abs. 2a WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 8 (§ 54 Abs. 3 WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 10 (§ 55 Abs. 4 WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 16 und 18 (§ 55 Abs. 6 und 9 WaffG): 
	Zu Art. 80 Z 19 (§ 55 Abs. 10 WaffG): 

	Zu Art. 81 (Änderung des Zivildienstgesetzes 1986) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 81 Z 1, 2, 4, 5 und 18 (§ 5 Abs. 2, 3 und 4, § 6 Abs. 4, § 57a Abs. 5 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 3 (§ 5 Abs. 3 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 6 (§ 6 Abs. 5 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 7, 8, 10 und 11 (§ 8 Abs. 7, § 21 Abs. 5, § 34b Abs. 1 und 3 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 9 (§ 31 Abs. 3 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 12 und 13 (Überschrift zu Abschnitt IXa, § 57a Abs. 1 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 14 und 15 (§ 57a Abs. 1a und Abs. 2 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 17 (§ 57a Abs. 3 Z 3 ZDG): 
	Zu Art. 81 Z 19 (§ 57a Abs. 6 und 7 ZDG): 

	Zu Art. 82 (Änderung des BFA-Verfahrensgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 82 Z 1, 2 und 3 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 82 Z 4 (§ 2 Abs. 2 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 5 (§ 13 Abs. 1 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 6 bis 8 und 18 (Überschriften der §§ 23, 27 und 32 BFA-VG; §§ 23 Abs. 1 und 2, 27 Abs. 3 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 9 und 10 (§ 23 Abs. 3 bis 6 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 11 (§ 24 Abs. 1 Einleitungsteil und Z 2): 
	Zu Art. 82 Z 12 (§ 24 Abs. 3a BFA-VG): 
	Zu Art. 82 13 (§ 24 Abs. 4 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 14 (Überschriften der §§ 26 und 28 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 15 (§ 26 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 16 (§ 27 Abs. 1 Einleitungs- und Schlussteil): 
	Zu Art. 82 Z 17 (§ 27 Abs. 1 Z 5, 10, 20 und 21 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 19 und 20 (§ 27 Abs. 4 und 5 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 21 (§ 28 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 22 (§ 29 Abs. 1 bis 3 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 23 und 24 (§ 29 Abs. 1 Z 4 und 5a BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 25 (§ 29 Abs. 1 Z 19 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 26 und 27 (§ 29 Abs. 2 und 3 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 28 (§ 30 Abs. 6 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 29 (§ 31 Abs. 3 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 30 bis 35 (§ 33 BFA-VG): 
	Zu Art. 82 Z 36 (§ 56 Abs. 11 BFA-VG): 

	Zu Art. 83 (Änderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 83 Z 1 bis 4 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 83 Z 5 (§ 2 Abs. 4 Z 24 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 6, 7, 8 und 9 (Überschriften zu §§ 98, 99 und 107 FPG; § 98 Abs. 1 bis 6 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 10 (§ 99 Abs. 1 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 11 (§ 99 Abs. 2a FPG): 
	Zu Art. 83 Z 12 (§ 99 Abs. 5 FPG): 
	Betreffend die erkennungsdienstliche Behandlung von Fremden hat in Umsetzung der DSGVO eine Anpassung der Verweise auf das SPG zu erfolgen. 
	Zu Art. 83 Z 13 und 14 (§ 100 Abs. 1 und 4 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 15 (§ 102 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 16 bis 21 (§ 104 FPG samt Überschrift): 
	Zu Art. 83 Z 22 (§ 105 Abs. 1 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 23 und 24 (§ 108 Abs. 1 und 3 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 25 (§ 108 Abs. 4 FPG): 
	Zu Art. 83 Z 26 (§ 126 Abs. 21 FPG): 

	Zu Art. 84 (Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 84 Z 1 bis 3 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 84 Z 4 (§ 2 Abs. 1 Z 21 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 5 bis 8 (Überschrift des 7. Hauptstückes des ersten Teiles, § 34 Abs. 1 bis 6 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 9 bis 11 (Überschrift zu § 35, § 35 Abs. 1a und 2 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 12 (§ 36 samt Überschrift NAG): 
	Zu Art. 84 Z 13 (§ 37 Abs. 1 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 14 (§ 38 Abs. 1 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 15 (§ 38 Abs. 2 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 16 (§ 38 Abs. 3 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 17 und 18 (§ 39 samt Überschrift NAG): 
	Zu Art. 84 Z 19 (§ 40 Abs. 3 NAG): 
	Zu Art. 84 Z 20 (§ 82 Abs. 26 NAG): 

	Zu Art. 85 (Änderung des Grundversorgungsgesetzes-Bund 2005) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 85 Z 1 (§ 1 Z 8 GVG-B 2005): 
	Zu Art. 85 Z 2 (§ 8 GVG-B 2005 samt Überschrift): 
	Zu Art. 85 Z 3 (§ 16 Abs. 22 GVG-B 2005): 

	Zu Art. 86 (Änderung des Grenzkontrollgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 86 Z 1 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 86 Z 2 (§ 12 Abs. 2 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 3 (§ 12a Abs. 2 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 4 (§ 12a Abs. 3 Z 1 und 2 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 5 (§ 12a Abs. 7 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 6 und Z 7 (Überschrift zu § 15 und § 15 Abs. 1 Z 1 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 8 (§ 15 Abs. 1 Z 2 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 9 (§ 15 Abs. 2 bis 5 GrekoG): 
	Zu Art. 86 Z 10 (§ 18 Abs. 10 GrekoG): 

	Zu Art. 87 (Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 87 Z 1 und 7 (§§ 39a Abs. 1 bis 4 und 56b Abs. 4 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 2 (§ 39a Abs. 5 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 3 (§ 39a Abs. 6 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 4 (§ 56a Abs. 1 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 5 (§ 56a Abs. 1a StbG): 
	Zu Art. 87 Z 6 (§ 56a Abs. 2 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 8 (§ 56b Abs. 6 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 9 (§ 56b Abs. 8 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 10 (§ 64a Abs. 27 StbG): 
	Zu Art. 87 Z 11 (§ 66 Abs. 1 lit. c StbG): 

	Artikel 88 (Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Allgemeines: 
	Zu Art. 88 Z 1 bis 7 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 88 Z 8 (§ 7 Abs. 4 SPG): 
	Zu Art. 88 9 und 10 (§ 13a SPG): 
	Zu Art. 88 Z 11, 12, 14, 21, 22, 24 bis 26, 33 bis 37, 45, 46, 51, 53, 55, 58 und 61 bis 63 (§ 35a Abs. 5, Überschrift des 4. Teils, § 52, § 53b, § 54 Abs. 5, 6 und 7, § 55 Abs. 4, § 55a Abs. 4, § 55b Abs. 1, § 57, § 58, § 60 Abs. 2, § 61, § 67, § 69 Abs. 2, § 71 Abs. 5, § 75 Abs. 2, § 91c Abs. 2 und § 91d Abs. 3 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 13 (§ 51 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 15 (§ 53 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 16 bis 20 (§ 53a SPG): 
	Zu Art. 88 Z 23 (§ 54b Abs. 1 und 3 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 27 bis 32 (§ 56 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 38 bis 42 (§ 58a, § 58b Abs. 1, § 58c, § 58d Abs. 1, § 58e SPG samt Überschrift): 
	Zu Art. 88 Z 40 (§ 58c SPG): 
	Zu Art. 88 Z 41 (§ 58d Abs. 1 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 43, 43a und 44 (§ 59 SPG samt Überschrift): 
	Zu Art. 88 Z 47 (§ 63 SPG samt Überschrift): 
	Zu Art. 88 Z 48 (§ 64 Abs. 2 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 49 und 50 (§ 65 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 52 (§ 68 SPG samt Überschrift): 
	Zu Art. 88 Z 54 (§ 70 SPG samt Überschrift): 
	Zu Art. 88 Z 56 (§ 73 Abs. 1 Z 5 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 57 (§ 75 Abs. 1 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 59 (§ 76 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 60 (§ 80 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 61 (§ 90 SPG): 
	Zu Art. 88 Z 64 (§ 94 Abs. 44 SPG): 

	Artikel 89 (Änderung des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Allgemeines: 
	Zu Art. 89 Z 1 (Überschrift des 3. Hauptstücks): 
	Zu Art. 89 Z 2, 3 und 4 (§ 9 PStSG): 
	Zu Art. 89 Z 5 und 6 (§ 10 PStSG): 
	Zu Art. 89 Z 7, 8, 9, 10 und 11(§ 12 PStSG): 
	Zu Art. 89 Z 12, 13 und 14 (§§ 13, 14 Abs. 1 und 15 Abs. 1 PStSG): 
	Zu Art. 89 Z 15 und 16 (§ 16 Abs. 1 und 3 PStSG): 
	Zu Art. 89 Z 17 (§ 18 Abs. 3 PStSG): 

	Artikel 90 (Änderung des Polizeikooperationsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 90 Z 1 und 2 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 90 Z 3, 4, 5, 7 und 18 (§ 3 Abs. 2 Z 1, § 5 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3 Z 1, § 7 Abs. 1 und 5, § 18 Z 1 PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 6 (§ 8 PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 7 bis 13 (§ 8a PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 14 (§ 9 PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 15 (§ 10 PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 16 (§ 11 PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 17 (§ 12 PolKG): 
	Zu Art. 90 Z 19 (§ 20 Abs. 10 PolKG): 

	Artikel 91 (Änderung des EU-Polizeikooperationsgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 91 Z 1 bis 3 (Inhaltsverzeichnis): 
	Zu Art. 91 Z 4 und 7 (§§ 1 Abs. 2, 5 Abs. 4 EU-PolKG): 
	Zu Art. 91 Z 5, 7, 9, 10, 11 und 12 (§§ 3 Abs. 1 und 3, 5 Abs. 2, 6 Abs. 1 bis 3, 26, 33 Abs. 1, 3 und 7 EU-PolKG): 
	Zu Art. 91 Z 6 (§ 4 Abs. 1 EU-PolKG): 
	Zu Art. 91 Z 8 (Überschriften zu §§ 6, 22 und 24 EU-PolKG): 
	Zu Art. 91 Z 13 (§ 43 EU-PolKG): 
	Zu Art. 91 Z 14 (§ 46 Abs. 7 EU-PolKG): 

	Zu Art. 92 (Änderung des Bundespräsidentenwahlgesetzes 1971) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 92 Z 1 (§ 25a BPräsWG): 
	Zu Art. 92 Z 2 (§ 28 Abs. 14 BPräsWG): 

	Zu Art. 93 (Änderung des Europäische-Bürgerinitiative-Gesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 93 Z 1, Z 2 und Z 3 (§ 3 Abs. 2, § 3 Abs. 6 und § 3 Abs. 8 EBIG): 
	Zu Art. 93 Z 4 (§ 3 Abs. 9 EBIG): 
	Zu Art. 93 Z 5 (§ 10 Abs. 4 EBIG): 

	Zu Art. 94 (Änderung des Europa-Wählerevidenzgesetzes) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 94 Z 1 (§ 13 Abs. 4 EuWEG): 
	Zu Art. 94 Z 2 (§ 13 Abs. 5 EuWEG): 
	Zu Art. 94 Z 3 (§ 20 Abs. 12 EuWEG): 

	Zu Art. 95 (Änderung der Europawahlordnung) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 95 Z 1 (§ 11 Abs. 1 EuWO): 
	Zu Art. 95 Z 2 (§ 11 Abs. 5 EuWO): 
	Zu Art. 95 Z 3, Z 4 und Z 5 (§ 34 Abs. 1, § 39 Abs. 8 und § 72 Abs. 6 EuWO): 
	Zu Art. 95 Z 6 (§ 91 Abs. 15 EuWO): 

	Zu Art. 96 (Änderung der Nationalrats-Wahlordnung 1992) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 96 Z 1, Z 3, Z 4 und Z 5 (§ 23 Abs. 1, § 46 Abs. 1, § 52 Abs. 7 und § 106 Abs. 5 NRWO): 
	Zu Art. 96 Z 2 (§ 23 Abs. 5 NRWO): 
	Zu Art. 96 Z 6 (§ 129 Abs. 12 NRWO): 

	Zu Art. 97 (Änderung des Volksabstimmungsgesetzes 1972) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 97 Z 1 (§ 6 Abs. 3 VAbstG): 
	Zu Art. 97 Z 2 (§ 19 Abs. 3 VAbstG): 
	Zu Art. 97 Z 3 (§ 21 Abs. 9 VAbstG): 

	Zu Art. 98 (Änderung des Volksbefragungsgesetzes 1989) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 98 Z 1 (§ 6 Abs. 3 VBefrG): 
	Zu Art. 98 Z 2 (§ 20 Abs. 4 VBefrG): 
	Zu Art. 98 Z 3 (§ 21 Abs. 10 VBefrG): 

	Zu Art. 99 (Änderung des Volksbegehrengesetzes 2018) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 99 Z 1 (§ 4 Abs. 4 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 2, Z 4, Z 8, Z 9, Z 12 und Z 14 (§ 5 Abs. 1 Z 1, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1, § 11 Abs. 1 Z 1, § 11 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 3 und Z 11 (§ 5 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 5 (§ 5 Abs. 2 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 6 und Z 7 (§ 5 Abs. 3 und § 5 Abs. 4 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 9 (§ 6 Abs. 5 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 11 (§ 11 Abs. 2 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 14 (§ 11 Abs. 5 VoBeG): 
	Zu Art. 99 Z 16 (§ 24 VoBeG): 

	Zu Art. 100 (Änderung des Wählerevidenzgesetzes 2018) 
	Kompetenzgrundlage: 
	Zu Art. 100 Z 1 (§ 2 Abs. 7 WEviG): 
	Zu Art. 100 Z 2 (§ 4 Abs. 1 WEviG): 
	Zu Art. 100 Z 3 (§ 4 Abs. 3 WEviG): 
	Zu Art. 100 Z 4 (§ 4 Abs. 4 WEviG): 
	Zu Art. 100 Z 5 (§ 4 Abs. 6 WEviG): 
	Zu Art. 100 Z 6 (§ 19 WEviG): 

	Zum 8. Hauptstück (Justiz) 
	Allgemeines 
	II. Besonderer Teil 
	Zu Art. 101 (Änderung des Auslieferungs- und Rechtshilfegesetzes): 
	Zu Z 1 (§ 9a ARHG): 
	Zu Z 2 (§ 58a): 
	Zu Z 3 (§ 59a): 
	Zu Z 4 (§ 71a): 
	Zu Z 5 (§ 77 Abs. 4): 
	Zu Z 6 (Übergangsbestimmung): 
	Zu Art. 102 (Änderung des Bewährungshilfegesetzes): 
	Zu Z 1 (§§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 und 3, 5 Abs. 3, 8 Abs. 1, 9, 10, 11, 12 Abs. 1, 13 Abs. 1, 2, 4, 6 und 7, 14, 24 Abs. 1, 3 und 4, 26 Abs. 1 Z 3, 26a Abs. 1, 2 und 3, 28 Abs. 1, 2 und 3, 29 Abs. 1, 29d Abs. 1 lit. b und 31 BewHG): 
	Zu Z 2 (§ 25 BewHG): 
	Zu Art. 103 (Änderung des Disziplinarstatuts für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter): 
	Zu Z 1 (§ 20 DSt): 
	Zu Art. 104 (Änderung der EO): 
	Zu Z 1 und 2 (§ 275 Abs. 6 und § 382g Abs. 1 EO): 
	Zu Art. 105 (Änderung des GOG): 
	Zu Z 1 (§ 16a GOG): 
	Zu Z 2 (§§ 83 bis 85a GOG): 
	Zu § 83 GOG: 
	Zu § 84 GOG: 
	Zu § 85 GOG: 
	Zu § 85a GOG: 
	Zu Z 3, 6 und 7 (Überschriften der §§ 89f, 89g und 89i GOG): 
	Zu Z 4 und 5 (§ 89f GOG): 
	Zu Z 8 (§§ 89p und 89q GOG): 
	Zu § 89p GOG: 
	Zu § 89q GOG: 
	Zu Z 9 und 10 (§§ 91b und 91d GOG): 
	Zu Z 11 (Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen) 
	Zu Art. 106 (Änderung des GUG): 
	Zu Z 1 (§ 6a GUG): 
	Zu Art. 107 (Änderung der JN): 
	Zu Z 1 (§ 37 Abs. 6 JN): 
	Zu Z 2 (§ 37a JN): 
	Zu Art. 108 (Änderung der Notariatsordnung): 
	Zu Z 1 (§ 37 Abs. 3a NO): 
	Zu Z 2 bis 5 (§§ 55 Abs. 4, 82 Abs. 1 und 113 NO) 
	Zu Z 6 und 8 (§§ 134 Abs. 4 und 140a Abs. 3 NO): 
	Zu Z 7 (§ 140a Abs. 2 Z 11 NO): 
	Zu Z 9 bis 13 (§ 140b Abs. 1 und 7 sowie §§ 140i bis 140k NO): 
	Zu Z 14 (§ 168 NO): 
	Zu Art. 109 (Änderung der Rechtsanwaltsordnung) 
	Zu Z 1 (§ 9 Abs. 3a RAO): 
	Zu Z 2, 5, 6 und 8 (§§ 10a Abs. 8, 36 Abs. 1 Z 6, 8 und 9 sowie Abs. 1a und 37 Abs. 1 Z 7 RAO): 
	Zu Z 3, 5 und 7 (§§ 23 Abs. 2a, 36 Abs. 1 Z 7 und 36 Abs. 6 RAO): 
	Zu Z 4 (§ 36 Abs. 1 Z 5 RAO): 
	Zu Art. 110 (Änderung des StAG): 
	Zu Z 1 (§ 34a Abs. 2a StAG): 
	Zu Z 2 (§ 34a Abs. 6 StAG): 
	Zu Z 3 (§ 42 Abs. 20 StAG): 
	Zu Art. 111 (Änderung der StPO): 
	Zu Z 1, 4 und 5 (Eintrag zu § 74 im Inhaltsverzeichnis, Überschrift von § 74 und § 74 Abs. 1 StPO): 
	Zu Z 3 (§ 54, § 76 Abs. 4 StPO): 
	Zu Z 2, 6, 7, 9 bis 11 und 13 bis 18 (Eintrag zu § 75 im Inhaltsverzeichnis, § 74 Abs. 2, Überschrift von § 75, § 75 Abs. 3 und 4, § 76 Abs. 4, § 117 Z 1, § 141 Abs. 1 und 4, § 142 Abs. 2 und § 143 Abs. 1 und 2 StPO): 
	Zu Z 8 (§ 75 Abs. 1 StPO): 
	Zu Z 12 (§ 77 Abs. 2 StPO): 
	Zu Z 19 (§ 514 Abs. 37): 
	Zu Art. 112 (Änderung des Strafregistergesetzes): 
	Zu Z 1 und 2 (§ 1 Abs. 2 und 3 StRegG): 
	Zu Z 3 und 4 (§ 8 Abs. 1, 2 und 5 StRegG): 
	Zu Z 5 bis 7 (§ 9 Abs. 1 Z 2a und 2b und § 9a Abs. 1 Z 5 und 6 StRegG): 
	Zu Z 8 und 9 (§ 10 Abs. 1a und 4 StRegG): 
	Zu Z 10 bis 14 und 19 (§ 10a Abs. 1 und 3, § 10b Abs. 1 und 2, § 11 Abs. 6 und § 14a Abs. 1 StRegG): 
	Zu Z 15 und 16 (§ 12 StRegG): 
	Zu Z 17 (§ 13a StRegG): 
	Zu Z 18 (§ 14 Abs. 14 StRegG): 
	Zu Art. 113 (Änderung des Strafvollzugsgesetzes): 
	Zu Z 1 (§§ 9 Abs. 5, 10 Abs. 1, 13, 14 Abs. 1 und 3, 14a Abs. 1, Abs. 2 Z 2 und Abs. 3, 15c Abs. 1, 16a Abs. 1 Z 2 und 3, 24 Abs. 3, 52 Abs. 2, 69 Abs. 1, 78 Abs. 1 und 2, 80 Abs. 2, 84 Abs. 1 und 3, 97, 101 Abs. 2 und 3, 106 Abs. 3, 116 Abs. 1, 121 Abs. 5, 121b Abs. 4, 134 Abs. 1 und 6, 135 Abs. 2, 161 sowie 179a Abs. 1 und 3 StVG), 5 (§§ 18a Abs. 3, 99 Abs. 5a und 156b Abs. 2 StVG), 6 (§ 156b Abs. 3 StVG) und 8 (§ 182 StVG): 
	Zu Z 2 (§ 15a StVG): 
	Zu Z 3 (§ 15b StVG): 
	Zu Z 4 (§ 15c StVG): 
	Zu Art. 114 (Änderung der ZPO): 
	Zu § 219 ZPO: 

	Zum 9. Hauptstück (Landesverteidigung) 
	Allgemeines 
	Hauptgesichtspunkte des Entwurfes: 
	Kompetenzgrundlage: 

	Zu Art. 117 (Änderung des Wehrgesetzes 2001): 
	Zu Z 1 bis 6 (Inhaltsverzeichnis zu § 55a, § 38 Abs. 2, § 39 Abs. 1, die Überschrift zu § 55a sowie § 55a Abs. 1 und 1a): 
	Zu Z 7 und 8 (§ 60 Abs. 2p und 12): 

	Zu Art. 118 (Änderung des Heeresdisziplinargesetzes 2014): 
	Zu Z 1 (§ 11 Abs. 2): 
	Zu Z 2 (§ 89 Abs. 2): 

	Zu Art. 119 (Änderung des Heeresgebührengesetzes 2001): 
	Zu Z 1 (§ 51 Abs. 2): 
	Zu Z 2 (§ 60 Abs. 2r): 

	Zu Art. 120 (Änderung des Auslandseinsatzgesetzes 2001): 
	Zu Z 1 (§ 6a Abs. 2 und 3): 
	Zu Z 2 (§ 7 Abs. 2): 
	Zu Z 3 (§ 11 Abs. 2k): 

	Zu Art. 121 (Änderung des Militärbefugnisgesetzes): 
	Zu Z 1, 5 und 10 (Inhaltsverzeichnis zu § 5a und § 5a samt Überschrift, § 26 Abs. 4 und § 31 Abs. 3): 
	Zu Z 2 und 6 (Inhaltsverzeichnis zu § 15 und § 15 samt Überschrift): 
	Zu Z 3, 7 und 8 (Inhaltsverzeichnis zu § 22, die Überschrift zu § 22 und § 22 Abs. 1): 
	Zu Z 4, 11 und 12 (§ 1 Abs. 6, § 54 Abs. 4 und § 57 Abs. 6): 
	Zu Z 5 (§ 5a samt Überschrift): 
	Zu Z 6 (§ 15 samt Überschrift): 
	Zu Z 7 und 8 (Überschrift zu § 22 und § 22 Abs. 1): 
	Zu Z 9 (§ 24 Abs. 1 und § 25 Abs. 3): 
	Zu Z 10 (§ 26 Abs. 4 und § 31 Abs. 3): 
	Zu Z 11 und 12 (§ 54 Abs. 4 und § 57 Abs. 6): 
	Zu Z 13 und 14 (§ 61 Abs. 1l und 3e): 

	Zu Art. 122 (Änderung des Sperrgebietsgesetzes 2002): 
	Zu Z 1 (§ 1 Abs. 4): 
	Zu Z 2 (§ 7 Abs. 7): 

	Zu Art. 123 (Änderung des Munitionslagergesetzes 2003): 
	Zu Z 1 (§ 1 Abs. 3): 
	Zu Z 2 (§ 18 Abs. 7): 

	Zu Art. 124 (Änderung des Militärauszeichnungsgesetzes 2002): 
	Zu Z 1 (§ 3 Abs. 4): 
	Zu Z 2 (§ 18 Abs. 4f): 

	Zu Art. 125 (Änderung des Verwundetenmedaillengesetzes): 
	Zu Z 1 (§ 4 Abs. 2a): 
	Zu Z 2 (§ 6a Abs. 5): 

	Zu Art. 126 (Änderung des Truppenaufenthaltsgesetzes): 
	Zu Z 1 (§ 5a samt Überschrift): 
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